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(Beginn: 12.25 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich eröffne die 78. Sitzung des 
1. Untersuchungsausschusses der 20. Wahl-
periode, die zugleich unsere 36. Beweisaufnah-
mesitzung ist.  

Ich stelle fest, dass die Öffentlichkeit hergestellt 
ist, und begrüße ganz herzlich die Zuschauerin-
nen und Zuschauer sowie die Vertreterinnen und 
Vertreter der Presse. 

Ich gehe davon aus, dass sich keine Personen 
im Raum aufhalten, die später als Zeugen in Be-
tracht kommen. Allmählich ist das ja auch kaum 
noch möglich. 

Mein Hinweis an die Presse ist auch dieses Mal 
wieder der, dass der Ausschuss sich aus Gründen 
des Persönlichkeitsschutzes dafür entschieden 
hat, Namen von Zeuginnen und Zeugen nicht in 
der Tagesordnung zu veröffentlichen, soweit 
diese nicht ohnehin aufgrund ihrer Funktion 
öffentlich bekannt sind. Bei den Angaben zur 
Person werden die Namen zwar in öffentlicher 
Sitzung genannt; das bedeutet jedoch nicht, dass 
der Persönlichkeitsschutz der Zeugen damit auf-
gehoben würde. Ich bitte daher darum, in der 
Berichterstattung über die Beweisaufnahme des 
Untersuchungsausschusses nach den Regeln des 
Pressekodex die Namen der Zeugen nicht zu ver-
öffentlichen, soweit sie nicht in der Tagesord-
nung genannt sind. 

Ton- und Bildaufnahmen sind während der öf-
fentlichen Beweisaufnahme nicht zulässig. Die 
Kollegen sind jetzt auch draußen. 

Ein Verstoß gegen dieses Gebot kann nach dem 
Hausrecht des Deutschen Bundestages nicht nur 
zu einem dauernden Ausschluss von den Sitzun-
gen dieses Ausschusses sowie des ganzen Hauses 
führen, sondern gegebenenfalls strafrechtliche 
Konsequenzen nach sich ziehen. 

Ich rufe unseren einzigen Tagesordnungspunkt 
auf: 

Öffentliche Zeugenvernehmung  

Ulrich Weinbrenner 
Abteilungsleiter „Migration, Flüchtlinge 
und Rückkehrpolitik“ im Bundesministe-
rium des Innern und für Heimat 
(Beweisbeschluss Z-88)  

Dagmar Busch 
Ehemalige Leiterin der Abteilung 
„Angelegenheiten der Bundespolizei“ im 
Bundesministerium des Innern und für 
Heimat 
(Beweisbeschluss Z-89)  

Dr. Carsten Maas 
Leiter der Gruppe „Recht, Parlamentari-
sche Kontrolle, ND-Lage, Internationale 
Zusammenarbeit und Geschichte des 
BND“ im Bundeskanzleramt  
(Beweisbeschluss Z-90)  

Wir werden die Zeugen in dieser Reihenfolge 
vernehmen. 

Wir werden die Vernehmungen heute voraus-
sichtlich wegen namentlicher Abstimmungen ge-
gen 14.15 und 17.30 Uhr unterbrechen. Es gibt 
auch andere Unterbrechungen; aber wir versu-
chen, das so zu koordinieren, dass uns möglichst 
wenig Zeit verloren geht.  

Vernehmung des Zeugen 
Ulrich Weinbrenner 

Ich begrüße nunmehr unseren ersten Zeugen, 
Ulrich Weinbrenner, der bereits Platz genommen 
hat. 

Ich stelle fest, dass der Zeuge ordnungsgemäß ge-
laden ist. Herr Weinbrenner, Sie haben den Er-
halt der Ladung am 23. April 2024 bestätigt. Ich 
heiße Sie herzlich willkommen und bedanke 
mich dafür, dass Sie dem Ausschuss als Zeuge 
zur Verfügung stehen.  

Ich bin zunächst gehalten, Sie über Ihre Rechte 
und Pflichten als Zeuge aufzuklären. Diese Be-
lehrung schreibt mir das Gesetz für jeden Zeugen 
vor, und der Text ist auch immer derselbe. 
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Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen. Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. Wer vor einem Untersuchungs-
ausschuss vorsätzlich falsche Angaben macht, 
kann sich nach § 162 in Verbindung mit § 153 
des Strafgesetzbuches strafbar machen. Solch 
eine uneidliche Falschaussage kann eine Geld-
strafe oder eine Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren nach sich ziehen.  

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können 
Verfahren wegen einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit sein, aber auch Disziplinar- oder be-
rufsgerichtliche Verfahren.  

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind. 

Haben Sie dazu Fragen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme ge-
fertigt wird, um die Protokollierung der Sitzung 
zu erleichtern. Deshalb ist es sehr wichtig, dass 
Sie Ihr Mikrofon einschalten und laut und deut-
lich sprechen, wenn Sie das Wort ergreifen. Die 
Aufnahme wird nach Abschluss der Protokoll-
erstellung gelöscht. Das Protokoll wird Ihnen vor 
seiner endgültigen Fertigstellung übersandt. 

Sollten Sie während Ihrer Vernehmung zu der 
Auffassung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich 
oder höher eingestufte Informationen oder sons-
tige Dinge zur Sprache bringen müssen, deren 
öffentliche Erörterung überwiegende schutzwür-
dige Interessen verletzen könnte, bitte ich um 

einen Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit sowie den 
Geheimhaltungsgrad der Sitzung zu beschließen. 
Es handelt sich dabei jedoch um ein Regel-Aus-
nahme-Verhältnis. Der Öffentlichkeitsgrundsatz 
für Beweiserhebungen in Untersuchungsaus-
schüssen hat nach Artikel 44 des Grundgesetzes 
Verfassungsrang. Die Gründe für eine Ausnahme 
müssen daher von besonderem Gewicht sein. 
Und es ist der Ausschuss, der darüber entschei-
det. 

Haben Sie zu diesen Hinweisen Fragen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nach diesen not-
wendigen Vorbemerkungen komme ich nun zum 
Ablauf der Vernehmung. Eingangs werde ich Sie 
kurz zu Ihrer Person befragen. Zu Beginn der Ver-
nehmung zur Sache haben Sie nach § 24 Absatz 4 
des Untersuchungsausschussgesetzes Gelegen-
heit, zum Beweisthema im Zusammenhang vor-
zutragen, wenn Sie das wünschen. Anschlie-
ßend - oder wenn Sie darauf verzichten - werden 
Sie von den Mitgliedern des Ausschusses befragt. 
Die Fragezeit richtet sich dabei nach dem Stär-
keverhältnis der Fraktionen.  

Haben Sie zum Ablauf noch Fragen?  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann darf ich Sie 
nun bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer 
Ausführungen mit Ihrem Namen, Ihrem Alter, 
Ihrem Beruf und einer ladungsfähigen Anschrift 
vorzustellen. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Mein Name ist 
Ulrich Weinbrenner. Ich bin 60 Jahre alt, bin 
Jurist, Beamter im Bundesinnenministerium und 
bin zu laden über das Bundesinnenministerium 
hier in Berlin - was ja auch erfolgreich funktio-
niert hat.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich glaube, wir 
müssten mal gucken, ob Sie nahe genug am 
Mikrofon sind.  
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Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich kann auch ein 
bisschen - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Denn es war ein 
bisschen leise. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Okay, ich kann da 
noch abhelfen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich bitte darum. 
Es ist einfach auch für die Protokollanten, die 
hier übrigens hervorragende Arbeit leisten, wenn 
ich das noch mal in Ihre Richtung sagen darf, 
leichter, wenn Sie ein bisschen lauter sprechen. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Okay.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. - Sie können 
jetzt, wenn Sie wünschen, im Zusammenhang 
darlegen, was Ihnen über den Gegenstand der 
Verhandlungen, der Vernehmung bekannt ist.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, das würde ich 
gerne machen, Herr Vorsitzender, in wenigen 
Minuten. - Ich leite seit April 2018 die Abteilung 
„Migration, Flüchtlings- und Rückkehrpolitik“ 
im BMI. Ich bin Beamter des BMI seit 1992, habe 
verschiedenste Verwendungen in den Bereichen 
„öffentliche Sicherheit“, „Datenschutz“ und auch 
in dem Bereich „gesellschaftlicher Zusammen-
halt“ im BMI absolviert und war auch einmal 
zwei Jahre nationaler Experte bei der Europäi-
schen Kommission in Brüssel. 

In meinem Zuständigkeitsbereich als Abteilungs-
leiter „Migration“ hat der Komplex Afghanistan 
in dem hier für den Untersuchungsausschuss 
relevanten Zeitraum im Wesentlichen zwei As-
pekte umfasst. Das eine war die Rückkehr von 
ausreisepflichtigen afghanischen Staatsangehöri-
gen nach Afghanistan aus Deutschland. Der 
zweite Aspekt war die Aufnahme von Ortskräften 
und sonstigen schutzbedürftigen Personen aus 
Afghanistan nach Deutschland. 

Im Rahmen des Ortskräfteverfahrens lag die Zu-
ständigkeit für die Aufnahme in der Abteilung B, 
Bundespolizei, weil die Bundespolizei eigene 
Ortskräfte in Afghanistan hatte.  

Ich war in eine Vielzahl von Entscheidungen ein-
gebunden, die für den Untersuchungsausschuss 
ausweislich des Einsetzungsbeschlusses von Inte-
resse sind. Ich habe mir die Akten aus dem rele-
vanten Zeitraum 25. Februar 2020 bis 30.09.2021 
noch mal angeschaut und habe auch ein einfüh-
rendes Gespräch mit der Projektgruppe „Unter-
suchungsausschuss“ im BMI geführt. 

Ich möchte zunächst auf den Aspekt der Rück-
führung kurz zu sprechen kommen. Wir haben 
eine erhebliche Anzahl ausreisepflichtiger afgha-
nischer Staatsangehöriger in der Bundesrepublik 
Deutschland zu verzeichnen, wobei wir auch 
eine stark steigende Tendenz festgestellt haben. 
So hatten wir zum Beispiel im Jahr 2017  14 400 
ausreisepflichtige afghanische Staatsangehörige 
und im Jahr 2020, also drei Jahre später, mit 
29 245 fast eine Verdopplung der ausreisepflich-
tigen afghanischen Staatsangehörigen. Dem ge-
genüber stand die Anzahl der Rückführungen 
nach Afghanistan unmittelbar in einem sehr 
begrenzten Umfang. Wir hatten im Jahr 2017 
121 Rückführungen und die höchste Zahl im Jahr 
2019 mit 360 Rückführungen im Verhältnis zu 
23 000 ausreisepflichtigen afghanischen Staats-
angehörigen, also eine relativ kleine Prozentzahl, 
und die zu steigern, gehörte auch zu den Auf-
gaben meiner Abteilung. 

Wesentliche Bedeutung in diesem Bereich für die 
Durchführung der Rückführungsmaßnahmen hat-
ten die Lageberichte des Auswärtigen Amtes über 
die Situation in Afghanistan. Diese haben zuletzt 
am 15. Juli 2021 durchgehend eine Rückführung 
nach Afghanistan mindestens für junge Männer 
ohne Beeinträchtigungen als grundsätzlich mög-
lich bezeichnet. Dabei wurde auf die relative 
Sicherheitslage hingewiesen und auf starke regio-
nale Unterschiede. Es wurde auch darauf hin-
gewiesen, dass die größeren Städte als Aus-
weichorte in Afghanistan grundsätzlich in Be-
tracht kommen. Die Rückführungen, die wir 
durchgeführt haben, haben ganz überwiegend 
volljährige Männer ausschließlich betroffen, die 
auch ganz überwiegend strafrechtlich verurteilt 
waren im Bereich Kapitaldelikte, Körperverlet-
zungs-, Sexual-, Drogen- und Eigentumsdelikte.  
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Anfang Juli 2021 haben die afghanischen Behör-
den darum gebeten, Rückführungen für drei Mo-
nate, also bis Anfang Oktober 2021, auszusetzen. 
Es gab dann diplomatische Bemühungen in Rich-
tung der afghanischen Seite, die dazu geführt ha-
ben, dass dann eine begrenzte Rückführungsmaß-
nahme noch möglich wurde. Für den 3. August 
21 ist ein Flug geplant worden, der allerdings 
sehr kurzfristig abgesagt werden musste, weil die 
Sicherheitslage in Kabul zu dem Zeitpunkt un-
sicher war. Seit dem 15. August 21 finden keine 
Rückführungsmaßnahmen nach Afghanistan 
mehr statt, und es erfolgt auch keine finanzielle 
Unterstützung mehr für eine freiwillige Rückkehr 
von afghanischen Staatsangehörigen nach Afgha-
nistan. 

Der zweite wesentliche Aspekt, der für mich von 
Relevanz war, war die Aufnahme der Ortskräfte 
aus Afghanistan. Grundsätzlich richtet sich das 
Aufnahmeverfahren nach § 22 Satz 2 des Aufent-
haltsgesetzes. Danach sind Aufnahmen von Per-
sonen aus Drittstaaten aus politischen Gründen 
möglich.  

Die Verfahrenspraxis, wie ich sie 2018 vorgefun-
den habe, war so, dass in jedem Einzelfall das 
Auswärtige Amt - das ist immer der Weg - vor-
schlägt, Personen auf dieser Grundlage nach 
Deutschland aufzunehmen. Das Auswärtige Amt 
hat dann uns gegenüber im Bundesinnenministe-
rium die Gründe detailliert dargelegt. Wir haben 
die dann geprüft, haben eine Staatssekretärs-
vorlage in diesen Einzelfällen gefertigt, hatten 
noch mit dem Auswärtigen Amt gegebenenfalls 
Rückfragen zu klären. Das führte dann dazu, rein 
zahlenmäßig, dass wir in den Jahren vor 2021 auf 
dieser Rechtsgrundlage jeweils 23 oder 24 Perso-
nen aufgenommen haben. Also, das war ein wirk-
liches Einzelfallverfahren, jeweils auf der Grund-
lage einer Entscheidung des zuständigen Staats-
sekretärs im Bundesinnenministerium, das dann 
auch über meinen Tisch gegangen ist, die Vorla-
gen. 

Dann entscheidet das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge, in welchem Bundesland die 
Aufnahme erfolgt, und berücksichtigt dabei fami-
liäre Bindungen oder auch besondere Wünsche 
der Betroffenen, soweit dies möglich ist. Grund-

lage für die Verteilung zwischen den Bundes-
ländern ist der Königsteiner Schlüssel. 

Das Ortskräfteverfahren für Afghanistan, das 
dann entwickelt worden ist auf dieser Rechts-
grundlage des § 22 Satz 2 Aufenthaltsgesetz, war 
eine sehr besondere Lösung. Es gab ein ressort-
abgestimmtes Fact Sheet, in dem die besonderen 
Kriterien, Verfahren und die Zuständigkeit für in-
dividuell besonders gefährdete afghanische Orts-
kräfte im Ressortkreis geklärt wurden, dargestellt 
oder geeint wurden. Es gab jeweils Ressortbeauf-
tragte in den zuständigen Ressorts, die Ortskräfte 
in Afghanistan beschäftigt haben. Das war im 
BMI, wie gesagt, die Abteilung B wegen der Orts-
kräfte der Bundespolizei. Das waren das Auswär-
tige Amt, das BMVg und das BMZ, die jeweils 
Ressortbeauftragte benennen, die dann Aufnah-
mebitten der Ortskräfte individuell prüfen. 

Diese Aufnahmebitten wurden dann an das Aus-
wärtige Amt weitergeleitet, dort geprüft und 
dann auf dem üblichen Wege des § 22 Satz 2 an 
das BMI übermittelt. Diese Informationen, die 
wir dann von dem Auswärtigen Amt erhielten, 
haben neben der Begründung für die Gefähr-
dungseinstufung dann auch Passkopien enthalten 
der Ortskräfte und auch der mitreisenden Fami-
lienangehörigen. Vor 2021 wurden nach mir vor-
liegenden Informationen circa 50 Prozent der 
Aufnahmeersuchen von Ortskräften auf diesem 
Weg abgelehnt, die also das BMI über das Aus-
wärtige Amt nicht erreicht haben, weil schon ent-
weder die Ressorts oder das Auswärtige Amt die 
Voraussetzungen als nicht gegeben ansahen. 

Dann war Bestandteil des Fact Sheet, dass die 
Ortskräfte die Ausreise selbst gestalten. Sie hat-
ten also zu entscheiden, wann und wie sie aus-
reisen. Es galt auch das Visaverfahren. Das heißt, 
es musste durch die Ortskräfte ein Visum bean-
tragt werden, entweder bei den deutschen Aus-
landsvertretungen in Pakistan oder in Indien, 
weil die Visastelle an der Botschaft in Kabul ge-
schlossen war. 

Wir hatten ein Interesse daran, dass die Einrei-
setermine 14 Tage vor Einreise individuell uns 
mitgeteilt wurden, weil das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge, das BAMF, die Erst-
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betreuung, die Aufnahme der einreisenden Orts-
kräfte dann in den Bundesländern, sicherzustel-
len hatte. 

Es gab eine Beschränkung bei der Aufnahme von 
Ortskräften im Hinblick auf die Familienangehö-
rigen, und zwar auf die Kernfamilie. Das war 
auch ein Gegenstand der Diskussion und ent-
sprach dem allgemeinen Aufenthaltsrecht. Es ka-
men zum Beispiel Fälle, die an uns rangetragen 
wurden, wo es um die Mitnahme von Zweit-
frauen oder von erwachsenen Kindern mit eige-
nen Familien ging. 

Innerhalb dieses Verfahrens hatten die Ressort-
beauftragten selbst darüber zu entscheiden, ob sie 
Werkvertragsarbeitskräfte auch von dem Ortskräf-
teverfahren umfassen wollten. Das wurde also 
dann nach jeweiliger Entscheidung der Ressort-
beauftragten analog angewandt. 

Es gab dann eine Reihe von Überlegungen über 
eine Vereinfachung, Beschleunigung und Aus-
weitung des Ortskräfteverfahrens, bei denen wir 
aber auch immer die Situation in Afghanistan be-
rücksichtigen mussten. Besonders vor Augen 
steht mir noch ein Bericht der Botschaft, ein so-
genannter DKOR, vom Ende April 21, in dem die 
Botschaft nachdrücklich darauf hingewiesen hat, 
dass wir den Eindruck vermeiden müssen, mit 
unseren lokalen Partnern schnellstmöglich das 
Land zu verlassen; dies würde den Signalen, die 
wir an die damalige afghanische Regierung ge-
meinsam mit unseren Verbündeten gesandt ha-
ben, klar widersprechen, dass Deutschland an 
seiner Seite stehe. Auch war bei allen Schritten, 
die in Afghanistan eine Rolle gespielt haben, eine 
enge Abstimmung mit den Verbündeten nach 
meinem Eindruck ein wesentlicher Punkt. 

Interessant ist vielleicht noch, zu bemerken, dass 
wir, also dass Deutschland, anders als andere 
Staaten, nicht nur die Ortskräfte für den Bereich 
Militär- und Polizeiunterstützung in Afghanistan 
von dem jeweiligen nationalen Programm um-
fasst hat, sondern auch solche der Entwicklungs-
zusammenarbeit und beispielsweise der politi-
schen Stiftungen. Es gab auch nach dem deut-
schen Ortskräfteverfahren für Afghanistan weder 
eine Beschränkung auf bestimmte Tätigkeiten, 

also nicht nur beispielsweise Dolmetscher, noch 
eine Mindesttätigkeitsdauer, wie das teilweise 
bei anderen Staaten praktiziert wurde.  

Dadurch, dass der Rahmen für das Ortskräfte-
verfahren, das wir in Deutschland gewählt haben, 
vergleichsweise weit gespannt war, war es umso 
wichtiger, dass eine individuelle Gefährdungs-
prüfung durch die jeweiligen Ressortbeauftragten 
stattfand. Das Ortskräfteverfahren erfasste Perso-
nen, die also für ganz unterschiedliche Ressorts 
und Organisationen - - für die genannten Res-
sorts, für unterschiedliche Organisationen, aber 
auch mit verschiedenen Zielen und Aufgaben-
bereichen in Afghanistan tätig waren. 

Da es bei diesem Verfahren grundsätzlich keine 
persönlichen Sicherheitsbefragungen vor Ort gab, 
wie dies beispielsweise im Resettlement, das wir 
ja jährlich im Umfang von circa 6 500 Personen 
betreiben, war die Durchführung des Visum-
verfahrens zur Klärung der Identität und der 
Dokumentenlage, aber auch für die Erfassung der 
biometrischen Daten und für die Abfrage der 
Sicherheitsdatenbanken essenziell aus unserer 
Sicht.  

Zusammenfassend kann man also sagen, dass 
eine Einzelfallprüfung der konkreten Gefährdung 
durch die Ressortbeauftragten eine Säule des 
Ortskräfteverfahrens war und die eben erwähnte 
Durchführung des Visumverfahrens an einer 
Auslandsvertretung. 

Dann haben wir uns bemüht, im Rahmen der Ent-
wicklung des Verfahrens das Ortskräfteverfahren 
zu erleichtern. So hat zum Beispiel das BMVg im 
August 2020 eine pauschale Aufnahme sämtli-
cher Ortskräfte des BMVg gefordert. Es wurde 
befürchtet, dass nach dem Abzug, dem bevor-
stehenden Abzug der Bundeswehr aus Afghanis-
tan, kein Personal mehr vor Ort da wäre, um 
Gefährdungsüberprüfungen durchzuführen; des-
halb müssten Einzelfallprüfungen entfallen.  

Dieses Ansinnen des BMVg haben wir als pau-
schale Ausnahmeregelung abgewiesen, zurück-
gewiesen als BMI, natürlich mit Billigung der 
Hausleitung, und haben allerdings stattdessen 
auf mögliche Verfahrensanpassungen hingewie-
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sen, zum Beispiel, dass die Antragsfrist von zwei 
Jahren auf ein Jahr nach Beschäftigungsende ver-
kürzt würde und dass die Gefährdungsunterlagen 
durch einen Dienstleister angenommen werden 
konnten. Auch sollte eine Videobefragung mög-
lich sein. 

Es gab dann eine Entscheidung in diesem Rah-
men der Hausleitung des BMI, dass keine Grup-
penaufnahmen und keine pauschalen Aufnah-
men aller ehemaligen Ortskräfte in Deutschland 
stattfinden sollten. Das ist dann auch auf 
St-Ebene im Ressortkreis kommuniziert worden 
und natürlich auch auf allen darunterliegenden 
Ebenen. Es blieb also dabei, bei der individuellen 
Gefährdung aufgrund der vorherigen Tätigkeit als 
Ortskraft. Das war auch durchaus auf Betreiben 
des BMI Konsens innerhalb der Bundesregierung. 

Wir gingen bis zum Sommer 2021 davon aus, 
dass auch nach einem Abzug der deutschen 
Kräfte das Verfahren so organisiert werden 
könnte, dass durch die Ressorts eine individuelle 
Prüfung der erforderlichen Kriterien weiterhin 
gewährleistet werden könnte. Es wurden auch 
noch weitere Vorschläge gemacht seit 2020, um 
das Ortskraftverfahren zu vereinfachen. So haben 
wir im März und April 21 gebeten zum Beispiel, 
dass die Ortskräfte informiert werden sollten, um 
schnell ausreisen zu können, Pässe und Identi-
tätspapiere parat zu haben, sich zu besorgen, 
auch Personenlisten zu erstellen, etwa im Hin-
blick auf Familienangehörige. 

Dann gab es Ende April 2021 eine wesentliche 
Veränderung des Verfahrens, und zwar wurde 
auf ein Listenverfahren umgestellt. Die Gefähr-
dung wurde also durch die Ressorts jetzt pau-
schal in einer Liste festgestellt, oder die gefähr-
deten Personen wurden durch die Ressorts, bes-
ser gesagt, in einer Liste zusammengeführt. Und 
es kam dann also nicht mehr zu einer Einzelfall-
prüfung, was zur Folge hatte, dass für das BMI 
nur noch eine kursorische Prüfung der Daten auf 
dieser Liste, die die Ressorts übermittelt haben, 
stattfand. 

Es wurden dann Fragen auf Arbeitsebene geklärt, 
etwa im Hinblick auf die Frage „Härtefälle bei 
der Aufnahme von weiteren Familienangehöri-

gen außerhalb der Kernfamilie“. Das wurde dann 
mit den Ressorts im Einzelnen geklärt, mit den 
Beauftragten. 

Mit der Aufnahme in die Liste galt die Auf-
nahmeerklärung durch das BMI als erteilt. Das 
ist eine wesentliche Erleichterung gewesen. Es 
wurde allerdings durch diese Verfahren weder 
von den Grundsätzen der Gefährdung noch von 
der Rechtsgrundlage abgewichen.  

Um auch nach dem Abzug der Bundeswehr aus 
Afghanistan am 4. Juli 2021 das Ortskräfteverfah-
ren durchführen zu können, sollte IOM in Kabul 
und Mazar-i-Scharif Anlaufstellen einrichten. 
Dort sollten dann die Ortskräfte Gefährdungs-
anzeigen und Visumanträge stellen können. Dies 
ist dann allerdings aufgrund praktischer Schwie-
rigkeiten praktisch kaum oder nur sehr, sehr spät 
dann zur Umsetzung gekommen. 

Einen Aspekt möchte ich noch ansprechen, und 
zwar ist das die Verteilung der Ortskräfte auf die 
Länder. Insbesondere aufgrund auch der Notwen-
digkeit von Covid-Schutzmaßnahmen - Testung, 
Quarantäne und Impfung - wurde erwogen, eine 
zentrale Unterbringungsmöglichkeit beim BMVg 
zur Verfügung zu stellen. Es gab bei den Ländern 
praktische Probleme, die daraus folgten, dass die 
Ortskräfte ja gesondert einreisten, relativ kurzfris-
tig einreisten, auch die 14-Tage-Frist, die ich er-
wähnt habe, nicht immer eingehalten wurde und 
dann sehr schnell agiert werden musste, um die 
anreisenden Ortskräfte dann in Unterbringungs-
einrichtungen der Länder zu verbringen. Das war 
ein erheblicher Koordinierungsaufwand. 

Ich möchte abschließend noch einmal auf die be-
sondere Bedeutung des Visumverfahrens in dem 
Zusammenhang hinweisen. Seit November 2020 
hat das Auswärtige Amt einen Verzicht auf das 
Visumverfahren gefordert bzw. gebeten, doch 
nach § 14 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes ein 
sogenanntes Visa on Arrival zu erteilen, also 
nicht in den visumerteilenden Auslandsvertre-
tungen, sondern praktisch ad hoc durch die Bun-
despolizei nach der Landung. 

Wir haben uns dagegen bis zum Ende klar ausge-
sprochen unter Hinweis darauf, dass das Visum-
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verfahren wichtige Funktionen ausübt und Tatsa-
chen feststellt, die vor der Ausreise geklärt wer-
den müssen. Wir hätten ohne Visumverfahren 
auf die Identitätsklärung verzichtet, die beim 
Visumverfahren stattfindet, auf die Prüfung der 
mitgeführten Dokumente. Und aus meiner Sicht 
der wichtigste Punkt ist die Abfrage der Daten-
banken der Sicherheitsbehörden. Das war für uns 
ein extrem wichtiger und nicht wegzudiskutie-
render Punkt, und dabei ist es bis zuletzt geblie-
ben. Wie ich schon sagte, haben wir allerdings 
alle aus unserer Sicht möglichen Vereinfachun-
gen im Visumverfahren, auch zum Beispiel die 
Nutzung von externen Dienstleistern oder auch 
dieses IOM-Verfahren, das ich eben erwähnt 
habe, dann auch begrüßt und mitgetragen und 
jede Unterstützung geleistet, was dann stattfin-
det. 

Ich möchte zum Abschluss darauf hinweisen, 
dass bis heute über das Ortskräfteverfahren 
Afghanistan mehr als 20 000 Menschen nach 
Deutschland eingereist sind, davon insgesamt 
4 300 Ortskräfte. Der Rest sind Familienangehö-
rige, bis zu der Größenordnung von 20 000 Perso-
nen. Im Rückblick, meine ich, ergibt sich, dass 
wir durchaus im Laufe der Zeit mindestens ver-
sucht haben, das Verfahren den Bedürfnissen 
und der Sicherheitslage in Afghanistan anzu-
passen.  

Eine persönliche Bemerkung: Ich wünschte mir 
im Nachhinein, wir wären viel schneller bei der 
Aufnahme gewesen, insbesondere auch bei der 
Durchführung der Visumverfahren, die aller-
dings - ich glaube, das ist klar geworden - unver-
zichtbar waren, um letztlich die Sicherheits-
bedenken, für die das BMI ja ein Stück weit auch 
steht, in die Praxis umzusetzen. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank, Herr 
Zeuge. - Wir haben hier die Regelung, dass, wenn 
Ihnen Vorhalte zur Sache gemacht werden, Sie 
sich das zeigen lassen können von den Fragestel-
lerinnen oder Fragestellern. Die Hinweise, wie 
das geschieht, habe ich vorhin gegeben; die will 
ich jetzt nicht wiederholen. 

Da ich als Vorsitzender zunächst keine Fragen 
zur Sache habe, beginnt nach unserem Verfah-

rensbeschluss Nummer 12 die Fraktion der SPD. 
Und das Wort hat der Herr Kollege Nürnberger. 
Bitte schön. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Vielen Dank, Herr Zeuge, dass Sie heute 
für Ihre Aussage bereitstehen. - Sie haben in 
Ihrem Eingangsstatement bereits einige der 
Punkte angesprochen, besprochen, über die ich 
Sie gerne auch befragt hätte. Insofern darf ich 
einsteigen bei einem Punkt, den Sie am Rande 
erwähnt haben, nämlich bei der Situation, dass 
Ihre Arbeit auch durch die Coronapandemie ge-
prägt war. Ich würde Sie daher gern bitten, uns 
darzustellen, welche praktischen Auswirkungen 
auf die Arbeit bei Ihnen im Haus, aber auch in 
der Zusammenarbeit mit den Stellen in Afghanis-
tan die Existenz dieser Coronapandemie hatte 
und ob es da Einschränkungen für Ihre Arbeit ge-
geben hat. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, danke vielmals. - 
Wir haben natürlich, das BMI, wie alle Stellen, 
die von der Coronapandemie beeinträchtigt wa-
ren, jegliche Präsenz zurückfahren müssen, auch 
im Rahmen der jeweils geltenden Schutzmaßnah-
men. Das führte dann dazu, dass Homeoffice im 
Wesentlichen wahrgenommen wurde. Man muss 
aber sagen fürs BMI: Wir waren fast alle auch 
schon zu Beginn mit entsprechender IT-Software 
oder -Hardware auch ausgestattet, dass wir also 
praktisch von zu Hause arbeiten konnten. - Das 
ist aber eine allgemeine Bemerkung. 

Im Hinblick auf die Rückführung nach Afghanis-
tan hat die Coronaepidemie zur Folge gehabt, 
dass es eine Mitteilung der afghanischen Behör-
den vom März bis Dezember 2020 gab, dass we-
gen der nötigen Schutzmaßnahmen keine Rück-
führungen stattfinden konnten, sodass wir also 
im Jahr 2020 nur 131 Rückführungen nach 
Afghanistan ermöglicht haben, während es im 
Jahr 2019 noch 360 waren. Das ist dann im Jahr 
2021 - das ja nur, bis der letzte Versuch, der ja, 
wie ich gesagt habe, gescheitert ist, am 03.08. - - 
hatten wir 161. Also die normale Zahl, ganz grob, 
wäre zwischen 300 und 400 gewesen, die wir 
erreicht hatten - - der Rückführungen nach 
Afghanistan. Es sind aber nur 131 gewesen, weil 
wir von März bis Dezember, also praktisch drei 
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viertel Zeitraum des Jahres, coronabedingt keine 
Rückführung nach Afghanistan durchführen 
konnten. 

Jörg Nürnberger (SPD): Nachdem Sie das Thema 
Rückführung bereits selber angesprochen haben, 
würde ich den Teil meiner Fragen vorziehen. Sie 
haben auch vorhin ausgeführt, dass im Sommer 
2021 auch pandemiebedingt Rückführungen 
durch die afghanische Regierung für drei Monate 
ausgesetzt wurden, laut unseren Unterlagen ab 
dem 8. Juli. Dennoch war - und auch das haben 
Sie bereits angeführt - für den Zeitraum - - für die 
Nacht vom 3. auf den 4. August ein Rückfüh-
rungsflug geplant. Ich bitte Sie, noch mal zu er-
läutern, warum trotz dieses Moratoriums - aus 
welchem Grund und mit welcher Motivation - 
dieser Rückführungsflug durchgeführt werden 
sollte. Und soweit ich mich an Vernehmungen 
vorher erinnere, waren dann auch noch dritte 
Staaten involviert. Können Sie diesen Zusam-
menhang kurz erläutern? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. - Aus den Zahlen, 
will ich mal sagen, der ausreisepflichtigen afgha-
nischen Staatsangehörigen ergibt sich natürlich 
ein gewisser Handlungsdruck. Wir waren der 
Auffassung, als dieses Moratorium von afghani-
scher Seite kam, dass die Sicherheitslage, wie sie 
sich zu dem Zeitpunkt nach unserer Einschät-
zung darstellte innerhalb der Bundesregierung, 
das nicht rechtfertigen würde. Die Rückführung 
mit Afghanistan war grundsätzlich immer, ich 
sage mal, von einem gewissen Wohlwollen ge-
prägt. Aber es wurden auch Flüge abgesagt, auch 
schon im Vorfeld, wo wir im Einzelnen nicht im-
mer nachvollziehen konnten, was die Gründe 
waren.  

Es gab also, ich sage mal, die Vermutung, dass 
möglicherweise dieses Moratorium von afghani-
scher Seite nicht nur mit der Sicherheitslage, 
sondern auch sonstigen innenpolitischen Grün-
den letztlich begründet war. Vor dem Hinter-
grund haben wir dann noch mal mit den Afgha-
nen vertrauensvoll gesprochen, und dann ist die-
ser Kompromiss, wenn Sie so wollen, erreicht 
worden, dass man eine kleine Maßnahme dann 
doch am 3. August, zu der es dann nicht kam, 
durchführen würde. 

Ich kann mich erinnern, wenn Sie von Drittstaa-
ten sprechen - ich glaube, Österreich war auch 
noch eingebunden; es gab da Kontakte -, dass die 
Österreicher im Bereich Afghanistan auch Rück-
führungsinteresse hatten und dass wir mit den 
Österreichern gesprochen haben. Da bin ich mir 
aber nicht ganz sicher.  

Jörg Nürnberger (SPD): Das war tatsächlich so 
nach meiner Erinnerung. Ich darf aus einer Mail 
zitieren vom 12. Juli 2021 und beziehe mich nach 
den Anweisungen des geschätzten Vorsitzenden 
auf folgende MAT-Nummer, nämlich MAT A 
BMI-3.533, Blatt 9. Darin übermitteln Sie die Re-
aktion des Ministers auf den Bericht Ihrer Unter-
abteilungsleiterin Frau D. auf eine Videoschalte 
mit anderen EU-Mitgliedstaaten und Vertretern 
der Kommission über die folgende Afghanistan-
Verbalnote zur Aussetzung der Rückführungen 
und schreiben unter anderem - ich zitiere -: 

„• Ziel muss mind. sein, Rückfüh-
rung bes. Problemfälle möglich 
zu halten“ 

Frau D. berichtete auch, dass ein Vorschlag 
Österreichs, die Kommission gemeinsam zum 
Handeln aufzufordern, teilweise zurückhaltend 
in der Videokonferenz aufgenommen worden sei. 
Letztlich haben insgesamt fünf Innenminister ne-
ben Minister Seehofer einen entsprechenden Ap-
pell unterzeichnet. 

Wenn ich Ihnen jetzt diesen Vorhalt gemacht 
habe, können Sie uns darstellen, welche Schritte 
Sie aufgrund dieser Rückmeldung Ihrer Mitarbei-
terin unternommen haben, um diese Rückfüh-
rungen nach Afghanistan weiter zu ermöglichen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, ich habe da 
keine genaue Erinnerung, was ich dann konkret 
gemacht habe. Wir haben dann mit dem Auswär-
tigen Amt gesprochen, wahrscheinlich. Es gab da 
einen Kontakt, wir haben ja auch eigenen Kon-
takt zu den Afghanen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Darf ich da an der Stelle 
noch ein zweites Zitat nachschieben? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Bitte sehr.  
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Jörg Nürnberger (SPD): Ich zitiere aus MAT A 
BMI-3.475 VS-NfD, Blatt 478. Es ist eine Mail von 
Ihnen an Frau Busch, Ihre Kollegin in der Abtei-
lung B, in der Sie Folgendes schreiben - ich zi-
tiere -: 

„Wichtig ist jetzt, das [sic!] wir 
das AFG-Moratorium wegbekom-
men. Wann und in welchem Um-
fang dann die Flüge gehen, müs-
sen wir sehen. Wenn AFG mit-
spielt sollte auch FRONTEX wie-
der an Bord sein. ME wäre es auch 
ein Erfolg, wenn der vereinbarte 
Flug erst am 7. September statt-
fände. Hauptsache, es bleibt nicht 
bei dem Stopp für 3 Monate.“ 

Ist es Ihnen jetzt erinnerlich, wie Sie darauf rea-
giert haben?  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. - Ja, das war letzt-
lich eine Umsetzungsnachricht für die weiteren 
Schritte mit der Kollegin der Bundespolizei, weil 
die praktische Durchführung der Rückführung ja 
in Amtshilfe für die Länder bei der Bundespoli-
zei liegt. Und das war klar: Das war ein gemein-
sames Vorgehen. In meiner Abteilung waren die 
Zuständigkeit für die Rückführung und die Kon-
takte nach Afghanistan und in der Abteilung 
„Bundespolizei“ dann der praktische Vollzug. 
Da geht es dann zum Beispiel auch um Fragen 
der Sicherheit der Bundespolizisten, die dann 
begleiten nach Afghanistan. Das war auch mit 
ein Grund, weil das nicht gewährleistet werden 
konnte, warum am 03.08. dieser Flug sehr kurz-
fristig abgesagt wurde. 

Jörg Nürnberger (SPD): In dieser Mail gibt es 
auch noch eine weitere Passage, wo Sie darauf 
hinweisen, dass der Sonderbeauftragte der Bun-
desregierung für Afghanistan, Herr Wieck, am 
folgenden Sonntag in Kabul demarchiert. Der 
Zeuge Wieck erklärte hier im Ausschuss - und 
ich beziehe mich auf das vorläufige Stenografi-
sche Protokoll 20/68, Seite 131 -, dass die afgha-
nische Regierung im Zeitpunkt seines Eintreffens 
beim Migrationsminister dem Rückführungsflug 
bereits zugestimmt hatte. - Können Sie sich erklä-
ren oder können Sie uns erklären, wie es zu die-
ser vorherigen Zustimmung kam, ohne dass be-

reits diese diplomatische Initiative durchgeführt 
worden war? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. Da müsste ich 
spekulieren. Das muss eine Meinungsbildung auf 
afghanischer Seite gewesen sein, über die mir 
jetzt leider keine Erkenntnisse vorliegen.  

Jörg Nürnberger (SPD): Es gab also dazu keine 
weitere Einflussnahme von Ihrer Seite oder aus 
Ihrem Hause, die Ihnen bekannt ist. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein, nicht dass ich 
wüsste. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank für diesen 
Punkt. - Ich würde dann gern zurückspringen auf 
den Beginn meiner eigentlichen Befragung. Ganz 
praktische Fragen zur Zusammenarbeit innerhalb 
Ihres Ressorts: Welche internen und welche res-
sortüberschreitenden Besprechungsformate gab 
es im Hinblick auf die Fragen, die zur Problem-
lage Afghanistan diskutiert worden sind? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Sie meinen jetzt 
Ortskräfteverfahren oder Rückführungen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wir können uns - - Ich 
würde vorschlagen, wir beziehen uns hier erst 
mal auf das Ortskräfteverfahren. Falls ich noch 
mal zu Rückführungen kommen möchte, würde 
ich dann - -  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. - Ja, es gab Sitzun-
gen der Beauftragten für die Ortskräfte in den 
verschiedenen Ressorts. Es gab auch anlassbezo-
gen Besprechungen auf meiner, auf der Abtei-
lungsleiterebene, aber nur sehr wenige. Ich kann 
mich da kaum dran erinnern, dass es dazu - - 
dass wir uns da im Abteilungsleiterkreis bespro-
chen haben. Und es gab natürlich innerhalb des 
BMI dann auch einen sehr engen Austausch zwi-
schen den zuständigen Kolleginnen und Kollegen 
in der Abteilung B für die Ortskräfte des BMI und 
meinen Leuten. Das war im damaligen Referat 
M I 3 organisiert, wo also diese verschiedenen - - 
auf Arbeitsebene die Federführung lag und auch 
viele bilaterale Kontakte mit den anderen Res-
sorts, mit den Beauftragten für die Ortskräfte, die 
stattfanden, neben einer regelmäßigen Runde.  
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Es gab nach meinem Kenntnisstand aber keine 
institutionalisierte Staatssekretärsrunde, sondern 
das ist, glaube ich, auf Staatssekretärsebene am 
Rande sonstiger Besprechungen der Staatssekre-
täre dann jeweils angesprochen worden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn ich jetzt festhalte, 
dass es regelmäßige Abteilungsleiterrunden zum 
Ortskräfteverfahren gegeben hat und auch einen 
sogenannten Sicherheitspolitischen Jour fixe, 
schließt sich die Frage an: Waren Sie daran in der 
Regel persönlich beteiligt? Oder habe ich Sie so 
zu verstehen, dass Ihre zuständigen Fachabtei-
lungen/Fachreferate die jeweiligen 
Vertreter/ -innen dorthin entsandt haben? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, nach meiner 
Erinnerung war ich nicht persönlich oder ganz, 
ganz selten persönlich an solchen Besprechungen 
beteiligt. Ich hatte natürlich bilateral viele Kon-
takte, wie Sie die eben auch zitiert haben, im 
anderen Zusammenhang, mit der Kollegin Busch 
aus der Bundespolizeiabteilung. Aber an Jours 
fixes zu dem Thema war ich persönlich nach 
meiner Erinnerung nicht beteiligt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Trotzdem noch eine Fra-
ge zu den Jours fixes. Frau Bender hat in ihrer 
Vernehmung - Bezug nehme ich auf das endgül-
tige Stenografische Protokoll 20/40 I, Seite 63 - 
ausgesagt, dass sie bzw. ihr Referat, also Frau 
Bender, ab einem gewissen Zeitpunkt einen Jour 
fixe mit den Abteilungsleitern einmal die Woche 
zum Thema Afghanistan gehabt hätte. Können 
Sie sich erinnern, aus welchem Grund oder An-
lass dieser Jour fixe ins Leben gerufen wurde und 
wie der Jour fixe ausgestaltet wurde und welche 
Besprechungen hier - - wie man sich diese Be-
sprechungen vorstellen muss? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, Jour fixe ist 
ein Format, das sich letztlich empfiehlt zur regel-
mäßigen Bearbeitung und Einbindung, Informa-
tion der Abteilungsleitung, aber auch Rückmel-
dung und ein Stück weit Entscheidungsfindung 
zugunsten der Arbeitsebene - das ist jetzt sehr 
abstrakt; also, die Abteilung hat ungefähr - - 
meine Abteilung hat ungefähr 120 Mitarbeiter -, 
in dem die verschiedensten Dossiers laufen, die 
durchaus eine unterschiedliche - wie soll ich mal 

sagen? - Bedeutung oder Brisanz haben. Und man 
ist gut beraten - das ist jedenfalls mein Stil -, die 
Themen, die eine gewisse Brisanz haben, wo 
dann auch Entscheidungen regelmäßig gebraucht 
werden, so im Rahmen von Jours fixes einmal 
wöchentlich in der Regel zu besprechen, wo man 
dann sich erst mal darüber klar wird: Wo stehen 
wir? Welche Lage haben wir? Wie ist die Lage im 
Ressortkreis? Wie ist die Abstimmung innerhalb 
des Hauses? Wo gibt es Informationsbedarf?  

Das dient dann zum einen natürlich der Abtei-
lungsleitung selbst, dass ich dann auf dem Lau-
fenden bin, dass ich auch dem Staatssekretär 
dann sehr kurzfristig Rede und Antwort stehen 
kann, wenn er eine Nachfrage hat, weil ich enger 
in der Lage lebe, als wenn man nur anlassbezo-
gen miteinander spricht. Und es dient idealer-
weise auch den Mitarbeitenden, dass die dann 
auch Entscheidungen kriegen und eine Linie 
kriegen, dass man dann entscheiden kann: „Hier 
müssen wir uns vielleicht die Hausleitung - - hier 
müssen wir die Hausleitung einbinden“, oder: 
„Das können wir auf unserer Ebene entscheiden.“  

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben jetzt in Ihrer 
Aussage den Begriff „Brisanz“ erwähnt. Können 
Sie mir erläutern, welche Kriterien Sie für eine 
Brisanz einer bestimmten Entwicklung oder Lage 
anwenden? Handelt es sich um eine politische 
Brisanz, handelt es sich um Brisanz im Hinblick 
darauf, wie Prozesse geändert, gesteuert werden 
müssen, oder wie würden Sie den Begriff „Bri-
sanz“ - - Welches sind die Gründe für Sie, eine 
Lage als brisant anzunehmen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, über den 
Terminus lässt sich sicher streiten. Aus meiner 
Sicht: Es ist ja auch immer ein Zeitproblem, ein 
Ressourcenproblem. Also ich - - Deswegen habe 
ich das gesagt mit den Mitarbeitern. Zurzeit habe 
ich drei, vier Jours fixes mit verschiedenen Kol-
leginnen und Kollegen zu anderen Themen. Vo-
raussetzung ist zum einen eine dynamische Lage, 
auch ein hoher Entscheidungsbedarf, ein hoher 
Informationsbedarf, sowohl auf meiner Seite als 
auch auf Seite der Kolleginnen und Kollegen, 
und das ist dann häufig eine Folge des Umstan-
des, dass der Sachverhalt, das Thema, das in 
einem Jour fixe besprochen wird, eine besondere 
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Relevanz hat, also hier zum Beispiel, dass es da-
rum ging, wie wir bestmöglich mit der Situation, 
mit den Ortskräften umgehen würden, wie wir 
auch die dynamische Situation in Afghanistan, 
die ja sich entwickelt hat, bestmöglich managen 
würden. Auch die Abstimmung mit den Ressorts 
und viele andere Dinge, die ja dabei eine große 
Rolle gespielt haben, waren Punkte, die dann 
dazu geführt haben, dass es diesen Jour fixe gab. 
Und das war, glaube ich, eine gute Sache. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt haben Sie, wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, auch noch in Ihrer 
Aussage angeführt, dass auch das Verhältnis zu 
den Staatssekretären eine Rolle spielte, dass Sie 
bei Nachfragen von Staatssekretären eben die ent-
sprechenden Informationen, die Sie aus diesem 
Jour fixe gewonnen haben, verwendet haben. 
Jetzt stellt sich mir natürlich umgekehrt die 
Frage: Wurden auch Vorgaben aus der Leitungs-
ebene des Hauses, das heißt auch politische Vor-
gaben, eingesteuert und quasi zur Bearbeitung in 
den betreffenden Referaten auch in diesen For-
maten Jours fixes weitergegeben? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Klares Ja. Also, es 
gab, vielleicht um das zu erläutern, natürlich 
auch mit dem Staatssekretär fast tägliche Kon-
takte zu allen möglichen Themen und dann auch 
natürlich immer wieder Afghanistan, der mög-
licherweise Kontakte mit dem Minister zu ande-
ren Staatssekretären hatte. Und da war das natür-
lich in dem Entscheidungsprozess des BMI ein 
wesentlicher Aspekt auch der Rückmeldung des 
Staatssekretärs an mich, die ich dann häufig be-
kommen habe, die nicht immer per Mail, einfach 
auch aus Zeitgründen, zu mir und zu meinen 
Leuten gekommen ist, sondern die dann münd-
lich kam, und da war der Jour fix die Gelegen-
heit, das dann auch weiterzugeben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Welche Linie hatte Ihnen 
der Staatssekretär im Blick auf das Ortskräfte-
verfahren vorgegeben, und gab es in dem Zeit-
raum von - lassen Sie uns eingrenzen, damit es 
auch gut beantwortbar ist - April bis Juli 2021 
Änderungen in den politischen Maßgaben durch 
die Hausleitung? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Sie meinen, von 
April 21 bis Juli 21? 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie können auch bis 
August oder bis zum - - 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, ja. - Gut, ich mei-
ne, die Entwicklungen, Listenverfahren und so, 
das waren Dinge, die ja auch dann auf Staats-
sekretärsebene genau so vereinbart wurden. Dem 
lag eine interne Diskussion zugrunde und auch, 
wie ich ja gesagt habe, der Punkt, dass wir am 
Visumverfahren festhalten, das waren natürlich 
alles - Visa on Arrival - Punkte, die immer wieder 
diskutiert worden sind und die dann letztlich - 
die Diskussion - zu den Entscheidungen der 
Hausleitung des BMI, die wir dann in die Res-
sortabstimmungen eingebracht haben, geführt 
haben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf vielleicht nur als 
Beispiel eine dieser Besprechungen - - auf diese 
Besprechung mich fokussieren. Es liegt ein biss-
chen länger zurück, die ist vom Januar 2021; 
MAT A BMI-3.164 VS-NfD, Blatt 132. Da geht es 
um eine Vorbereitung für ein Gespräch mit der 
Staatssekretärin Leendertse zum Verzicht auf das 
Visumverfahren, welches, wie Sie vorhin dar-
gestellt haben, eine Forderung des Auswärtigen 
Amtes war, die Staatssekretär Teichmann im 
Rücklauf wie folgt kommentiert: „AL M, bitte 
Rspr im J F“. Können Sie sich an diese konkrete 
Situation erinnern, und können Sie sich auch da-
ran erinnern, was im Verlauf dieser Rücksprache 
mit Herrn Teichmann besprochen wurde? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Darauf muss ich sa-
gen: leider nein. Also, ich kann es mir plausibi-
lisieren, wenn ich mir im Nachhinein die Ent-
scheidungen, die dann getroffen wurden, was das 
Ansinnen war und die Diskussion - - Aber ich 
habe jetzt keine konkrete Erinnerung mehr an 
diese Rücksprache bei Teichmann. Wir hatten 
mit dem Staatssekretär auch einen Jour fixe 
wöchentlich einmal. Darauf nimmt er Bezug in 
dieser handschriftlichen Verfügung, indem er 
mich dann informiert hat über das Gespräch mit 
Leendertse. Aber ich habe da leider keine kon-
krete Erinnerung mehr dran. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Obwohl Sie wissen, dass 
es eine handschriftliche Verfügung gab? - Sie ha-
ben gerade in Ihrer Aussage erwähnt, dass es eine 
handschriftliche Verfügung von ihm gab, in der 
er um Rücksprache bittet.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Es stellt sich mir dann 
die Frage, wenn man sich an so ein Detail erin-
nern kann, ob Sie sich vielleicht doch nicht da-
ran erinnern können. - Wir können Ihnen das ja 
gerne vorlegen. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, ja. Nee, Sie kön-
nen es mir gerne vorlegen. Ich habe in Erinne-
rung, dass Teichmann handschriftlich ran-
geschrieben hat: „... bitte Rspr im J F“. - Das habe 
ich gesehen, als ich mir die Akten noch mal an-
geguckt habe. Ich habe aber keine Erinnerung 
dran mehr, was dann konkret in diesem Jour 
fixe - ich weiß auch nicht, wann der genau 
stattgefunden hat - von ihm mündlich zurück - - 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

- Genau, das habe ich in Erinnerung, weil das 
war ja auch eine Vorlage; die habe ich mir an-
gesehen. Aber meine Erinnerung, wie gesagt, geht 
leider nicht so weit, Ihnen jetzt hier noch sagen 
zu können, was dann - das war am 6. Januar, 
wann der Jour fixe genau stattgefunden hat, und 
das lässt sich ja aus dem Kalender feststellen - 
genau der Gegenstand der Rückmeldung war. 

Jörg Nürnberger (SPD): Okay.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind - 

Jörg Nürnberger (SPD): ... am Ende. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - am Ende der 
ersten Fragerunde - 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. War’s gut.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - und wechseln 
zur Union. Frau Kollegin Wittmann, Sie haben 
das Wort. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Ja, Herr Weinbrenner, ich 
grüße Sie! Und vielen Dank, dass Sie heute bei 
uns sind.  

Ich darf weitermachen gleich beim Ortskräfte-
verfahren. Da haben Sie einen großen Teil der 
Fragen schon in Ihrem Eingangsstatement mit-
beantwortet, würde aber gerne noch auf das eine 
oder andere etwas konkreter eingehen, und zwar: 
Zunächst geht es mir um die individuelle Gefähr-
dungsprüfung im Ortskräfteverfahren. Und hier 
würde ich gerne zitieren aus MAT A BMI-3.13 
VS-NfD, Blatt 36 bis 40. Das legen wir Ihnen auch 
gerne vor, wenn Sie es möchten. Da zitiere ich 
daraus:  

„... ein pauschales humanitäres 
Aufnahmeverfahren für alle ehe-
maligen OK und ihre Familien 
statt einer Einzelfallprüfung ist 
migrationspolitisch nicht zu ver-
treten und wird von keinem ande-
ren in AFG tätigen Staat bislang so 
gehandhabt.“ 

Können Sie sich an diese Aussage erinnern, oder 
würden Sie es gerne lesen wollen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, also ich glaube, 
das hat jetzt keinen großen Neuigkeitswert.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Nö. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Vielen Dank, haben 
Sie vielen Dank. - Ja, das war unsere Feststellung, 
die wir in die Vorlage reingeschrieben haben. 
Wie ich sehe: Das ist eine gemeinsame Vorlage 
von B 4, dem Referat, das für die Ortskräfte zu-
ständig war in der Abteilung „Bundespolizei“, 
und wo wir uns dann praktisch die Linie auf Ar-
beitsebene - - oder dann auch die Bestätigung für 
unsere Linie eingeholt haben, dass an der Gefähr-
dung, der Feststellung der Gefährdung der Orts-
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kraft festgehalten werden soll und nicht pauschal 
allein der Umstand, als Ortskraft tätig gewesen zu 
sein, ausreichen soll für eine Übernahme nach 
dem Ortskraftverfahren. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Können Sie 
uns vielleicht ein paar Punkte nennen, die für Sie 
ganz wichtig waren, die eben nicht unter eine 
pauschale Einschätzung gefallen sind, sondern 
wo Sie gesagt haben: „Das ist dann auch ein 
echter Anhaltspunkt für eine Gefährdung“? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, das Problem bei 
der Einschätzung einer Gefährdung ist eben im-
mer die Beweisbarkeit. Das hat uns immer um-
getrieben. Aber es musste also - - Das war dann 
Sache auch wirklich der Ressortbeauftragten, in 
dem Ortskräfteverfahren individuell letztlich 
festzustellen: Wie plausibel ist eine behauptete 
Gefährdung? Man kann, glaube ich, durchaus 
auch unterstellen, dass es einen großen Willen 
vieler Ortskräfte gab, nach Deutschland auszu-
reisen, und dass man dann durchaus auch gut 
beraten war, im Einzelnen eine Plausibilitäts-
prüfung vorzunehmen anhand verschiedener Kri-
terien. Das lässt sich, glaube ich, pauschal nicht 
sagen. Damit waren wir auch selbst nicht befasst. 
Das waren die Ressortbeauftragten, die ein Stück 
weit auch dafür verantwortlich waren; aber die 
waren in der schwierigen Situation, letztlich die 
Gefährdung, die Voraussetzung war, individuell 
dann festzustellen und auch zu plausibilisieren. 
Und aus dem Umstand - was ich ja in der Ein-
gangsbemerkung gesagt habe -, dass 50 Prozent 
der beantragten Einreisen von Ortskräften im 
Laufe des Verfahrens abgelehnt wurden - das ist 
jetzt keine statistisch erhobene - - sondern das ist 
bei uns so angekommen -, zeigt, dass durchaus da 
auch eine Prüfung stattgefunden hat im Hinblick 
auf die Kriterien. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Mhm. - War 
das in Ihrem Haus einhellige Meinung, so wie 
Sie es wahrgenommen haben? Also, war man da 
eigentlich durchgängig, über die Abteilungen 
hinweg, der Meinung, dass es auch das richtige 
Vorgehen so ist, auch sehr lange festzuhalten an 
einer möglichst individuellen Gefährdungs-
prüfung, oder gab es da unterschiedliche Ansich-
ten? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also ich habe keine 
Erinnerung an unterschiedliche Ansichten, und 
aus dem Umstand, dass die Vorlage vom 22. Ja-
nuar an den Minister ja sowohl von der Bundes-
polizei als auch von uns mit diesem klaren Peti-
tum so formuliert wurde - - das spricht ja auch 
dafür, dass wir da eine sehr einheitliche Linie 
zwischen den beiden Abteilungen, die mit dem 
Ortskräfteverfahren befasst waren - die Bundes-
polizeiabteilung und die Abteilung „Migra-
tion“ - - dass wir auch eine einheitliche Linie 
hatten. Ich kann mich auch nicht daran erinnern, 
dass wir da groß diskutiert hätten. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Sie haben 
quasi die nächste Frage selbst schon eingeleitet. 
Wie ist die Hausleitung dazu gestanden? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, wir haben - - 
Auch durch die Jours fixes mit dem Staatssekre-
tär Teichmann, die ja eben eine Rolle gespielt 
haben, hatten wir immer das Gefühl, relativ nah 
dann letztlich an der Linie der Hausleitung zu 
sein, die auch unsere war. Also, da musste man 
gar nicht viel, nach meiner Erinnerung, jetzt 
Überzeugungsarbeit leisten, sondern das war eine 
enge Abstimmung, aber die jetzt nicht von großen 
Kontroversen geprägt war. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Mhm. - Wir 
kennen ein Gespräch von Ende Januar 21 zwi-
schen Innenminister Seehofer und Verteidigungs-
ministerin Kramp-Karrenbauer. Dazu haben wir 
ebenfalls Unterlagen;das ist in dem Fall MAT A 
BMI-3.12 VS-NfD, Blatt 384 bis 386. Und das 
wurde auch von Ihrer Abteilung mitvorbereitet, 
wenn Sie sich eventuell erinnern können. Jetzt 
würden wir gerne wissen, soweit Sie sich erin-
nern können - oder wir legen auch das gerne 
vor -, was da gesprochen wurde. Also sprich: 
Welchen Gesprächsinhalt haben Sie vorbereitet? 
Und auch vielleicht, wenn Sie im Nachgang 
Informationen erhalten haben, wie dann auch der 
Verlauf des Gesprächs war. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Da würde ich doch 
mal freundlicherweise den Kollegen bitten. 
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(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Also, ich entnehme dem: Es ging um zwei we-
sentliche Punkte. Das eine ist der Punkt „Indivi-
duelle Gefährdungsprüfung“. Und das Zweite ist 
die Frage „Familienangehörige (Kernfamilie)“. 
Visumerteilung hat auch eine Rolle gespielt. Das 
Ergebnis habe ich ja eben auch vorgetragen. Es ist 
dann auch in diesem Gespräch da festgehalten 
worden, dass die Visumerteilung weiterhin er-
folgen soll. Ich gucke mal, was die Position des 
BMVg - - 

(Der Zeuge blättert und 
liest weiter in den ihm vor-

gelegten Unterlagen) 

Also, letztlich, die ist weiter - - Die wird hier 
dargestellt, dass das BMVg gefordert hat eine 
grundsätzliche Änderung des Ortskräfteverfah-
rens durch ein pauschales Aufnahmeangebot, 
das dann nicht mehr letztlich auf Gefährdungen 
abstellt. Dabei ist es aber bei der Gefährdungs-
einschätzung geblieben. Und dann ist dieses Lis-
tenverfahren eingeführt worden, dass dann letzt-
lich die Ressorts selbst die Gefährdung weiterhin 
prüfen und durch das Eintragen in die Liste und 
nach der Klärung der Sachverhalte dann letztlich 
die Aufnahme durch BMI pauschal erklärt wur-
de, aber immer, weiterhin, unter Zugrundelegung 
der Anforderung der Gefährdung.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Also, ich 
hoffe, dass ich jetzt korrekt daraus schließe, dass 
die Verteidigungsministerin den Innenminister 
eher schon im Januar überzeugen wollte, zu 
einem anderen Verfahren überzugehen. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Im April 21 
hat das Ministerium ja dann auch, also das 
Verteidigungsministerium, öffentlich eine be-
schleunigte Aufnahme gefordert. Hier haben wir 
auch eine MAT-Nummer dafür; das ist MAT A 
BMVg-5.93 VS-NfD, Blatt 6 bis 9, und hier ist 
Blatt 8 gemeint. Und zwar hat dann intern das 
Verteidigungsministerium festgehalten, dadurch 
habe sich die Haltung des Innenministeriums 

also im April verändert. Das Zitat daraus lautet: 
„... BMI tritt seither deutlich zielgerichteter auf.“ 
Und es wird so ein Stück weit dargestellt, das 
Innenministerium sei jetzt bereit, jede Gefähr-
dung einer Ortskraft anzuerkennen.  

Meine Frage ist: Würden Sie bestätigen, dass 
Sie gerade dadurch oder das Innenministerium 
durch den öffentlichen Druck, der dadurch ent-
standen ist, im April 2021 die Haltung geändert 
haben, also in Ihrem Haus geändert haben, was 
die Gefährdungsanerkennung betrifft? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also es ist ja dann 
im April die Umstellung auf das Listenverfahren 
erfolgt. Das mit der „zielgerichteter“-Bemerkung 
des BMVg will ich nicht kommentieren. Was jetzt 
im Einzelnen die Gründe waren, warum wir 
diese Meinung oder dieses Verfahren dann ab 
dem April, dieses Listenverfahren, dann geeinigt 
haben mit dem Verteidigungsministerium, da 
will ich auch nicht spekulieren, ob das jetzt der 
öffentliche - - der politische Druck war, ob das 
die Überzeugungskraft der Argumente des BMVg 
waren; aber es erschien uns jedenfalls zu dem 
Zeitpunkt auch angesichts des immer mehr 
nahenden Rückzugszeitpunkts der Bundeswehr, 
ja Anfang Juli, wenn ich mich recht entsinne, zu 
dem Zeitpunkt das richtige Verfahren. Und das 
ist dann auch so von der Hausleitung gebilligt 
worden. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Gab es da 
weitere Gespräche, bevor es zu dieser Umstellung 
kam, zwischen den Hausleitungen, zwischen den 
beiden Ministern? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Bin ich jetzt im 
Moment überfragt. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich gehe davon aus, 
aber ich will nicht spekulieren. Natürlich, wenn 
das so ein Thema ist, dann wird das nicht nur am 
20. Januar besprochen worden sein. Wenn dann 
im April ein Stück weit doch eine neue Verfah-
rensweise vereinbart worden ist, dann wird das 
am Rande des Kabinetts und bei verschiedensten 
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Runden bestimmt ein Thema gewesen sein; aber 
ich bin mir darüber nicht sicher. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Mhm. - So-
weit die Akten es hergeben, ist schon relativ früh 
im Hause erkannt worden, dass das Visumverfah-
ren eben ein Problem sein könnte, vor allen Din-
gen auch, was die Zahl der eben - Sie haben es ja 
gerade beschrieben - ausreisewilligen Ortskräfte 
betrifft. Und hier habe ich noch mal ein Zitat aus 
MAT A BMI-3.13 VS-NfD, Blatt 36 bis 40: 

„Das pauschale Vorbringen des 
AA, die für AFG Staatsangehörige 
zuständigen Visastellen könnten 
die Visabearbeitung nicht leisten 
und es seien keinerlei Maßnah-
men zur Verbesserung der Aus-
stattung vor Ort möglich, dürfte 
weder akzeptabel noch fachlich 
zutreffend sein. AA hat ausrei-
chend Vorbereitungszeit, um eine 
zeitlich befristete Verstärkung der 
Visumstellen durch den Einsatz 
von Springern oder Ortskräften zu 
erreichen, die Öffnungszeiten der 
Visastellen zu erweitern oder die 
Visabearbeitung auch an anderen 
Orten bspw. durch das neue Bun-
desamt für Auswärtige Angelegen-
heiten in DEU durchzuführen.“ 

Kann man davon ausgehen oder war es so, dass 
das Auswärtige Amt eben dieses Thema Visum 
auf den Tisch gelegt hat? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - In der 
Vorlage steht ja drin, dass das Auswärtige Amt 
sehr pauschal darauf verwiesen hat: Das ist ein-
fach gar nicht möglich, überhaupt gar nicht. - 
War das im Innenministerium - - gab es da eine 
andere Einschätzung dazu? Es ist ja in diesem 
Vermerk schon erläutert, dass es wohl anders 
war. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Aber konnte 
man denn das im Gespräch mit dem Auswärtigen 

Amt in Ihrer Einschätzung, aus Ihrer Erinnerung 
damals, so gar nicht mehr bewegen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, letztlich - - Die 
Lösung, die ich ja auch kurz vorgestellt habe, 
über IOM in Mazar-i-Scharif und Kabul, war 
letztlich der Ausweg, will ich mal so sagen. Na-
türlich haben wir, das Auswärtige Amt, wie eben 
dargestellt, darauf hingewiesen, dass durchaus 
Möglichkeiten bestehen, die Visumstellen in Isla-
mabad und in Neu-Delhi entsprechend zu ertüch-
tigen. Wir sind uns natürlich der grundsätzlichen 
Problematik auch bewusst, sei es Personal, seien 
es aber auch Räumlichkeiten. Das Visumverfah-
ren ist nichts, wo man mal gerade auf die 
Schnelle Kapazitäten erheblich steigern kann. 
Deswegen aber auch der Hinweis auf das zu dem 
damaligen Zeitpunkt noch relativ neu gegründete 
Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten, das 
ja letztlich eine Geschäftsbereichsbehörde des 
Auswärtigen Amtes ist, um im Visumverfahren 
jetzt überwiegend Familiennachzug, aber auch 
Fachkräfte letztlich zugunsten - - oder zum Zwe-
cke der Entlastung der Auslandsvertretungen 
Visa zu erteilen. Und das waren unsere Anregun-
gen an das Auswärtige Amt, mit dieser Situation 
umzugehen - vor der klaren Linie, dass wir Visa 
on Arrival - ich habe es, glaube ich, dargestellt - 
auf keinen Fall wollten. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Wenn Sie sa-
gen, Sie haben das dem Auswärtigen Amt vorge-
tragen, möglicherweise auch noch mit ein paar 
anderen Vorschlägen -, jetzt sage ich mal, zum 
Beispiel eine temporäre eigene Visastelle noch 
einmal aufzubauen oder Ähnliches oder andere 
Botschaften zu ertüchtigen, wie beispielsweise 
in Teheran oder Ähnliches: Wie war denn die 
Reaktion aus dem Auswärtigen Amt? Also, es 
kann ja nicht gewesen sein: „Es geht einfach 
grundsätzlich gar nichts“, und man denkt nicht 
drüber nach. Also es muss ja darauf jeweils indi-
viduelle Antworten eigentlich gegeben haben. 
Wie fielen denn die aus? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, nach meiner 
Erinnerung ist das auch in anderem Zusammen-
hang ein permanenter Diskussionsprozess zwi-
schen dem Auswärtigen Amt und uns, wo das 
Auswärtige Amt auf die Argumente hinweist, die 
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wir da, wenn Sie so wollen, widerlegt haben aus 
unserer Sicht. Es ist ein permanenter Prozess. Es 
gibt auch dann durchaus hier und da Verbesse-
rungen, aber wir werden die Argumente ausge-
tauscht haben auf allen Ebenen. Ich will auch 
nicht ausschließen, dass ich dann mit meiner 
Kollegin oder mit meinem Kollegen, dem damali-
gen Abteilungsleiter, auch darüber telefoniert 
habe, ohne dass das jetzt aktenkundig geworden 
ist, wo wir die Argumente noch mal ausgetauscht 
haben. Und Ergebnis, wie gesagt, dieser Diskus-
sion ist dann IOM gewesen. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Mhm. - Sie 
haben ja vorhin schon einmal über Ihre Haltung 
zu Visa on Arrival gesprochen, Ihre sehr klare 
Haltung. Können Sie die vielleicht auch noch 
einmal begründen aus Ihrer Sicht, warum gerade 
das so problematisch aus Sicht des Innenministe-
riums ist? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. Also, wir haben 
aus meiner Sicht zwei Gründe oder zwei Grup-
pen, zwei Cluster. Das eine ist die Frage der Iden-
tität und der Sicherheit der Identitätsdokumente. 
Das heißt, im Visaverfahren werden die Doku-
mente, die vorgelegt werden, geprüft, und es 
wird auch geprüft, im Rahmen des Möglichen, ob 
es sich um Fälschungen handelt. Das heißt, da 
gibt es eine Sicherheitsüberprüfung im Hinblick 
auf die Dokumente. 

Daneben ist im Visumverfahren bei den soge-
nannten KZB-pflichtigen Staaten - das ist das 
Verfahren der Sicherheitsbehörden, das über das 
Bundesverwaltungsamt läuft, dass, wenn An-
fragen für Visa von gewissen Staatsangehörigen 
kommen, dazu gehört Afghanistan, dann alle 
Sicherheitsbehörden befragt werden, ob zu dieser 
Person Versagungsgründe für ein Visum vorlie-
gen, also letztlich Einträge in Datenbanken des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, des Bun-
deskriminalamtes, und auch der Bundesnach-
richtendienst ist da eingebunden - - Das heißt, 
wir haben dort eine Sicherheitsvorkehrung. Und 
es gibt ein Visa-Informationssystem, also wo 
wirklich auch im europäischen Konzert geschaut 
wird, dass man vermeidet, dass Personen ein 
Visum bekommen, die eine aktenkundige, das ist 
ja immer die Voraussetzung - - ein Sicherheits-

risiko bedeuten. Das ist eine wesentliche Säule 
des Visumverfahrens, und deswegen treibt das 
Auswärtige Amt da einen erheblichen Aufwand, 
unter anderem deshalb. 

Und bei Visa on Arrival ist es so, dass die Men-
schen einreisen. Möglicherweise kann man noch 
irgendwelche Pässe bei der Einreise sich angu-
cken. Keiner weiß genau, wer die anguckt, was 
das für Pässe sind, ob das möglicherweise 
auch - - Die haben dann möglicherweise keine 
biometrischen Merkmale oder was auch immer. 
Und dann landen die in Deutschland, und dann 
wird praktisch durch die Bundespolizei bei der 
Landung ein Visum, ein Aufenthaltstitel erteilt, 
ein Visum in den Pass gestempelt oder auf den 
Blatt Papier eine Tazkira gestempelt. Das ist Visa 
on Arrival. 

Das ist, wenn man die beiden Verfahren neben-
einanderlegt, ein, ich will man sagen, wirklich 
enormer Unterschied im Hinblick auf Sicher-
heitsvorkehrungen usw. 

Ich will auch jetzt mal aus meiner persönlichen 
Erfahrung sagen: Wir haben schon viele Fälle er-
lebt, wo es um konkrete Straftaten ging, wo die 
öffentlichkeitswirksam wurden, wo sich die 
Frage gestellt hat: Wie ist eigentlich diese oder 
jene Person nach Deutschland gekommen? - Und 
was wir unbedingt auch vermeiden wollten, ist, 
dass sich dann herausstellt: Ja, der ist irgend-
wann mal im Wege des Visa on Arrival nach 
Deutschland gekommen. Und dann werden diese 
Fälle sehr sorgfältig sich angeschaut, möglicher-
weise auch in Untersuchungsausschüssen. Und 
dann stellt sich heraus: Ja, den hatten wir in un-
seren Datenbanken, und wenn wir ein Visum-
verfahren durchgeführt hätten, dann wäre der 
nicht eingereist.  

Das kann man jetzt als BMI-mäßige „déformation 
professionelle“ - - aber das sind die Sicherheits-
gesichtspunkte, die wir sehr klar vor Augen ha-
ben. Und deswegen legen wir so großen Wert auf 
die Durchführung eines Visumverfahrens. Dass 
das im Spannungsverhältnis immer steht zu dem, 
was das AA leisten kann, dass das zu Verzöge-
rungen führt, dass das dazu führt, dass Ortskräfte 
nach Indien oder Pakistan reisen mussten, dessen 
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sahen wir uns bewusst; aber in der Abwägung 
der Gesichtspunkte sind wir klar zu dieser Posi-
tion gekommen. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Ist denn in 
der Diskussion mit dem Auswärtigen Amt über 
dieses Visum oder diese Visa on Arrival - das ist 
ja wahrscheinlich nicht in einem Satz erledigt 
gewesen, sondern man hat da gerungen wahr-
scheinlich darum -, ist denn da irgendwann mal 
erörtert worden, wie man damit umgeht, wenn je-
mand on Arrival ein Visum möchte, es ihm aber 
da verwehrt wird, weil man sogar aus dieser ru-
dimentären Prüfung genug Erkenntnisse hat, dass 
er einfach nicht einreiseberechtigt sein kann und 
darf? Wie wäre man mit diesem Menschen ver-
fahren, der ja da ist? Was war die Lösung? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich kann jetzt keinen 
konkreten Sachverhalt erinnern, wo das ein 
Thema war, aber das gehört natürlich in diesen 
Diskussionsbereich. Wenn ich darüber spreche: 
„Was sind die Chancen und Risiken von Visa on 
Arrival?“, ist dann auch die Konstellation: „Was 
mache ich mit denen, die dann doch kein Visum 
haben? Kann ich die zurückbringen, oder reisen 
die dann - - Sind die dann im Bereich des ille-
galen Aufenthalts?“, oder so. Dazu gibt es auch 
letztlich, jedenfalls aus unserer Sicht, keine 
befriedigende Antwort. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Sie haben 
schon IOM angesprochen. Wissen Sie noch, wes-
sen Idee das war? Wer ist drauf gekommen, dass 
man so eine Lösung finden kann? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Müsste ich spekulie-
ren. Ich würde jetzt mal sagen, das müsste das 
Auswärtige Amt gewesen sein. Aber mehr als 
spekulieren könnte ich darüber nicht. Aber es 
war jedenfalls, ich sage mal, als der Gedanke 
dann - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das sollten Sie 
nicht tun. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, danke. - Als der 
Gedanke aufkam, waren wir auch seitens des 
BMI da sehr schnell davon überzeugt. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Und wer hat 
dann die Verhandlungen für diesen Aufbau des 
IOM-Büros in Kabul - - 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Das Auswärtige Amt. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Das Auswär-
tige Amt; okay. - Wann konnten die ihre Arbeit 
aufnehmen, wissen Sie das noch? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nach meinem Kennt-
nisstand hat das nie so richtig funktioniert. Ich 
habe noch eine Erinnerung, dass die Botschaft in 
Kabul sagt, sie hätte Bedenken gegen die Installa-
tion in Mazar-i Scharif, aus Sicherheitsgründen. 
Dann gab es, glaube ich, einen Drahtbericht, den 
ich noch in Erinnerung habe, wo die sagten: Ja, 
wir machen IOM, aber in Mazar ist es praktisch 
nicht zu händeln. - Deswegen nur Kabul, aber ge-
naue Details, wann, wie weit man war - - Ich 
weiß, es gab auch Probleme mit den PIK-Statio-
nen. Das hat sich alles verzögert. Und wir haben 
auch - das war auch Gegenstand des Jour fixe: 
wann läuft das? - - Und dann haben wir immer 
wieder auf Arbeitsebene gehört, das Auswärtige 
Amt bemüht sich intensiv, aber es gibt Verzöge-
rungen auf dieser oder auf jener Seite. Ich bin 
jetzt nicht genau informiert, ob das überhaupt je-
mals lief, aber lange kann es nicht gewesen sein, 
sage ich mal, vor dem 15 August.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Was sich nicht 
verzögert, ist der Fragewechsel.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Schade.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Demnächst wie-
der. - Kollegin Bayram von den Grünen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. - 
Sehr geehrter Herr Weinbrenner, Sie haben uns ja 
gerade geschildert, was Sie getan haben, um zu 
vermeiden, dass Sie im Untersuchungsausschuss 
landen. Und dann sitzen Sie hier! Und ich würde 
da gerne an dem Punkt auch so ein bisschen 
noch mehr ins Detail gehen und eben so ein 
Stück weit erfahren: Diese Diskussion um § 22 
oder § 23: Da hatte Frau Bender hier uns ja auch 
schon so ein bisschen Auskunft erteilt. Vielleicht 
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können Sie noch mal Ihre Überlegungen so im 
Zusammenhang schildern, dass ich sie nachvoll-
ziehen kann. - Vielen Dank. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das 23er-Ver-
fahren ist ein Verfahren, wo die Aufnahme aus 
letztlich von genau begreifen- - oder spezifizier-
ten Gruppen, nach gewissen Kriterien zu benen-
nenden Gruppen nach Deutschland stattfindet. 
Aber wir waren immer der Auffassung - - Ich 
kann mich auch nicht erinnern, dass das jetzt - 
ich meine, das ist eine Zuständigkeit des BMI, 
aber natürlich machen wir das gemeinsam mit 
den anderen Ressorts und auch mit den Orts-
kraftbeauftragten - - Ich kann mich nicht erin-
nern, dass diese Einschätzung, die wir hatten, 
dass das 23er-Verfahren hier nicht das richtige 
ist, sondern dass wir das 22er-Satz-2-Verfahren 
nehmen, groß umstritten gewesen wäre. Und dass 
wir also dieses klassische - so will ich es mal 
nennen - 22er-Verfahren ja im erheblichen Um-
fang, ich sage mal, ausgedehnt haben, ist ja, 
glaube ich, auch durch die - habe ich versucht in 
der Eingangsbemerkung klarzumachen - - das hat 
ja eine ganz andere Dimension bekommen. Aber 
es ist weiterhin festgemacht worden an der indi-
viduellen Gefährdung und an der individuellen 
Einschätzung der Situation, der politischen 
Situation, die letztlich eine Voraussetzung des 
§ 22 Satz 2 ist. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber gab es denn auch außenpolitische Erwägun-
gen, den § 23 nicht anzuwenden, mit Blick auf 
das Gruppenverfahren? Oder hat das gar keine 
Rolle gespielt? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, nach meiner 
Erinnerung hat das keine Rolle gespielt. Es war 
eine rein - - Die Frage war, wie wir - nach wel-
chen Kriterien - letztlich die Ortskräfte aufneh-
men nach der individuellen Sicherheitsüber-
prüfung. Visumverfahren hat ja jetzt nicht damit 
unmittelbar zu tun; da geht es um die Einreise. 
Und die Subsumtion, ob wir nur den § 22 oder 
§ 23 nehmen, war eine juristische Frage, die wir 
auch erarbeitet haben, dann vorgelegt haben und 
die dann auch so gebilligt worden ist. Außenpoli-
tische Gesichtspunkte auch mangels Auswirkun-
gen dieser Entscheidung letztlich auf außenpoli-

tische Aspekte haben nach meinem Eindruck da-
für kaum eine Rolle oder keine Rolle gespielt. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und dann würde mich noch mal interessieren: 
Diese Sicherheitsaspekte, die Sie vorhin geschil-
dert haben, in dem Ziel, glaube ich, zu vermei-
den, dass hier Menschen in diesem Prozess an-
landen, die eine Sicherheit für die Gesellschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland darstellen 
[sic!], da muss man ja nicht drüber diskutieren. 
Nur, können Sie den Weg vielleicht noch mal ein 
Stück weit beschreiben? Habe ich Sie jetzt richtig 
verstanden, dass es eben in diesem Visa-Informa-
tionssystem eine Möglichkeit gab, das abzufra-
gen, aber Sie selbst keine anderen alternativen 
Wege gehabt hätten, eine Sicherheitsabfrage vor-
zunehmen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Wesentliche Voraus-
setzung ist ja, dass man, wenn ein Visum - - oder 
wenn ein Mensch nach Deutschland einreisen 
will, dass man gewisse Voraussetzungen prüft. 
Im normalen Visumverfahren geht es dann auch 
um die Frage der Rückkehrbereitschaft und diese 
Kriterien, die das Auswärtige Amt alle prüft. Und 
es gibt eben eine Gruppe von Staaten - das sind 
so ungefähr 30 -, deren Staatsangehörige beim 
Visumverfahren dann auch, ich sage mal, durch 
die Dateien der Sicherheitsbehörden laufen gelas-
sen werden, um auszuschließen, dass mindestens 
Personen einreisen, zu denen sicherheitsrele-
vante Eintragungen in den Dateien enthalten 
sind. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Welcher Sicherheitsbehörden konkret? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Das ist der Bundes-
nachrichtendienst, das ist das Bundesamt für 
Verfassungsschutz, und das ist das Bundeskrimi-
nalamt. Und es gibt, glaube ich, auch - im Durch-
lauf bin ich jetzt kein Fachmann -, was die Lan-
desämter für Verfassungsschutz angeht - - 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der 
MAD auch? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Der MAD auch, der 
MAD auch. Und das ist letztlich die einzige Mög-
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lichkeit - so habe ich Ihre Frage verstanden, Frau 
Abgeordnete -, - 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, -  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: - um letztlich diese 
Sicherheitsbedenken - - 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
- genau um diese Frage, um diese Aspekte geht es 
auch: Ist das ein Verfahren, das vielleicht in die-
ser Software, in den Zugriffsmöglichkeiten nur 
diese bietet, dass Sie nicht hätten sagen können: 
„Okay, wir können das eben auch übernehmen 
über ein anderes Verfahren“? Deswegen war 
Ihnen wichtig, dass dieser Schritt nicht über-
sprungen wird. Habe ich Sie da richtig verstan-
den? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, weil ein anderes 
Verfahren schlechterdings - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Können wir ein 
bisschen offener fragen? Das wäre mir sehr sym-
pathisch.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): ... 
[akustisch unverständlich] 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja, das schon, aber 
wir wollen dem Zeugen trotzdem nicht nahe-
legen, wie die Antwort sein sollte. Ich bitte, ein-
fach offener zu fragen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
aber es geht doch darum, dass ich den konkreten 
Sachverhalt abfrage. Und da macht es ja keinen 
Sinn, dass wir drum herumreden, Herr Vorsitzen-
der. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nein, Sie müssen 
es aber wirklich abfragen, bitte, in einer Form, 
wie wir uns verständigt haben, wie man das tut 
hier. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Vielleicht, wenn ich 
darf, will ich es noch mal im Zusammenhang 
darstellen. Aus meiner Sicht gibt es kein anderes 
Verfahren. Es ist ein sehr aufwendiges Verfahren, 

wo das Bundesverwaltungsamt alle Visaanträge, 
die aus dem Auswärtigen Amt über eine gesi-
cherte Leitung kommen, an die zuständigen Be-
hörden weiterleitet. Dann gibt es Verschweigens-
fristen. Dann müssen Bedenken nach einer 
Datenbankabfrage - - gibt es dann auch Sach-
verhalte, wo dann individuell reingeguckt wer-
den muss. Das ist kein automatisiertes Verfahren. 
Da gibt es dann natürlich auch sehr viele Ein-
schätzungen. Dann gibt es ein institutionalisier-
tes Verfahren der Rückmeldung von Bedenken 
über das Bundesverwaltungsamt an die Aus-
landsvertretung. Das ist also das Verfahren, wie 
es jetzt läuft, um wirklich sicherzugehen, dass in 
allen Datenbanken der relevanten Behörden auch 
entsprechende Abfragen stattfinden. Ein alter-
natives Verfahren, wo man sagt: „Das geht jetzt 
irgendwie - - wir erreichen das gleiche Ziel auf 
anderem Weg“, ist mir - - kann ich mir nicht vor-
stellen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Dann habe ich noch mal eine 
Frage zu dem Ortskräfteressortbeauftragten aus 
dem BMI und dem Verhältnis zu Ihrer Abteilung, 
weil das fällt ja auseinander. Vielleicht können 
Sie das noch mal ein Stück weit erläutern, in 
erster Linie, inwieweit es dort übereinstimmende 
Auffassungen gab über das Verfahren, und in 
zweiter Linie, wie hoch die Zahl da war, um das 
vielleicht auch noch mal einzuordnen. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, nach meiner 
Erinnerung hatten wir, glaube ich, acht Ortskräfte 
der Bundespolizei, also im Verhältnis zu den 
sonstigen Zahlen wirklich eine relativ geringe 
Anzahl. Wir haben uns regelmäßig mit den Kolle-
gen der Bundespolizei zusammengesetzt. Das hat 
ganz überwiegend auf Arbeitsebene stattgefun-
den. Ich hatte nur relativ wenig Kontakte, nach 
meiner Erinnerung, zu Frau Busch zu diesem 
Thema, weil wir auf unserer Ebene wenig Klä-
rungsbedarf hatten, will ich mal sagen. Aber wir 
hatten natürlich dadurch im BMI durch die B 
und die eigene Betroffenheit also durchaus auch 
Gesichtspunkte, die wir auch für die M berück-
sichtigt haben. Und wir waren auch näher dran, 
will ich mal sagen, an dem Ortskräfteverfahren, 
als wenn das nur in anderen Ressorts der Fall ge-
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wesen wäre, dadurch, dass die B, wenn auch im 
geringen Umfang, selbst betroffen war.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und hinsichtlich des Sachverhalts, dass das Bun-
desverteidigungsministerium ein anderes Verfah-
ren wollte: Können Sie das noch mal kontextuali-
sieren zu Ihren Ausführungen hinsichtlich der 
Visa-Informationssysteme, also wie sozusagen 
die diese Hürde genommen haben? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich glaube, man 
muss da unterscheiden. Was jetzt die Frage der 
Einreise angeht, also die Frage Visumverfahren, 
ja/nein, Visa on Arrival, das war nicht im Kern 
das Petitum des Verteidigungsministeriums, son-
dern des Auswärtigen Amtes, die einfach fürchte-
ten, dass ihre Auslandsvertretungen letztlich 
nicht in der Lage sein werden, mit dem großen 
Zugang von Visaantragstellern fertigzuwerden. 
Das Verteidigungsministerium hatte eher das 
Petitum, auf die Gefährdung, die individuelle Ge-
fährdung zu verzichten - und sei es ein Kompro-
miss, dann, wenn Sie so wollen, das Listen-
verfahren -, sondern pauschal alle Ortskräfte auf-
zunehmen, ohne danach zu fragen, ob die auch 
gefährdet sind. Das waren, so ein bisschen ver-
einfacht, holzschnittartig die Positionen, wie ich 
sie erinnere, aus diesem Diskussionsprozess. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
in dem Zusammenhang würde ich gerne auch 
noch mal abfragen dieses Vorziehen des Zeit-
raumes, in dem das Ortskräfteverfahren sozusa-
gen erweitert wurde; so unter dem Stichwort fällt 
das ja. Können Sie sagen, wie sich das auf Ihre 
Einschätzungen und auf Ihre Prüfungen ausge-
wirkt hat? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, es gab vonseiten 
des Verteidigungsministeriums das Ansinnen, 
die Zweijahresfrist nicht mehr zu gelten - - son-
dern alle Ortskräfte, die seit 2013 - das war der 
Beginn, wenn ich mich recht entsinne, auch der 
Erfassung der Ortskräfte, obwohl ja der Afghanis-
tan-Einsatz weiter zurückreicht - - dann letztlich 
alle Ortskräfte aufzunehmen. Für uns war es 
wichtig, an der Gefährdung festzuhalten, von 
pauschalen Aufnahmen abzusehen. Das hatte 
auch ein Stück weit - das taucht ja auch in den 

Akten auf - migrationspolitische Aspekte. Wir 
mussten auch bei den Ländern immer gucken, 
dass wir die Akzeptanz haben, dass wir auch die 
rein praktischen Dinge mit den Ländern mana-
gen. Uns ging es auch ein Stück weit darum, 
einen Präzedenzfall zu vermeiden. Das hat ja 
auch immer eine große Rolle gespielt, auch beim 
Auswärtigen Amt eine Rolle gespielt, dass nicht 
ohne individuelle Prüfung und auch Gefährdung 
letztlich alle Menschen, die in Drittstaaten sich 
für deutsche Interessen einsetzen, dann auch die 
Möglichkeit der Einreise haben. Das war aus 
Sicht des BMI durchaus ein beachtlicher Aspekt.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Waren denn bei den migrations-
politischen Erwägungen auch die seinerzeit vom 
damaligen Bundesinnenminister immer wieder 
in den Raum gestellten sogenannten Obergrenzen 
ein Thema? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nach meiner Erinne-
rung nicht. Diese Obergrenze ist ja - - Dazu fällt 
einem ja vieles ein. Aber die Größenordnungen, 
die hier in der Diskussion waren, die sich auch ja 
über einen längeren Zeitraum erstreckten, hätten 
nur einen sehr geringen Einfluss letztlich auf 
diese Obergrenze gehabt, nach meiner Einschät-
zung. Ich kann mich nicht erinnern, dass bei der 
Erörterung von diesen migrationspolitischen Ge-
sichtspunkten, wie ich sie gerade skizziert habe, 
auch die Obergrenze jetzt eine Rolle gespielt 
hätte. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Eine Frage hätten 
Sie noch.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wenn ich nur noch eine Frage habe, dann würde 
ich gerne das Thema Familie, Kernfamilie an-
sprechen. Vielleicht können Sie das im Zusam-
menhang mal darstellen, welche Herausforderun-
gen damit verbunden waren. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. Wir haben ja im 
Aufenthaltsrecht eine relativ klare, eindeutige 
Regelung im Hinblick auf die Kernfamilie, die für 
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den Familiennachzug grundlegend ist. Das sind 
also die Abkömmlinge und die Verwandten ers-
ten Grades. Und wir haben auch eine Regelung 
im Aufenthaltsgesetz, in § 36 Absatz 2, dass wei-
tere Familienangehörige unter außergewöhnli-
chen Umständen auch einreisen können. Das ist 
jetzt „normales“ Aufenthaltsrecht - in Anfüh-
rungsstrichen -, Familiennachzug. 

Die Hürden, die wir dann haben und die die 
Rechtsprechung auch akzeptiert, das sind also 
wirklich Personen, die weiteren Familienangehö-
rigen, die Tante oder was auch immer, die nicht 
in einer Linie mit den Kernpersonen ist, die also 
wirklich pflegebedürftig ist, die auch in dem 
Staat, in dem sie lebt, die Pflege - - nicht gepflegt 
werden kann. Das sind also wirklich grund-
legende Schicksale, will ich mal sagen, die da-
hinterstehen. So. Da holt man uns ab, will ich 
mal sagen. Das ist die deutsche Rechtslage. 

Dann gibt es natürlich gerade in Afghanistan 
einen anderen Familienbegriff, als wir den ha-
ben. Und entsprechend war auch ein Stück weit 
die Erwartungshaltung - - Ich habe ja die Zweit-
frauen angesprochen; das ist nur ein Aspekt. 
Aber es gibt durchaus auch in den Haushalten 
teilweise auch eine wirtschaftliche Abhängigkeit, 
die einen größeren Kreis von Menschen mit um-
fasst. 

Dann stellt sich die Frage - zum Beispiel hat sich 
die gestellt; das war auch durchaus immer wie-
der ein Gegenstand in den Jours fixes, wenn ich 
mich recht entsinne -: Wie geht man um mit voll-
jährigen Töchtern, die also aus unserer Sicht er-
wachsen sind und damit raus sind, anders als 
Minderjährige, die allerdings nach unserem 
Kenntnisstand, unserem Eindruck in Afghanis-
tan, wenn der Vater jetzt zum Beispiel Ortskraft 
ist und sie hat kleinere Geschwister, die sind 
minderjährig - - dann bleibt dann die 19-, 20-Jäh-
rige allein zurück. Das ist letztlich keine befrie-
digende Situation, obwohl es doch durchaus klar 
widerspricht unserer deutschen Auffassung. Da 
ist dann im - - Da haben wir uns dann auch auf 
einen Kompromiss geeinigt und haben dann eine 
Abhängigkeit, die mehr als nur eine wirtschaftli-
che Abhängigkeit ist, letztlich in Ansatz gebracht. 
Aber das waren dann auch die Punkte, die man 

so ein bisschen diskutieren musste, durchaus im 
Einzelfall.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
das Fragerecht zur AfD. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Herr Weinbrenner, am 4. Februar 21 ha-
ben Sie eine E-Mail mit hoher Priorität an Staats-
sekretär Teichmann mit dem Betreff „EILT! ... 
BaWü zu Abschiebung nach AFG und Rückfüh-
rungsmaßnahme Februar“ gesendet. Das ist 
Fundstelle MAT A BMI-3.475 VS-NfD, Blät-
ter 116 bis 120. Es ging primär um Rückführungs-
maßnahmen und Abschiebeverbote für Afghanen, 
Bezug nehmend auf ein öffentliches Urteil des 
Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg 
vom 17. Dezember 2020, das am 3. Februar 2021 
veröffentlicht wurde. Gemäß diesem Urteil 
wurde die Abschiebung nach Afghanistan auf-
grund der schlechten wirtschaftlichen Lage 
durch die Covid-19-Pandemie befürchtet und da-
mit einhergehend eine fehlende wirtschaftliche 
Sicherung der Existenz in Afghanistan. Daraufhin 
wurden die Maßnahmen gestoppt. Welche Aus-
wirkungen hatte das auf Ihre Arbeit damals? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Die Frage, unter wel-
chen Bedingungen Menschen in ihr Herkunfts-
land abgeschoben werden können, ist ja - - hat 
ja - - Oder andersrum: Damit letztlich eine Ab-
schiebung erfolgreich sein kann, müssen ja viele 
Voraussetzungen geklärt sein. Das eine ist erst 
mal das Verfahren der Abschiebung. Also, das 
heißt, ich brauche eine Rückführung. Ich brauche 
dafür die Bundespolizisten, die das üblicher-
weise machen in Amtshilfe, dann entsprechend 
sichere Verfahren bei der Abwicklung im Her-
kunftsstaat. Aber eine der Voraussetzungen vor-
her ist, dass auch die Ausweisung, die dem zu-
grunde liegt, und die Durchführung der Abschie-
bung dann auch gerichtsfest ist. Und dabei spielt 
natürlich immer der Maßstab des Artikels 3 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention eine 
Rolle, und zwar, dass die Menschen nicht einer 
Folter und unmenschlichen Behandlung aus-
gesetzt werden - das ist nicht eine politische Ver-
folgung, sondern das ist einfach ein Stück weit 
Lebensstandard -, weil die Gerichte großen Wert 
darauf legen - und wir ja natürlich auch, von den 
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Gerichten überprüft - - dass wir auch sehr genau 
prüfen: Was passiert denn mit den Menschen, 
wenn sie zurückkehren? Und dabei spielt keine 
Rolle, ob sie möglicherweise verurteilte Straftäter 
oder was auch immer sind. Das ist ein absoluter 
Menschenrechtswürdestandard und keiner, der 
in Abhängigkeit von irgendwelchen Vorstrafen 
oder was auch immer steht.  

Und angesichts der dynamischen Lage in Afgha-
nistan, hier aber vor dem Hintergrund Covid und 
der damit erfolgten Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Lage, hat der VGH Mannheim in die-
sem Urteil Anforderungen formuliert im Hinblick 
auf die wirtschaftliche Lage in Afghanistan, die 
für uns für die Rückführung natürlich relevant 
waren. Das ist nur ein Urteil in einem Einzelfall, 
aber gleichwohl natürlich in diesem Fall relevant 
und auch durchaus möglicherweise dann auch 
für weitere obergerichtliche oder auch verwal-
tungsgerichtliche Urteile richtungweisend. Und 
wir müssen angesichts der Erforderlichkeit der 
Rückführung auch weiterhin nach Afghanistan - 
ich glaube, das habe ich dargestellt - - haben wir 
überlegt: Wie gehen wir damit um? Wir können 
jetzt nicht die wirtschaftliche Lage in Afghanis-
tan von Deutschland, von Berlin aus verbessern; 
aber wir können überlegen, wie wir zum Beispiel 
mit IOM, mit Dienstleistern in Afghanistan letzt-
lich eine wirtschaftliche Brücke bauen. Es gibt ja 
auch Rückkehrförderungsmittel. Wie können wir 
angesichts dieses Urteils, das man sich genau an-
guckt, auch den Einzelfall, letztlich dafür sorgen, 
dass dieses Urteil nicht zur Folge hat, dass aus 
diesem Gesichtspunkt letztlich Rückführungen 
nach Afghanistan schlechterdings ausgeschlossen 
sind? 

Stefan Keuter (AfD): Hatte dieses Urteil tatsäch-
lich diese von Ihnen befürchteten Auswirkun-
gen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, das Urteil ist ja im 
Februar, glaube ich, 21 gefallen, und die letzte 
Rückführung hat ja dann nicht mehr stattgefun-
den am 3. August. Das heißt, faktisch - weil wir 
waren in der Phase, das auch mit dem BAMF zu 
überprüfen - ist letztlich durch die Veränderung 
der Lage in Afghanistan - - hat das keine konkre-
ten Folgen gehabt. Aber es ist natürlich ein Ur-

teil, das jetzt auch steht und für weitere Maßstäbe 
ein Stück weit auch über Afghanistan hinaus for-
muliert. 

Stefan Keuter (AfD): Sie haben sich, glaube ich, 
auch Gedanken darüber gemacht, wie man mit 
diesem Urteil umgehen kann, beispielsweise 
Existenzsicherung vor Ort durchführen kann. Ich 
habe irgendwo gelesen das Stichwort „Finanzie-
rung auf ,Tagelöhner‘-Niveau“. Ist das richtig, 
dass Sie sich darüber Gedanken gemacht haben, 
ob man die Menschen dort, in Afghanistan, also 
nach der Rückführung, entsprechend alimentie-
ren kann? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, das ist richtig, 
wobei ich jetzt sagen würde: „,Tagelöhner‘-
Niveau“ ist jetzt nicht so mein - wenn Sie in den 
Akten haben, dass das von mir kommt, würde 
mich das überraschen - - aber das ist nicht so 
mein Duktus. Aber es geht letztlich um die Frage: 
Wie können wir sicherstellen, dass eben Rück-
führungen weiterhin möglich sind unter Berück-
sichtigung der wirtschaftlichen Lage in Afghanis-
tan?  

Stefan Keuter (AfD): Okay. - Diese Äußerung 
„,Tagelöhner‘-Niveau“ stammte von Ihnen; das 
hatte ich in einer Fundstelle gefunden. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Okay. 

Stefan Keuter (AfD): Wir können die auch gleich 
gerne noch zum Protokoll einmal nachreichen. - 
Wie ist das bei Ihnen im Hause bewertet worden, 
diese Überlegung? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, ich kann mich 
nicht erinnern  

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

- danke vielmals -, dass wir darüber - - 

(Der Zeuge liest in den ihm 
vorgelegten Unterlagen) 

- Ja, 4. Februar. - Ich kann mich nicht erinnern, 
dass wir darüber kontrovers diskutiert haben, 
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sondern es war klar bei allen Beteiligten im Haus, 
auf allen Ebenen, dass wir weiterhin eine hohe 
Erforderlichkeit der Rückführung nach Afghanis-
tan haben und dass wir gucken müssen: Wenn 
sich aus dem Bereich der Rechtsprechung Pro-
bleme ergeben, wie können wir damit umgehen, 
um zu verhindern, dass die Folge dieser Recht-
sprechung ist, dass schlechterdings eine Rück-
führung nach Afghanistan gar nicht mehr mög-
lich ist? 

Stefan Keuter (AfD): Was für Folgekosten wären 
auf den deutschen Steuerzahler zugekommen? 
Haben Sie sich dazu in Ihrem Haus Gedanken 
gemacht?  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: In abstrakter Form, 
will ich mal sagen. Also - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich glaube nicht, 
dass die Frage sozusagen in den Zuständigkeits-
bereich des Zeugen fällt. 

Stefan Keuter (AfD): Doch, er hat diesen Fall da-
mals bearbeitet. Die haben entsprechende Bewer-
tungen vorgenommen dazu, und er hatte diesen 
Vorschlag dem Staatssekretär unterbreitet. Und 
in den Fundstellen habe ich jetzt nichts zu den 
Kosten gefunden. Und die Frage, denke ich, ist 
sehr zulässig. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Er betrifft nicht 
wirklich den Untersuchungsgegenstand unseres 
Untersuchungsausschusses. 

Stefan Keuter (AfD): Das sehe ich anders, und 
auch ganz explizit den Untersuchungszeitraum 
auch. Und deshalb, denke ich, ist die Frage 
zulässig. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Den Zeitraum 
schon, aber nicht den Untersuchungsgegenstand 
dessen, was wir hier untersuchen. Das ist nicht 
Gegenstand dessen, was uns das Parlament auf-
getragen hat, wenn ich das hier richtig verstehe. 

Stefan Keuter (AfD): Das sehe ich anders, aber 
die Begründung liefern wir dann gerne noch mal 
nach. - Gut, dann würde ich gerne - - Nee, unsere 

Zeit ist damit auch abgelaufen. Wir machen in 
der nächsten Runde weiter. - Danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir kommen zur 
FDP-Fraktion, Herr Kollege Heidt. 

Peter Heidt (FDP): Ja, vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Hallo! Die verschiedenen Kolleginnen 
und Kollegen haben ja schon über diese beiden 
Fragen, Visa on Arrival und Visaprüfung, wie Sie 
es vorgesehen haben, intensiv gesprochen. Ich 
habe bei den ganzen Fragen und Antworten von 
Ihnen mich so gefragt: Kam eigentlich irgend-
jemand mal auf die Idee zu sagen: „Lasst uns mal 
zusammensetzen, ob es nicht doch irgendeinen 
Kompromiss dazwischen gibt“? Ich hätte so 
spontan gesagt: Na ja, man lässt die hier ein-
reisen, und dann setzt man sie - keine Ahnung - 
in ein Häuschen - ich übertreibe es so ein biss-
chen flapsig-, und dann prüft man das alles, und 
wenn das nicht stimmt, müssen sie zurück, und 
wenn es gut ist, dann bleiben sie da. - Ich glaube, 
man hätte ja wahrscheinlich nicht Hunderte von 
Menschen gefunden, die da alle unter Sicher-
heitsaspekten nicht hätten einreisen können, es 
hätte sich ja wahrscheinlich um ein paar Leute 
gehandelt, also überschaubare Zahl. Aber hat 
man das mal irgendwann in Ihrem Kreise disku-
tiert, da mal eine gemeinsame Lösung zu finden? 
Weil man sieht ja schon, dass da zwei ganz fun-
damentale Unterschiede da waren, die ja nicht 
zusammenzubringen waren. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, wir sind inten-
siv auf der Suche nach einer Lösung gewesen, 
will ich mal sagen, und wir schrecken auch nicht 
davor zurück, zu sagen: Jetzt lasst uns mal zu-
sammensetzen. Fällt uns noch irgendwas anderes 
ein? - Aber wie ich ja eben schon versucht habe 
in der letzten Fragerunde darzustellen: Die Si-
cherheitsüberprüfungen sind ein fundamentaler 
Gesichtspunkt. Angesichts der Größenordnung 
ist auch die Frage: Wie viele wären es möglicher-
weise gewesen - wir hatten überhaupt keine Indi-
zien -, die dann, ich sage mal, durch die Sicher-
heitsüberprüfung fallen? Allein aus dem Um-
stand, dass eine Person Ortskraft war, teilweise 
auch jahrelang zurück, lässt sich kaum entneh-
men, dass das sicherheitsmäßig wohl schon alles 
so okay gewesen sein wird. Also, auch wenn die 
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Bundeswehr im Einzelnen - was uns auch nicht 
so ganz klar war - zum Zeitpunkt des Beginns der 
Beschäftigung Sicherheitsüberprüfungen durch-
geführt hat nach dem damaligen Kenntnisstand, 
wäre das keine Garantie, sowieso nicht, aber nur 
von geringer Aussagekraft für die Frage der Si-
cherheitsüberprüfung zum Zeitpunkt der Einreise 
gewesen, plus Familienangehörige usw. Also 
letztlich war das nicht die mangelnde Bereit-
schaft, sich auf solche unkonventionellen Wege 
einzulassen, sondern einfach der Umstand, dass 
dazu aus unserer Sicht keine Alternative bestand 
und dass wir ja auch der Auffassung waren: Es 
gibt Möglichkeiten der Verbesserung in bestehen-
den Verfahren und dann nachher das IOM-Ver-
fahren.  

Peter Heidt (FDP): Ja, dann Thema „Abschiebun-
gen, Sicherheitslage in Afghanistan“. Nach mei-
nem Kenntnisstand sind die Länder ja grundsätz-
lich für die Abschiebungen zuständig, treffen 
auch die Entscheidung, wer abgeschoben wird, 
und der Bund, also quasi Sie, koordinieren dann 
den Flug und machen die Abschiebung am Ende 
auch. Macht ja auch durchaus Sinn, im Hinter-
grund Ressourcen zu bündeln. Und mich würde 
noch ein bisschen mehr der Teilprozess in Ihrem 
Zuständigkeitsbereich interessieren. Wer genau 
entscheidet bei Ihnen dann, ob dann der Bund 
tatsächlich einen Abschiebeflug nach Afghanis-
tan durchführt, welche Person, welche Ebene? 
Und ist das immer dieselbe Person, Ebene? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das Verfahren 
war so, dass wir in der Abteilung M zuständig 
waren für die Regelungen, will ich mal sagen, 
und das Verfahren, die grundlegenden Regelun-
gen für das Verfahren in der Abschiebung. Das 
heißt, es gibt ja ein EU-Afghanistan-Abkommen, 
und es gibt ein nationales praktisches Durchfüh-
rungsabkommen, wo dann auch die Anzahl der 
Flüge und die maximale Anzahl der Personen auf 
einem Flug - ich glaube, 50 und so - durch das 
BMI mit den afghanischen Stellen ausgehandelt 
wird. Es gab auch regelmäßige Kontakte mit der 
afghanischen stellvertretenden Migrations-
ministerin, die deutsch-afghanische Wurzeln hat, 
wenn ich mich recht entsinne, also einen starken 
Deutschlandbezug. Ich habe selbst mit ihr nie 
Kontakt gehabt, weil das immer auf der Ebene 

der Unterabteilungsleitung lief. Also, wir haben 
sowohl auf der Arbeitsebene als auch auf der 
Unterabteilungsleiterebene praktisch mit den 
Afghanen die Grundsätze besprochen. Auch zum 
Beispiel eben dieses Moratorium ist dann erst 
mal auch auf dieser Ebene mit den Afghanen 
diskutiert worden, was die Grundsätze angeht. 

Wie Sie zu Recht sagen, ist es Sache der Auslän-
derbehörden, festzustellen, ob ein afghanischer 
Staatsangehöriger ausreisepflichtig ist, ob der 
eine Duldung hat, die man gegebenenfalls wider-
rufen kann, und den dann auch letztlich zur Aus-
reise aufenthaltsrechtlich fertig zu machen im 
Sinne von den Sachverhalt aufzubereiten. Dann 
bekamen wir durch die Länder geliefert Listen 
von ausreisepflichtigen Personen, die gemeldet 
wurden. Und dann war es Sache der Absprache, 
der operativen Absprache der Bundespolizei, die 
begleitet hat den Abschiebeflug, der von einem 
deutschen Flughafen X dann nach Kabul ging, 
meistens mit Zwischenlandung nach meinem 
Kenntnisstand. Und dann war es Sache der Bun-
despolizei, mit den Ländern festzustellen: Wel-
che Personen sind auf dem Flug? Dann ist es häu-
fig so passiert, dass ein Mehrfaches der Personen, 
die dann tatsächlich auch von den Ländern ans 
Flugzeug gebracht wurden, rein physisch dann 
benannt wurden, weil die nicht angetroffen wur-
den oder vielleicht noch in letzter Sekunde einen 
Asylfolgeantrag gestellt haben. Und dann die 
Durchführung des Fluges, die Begleitung des 
Fluges - das waren ja alles Charterflüge - ist dann 
durch die Bundespolizei in Amtshilfe für die 
Länder erfolgt. Also wir haben, um es mal kurz 
zu sagen, praktisch die Weichen gestellt auf einer 
abstrakten Ebene, um die Regeln festzuzurren. 
Und der Vollzug war dann eine Kombination 
oder eine Kooperation - besser - der Länder mit 
der Bundespolizei 

Peter Heidt (FDP): Okay. Und die entscheiden 
dann, einen Flug doch nicht durchzuführen. Hat 
das diese Abteilung getroffen, diese Ebene, oder 
war das der Minister am Ende des Tages? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Sie meinen den vom 
3. August?  
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Peter Heidt (FDP): Ich bin ja der Auffassung, es 
war der 5. August. Aber das hätte ich - - 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ach so, okay. Gut. 
Wir reden über diesen Flug. 

Peter Heidt (FDP): Mhm.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nach meiner Erinne-
rung sind durch die Bundespolizei Bedenken ge-
äußert worden. Es gab an diesem Tag in Kabul 
eine Explosion, die jetzt, ich sage mal, aus der 
damaligen Sicht nicht die normale Sicherheits-
lage - - sondern darüber hinausging. Und dann 
gab es Bedenken im Hinblick auf die Sicherheit 
insbesondere der Bundespolizisten, aber auch im 
Zusammenhang damit natürlich der rückzufüh-
renden Personen. Und deswegen ist relativ kurz-
fristig dieser Flug abgesagt worden. Ich kann jetzt 
nicht sagen - - Es ging über meine Ebene hinaus. 
Ich glaube, die Staatssekretäre waren eingebun-
den. Ob der Minister selbst eingebunden war, bin 
ich im Moment nicht informiert. Aber es ist je-
denfalls dann zu einer Absage dieses Fluges ge-
kommen. Und üblicherweise ist es so, dass Si-
cherheitsbedenken dann wirklich durchgreifen, 
also wenn die Praktiker und die operativ tätigen 
Kolleginnen und Kollegen sagen: „Das halten wir 
aus Sicherheitsgründen nicht für vertretbar“, 
dass das dann auch auf politischer Ebene in 
einem Haus so akzeptiert wird. 

Peter Heidt (FDP): Also die Lage in Afghanistan 
ist in so eine Entscheidung einbezogen worden.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Es war letztlich der 
Ausschlag für diese Entscheidung. 

Peter Heidt (FDP): Ich habe jetzt ja irgendwie ge-
lernt: Es gibt verschiedene Lagen; es gibt eine 
Lage vom BND, vom AA, vom BMVg, vom BMZ, 
vom Bundeskanzleramt. Sie haben wohl auch 
eine eigene Lageeinschätzung. Diese Lage-
einschätzungen müssen ja nicht immer über-
einstimmen. Hätte man nicht da versuchen müs-
sen, eine geeinte Lageeinschätzung zu haben?  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das ist nicht so 
ganz einfach, will ich mal sagen. Wir haben als 
BMI natürlich versucht, uns eine eigene Ein-

schätzung zu bilden. Die eigentliche Lageein-
schätzung ist jetzt nicht im BMI erfolgt, sondern 
da waren natürlich sehr stark das BMVg, das 
Auswärtige Amt und der BND eingebunden. Ich 
bin jetzt überfragt in meiner Zuständigkeit, ob es 
eine einheitliche Lageeinschätzung gab innerhalb 
der Bundesregierung, die dann von denen mit-
getragen wurde. Das müssen vielleicht andere be-
urteilen. 

Wir haben aber jedenfalls versucht, uns einen 
eigenen Eindruck zu verschaffen, und sind im 
April auch zum BND gefahren und haben uns 
von denen schildern lassen, wie denn der BND 
annimmt, dass sich die Lage in Afghanistan wei-
terentwickelt. Und nach meiner Erinnerung war 
da die Rede durchaus von einem Ende, will ich 
mal sagen, von einem absehbaren Ende der west-
lich orientierten Regierung, also der Übernahme 
der Macht durch die Taliban zu einem gewissen 
Zeitpunkt. In welchem Umfang und in welchem 
Zeitpunkt - - wurde das sehr vage. Ich weiß je-
denfalls noch recht genau, dass die Entwicklung, 
wie sie dann eingetreten ist mit der Beschleuni-
gung dann zum 15. August - - dass das nicht 
Gegenstand der Einschätzung, der Prognose-
einschätzung war. Wenn das nämlich der Fall 
gewesen wäre, dass es da schon im Sommer 
wirklich so zu Ende geht, hätten wir ganz anders 
agiert. Sondern es war schon die Erwartungshal-
tung - und es war da von sechs Monaten plus x 
die Rede - - aber dass jedenfalls ganz andere Zeit-
räume, als sie dann tatsächlich eingetreten sind, 
zu erwarten waren. Aber bei allen war ja immer 
klar: Es ist mit hohen Unsicherheiten versehen, 
so eine Prognose. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind am Ende 
der Befragungsrunde. 

Peter Heidt (FDP): Wie? Schon? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind am Ende 
der Befragungsrunde; die Zeit vergeht schnell. - 
Ich komme noch mal auf den Abgeordneten 
Keuter zurück. Ich habe mich richtig erinnert; ich 
habe den Einsetzungsbeschluss des Deutschen 
Bundestages, Drucksache 20/2352, noch mal 
nachgelesen. Da ist in Punkt 37 von Kosten die 
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Rede. Das ist der einzige Punkt, der sich darauf 
bezieht, und dort heißt es:  

„ob und inwieweit dem Bundes-
haushalt durch die Evakuie-
rungsmission und deren Notwen-
digkeit Kosten entstanden sind;“ 

Das ist Gegenstand des Untersuchungsauftrags, 
nicht die Einschätzung potenzieller Kosten, die 
Auswertung von Personenkreisen und Ähn-
lichem mehr, wonach Sie gefragt haben. 

Stefan Keuter (AfD): III Nummer 2 [sic!] dieses 
von Ihnen zitierten Einsetzungsbeschlusses hat 
aber auf meine Frage auch Bezug - das möchte 
ich auch zu Protokoll geben -, III Nummer 9 des 
Beschlusses 20/2352. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. Okay. - Wir 
wechseln in die zweite Runde, und das Wort hat 
der Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Herr Zeuge, ich möchte noch mal auf 
die Genese dieses Ortskräfteverfahrens zurück-
kommen, und ich bitte, mir nachzusehen, wenn 
ich vielleicht manche Fragen dopple, die andere 
Kollegen bereits vorher gestellt haben sollten. 

Ganz zu Beginn des Untersuchungszeitraums 
wurde das Doha-Abkommen abgeschlossen, bei 
dem noch kein wirkliches Abzugsdatum völlig 
fixiert wurde, aber jedoch absehbar war, dass es 
zum Abzug der Streitkräfte aus Afghanistan 
kommt. Haben Sie zu diesem Zeitpunkt oder in 
der unmittelbaren Folge für sich eine Erwartung 
gehabt, dass es zu einer steigenden Zahl von An-
fragen zur Aufnahme des Ortskräfteverfahrens 
kommen wird? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Haben Sie dann in die-
sem Zusammenhang sich selber die Frage ge-
stellt, ob bereits zu diesem frühen Zeitpunkt eine 
Überarbeitung, eine Anpassung des Ortskräfte-
verfahrens notwendig sein könnte, wenn die 
Zahlen bestimmte Werte übersteigen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein, zu diesem 
Zeitpunkt nach meiner Erinnerung nicht. Ich 
kann mich noch ganz gut daran erinnern, als ich 
das gehört habe von diesem Doha-Abkommen - - 
und habe versucht, mir vor Augen zu halten, was 
das für mögliche Folgen haben könnte - - und 
dass das natürlich auch das Ortskräfteverfahren 
umfassen würde, perspektivisch - das war schon 
klar -; aber zu dem Zeitpunkt ist das noch nicht 
konkreter geworden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann lassen Sie mich an 
der Stelle gleich nachfragen: Ab wann gab es 
dann bei Ihnen als Abteilungsleiter die ersten 
Überlegungen hinsichtlich einer Konkretisierung, 
einer Änderung des Ortskräfteverfahrens? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Bitte um Nachsicht; 
das kann ich jetzt konkret terminlich nicht fest-
machen. Aber es war jedenfalls im Laufe der 
Gespräche innerhalb des BMI, aber auch mit 
meinen Kolleginnen und Kollegen, meinen Mit-
arbeitenden, die im Ressortkreis dieses Orts-
kräfteverfahren diskutiert haben - - war das ein 
Thema, das nach meiner Erinnerung zunehmend 
virulent wurde. Und die verschiedenen Aspek-
te - - Das führte dann irgendwann auch zur Ein-
richtung dieses Jour fixe, dass einfach der Ent-
scheidungsbedarf immer größer wurde. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielleicht noch eine Fra-
ge - etwas präziser, aber zum gleichen Thema -: 
Wurden vonseiten der Fachebenen, also der Refe-
rate im BMI, jemals Zweifel an der Geeignetheit 
von § 22 Satz 2 Aufenthaltsgesetz als Rechts-
grundlage für das Ortskräfteverfahren geäußert? 
Können Sie sich daran erinnern - - dass man da-
von abweichen müsste? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Meines Wissens 
nicht. Was ich erinnere, ist - deswegen habe ich 
das auch im Zusammenhang dargestellt -, dass es 
schon, ich sage mal, Bemerkungen gab im Hin-
blick auf die traditionelle Nutzung des § 22. Aber 
das war eher so auf der Tonspur - nach meiner 
Erinnerung -, hat aber in die Entscheidungsfin-
dung - - Ich kann mich nicht erinnern, dass es 
eine Entscheidung - - eine Vorlage gab, die etwa 
eine Entscheidung der Hausleitung - nimmt man 
den § 22 oder den § 23? - erfordert hat. Sondern 
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wir waren unter durchaus Berücksichtigung der 
gewachsenen - - des Nutzens des § 22 Satz 2 da-
von überzeugt, dass das die richtige Rechtsgrund-
lage sein würde. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf nämlich hier 
zitieren aus dem endgültigen Stenografischen 
Protokoll 20/40 I, Seite 19, in dem die Leiterin 
der AG M 3, Frau Bender, vor unserem Unter-
suchungsausschuss wie folgt ausgesagt hat: 

„Also, wie gesagt, manche Fragen 
sind natürlich auch eine poli-
tische Entscheidung. Jetzt rein aus 
der Erfahrung in dem Zeitraum 
und sozusagen den Problemen, 
vor denen wir standen, ist, glaube 
ich, schon deutlich geworden … 
dass die Regelung des § 22 für 
eine Konstellation wie Afghanis-
tan nicht gemacht ist und auch im 
Grunde nicht wirklich funktio-
niert.“ 

Teilen Sie diese Einschätzung jetzt im Blick auf 
diese Situation? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, den ersten Teil 
der Einschätzung teile ich: dass sie dafür nicht 
gemacht ist. Daran hat, glaube ich, der Gesetz-
geber - an eine Konstellation damals, als der § 22 
Satz 2 geschaffen wurde - nicht gedacht. Ich 
glaube aber, dass sie funktioniert hat, weil die 
Probleme, die wir hatten - in der Durchsetzung, 
im Visumverfahren und Identifikation, in der 
Abstimmung -, lagen jetzt nicht daran, dass der 
§ 22 Satz 2 irgendwelche Hürden oder entbehr-
liche Hürden aufgestellt hat; nach meinem Ein-
druck nicht.  

Jörg Nürnberger (SPD): Danke. - Wir können jetzt 
an der Stelle überspringen, dass es Aussagen von 
Herrn B  aus dem BMVg gab - MAT A 
BMI-3.02 VS-NfD, Blatt 213, insbesondere 
Blatt 215 dann -, dass zwar eine Ressortarbeits-
gruppe eingerichtet wurde, dass die Bundeswehr 
Handlungsbedarf beim Ortskräfteverfahren ge-
sehen hat, dass diese Ressortarbeitsgruppe - und 
ich beziehe mich dann auf ein Dokument vom 
Mai 2020, und zwar MAT A BMI-3.02 VS-NfD -, 

dass diese Arbeitsgruppe keine Ergebnisse her-
vorbrachte. 

Wenn wir dann in den August 2020 springen - - 
kamen im Ressortkreis Forderungen nach Grup-
penaufnahmen für afghanische Ortskräfte auf. Ich 
beziehe mich wieder auf die Vernehmung von 
Frau Bender, endgültiges Stenografisches Proto-
koll 20/40 I, diesmal Seite 14: 

„Es gab jedenfalls eine klare Linie 
des BMI, dass es keine Gruppen-
aufnahmen und keine pauschale 
Aufnahme aller ehemaligen Orts-
kräfte in Deutschland geben soll-
te.“ 

Die Frage stellt sich: Wer hat diese Linie festge-
legt? Oder hat sich diese Linie ganz automatisch 
aus der Arbeit des BMI entwickelt? Aber „Linie“ 
erweckt den Eindruck, es gab eine Vorgabe: In 
diese Richtung soll es gehen.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich würde eher der 
ersten - - Also, es gab keine Vorgabe, nach meiner 
Erinnerung, von oben, dass wir - - sondern das 
war auch eine gemeinsam entwickelte Linie 
innerhalb der Abteilung, die dann auch auf 
Staatssekretärs- und Ministerebene so gebilligt 
wurde. Das ist insoweit eine Linie. Aber ich kann 
mich - - bin mir ziemlich sicher, dass das keine 
hierarchie- - vorgegebene Linie war, die nicht - - 
wirklich von der Arbeitsebene bis dann in die 
Hausleitung auch so mitgetragen wurde. 

Jörg Nürnberger (SPD): Frau Bender sagte dann 
an einer anderen Stelle aus - das gleiche Proto-
koll, diesmal Seite 17 - in Bezug auf Gruppen-
aufnahmen, dass es ja offensichtlich einen Präze-
denzfall gegeben habe:  

„Also, was vorher war, war ja die-
se Gruppenaufnahme für die grie-
chischen Staatsangehörigen …“ 

Übrigens ein Fehler: Es geht um die Staats-
angehörigen dritter Staaten, die auf griechischen 
Inseln waren. 

„Das war insoweit auch ein 
Novum tatsächlich, was aber auch 
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noch mal eine ganz andere Kons-
tellation war als jetzt zum Beispiel 
für die afghanischen Ortskräfte, 
weil da die Gruppe von vorn-
herein definiert war, die Per-
sonenzahl war bekannt, die Per-
sonen waren definiert; also es war 
noch mal eine andere Konstella-
tion.“ 

Wenn Sie mir erläutern, ob Sie diesen Unter-
schied zu den afghanischen Ortskräften hier auch 
sehen können? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, ich kann den 
auch sehen. Die Aufnahme von Personen von 
den griechischen Inseln, das war insbesondere 
nach diesem Brand in Moria der Fall. Da ging es 
um eine genau festgelegte Anzahl von Personen; 
wenn ich mich recht entsinne, waren das Perso-
nen, die schon in Griechenland anerkannt waren, 
die also nicht mehr im griechischen Asylverfah-
ren waren und die man deswegen auch sehr ge-
nau beschreiben konnte. Es war auch eine Grö-
ßenordnung, die, ich sage mal, den politischen 
Vorgaben für eine humanitäre Geste dieser Art 
entsprach. Deswegen ist der § 23 gewählt wor-
den, anhand dieser formalen Kriterien, will ich 
mal sagen, die man sehr genau beschreiben konn-
te - anders als in Afghanistan, wo individuell 
eben für die Ortskräfte die Gefährdung geprüft 
werden musste. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt ist es aber offen-
sichtlich so, dass das aktuelle Bundesaufnahme-
programm für Afghanistan auch auf § 23 Absatz 2 
Aufenthaltsgesetz beruht. Warum wurde zum 
damaligen Zeitpunkt diese Überlegung dann 
noch nicht angestellt, wenn man sie ja jetzt im 
Nachhinein trotzdem als einen Grund für die 
mögliche Aufnahme von afghanischen Staats-
angehörigkeiten benutzt? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Letztlich: Das Pro-
gramm, das wir jetzt haben, das Bundesaufnah-
meprogramm „Afghanistan“, beschreibt auch die 
Personen sehr klar, die gewisse Kriterien erfüllen 
müssen, und ist deswegen - weil es auch in die 
Zukunft gerichtet ist und eine jährliche Größen-
ordnung umfasst - letztlich eine andere Baustelle 

oder eine andere Kategorie als die Aufnahme 
Ortskräfteverfahren. 

Jörg Nürnberger (SPD): Frau Bender hat auch in 
ihrer Vernehmung sehr ausdrücklich und mehr-
fach darauf hingewiesen, dass es bei der Anwen-
dung des Aufenthaltsrechtes häufig auf eine ge-
übte Staats- und Verwaltungspraxis ankäme - ich 
beziehe mich hier auf das endgültige Stenografi-
sche Protokoll 20/40 I, Seite 17 - und dass § 22 
Satz 2 Aufenthaltsgesetz auf Einzelaufnahmen 
abstellt. Frau Bender hat auch aufgeführt, dass 
man natürlich eine solche Staats- und Verwal-
tungspraxis jederzeit hätte ändern können.  

Waren Abweichungen von der damaligen staat-
lichen Verwaltungspraxis möglich, die sich im 
Rahmen der geltenden Gesetze - - Gab es vor-
stellbare Abweichungen von der bisherigen 
Praxis, die trotzdem im Rahmen von § 22 Satz 2 
zulässig gewesen wären? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. Letztlich ist ja 
das Verfahren, das wir gewählt haben - - war ein 
§-22-Satz-2-Verfahren, und es war durchaus eine 
Abweichung von der Praxis, wie ich sie geschil-
dert habe: in jedem Einzelfall, individuelle 
Schicksale usw. Also, das war, glaube ich, ge-
nau - - Das, was wir gewählt haben, hat genau 
diese Kriterien erfüllt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Trotzdem gab es auch 
immer wieder Kritik an den sehr schleppenden 
Fortschritten in diesem Bereich. Zum Beispiel 
aus den Protokollen der Ressortbesprechungen - - 
und auch Vernehmungen, die wir hier durchge-
führt haben, zeigen, dass sich die Diskussionen 
sehr lange und sehr langsam verändert haben 
und sehr lange auf der Stelle traten. Ich darf hier 
zum Beispiel auf die Vernehmung des Unter-
abteilungsleiters Faust aus dem BMVg verweisen 
und auf MAT A BMVg-4.168 VS-NfD, Blatt 8, wo 
er eine Vorlage zum Ortskräfteverfahren wie folgt 
kommentiert: 

„Das teils zähe Ringen mit dem 
BMI zum OKV ist mir noch gut 
aus meiner Zeit als RL SE II 1 in 
Erinnerung. Ich empfehle, es beim 
jetzigen geplanten Verfahren zu 
belassen. Weitere Gespräche in 
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Zielrichtung einer Änderung sind 
müßig und „den Schweiß der 
Edlen“ nicht wert.“ 

Daraus entnehme ich eine gewisse Frustration 
des Unterabteilungsleiters im Hinblick auf Be-
mühungen zur Vereinfachung des Ortskräftever-
fahrens. Haben Sie damals auch wahrgenommen, 
dass andere Ressorts mit dem Vorgehen des BMI 
nicht zufrieden waren? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, ich selbst habe 
mit den Ressorts nicht unmittelbar darüber ge-
sprochen; das ist auf meiner Ebene nicht gelan-
det. Aber in den Jours fixes ist mir schon klar 
geworden - bei der Frage, wie wir unsere Position 
festlegen -, dass andere Ressorts eine andere Er-
wartungshaltung hatten. Aber wir hatten, glaube 
ich, ganz gute Gründe für unsere Position. 

Jörg Nürnberger (SPD): Noch mal in die gleiche 
Richtung - und wir haben das auch vorhin in der 
ersten Runde schon einmal thematisiert -: Wenn 
ich mich jetzt auf MAT A BMI-3.03 VS-NfD, 
Blatt 12, beziehe, da geht es um eine von Ihnen 
gebilligte Leitungsvorlage an die Staatssekretäre 
Engelke und Teichmann vom 19. August 2020 
zu Handlungsoptionen für, wie Sie vorhin zuge-
standen haben, operativ mögliche Anpassungen 
des Ortskräfteverfahrens. Darin wird der BMVg-
Vorschlag einer pauschalen Aufnahme als - und 
ich darf noch einmal ausdrücklich wörtlich zitie-
ren - „migrationspolitisch“ und „außenpolitisch 
nicht vermittelbar“ abgelehnt und stattdessen 
vorgeschlagen, die „Frist für die Einreichung von 
Gefährdungsanzeigen nach Beschäftigungsende“ 
sogar „auf ein Jahr“ zu verkürzen; Klammer auf: 
„Option 2“. - Können Sie uns zur Herleitung die-
ses Vorschlages und zu seiner Genese noch nähe-
re Informationen geben? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, es sind letztlich 
die Gesichtspunkte, die ich schon versucht habe 
zu verdeutlichen. Das eine ist der migrations-
relevante Gesichtspunkt, letztlich auch ein Stück 
weit die Frage der Größenordnung, dann aber 
auch die Frage der Situation in Afghanistan und 
der Rückwirkung auf andere westliche Truppen-
steller oder der Unterstützung Afghanistans, die 
eine Rolle gespielt hat. Und als Ergebnis ist ja 

dann die Verkürzung der Frist nach dieser Vor-
lage dann auch, nach meiner Erinnerung, in die 
Praxis umgesetzt worden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn ich die Aktenlage 
jetzt im Detail betrachte, gab es zumindest bis 
Ende 2020 keine Verständigung auf Arbeitsebene 
und auch nicht auf der Ebene von Abteilungslei-
tungen bzw. der Staatssekretäre, da am 14. Januar 
2021 die Verteidigungsministerin mit Minister 
Seehofer telefonierte; das ergibt sich aus MAT A 
BMVg-4.753 VS-NfD, Blatt 24. Ist Ihnen der In-
halt dieses Telefonates bekannt? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. - Wir springen wei-
ter um drei Monate nach vorne. Der Herr Faust, 
der bereits von mir erwähnte Unterabteilungs-
leiter im BMVg, berichtete - und ich zitiere aus 
MAT A BMVg-4.205 VS-NfD, Blatt 21 - im Nach-
gang zur Sondersitzung, also offensichtlich einer 
wichtigen Sitzung des Sicherheitspolitischen 
Jour fixe am 16. April 2021:  

„In der Sondersitzung SiPol JF der 
Sts zu AFG am 16.04.2021 wurde 
Einvernehmen erzielt, dass ein 
praktikables Ortskräfteverfahren 
ohne erweiterten „pull-faktor“ für 
besonders Betroffene aus Für-
sorgegesichtspunkten und zu er-
wartender hoher Zunahme von 
Antragstellern rasch aufgelegt 
werden müsse.“ 

Und dann schreibt er: 

„Mit Blick auf die Zeitlinien sind 
jetzt schnelle Lösungen erforder-
lich. BMI muss dazu seine bishe-
rige, eher blockierende Haltung, 
aufgeben, da BMI bisher „die 
Bremse“. Ein Gespräch auf Minis-
terebene scheint geboten, um 
schnell zu einer Lösung zu kom-
men.“ 

War Ihnen bekannt oder haben Sie Kenntnis da-
von erlangt, dass das BMI in anderen Ressorts als 
„die Bremse“ oder, sagen wir so, von Mitarbei-
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tern anderer Ressorts als „Bremse“ eingeordnet 
wurde? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. Weil es ist ja - - 
Im Laufe der Diskussionen sind Erwartungshal-
tungen seitens des BMVg und des Auswärtigen 
Amtes an das BMI formuliert worden, denen wir 
nicht entsprochen haben. Von daher war mir 
klar, dass wir da bei den Ressorts als Bremser 
wahrgenommen werden würden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf noch mal aus 
einer MAT-Nummer zitieren, und zwar MAT A 
BMI-3.65 VS-NfD, Blatt 13. Da geht es um eine 
mit Ihnen abgestimmte Antwort von Frau Bender 
vom 25. Mai 2021 auf eine Prüfbitte von Herrn 
Ehrentraut, dem Referatsleiter B 4, zum Vor-
schlag von Staatssekretär Engelke zur Einführung 
einer Art Härtefallregelung für ehemalige afgha-
nische Ortskräfte - und jetzt geht es um diesen 
Zweijahreszeitraum -, bei denen das Ende der 
Beschäftigung länger als zwei Jahre zurückliegt. 
Der Vorschlag wird abgelehnt, unter anderem 
wieder mit folgender Begründung - ich zitiere -: 

„… alle Ressorts sind der Auffas-
sung, dass jegliches Infragestellen 
oder Ändern der allgemeinen 
Aufnahmekriterien des OKV eine 
Büchse der Pandora und eine Dis-
kussion über alle Kriterien öffnen 
würde. Aufgrund der politischen 
Auswirkungen müsste eine solche 
Entscheidung auf Ministerebene 
getroffen werden.“ 

Können Sie mir hier erläutern, was mit der 
„Büchse der Pandora“ genau gemeint war und ob 
wirklich alle Kriterien dann infrage gestellt wor-
den sind? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das ist jetzt, 
diesmal, glaube ich, nicht meine Wortwahl. Ich 
kann nur Vermutungen anstellen, was im Einzel-
nen dahintersteckt.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Davon nehmen 
wir Abstand. 

Jörg Nürnberger (SPD): Weswegen ich auch mit 
einer anderen Frage anschließe. Ich zitiere hierzu 

aus MAT A BMI-3.65 VS-NfD, Blatt 659 ff., ins-
besondere die Seite 662. Darin geht es um die 
Vorbereitung eines Ministergespräches - also es 
gab offensichtlich Ministergespräche - mit der 
Verteidigungsministerin zur Zweijahresfrist. Das 
Gespräch sollte am 28. Mai 2021 stattfinden. Das 
Zitat lautet:  

„• Seitens BMI kann eine Auf-
hebung der zeitlichen Begren-
zung des OK Verfahrens aus 
migrationspolitischen Grün-
den nicht mitgetragen werden. 
Dies hätte nicht absehbare, in-
direkte Auswirkungen auf die 
Migration und Rückführungs-
lage insgesamt; u.a. sind deut-
liche Kontroversen bzgl. der 
Fortsetzung der Rückführun-
gen nach AFG nicht ausge-
schlossen. 

• Eine mögliche Erweiterung auf 
das Jahr 2013 sollte, wie ange-
regt, auch mit den Ministern 
des AA und BMZ gemeinsam 
erörtertet und entscheiden 
werden, damit auch vor dem 
Hintergrund der BT Wahlen 
die Entscheidung von allen 
mitgetragen wird.“ 

Waren Ihnen derartige politische Motive, Motiv-
lagen bekannt, auch im Hinblick auf die bevor-
stehenden Bundestagswahlen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Das hat in konkreter 
Form keine Rolle gespielt. Natürlich sind wir in 
einem Ministerium auch immer - - leben wir na-
türlich auch in der politischen Landschaft und 
nehmen wahr, dass Bundestagswahlen zum Bei-
spiel als - - Indiz für eine große oder für eine 
besondere politische Aufmerksamkeit während 
eines Zeitraums sind. Aber es hat nach meinem 
Eindruck für die konkrete Entscheidung keine 
Rolle gespielt oder eine - - Gegenprobe: Ich 
würde sicher sein, wenn wir keine Wahl gehabt 
hätten, hätte das Verfahren in der Sache nicht 
anders stattgefunden. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann sind wir am 
Ende der Befragung angekommen. Ich unter-
breche die Sitzung bis 14.45 Uhr, und die Kolle-
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ginnen und Kollegen können ihrem Wahlrecht 
folgen.  

(Unterbrechung von  
14.19 bis 14.53 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, Sie haben es schon gemerkt: Wenn 
wir sagen: „Wir unterbrechen bis zum Zeitpunkt 
X“, ist das immer so eine ungefähre Ansage. Aber 
wir sollten jetzt dann doch weiterkommen. 

Ich eröffne die Sitzung wieder. Wir hatten unter-
brochen vor der Befragung durch die Unionsfrak-
tion, und es geht weiter mit der Frau Kollegin 
Wittmann. Bitte schön. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Vielen 
Dank. - Ich würde gerne jetzt zunächst mal auf 
das Thema Abschiebe- und Rückführungsflüge 
kommen und würde Sie noch mal gern so etwas 
fragen, was Sie vorhin gesagt haben. Sie sagten 
vorhin, es hätte einen Lagebericht seitens des 
Auswärtigen Amts aus Afghanistan gegeben vom 
15.07.21. Und dann ist mir erinnerlich: Es gibt 
einen von Oktober 21. Und in dem Zusammen-
hang wüsste ich gerne, ob Sie vielleicht aus der 
damaligen Zeit erinnerlich haben, wie häufig 
diese Lageberichte aktualisiert werden - also jetzt 
natürlich gerade in diesen Monaten, ist schon 
klar, aber grundsätzlich in diesen Regionen. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, nach meinem 
Kenntnisstand - das ist ja eine auswärtige, eine 
interne Angelegenheit des Auswärtigen Amtes, 
völlig klar - gibt es gewisse Regelmäßigkeiten, 
was die Lageberichte angeht. Auch zum Beispiel 
die Innenministerkonferenz hat, glaube ich, im 
Zusammenhang mit Afghanistan, aber auch mit 
anderen Ländern, eine gewisse Erwartungshal-
tung, dass dann vor der Innenministerkonferenz 
auch Lageberichte des Auswärtigen Amtes vor-
gelegt werden, um dann auch Grundlage der Be-
ratungen zu sein.  

Ich kann mich jetzt nicht erinnern, dass es 
im Oktober - das ist ja außerhalb des Unter-
suchungszeitraums - 2021 einen weiteren Lage-
bericht gegeben hätte. Aber es wäre nicht mehr 
als richtig, wenn das so wäre, weil natürlich der 

Fokus in besonderer Weise darauf lag: „Wie ist 
denn die Situation in Afghanistan nach dem 
15. August, und wie sind die Bedingungen?“, um 
das dann auch weiteren Entscheidungen zugrun-
de zu legen. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - Dann 
kommen wir direkt zu den Flügen. Es ist ja so, 
dass Sie das quasi für die Länder erledigen. Die 
Länder treffen ja da die Auswahl. Haben Sie in 
irgendeiner Form da, sage ich mal, einen Einfluss 
darauf als Innenministerium, oder gibt es da - 
wie soll ich sagen? - ein wechselseitiges Sich-
auch-doch-ein-bisschen-Abwägen, wer dann zu-
rückgeführt wird und wer nicht? Oder ist das für 
Sie völlig out of the box? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, wie ich eben 
versucht habe darzustellen, gehört es zu den 
Aufgaben der Abteilung M, die grundsätzlichen 
Voraussetzungen für die Durchführung von 
Rückführungsflügen mit dem Aufnahmestaat, 
hier in dem Fall mit Afghanistan, zu klären. Und 
die Durchführung im Einzelnen ist dann Sache 
der Länder in Zusammenarbeit mit der Bundes-
polizei. Wir haben dann auf die einzelnen Rück-
führungsflüge und die Benennung von Personen 
jedenfalls als Abteilung M keinen Einfluss mehr.  

Wir bekommen dann gemeldet die Anzahl der 
gemeldeten Personen für den Rückführungsflug, 
aber auch die Anzahl der Personen, die tatsäch-
lich auf dem Rückführungsflug sind. Wenn es 
Probleme mit den Landegenehmigungen gibt, 
was auch mitunter erfolgt - das ist jetzt kein 
Afghanistan-Spezifikum -, dann ist das eine 
Sache, die wir gemeinsam mit dem Auswärtigen 
Amt klären - das ist dann von Land zu Land an-
ders -, um sicherzustellen, dass der Flug auch 
konkret durchgeführt werden kann. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Darf ich dann 
noch mal rückfragen: Sie bekommen nur die An-
zahl und nicht die Namen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Noch einmal: Ich 
habe persönlich die Namen nie bekommen. Wir 
bekommen die Anzahl, und wir haben bei - - In 
Sachen Afghanistan ging es ja auch um die Frage, 
dass wir junge Männer zurückführen mit be-
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stimmter Kriminalitätsbelastung, Gefährder und 
so etwas. Und da haben wir in abstrakter Form 
mitgeteilt bekommen, dass es sich dann, wie ich 
es eben auch in dem Eingangsstatement gesagt 
habe, um Straftäter handelt, auch mit den De-
liktskategorien. Aber wir bekommen - ich habe 
das jedenfalls nicht gesehen, ich glaube, auch 
nicht in meiner Abteilung - jetzt nicht bei jedem 
Flug ganz konkret die Anzahl der Personen, die 
drauf waren, und weitere personenbezogene Da-
ten. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Weil Sie es 
jetzt gerade angesprochen haben: Welche De-
liktskategorien sind das im Regelfall? Und haben 
Sie da irgendwie - - Ragen da welche hervor, wo 
dann eben rückgeführt wird? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, es sind Kapi-
tal-, Körperverletzungs-, Drogendelikte, Eigen-
tumsdelikte, Sexualdelikte. Man müsste jetzt mal 
das untersuchen im Einzelnen, welche Personen 
welcher Deliktskategorie zuzuordnen sind. Auch 
die Frage, ob eine Verurteilung stattgefunden hat 
oder nur eine Anklage, das ist dann auch sehr 
unterschiedlich. Und Gefährder. Ich könnte jetzt 
nicht von mir aus eine gewisse Deliktskategorie 
aus diesen Gruppen besonders hervorheben. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Bei diesen 
Rückführungen und Abschiebeflügen: War da die 
deutsche Botschaft in Kabul eingebunden bei 
Vorbereitungen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, die waren einge-
bunden, und es war auch so, dass es eine enge 
Kooperation mit IOM gab, die dann die Be-
treuung der Zurückgeführten in Afghanistan 
übernommen hatte. Da gab es dann auch erst mal 
eine Unterbringung. Und dann ist das System 
von IOM umgestellt worden, dass dann nicht die 
ersten beiden, die ersten ein oder zwei Nächte in 
Kabul in einer IOM-Unterkunft oder angemiete-
ten Unterkunft stattfanden, sondern dass dann 
ein Geldbetrag ausgezahlt wurde, sehr praktische 
Dinge. Und nach meinem Kenntnisstand hat 
auch die Botschaft die Flüge dann in Empfang 
genommen. Ein Vertreter der Botschaft ist dann 
an den Flughafen gekommen, unter den dortigen 
Sicherheitsvorkehrungen natürlich, und hat dann 

im praktischen Handling des Fluges auch unter-
stützt. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Und würden 
Sie sagen, ohne die Unterstützung wäre es auch 
gar nicht möglich gewesen, mutmaßlich, so eine 
Abstimmung durchzuführen zu der Zeit? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. Ja, jedenfalls an-
gesichts der Sicherheitslage in Afghanistan, die ja 
immer eine Rolle gespielt hat. 

(VLR Andreas Gloßner 
(AA) meldet sich zu Wort) 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Dass Ihnen 
das nicht gefällt, verstehe ich. - Ich rede gerade 
mit den beiden Herren da hinten. - Ich verlasse 
das Thema.  

VLR Andreas Gloßner (AA): Nee, vielen Dank. - 
Genau, es war nur eine Suggestivfrage, aber der 
Zeuge hat das ja aufgenommen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich bin bei der 
Kollegin immer beim ersten Mal großzügig, und 
beim zweiten Mal hake ich dann wieder ein. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Ich kriege es 
auch umformuliert, glauben Sie es mir.  

So, dann Frage: War die Möglichkeit, Sammel-
abschiebungen nach Afghanistan per Flugzeug 
durchzuführen, für die Bundesländer das ent-
scheidende Instrument? War das genau so ge-
wünscht, dass es so Sammelabschiebungen gibt? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, und es war das 
einzige Instrument. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Das einzige 
auch, okay. - Wie viele dieser abzuschiebenden 
Personen befanden sich denn dann in etwa im 
Durchschnitt auf diesen Sammelabschiebern? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, die Zahl war 
relativ gering. Es gibt ja diese auch etwas durch 
die Presse gegangene Anzahl von 69. Die hätte 
aus dem Jahr 2018 - - die hätte ich, wenn das jetzt 
nicht durch die Presse gegangen wäre, so auch 
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gar nicht auf den Zettel gehabt. Aber das war 
schon, ich glaube, mit die größte Anzahl. Wir 
hatten üblicherweise, ich sage mal, zwischen 20 
und 40. Ich habe jetzt keine Durchschnittszahl, 
aber eher, ich sage mal, gegen 20 bis 30, würde 
ich so angeben, gefühlsmäßig. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Hat die 
afghanische Regierung innerhalb unseres Unter-
suchungszeitraums die Aufnahme bestimmter 
Personen abgelehnt? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nicht dass ich 
wüsste. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - Dann 
hätte ich gerne noch mal - wir waren da vorher 
schon mal ganz kurz, haben es gestriffen - - Wel-
che inhaltliche Grundlage haben Sie, um zu ent-
scheiden, ob Abschiebungen nach Afghanistan 
möglich sind? Wie setzen sich die zusammen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das eine ist der 
praktische Aspekt, wo wir dann sehr schnell mit 
der Bundespolizei zur Durchführung zusammen-
kommen. Das Zweite ist natürlich, dass die 
aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen vorlie-
gen, dass also die vollziehbare Ausreisepflicht da 
ist, dass keine Duldung, die ja letztlich nur eine 
Aussetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht ist, 
da ist. Das ist dann Sache der Ausländerbehör-
den; die müssen im Einzelfall diese aufenthalts-
rechtlichen Voraussetzungen erfüllen. Und dann, 
wenn die Rahmenbedingungen, will ich mal sa-
gen, da sind - Landegenehmigung ist ein wich-
tiger Gesichtspunkt -, kann der Flug stattfinden. 
Unser Punkt war die Landegenehmigung konkret 
zur Durchführung und die generelle Regelung der 
Absprachen mit der afghanischen Seite im Voll-
zug, zusammen in enger, enger Abstimmung mit 
der Bundespolizei. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Welche Be-
deutung haben denn die Berichte des Auswärti-
gen Amtes, die ich vorher schon mal angespro-
chen habe, zur asyl- und abschieberelevanten 
Lage für Ihre Überlegungen, ob Sie abschieben 
können oder nicht? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, die Durchfüh-
rung der Abschiebung und die Anordnung der 
Abschiebung ist Sache der Ausländerbehörde. 
Das heißt, für die Ausländerbehörde ist bei der 
Frage: „Kann nach Afghanistan abgeschoben 
werden?“, dieser Lagebericht eine wesentliche 
Quelle. Der Lagebericht ist natürlich auch für das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, das 
bei einem Schutzersuchen gegebenenfalls Ab-
schiebungshindernisse nach § 60 Absatz 5 oder 
Absatz 7 festzustellen hat, eine wesentliche Quel-
le. Es gibt aber auch noch andere Quellen, NGO-
Berichte und so etwas. Und die Lageberichte sind 
natürlich auch für die Justiz, für Gerichte, wenn 
Rechtsmittel, was durchaus häufig vorkommt, 
gegen einzelne Maßnahmen eingelegt werden, 
eine wesentliche Quelle, um sich einfach eine 
Lage oder einen Einblick zu verschaffen, wie die 
abschiebungsrelevante Lage in dem Fall in 
Afghanistan ist. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Mhm. - Und 
gab es in diesen Berichten des Auswärtigen 
Amtes Fakten und Bewertungen, die darauf 
schließen ließen, dass man nicht mehr nach 
Afghanistan abschieben kann oder mutmaßlich 
ab wann? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also nach unserer 
Wahrnehmung nicht, auch nach der allgemeinen 
Wahrnehmung nicht. Deswegen ist ja dieser Flug 
vom 3./6. August 2021 auch durchgeführt wor-
den, in dem kleinen Rahmen, wie ich geschildert 
habe, nachdem dieses afghanische Moratorium 
mindestens teilweise dann, ich sage mal, modifi-
ziert wurde. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Was meinen Sie - 
erlauben Sie, dass ich kurz unterbreche - mit 
„allgemeiner Wahrnehmung“? Das erschließt 
sich, glaube ich, nicht, der Begriff. Den finde ich 
unnütz. Sie sagten auch „nach der allgemeinen 
Wahrnehmung“.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein, nach meiner 
Wahrnehmung.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Dann wurden 
nach meinem Wissen die Flüge ja mal ausgesetzt 
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zwischen April und Dezember 2020 auf Wunsch 
der afghanischen Regierung.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Ist korrekt. - 
Was war der Grund? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Letztlich die Covid-
Restriktionen, - 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Die Pande-
mie. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: - die in Afghanistan 
natürlich auch eine große Rolle gespielt haben.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Ihrer Mei-
nung nach die übergeordnete Rolle? Oder gab es 
da noch andere Gründe? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nach meinem 
Kenntnisstand war das der einzige Grund. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - 
In einem Vermerk von Herrn Staatssekretär 
Dr. Teichmann ist erwähnt, dass verschiedene 
deutsche Stellen auch in den Ländern nicht 
gerade begeistert gewesen sind angesichts der 
dauernden Verschiebung der Flüge. Sie haben es 
vorher selber schon mal angesprochen, dass im-
mer wieder geschoben wurde. Können Sie uns 
sagen, warum es die Kritik daran gab? Oder war 
die vielleicht Ihres Erachtens gar nicht so berech-
tigt? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nein, bitte darum 
wirklich, das anders zu machen - 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Dann den 
zweiten Halbsatz bitte streichen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - und die MAT-
Nummer auch noch zu nennen. Dann ist das 
auch perfekt, Frau Kollegin. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Gut, das kann 
ich gerne machen. Das ist MAT A BMI-3.474 
VS-NfD, Blatt 530/531.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also sowohl im Be-
reich oder im Hinblick auf Afghanistan als Her-
kunftsland und dann auch Zielland eines Ab-
schiebungsfluges als auch in allen anderen Fäl-
len/Ländern ist es so, dass auf der Ebene der 
Ausländerbehörden immer ein erheblicher Auf-
wand getrieben wird, um letztlich die Rückfüh-
rung durchzusetzen und auch gegebenenfalls 
eine Duldung aufzuheben. Gegebenenfalls wer-
den dann auch Personen in Abschiebungshaft 
genommen. Die werden gegebenenfalls dann 
auch aus Aufnahmeeinrichtungen letztlich durch 
die Polizei zugeführt zu einem Abschiebungsflug. 
Das ist alles mit erheblichem Aufwand verbun-
den.  

Und wenn dann ein Flug abgesagt wird, zum 
Beispiel weil die Landegenehmigung kurzfristig 
versagt wird, die eigentlich sonst regelmäßig 
kam, dann ist das auch sehr praktisch und aus 
meiner Sicht nachvollziehbar ein Ärgernis. Und 
dann gibt es durchaus eine Erwartungshaltung 
vonseiten der Länder an den Bund, doch bitte 
dafür Sorge zu tragen, dass das nicht passiert, 
dass wir also alles tun, um angesichts der großen 
Zahlen auch die Möglichkeit, alles rechtlich zu-
lässig und auch praktisch Machbare - - um ange-
sichts der großen Zahl, der steigenden Zahl - ich 
habe es ja dargestellt - ausreisepflichtiger afgha-
nischer Staatsangehöriger dafür Sorge zu tragen, 
dass die Flüge auch stattfinden, in abstrakter 
Form, aber auch ganz konkret, wenn ein Flug 
geplant ist, dass dann nichts dazwischen kommt, 
was jetzt vermeidbar gewesen wäre, und wo das 
BMI oder der Bund insgesamt hilfreich sein 
kann, um zu vermeiden, dass der Flug gecancelt 
werden muss. Das machen wir gemeinsam mit 
dem Auswärtigen Amt in jedem Einzelfall. Leider 
nicht immer mit Erfolg. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Mhm. - Gab 
es seitens des Innenministeriums dann im Laufe 
des Jahres 2020 Bemühungen, dass diese Flüge 
wieder aufgenommen werden? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Während der Covid-
Zeit, wegen dieser Aussetzung März bis Dezem-
ber: nicht dass ich mich daran erinnern könnte. 
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Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Und hat even-
tuell vielleicht - das müssen Sie jetzt nicht wis-
sen - das Auswärtige Amt Ihres Wissens nach 
Bemühungen aufgenommen, mit der afghani-
schen Regierung darüber zu sprechen, ob und ab 
wann es wieder möglich wäre? Oder ist Ihnen da 
nichts bekannt? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ist mir nicht be-
kannt. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Ist Ihnen 
nicht bekannt. Okay. - Dann würde ich gerne 
noch einmal zurückspringen, wenn es in Ord-
nung ist, zu den Ortskräften. Ein bisschen Zeit 
habe ich noch. Und zwar geht es mir jetzt um die 
Frage: Im Mai/Juni 2021 haben ja dann die Ge-
spräche begonnen zur rückwirkenden Auswei-
tung der Zweijahresfrist für die Gefährdungs-
anzeige, also bis 2013. Wer hat denn diesen Vor-
schlag gemacht? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das ist nach 
meiner Erinnerung ein Vorschlag aus dem Be-
reich des Verteidigungsministeriums gewesen.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Wie war die 
Sichtweise in Ihrem Haus auf diesen Vorschlag? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, wir waren da 
zurückhaltend, auch aus den migrationspoliti-
schen Gründen, die wir ja in anderem Zusam-
menhang schon genannt haben, und auch, weil 
es eine Frage der Dokumentation dann auch war, 
die schwieriger ist, je weiter letztlich die Be-
schäftigung zurücklag, und dass möglicherweise 
dann auch viele Jahre verstrichen waren zwi-
schen dem Ende der Beschäftigung und dann 
dem Einreisewunsch im Jahr 2021. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Haben Sie 
befürchtet, dass es dadurch einen migrations-
politischen Pull-Effekt geben könnte, - 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): - und zwar 
einerseits eben für Ortskräfte, wo die Zeit eigent-
lich sehr lang her war, vielleicht auch das nicht 

mehr so virulent war, die Gefährdungslage, aber 
auch vielleicht insgesamt? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber bitte, Frau 
Kollegin: Wenn man das ein bisschen offener 
fragt und nicht Antworten nahelegt mit werten-
den Dingen, dann ist das wirklich einfacher. Ich 
würde wirklich bitten, offener zu fragen. Wir 
wollen den Zeugen nicht drängen, in eine Rich-
tung zu antworten, sondern dass er bitte frei ant-
wortet. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Ich belasse 
es dann nur bei der Frage, ob Sie den Effekt be-
fürchtet haben. Mir ging es eigentlich darum, es 
in der Tat deswegen offener zu machen, um dar-
zustellen, dass es eben nicht nur um eine einge-
engte Gruppe geht. So meine Frage. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Mhm. - Also auch 
die Gesichtspunkte, die ich schon erwähnt habe 
unter den migrationspolitischen Aspekten: Das 
eine ist der Quervergleich mit anderen Ländern, 
die in Afghanistan engagiert waren und Ortskräf-
te evakuiert haben, will ich mal sagen, und auch 
das Signal in Afghanistan, das ja auch wir alle 
vermeiden wollten: Die Deutschen holen jetzt 
alle Leute raus, weil sie befürchten, dass dort 
alles kollabiert. - Das sind Gesichtspunkte, die 
auch eine Rolle spielten. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Und welche 
Position hat nach Ihrer Wahrnehmung das Aus-
wärtige Amt und das Ministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit in dieser Sache vertreten? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Da kann ich mich 
nicht erinnern, dass die sich dazu pointiert ge-
äußert hätten.  

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Wie hat die 
Hausleitung bei Ihnen sich dazu gestellt, und wie 
wurde das kommuniziert? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das ist im We-
ge - ich habe jetzt keine Erinnerung an konkrete 
Kommunikationssituationen - - aber im Wege der 
auch geschilderten Jours fixes kommuniziert 
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worden. Es wird auch möglicherweise eine Vor-
lage dazu gegeben haben. Das ist auf dem norma-
len Weg gelaufen, auch dieser Punkt in dem Pro-
zess, den wir ja hatten letztlich im Hinblick auf 
die Anpassung des Ortskräfteverfahrens mit den 
verschiedenen Stellgliedern. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - Und 
war es für Sie dann überraschend, dass das Kabi-
nett am 16. Juni 2021 diese Ausweitung verein-
bart hat? Und damit im Zusammenhang stehend: 
Gab es davor Signale, wie das Bundeskanzleramt 
sich gegebenenfalls dazu stellen würde? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also überraschend 
war das nicht angesichts der Diskussion. Und ich 
kann mich nicht erinnern, dass es im Vorfeld 
Signale gab. Als wir das gehört haben, war das 
aus meiner Sicht jetzt keine überraschende Ent-
wicklung. Ein Stück weit zu erwarten. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Und dann 
würde ich ganz generell gerne fragen wollen, 
weil für mich durchaus relevant ist, ab welcher 
Ebene die politischen Entscheidungen getroffen 
worden sind, ob Sie sich erinnern können, über 
welche Themen im Zusammenhang mit dem 
Ortskräfteverfahren politische Entscheidungen 
auf Ministerebene getroffen wurden? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das ergibt sich 
letztlich aus den Ministervorlagen. Und es gab 
auch natürlich im gewissen Umfang, der aber mir 
jetzt nicht klar ist, auch immer wieder Gespräche 
zwischen dem Staatssekretär und dem Minister, 
die sich jetzt nicht in Akten wiederfinden, wo, 
ich sage mal, unsere Linie dann immer wieder 
diskutiert und auch festgezurrt wurde und dann 
letztlich in Schriftform durch die Ministervorla-
gen dann auch eingeholt wurde. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Mhm. - Eine, 
glaube ich, habe ich noch? - Eine, okay.  

Und dann ist natürlich für mich auch entschei-
dend, nach Ihrer Erinnerung, die Entscheidung 
zum Verzicht auf die individuellen Gefähr-
dungsprüfungen, zunächst für die Bundeswehr-
ortskräfte und später für alle Ortskräfte. War das 

eine Entscheidung, die von der politischen Ebene 
getroffen wurde? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, nach meiner Er-
innerung, ja. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay, vielen 
Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
das Fragerecht zu den Grünen. Frau Kollegin 
Bayram. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrter 
Herr Weinbrenner, ich würde das Thema Rück-
führungen wieder beleuchten und hätte da erst 
mal die Frage zur Aussetzung der Rückführun-
gen. Vielleicht können Sie in diesem Zusam-
menhang uns aufklären, wie da die Situation 
war. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Meinen Sie jetzt 
noch mal den Covid-Bezug? 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Aussetzung der Rückführungen, der Kontext, in 
dem das entschieden wurde. Wir können Ihnen 
dazu auch eine Vorlage vorlegen. Aber ich dach-
te - - Also, es gab ja die Verfügung, auszusetzen 
die Abschiebungen nach Afghanistan, vom 
August 2021, - 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Okay. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - 
die der Minister auch - - Genau, sorry, jetzt ist es 
ganz klar, oder? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, jetzt weiß ich. Ja, 
das war letztlich eine Folge der Entscheidung 
oder des gescheiterten Rückführungsfluges von 
Anfang August, würde ich mal sagen, 2021 und 
der weiteren dann ja völlig unkontrollierten Lage, 
die sich nach dem 15. August dargestellt hat. Da 
war ungeachtet der hohen Anzahl der ausreise-
pflichtigen afghanischen Staatsangehörigen und 
der Machtübernahme faktisch der Taliban - - gab 
es keine Basis mehr für eine Zusammenarbeit, sei 
es in strukturierter Form oder struktureller Form, 
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wie es ja die Abteilung M gemacht hat, dass wir 
afghanische Ansprechpartner hatten, sei es auch 
bei der praktischen Abwicklung durch die Bun-
despolizei, weil einfach keine verlässlichen Ver-
tragspartner mehr da waren. Und deswegen war 
das keine Entscheidung, über die lange - nach 
meiner Erinnerung - nachgedacht werden musste, 
sondern das ergab sich aus der fundamentalen 
Veränderung der Situation vor Ort geradezu 
zwingend. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Kurze Nachfrage: Da gab es auch niemanden, der 
da andere Annahmen hatte oder andere Vorlagen 
für den Minister geschrieben hat? Das war so, wie 
Sie das hier jetzt vorgetragen haben?  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nach meiner Erinne-
rung gab es da keine andere Auffassung. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Und daraus ist ja dann auch die Verfügung 
entstanden, die Abschiebungen auszusetzen, 
gerade auch mit Blick auf die Sicherheit der Be-
gleitkräfte. Das war der eine Komplex.  

Und meine zweite Frage bezieht sich auf MAT A 
AA-8.222 VS-NfD, Blatt 73. Das können wir 
Ihnen auch vorlegen. Da geht es um die Per-
sonen, die aus Rota nach Ramstein verbracht 
wurden, die auch in einem „Stern“-Bericht er-
wähnt werden. Und da interessiert mich das 
Schicksal dieser Leute, was aus ihnen geworden 
ist. Genau. Aber das können wir Ihnen erst mal 
vorlegen.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Danke schön. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Das ist die Mail von Staatssekretär Berger an 
Staatssekretär Teichmann vom 8. September?  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. Die Frage war halt: Kennen Sie den Sach-
verhalt? Waren Sie damit betraut? Können Sie 
uns da aufklären, wie es dazu gekommen ist und 
wie sich die Situation dann aufgelöst hat? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, nach dem 
15. August hat es ja diese Evakuierungsphase 
gegeben, die also chaotische Züge hatte, will ich 
mal sagen, wo einfach Menschen in Flugzeuge 
eingestiegen sind, die irgendwie es geschafft ha-
ben auf den Flughafen in Kabul, ohne dass dann 
geschaut wurde, welcher Landesbezug zu einem 
Gestellerstaat besteht. Dann sind in diesem Rah-
men - ich habe Erinnerungen daran, dass Rota da 
eine Rolle gespielt hat - offenbar Menschen, die, 
ich sage mal, für Deutschland vorgesehen waren, 
Ortskräfte, Familienangehörige, auch von der US 
Air Force ausgeflogen worden nach Rota.  

Und hier geht es offenbar darum - ich kann mich 
nicht erinnern, dass ich da eingebunden war -, 
wie damit weiter umgegangen wird. Aber ich 
sehe da oben noch: Herr Stöckl, der damalige 
Unterabteilungsleiter, hat berichtet über einen 
Anruf, den ich bei ihm hatte. Das erinnere ich gar 
nicht mehr. Dort heißt es:  

„BMI wird Verbringung der ca. 60 
Personen aus Rota nach Ramstein 
zustimmen. Dies wird StS Teich-
mann Herrn Berger gleich … 
mündlich kommunizieren.“ 

Dann muss mich offenbar Stöckl - so lege ich mir 
das zurecht - angerufen haben. Das müssen Per-
sonen gewesen sein, die dann, ich sage mal, auf 
dem deutschen Ticket - sehr informell gespro-
chen - waren, und dann war es eigentlich klar, 
dass wir natürlich zustimmen, wenn die Ameri-
kaner sagen: „Wir möchten die von Rota nach 
Ramstein bringen“, dass wir das dann auch tun.  

Ich habe aber keine weitere Erinnerung, um Ihre 
Frage auch insoweit zu beantworten: Was ist 
dann mit den Menschen passiert? Was ist, als sie 
dann in Ramstein waren? Wohin sind die ge-
bracht worden? Das war auch - - ist auch eigent-
lich nicht unser Bier mehr gewesen, sondern das 
wäre dann eine Sache, die auf Arbeitsebene auch 
mit den Ländern zu klären war. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, ich versuche, noch mal ein Stichwort in den 
Raum zu stellen; vielleicht löst sich dann was 
auf. Und zwar sind das teilweise Leute, die von 
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der Luftbrücke e. V. evakuiert wurden. Und in-
soweit stellt sich die Frage, ob die evakuierten 
Menschen in Deutschland aufgenommen wurden 
und was mit denen geworden ist. Sagt das Thema 
Luftbrücke dann als Stichwort vielleicht noch 
mal was? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, ich kann mich 
erinnern, dass die Luftbrücke da auch selbst, ich 
sage mal, Aktivitäten entfaltet hat. Aber ob das 
jetzt im Zusammenhang mit diesem Ramstein- 
oder Rota-Ramstein-Flug war und was dann, wie 
gesagt, danach mit den Menschen passiert ist, bin 
ich leider überfragt. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
interessiert mich unter diesem Aspekt, den wir ja 
vorhin erörtert haben hinsichtlich der Sicher-
heitslage: Wenn es dazu Probleme gegeben hätte, 
wäre das bei Ihnen angelandet. - Und wenn Sie 
sagen: „Ich erinnere mich nicht an Probleme“, 
kann man daraus Rückschlüsse ziehen? Oder? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Im gewissen Umfang, 
will ich mal sagen. Also wenn das ein größeres 
Problem gewesen wäre, ob jetzt aus Sicherheit 
oder sonst wie, dass man das Gefühl hat, da muss 
der AL möglicherweise eskalieren oder was auch 
immer, dann wäre das bei mir über diese Nach-
richt hinaus gelandet. Aber das erinnere ich 
nicht, entnehme ich auch den Akten hier des AA 
nicht. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Dann hätte ich noch eine Frage zu 
dem Rückführungsflug, der ja gemeinsam mit 
den Österreichern geplant war und dann nicht 
zustande kam. Da wird an einer Stelle gesagt, 
dass der Bundesinnenminister dem Österreicher 
etwas zugesagt hätte im Zusammenhang mit die-
sem Flug. Und für uns war so unklar, was er dem 
da zugesagt haben könnte. Können Sie da was 
aufklären? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner:  Also, nein, nicht aus 
der Erinnerung. Nur, ich kann mir vorstellen - - 
also, aus der eigenen Wahrnehmung nicht. Man 
kann sich denken - - Aber ich will, wie gesagt, 
nicht spekulieren. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Das heißt, mit dem Rückführungsflug - 
diesem gemeinsamen Brief der europäischen 
Innenminister - waren Sie jetzt nicht betraut? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Doch, auf dem 
Dienstweg, will ich mal sagen. Aber ich war jetzt 
nicht im Engeren betraut, ob es ein Gespräch 
Seehofer - - Wer war damals österreichischer 
Innenminister? Das war nicht mehr Kickl, son-
dern das war Nehammer, der jetzige Bundeskanz-
ler. Ich hätte jetzt nicht gewusst, dass es dieses 
Gespräch gab, und deswegen kann ich auch nicht 
sagen, was da gegebenenfalls besprochen wurde. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und können Sie denn vielleicht noch was dazu 
sagen, warum die afghanische Seite die Öster-
reicher nicht mitnehmen wollte? Haben Sie da 
Informationen zu? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Dann hätte ich noch mal eine Frage zu 
den Charterflügen. Da haben wir - MAT A 
BKAmt-3.14 VS-NfD, Blatt 106 - eine E-Mail-
Nachricht. Da will ich kurz draus zitieren, aber 
wir können es Ihnen auch vorlegen. Der Mitarbei-
ter ist schon auf dem Weg zu Ihnen. 

„- Bitte von BM Seehofer an BM 
Maas nicht nur mit - wie von 
Maas bislang öffentlich ange-
kündigt - 1-2 Charterflügen zu 
planen, sondern vor dem Hin-
tergrund der jetzt schon be-
kannten Zahl der weiteren An-
tragsberechtigten (ca. 10 000 
inkl. Familienangehörige) um-
gehend Planung für weitere 
Charter aufzunehmen. BM 
Maas nahm Ball auf, betrieb 
aber wegen der geringen ver-
bleibenden Zeit Erwartungs-
management. BKin: Wir tun, 
was wir können.“ 

Also, am 14. August 2021 forderte Herr Bundes-
minister Seehofer die Planung von mehr Charter-
flügen für Antragsberechtigte des Ortskräfte-
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verfahrens. Wäre damit auch das Verfahren von 
Visa upon Arrival verbunden gewesen? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nach meinem Kennt-
nisstand: Nein. Also, ich sehe das jetzt zum ers-
ten Mal. Ich hätte auch nicht gewusst - - Ich war 
da auch im Urlaub; das will ich auch sagen. Ich 
war in der Zeit vom 9. bis 27. August in Urlaub, 
während dieser heißen Evakuierungsphase. Des-
wegen war ich da auch nicht eingebunden. Ob da 
jetzt Visa on Arrival praktisch die Grundlage, die 
Geschäftsgrundlage, wenn Sie so wollen, war, 
kann ich nichts zu sagen, weil „Charterflüge“ 
heißt ja auch nicht zwingend, aus Afghanistan. 
Man könnte auch möglicherweise andere Lösun-
gen finden. Aber ich kann dazu, wie gesagt - -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Weinbrenner. - Können Sie 
uns vielleicht, damit wir das auch noch mal wis-
sen, den Zeitraum des Urlaubs sagen? Wenn ich 
es - -  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Vom 9. bis 
27. August 2021. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Dann wären das meine Fragen. Vielen 
Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich glaube, wir 
haben das mitgeteilt und verumdruckt, die Ur-
laubszeiten der Zeugen. War das nicht so? - Sie 
hatten es auch vorher gesagt, ja. Ist gut. Alles 
gut. - Die AfD hat das Wort. 

Stefan Keuter (AfD): Sie haben am 11. Mai 2021 
eine E-Mail bekommen - ich beziehe mich hier 
auf Fundstelle MAT A BMI-3.172, Blatt 46 ff. -, 
eine E-Mail vom Referenten des Staatssekretärs 
Teichmann, dem Herrn Friedrich. Ich zitiere 
hieraus: 

„• Die Rückführung von ausreise-
pflichten AFG StA hat mit 
Blick auf die Zahl der Aus-
reisepflichtigen (derzeit ca. 

30 200) weiterhin eine hohe 
Priorität.“ 

Zitat Ende. - Was wissen Sie über die Gründe, 
warum die Afghanen die größte Gruppe von aus-
reisepflichtigen Personen in Deutschland im 
Frühsommer 21 darstellten? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, die Anzahl der 
Ausreisepflichtigen ergibt sich aus einer Reihe 
von Gründen. Das eine ist natürlich die Anzahl 
der Einreisen und dann auch - im Wesentlichen 
ist das letztlich die Frage, dass eingereist wird 
und dann ein Asylantrag gestellt wird - aus dem 
rechtskräftigen Abschluss eines Asylantrages; 
Ausreisepflicht gleich negative Entscheidung 
über einen Asylantrag und dann auch keine Fest-
stellung von Abschiebungshindernissen, die 
auch das Bundesamt feststellt: keine Asyl-
anerkennung, kein internationaler Schutz, kein 
subsidiärer Schutz und keine Abschiebungs-
hindernisse nach § 60 V und § 60 VII, die also 
zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse 
sind. Und dann entsteht die Ausreisepflicht. Und 
das lässt sich auch durchaus nachweisen ange-
sichts der hohen Anzahl der Einreisen afghani-
scher Staatsangehöriger nach 2015/2016 - - war 
das letztlich eine Folge davon. 

Man darf auch nicht vergessen, dass die An-
erkennungsquote afghanischer Staatsangehöriger 
damals durchaus - - oder andere Größenordnung 
hatte als heute. Heute haben wir eine sehr, sehr 
hohe Anerkennungsquote, wenn man auch den 
subsidiären Schutz mit einberechnet, von afgha-
nischen Staatsangehörigen. Ich kann mich erin-
nern - noch aus anderem Zusammenhang -: Wir 
hatten 2016 eine Anerkennungsquote von Afgha-
nen, die war bei ungefähr 40 Prozent und stieg 
dann auf 45 Prozent. Das heißt, wenn Sie dann 
Zehntausende von Asylsuchenden haben - die 
haben dann am Ende des Prozesses - - und das 
zugrunde legen und vielleicht noch ein bisschen 
durch die Rechtsprechung ergänzen, dann haben 
Sie vielleicht insgesamt eine Anerkennungsquote 
von 60 Prozent. Das heißt, 40 Prozent landen 
dann in der Gruppe letztlich der Ausreisepflich-
tigen, der vollziehbar Ausreisepflichtigen, die 
dann bei uns in der Statistik als solche geführt 
werden. 
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Stefan Keuter (AfD): Ist Ihnen die genaue Zahl 
bekannt, wie viele Afghanen im Jahr 2021 abge-
schoben wurden? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich habe - - 167 ist 
die Zahl, die direkt nach Afghanistan - - Da muss 
man auch ein bisschen aufpassen. Wir haben 
natürlich viele Dublin-Überstellungen in andere 
Länder, je nachdem, welche Statistik da ist. Aber 
wir haben Flug - - nach mir vorliegenden Infor-
mationen: Direktabschiebungen nach Afghanis-
tan - nur auf dem Flug - 167. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, das deckt sich auch mit 
meinen Erkenntnissen, geht auch so aus der 
Drucksache 20/890 von der Fraktion Die Linke 
vom 02.03.22 exakt so hervor. - Vielen Dank. 

Uns liegt eine weitere E-Mail von Ihnen an den 
Staatssekretär Teichmann vom 4. Juni 21 vor. 
Das ist die Fundstelle MAT A BMI-4.01 VS-NfD, 
Blatt 58. Da heißt es:  

„EILT: Nachtrag:- Migrationspoli-
tische Aspekte OKV AFG“ 

Ich zitiere aus dem Inhalt: 

„BMVG fordert eine Erweiterung 
des Ortskräfteverfahrens AFG v.a. 
um den Kreis der ehemaligen OK, 
die ihre Tätigkeit für BMVG vor 
mehr als 2 Jahren beendet haben, 
OHNE von einer nachweislich er-
höhten Gefährdung für den erwei-
terten Personenkreis auszugehen/ 
allein aus einem“ 

Verantwortungsgefühl 

„für ehemaliges Personal in der 
sich vermutlich für viele Afgha-
nen verschlechternden Lebenssi-
tuation in AFG.“ 

Und so weiter und so fort.  

Darauf ist ein handschriftlicher Vermerk - ich zi-
tiere -: 

„Lieber Hans-Georg,“ 

- damit ist wohl Staatssekretär Engelke gemeint - 

„können wir hierzu kurz bitte 
sprechen. 

Viele Grüße Helmut“ 

Wohl Staatssekretär Teichmann. - Können Sie 
uns diese Passage erklären, in der es um die ehe-
maligen afghanischen Ortskräfte geht? Wie ver-
stehen Sie das: „OHNE von einer nachweislich 
erhöhten Gefährdung für den erweiterten Perso-
nenkreis auszugehen“ bzw. Bezug nehmend auf 
die verschlechterte oder angenommene ver-
schlechterte Lebenssituation? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Könnte ich die Kolle-
gin vielleicht doch bitten, mich das auch mal an-
schauen zu lassen? 

Stefan Keuter (AfD): Ja, selbstverständlich. 
Kommt. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich würde den 
Zeugen gerne noch darauf hinweisen, dass Sie 
aus eigenem Wissen natürlich nur antworten 
können dadrauf. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Einladung, 
darüber zu spekulieren, sollten Sie nicht anneh-
men. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, die Frage richtet 
sich ja dahin, aus welchem Grund - so wie ich 
Sie verstanden habe - ich hier geschrieben habe, 
dass keine „nachweislich erhöhte[n] Gefährdung 
für den erweiterten Personenkreis“ vorliegt. 

Wir haben natürlich mit dem BMVg - wie ich ja 
sagte, unter großer Bedeutung, die wir dem Ge-
fährdungsaspekt zugrunde legen - gefragt: Gibt 
es denn aus eurer Sicht eine gefährdungsrele-
vante - - oder eine Erhöhung des Gefährdungs-
sachverhalts? Und aus dieser Mail, die ich da 
geschrieben habe, ergab sich oder entnehme ich, 
dass zum damaligen Zeitpunkt nach meinem Ein-
druck diese Aspekte oder diese Frage durch das 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/78 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 49 von 151 
 

BMVg eben nicht so beantwortet wurden, dass es 
eine höhere Gefährdung gab, sondern dass es an-
dere Gesichtspunkte waren. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, Sie beziehen sich jetzt 
hier auf die Erkenntnisse vom BMVg. Wie war 
damals Ihre Wahrnehmung nach den Gefähr-
dungskriterien für ehemalige Ortskräfte? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also; wir hatten 
letztlich keine eigene qualifizierte Wahrnehmung 
über die Gefährdungssituation in Afghanistan. 
Wir waren angewiesen auf Erkenntnisse des Aus-
wärtigen Amtes, des Bundesnachrichtendienstes, 
aber hatten als BMI keine eigenen Erkenntnisse. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. - Hat Staatssekretär 
Teichmann dem Bundesinnenminister diese 
Position, nämlich die Aufnahme ehemaliger Orts-
kräfte eher aus wirtschaftlicher Perspektive, vor-
gestellt? Und, wenn ja, wissen Sie, wie seine 
Reaktion hierauf war? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein, dazu kann ich 
nichts sagen. 

Stefan Keuter (AfD): Was können Sie uns über 
das Gespräch zwischen Staatssekretär Teichmann 
und Staatssekretär Engelke sagen, also dieses 
Gespräch, was auf diesen handschriftlichen Ver-
merk hin wohl erfolgte? Gab es da unterschied-
liche Positionen und, wenn ja, welche? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Muss ich um Ver-
ständnis bitten, kann ich nichts zu sagen. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, Sie können uns nur das 
sagen, was Sie selber wissen. - Dann mache ich 
für diese Runde Schluss. Wir machen gleich wei-
ter. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das gilt für alle 
Zeugen. - Und jetzt sind wir bei der FDP-Frak-
tion. Herr Kollege Heidt. 

Peter Heidt (FDP): Ja, vielen Dank. - Am 
5. August 21 schrieb Horst Seehofer einen 
Brief - das ist MAT A BMI-3.146 VS-NfD, 
Blatt 121 bis 123 - an die EU-Kommission 
zusammen mit fünf weiteren Amtskollegen aus 

Österreich, Griechenland, Dänemark, Nieder-
lande und Belgien. Ich lese den Brief so, dass er 
in diesem Brief die Kommission darum bittet, 
dass vonseiten der EU wieder ermöglicht wird, 
Abschiebungen durchzuführen. Was war der 
Hintergrund für den Brief, und wie passen die 
beiden Ereignisse am 3./5. August, über die wir 
schon gesprochen haben, zusammen? Also, zum 
einen entscheidet man, nicht mehr abzuschieben, 
den Abschiebeflug zu stoppen, und gleichzeitig 
schreibt man einen Brief - -  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Entschuldigung, 
welches Datum trägt der Brief? 

Peter Heidt (FDP): 5. August. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Peter Heidt (FDP): Wir legen Ihnen den vor. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, Danke. Es geht ja 
auch um die Frage, wann genau dieser geschei-
terte Abschiebungsflug stattfand. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Peter Heidt (FDP): Also, wie gesagt, Sie sprechen 
regelmäßig vom 3. August. Nach unseren Infor-
mationen war es der 5. August. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Okay. 

Peter Heidt (FDP): Deswegen war es dasselbe 
Datum. Das fiel uns ein bisschen auf, ne? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, okay. Ja, ja. - Ich 
glaube, das können wir letztlich offenlassen. 
Aber ich will jetzt gerne Ihnen - - Alleine aus den 
Abläufen gehe ich davon aus, dass es sich ge-
kreuzt hat. Also direkt nach diesem - - Oder in 
Kenntnis - - Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
ein solches Schreiben in Kenntnis des letztlich 
gescheiterten Fluges passiert ist, sondern das ist 
ja auch ein längerer Abstimmungsprozess zwi-
schen den - - es sind ja sechs Minister, die diese 
gemeinsame Initiative ergreifen. Die muss nach 
dem üblichen Vorlauf Mitte Juli begonnen wor-
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den sein und am 5. August dann in dem faktisch 
von allen gezeichneten Schreiben geendet haben, 
sodass also da nach meiner festen Überzeugung 
kein Zusammenhang bestehen kann. 

Peter Heidt (FDP): Na ja, in dem Pressebericht 
vom 10. August - das ist MAT A BMI 3.146 
VS-NfD, Blatt 132 - heißt es, dass das BMI diesen 
Abschiebeflug, der gescheitert ist, möglichst bald 
nachholen möchte. Also, für mich oder für uns 
passt das nicht so richtig zusammen, wenn ich 
ehrlich bin. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, ich habe da 
kein Problem, das zu rationalisieren. Also, es 
gab - - Der erste Schritt sind die letztlich erfolg-
reichen Versuche, dieses Moratorium zu modifi-
zieren, der Afghanen, dann aber zugunsten eines 
kleinen Fluges. Der hat dann nicht stattgefunden. 
Parallel gab es mit den Bemühungen, das Morato-
rium zu modifizieren, dieses Schreiben hier, um 
bei der Kommission eine entsprechende Beglei-
tung im Hinblick auf die afghanische Seite dann 
zu erreichen. Und dann, nachdem dieser Flug ge-
scheitert war und nachdem auch dann zehn Tage 
später die Lage völlig anders geworden war, ist 
dann die Aussetzung der Abschiebungsflüge sehr 
rasch entschieden worden. Also, für mich ist das 
ein durchaus nachvollziehbarer Ablauf, natürlich 
ohne zu dem Zeitpunkt zu wissen, am 5. August, 
dass zehn Tage später da in Afghanistan die völ-
lige Veränderung der Lage eintreten würde. 

Peter Heidt (FDP): Wissen Sie oder ist Ihnen 
bekannt, dass dieser Brief an das AA nicht zur 
Kenntnisnahme geschickt worden ist? Sondern 
das AA hat dann über die eigene Botschaft in 
Afghanistan davon Kenntnis bekommen, dass es 
diesen Brief gibt. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Peter Heidt (FDP): Okay. - Thema Staatssekretärs-
runden - haben wir schon ein bisschen drüber ge-
sprochen -: Sie haben nur an wenigen wohl teil-
genommen. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: An gar keinen. 

Peter Heidt (FDP): An gar keiner einzigen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Peter Heidt (FDP): Okay. - Wissen Sie trotzdem, 
ob vielleicht das Thema Afghanistan mal Thema 
im Bundessicherheitsrat gewesen ist? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein, weiß ich nicht. 

Peter Heidt (FDP): Wir haben schon über die 
schwierige Haltung gesprochen zusammen mit 
dem Ortskräfteverfahren. Uns liegt in MAT A 
AA-9.86 VS-NfD, Blatt 14, eine E-Mail aus 
dem AA vor. In dieser fasst ein Mitarbeiter am 
15. August 21 Entwicklungen des OKV in den 
vorangegangenen Wochen zusammen. Neben den 
Vorwürfen in Richtung eines Staatssekretärs aus 
dem BMZ wird auch Kritik am BMI laut. Ich 
möchte kurz zitieren: 

„- AA bittet seit 7 Monaten das 
BMI um eine praktikable Lö-
sung bei den „Visa-on-arrival“. 
Ohne eine solche Lösung kann 
niemand auf einem Charterflug 
mitgenommen werden, weil 
der Aufenthaltstitel für DEU 
nicht vorliegt - Luftfahrtunter-
nehmen machen sich regress-
pflichtig und müssen Passa-
giere ohne Aufenthaltstitel auf 
eigene Kosten zurück transpor-
tieren. Erst am vergangenen 
Freitag in der Krisenstab-
sitzung (13.08.) hat StS En-
gelke/BMI und am Sonntag in 
der SZ hat BM Seehofer gesagt, 
eine „humanitäre Lösung“ 
werde nicht am BMI scheitern; 
Visa könnten auch in DEU er-
teilt werden; Datenerhebung 
(KZB-Abfrage) könne auch in 
DEU durchgeführt werden. Die 
Arbeitsebene des BMI blo-
ckiert dieses Projekt hingegen 
weiter; erst letzte Woche hat 
BMI erneut auf verpflichten-
des, vorgeschaltetes KZB-Ver-
fahren gedrungen …“ 

Können Sie mir erklären, wie dieser Unterschied 
zustande gekommen ist? Gab es da in Ihrer Sicht 
dieses Auseinanderfallen zwischen der politi-
schen Leitung und der Arbeitsebene? Und wie 
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bewerten Sie den politischen Druck oder öffent-
lichen Druck, der da offensichtlich ja zu einem 
Umdenken auf Ministerebene geführt hat? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, ich muss noch 
mal darauf hinweisen: Ich war vom 9. bis 
27. August in Urlaub. Das heißt, die heiße Phase, 
die hier sich widerspiegelt - das ist ja eine Mail 
vom 15. August, die offenbar - - ob die in Kennt-
nis letztlich der Geschehnisse in Afghanistan, die 
ja zeitgleich passiert sind, geschrieben worden ist 
oder kurz vorher noch, kann ich nicht sagen. Da 
müsste man sich genau die Zeit angucken - ich 
habe nur die Seite 2. -; aber ich kann jedenfalls 
aus eigener Anschauung über die Gedanken und 
die Motive und die Geschehensabläufe zu dem 
Zeitpunkt nichts beitragen. 

Peter Heidt (FDP): Auch wenn Sie an den Staats-
sekretärsrunden nicht teilgenommen haben: Sie 
werden ja, vermute ich, irgendein Feedback ge-
hört haben.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Mhm. 

Peter Heidt (FDP): Mein Eindruck ist der, dass 
dieses Problem zwischen den Ministerien in der 
Staatssekretärsebene nicht gelöst worden ist. 
Würden Sie dem zustimmen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, wir haben ja 
längere Diskussionen auch auf dieser Staatssekre-
tärsebene über die verschiedenen Aspekte ge-
habt, die dann letztlich zu dem - was ich sagen 
kann - Listenverfahren geführt haben, unter ande-
rem auch die Erörterung auf Staatssekretärs-
ebene. Es gab ja auch dann Ministergespräche, 
wie wir erfahren haben. Im Laufe dieses Pro-
zesses sind dann die Entscheidungen getroffen 
worden, die ich selbst dargestellt habe. Über an-
dere Dinge nach dem 9. - - Ich will mich nicht zu 
oft auf meinen Urlaub zurückziehen; aber ich 
kann nur das sagen, wo ich Erinnerungen habe, 
wo ich beteiligt war. Und was dann nach dem 
9. passiert ist, habe ich auch nur im Nachhinein 
und der Presse entnommen. 

Peter Heidt (FDP): Hatten Sie über das Thema 
mit Minister Seehofer mal gesprochen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Kann ich mich nicht 
dran erinnern. 

Peter Heidt (FDP): Sie wissen nicht, ob es da ir-
gendwann mal eine Weisung oder etwas gegeben 
hat vom Minister? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Doch, es gab schon 
einen konstanten Informationsfluss, im Wesent-
lichen vermittelt durch die Staatssekretäre. Wo-
ran ich mich - - Also, ich hatte immer das Gefühl, 
zu wissen, wie die Hausleitung, wie der Minister 
in diesen Punkten drauf ist. Wir haben ja auch 
regelmäßig Vorlagen geschrieben. Das war ja 
auch wichtig. Ich kann mich aber nicht daran 
erinnern, dass es eine Rücksprache bei Seehofer 
gab, wo wir das noch mal besprochen hätten, die 
Pros and Cons erörtert hätten im Zusammenhang. 
Daran habe ich keine Erinnerung. 

Peter Heidt (FDP): Wissen Sie, wie oft denn das 
Thema Visa on Arrival in diesen sieben Monaten 
insgesamt in dieser Staatssekretärsrunde disku-
tiert worden ist?  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Peter Heidt (FDP): Ist das jedes Mal diskutiert 
worden? Oder - -  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, es gab auch 
nach meinem Kenntnisstand, nach meiner Erin-
nerung keine Protokolle dieser Staatssekretärs-
runde, wo man dann im Einzelnen hätte nach-
lesen können, sondern es ist in anderer Form das 
Ergebnis dann erarbeitet und auch kommuniziert 
worden. Das war immer wieder ein Thema; aber 
ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, wie oft. 

Peter Heidt (FDP): Ja, wenn wir Protokolle hät-
ten, das wäre auch für uns einfacher. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Das sollten wir viel-
leicht mitnehmen fürs nächste Mal. 

Peter Heidt (FDP): Wie viele Minuten habe ich 
noch? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Zeit ist rum. 
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(Heiterkeit) 

Peter Heidt (FDP): Ich war schon erstaunt, dass 
es nicht kommt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich wollte Ihnen 
die fünf Sekunden, die Sie haben, noch lassen. 

(Heiterkeit) 

Zu mehr Austausch als der Feststellung, dass die 
Zeit zu Ende ist, hat es nicht gereicht. 

Wir kommen in die nächste Runde, und ich habe 
verstanden, dass es noch Restfragen der Fraktio-
nen gibt, wir nicht mehr die volle Fragezeit brau-
chen. Und es fährt fort der Herr Kollege Nürnber-
ger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Natürlich ist die Frage, 
was Rest ist, immer auslegungsfähig. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Kleine ist das 
Vollständige. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich würde dann gerne da 
anschließen, wo wir beim letzten Mal abgebro-
chen haben. - Es gab das Zitat, dass aus migra-
tionspolitischen Gründen - aus MAT A BMI-3.65 
VS-NfD, Blatt 659 f., hier insbesondere 661; wir 
haben es ja vorhin bereits aufgenommen und zi-
tiert - - 

„Dies hätte nicht absehbare, in-
direkte Auswirkungen auf die 
Migration und Rückführungslage 
insgesamt ...“ 

Ich bitte Sie, uns zu erläutern aus Ihrem eigenen 
Kenntnisstand: Mit welchen nicht absehbaren in-
direkten Auswirkungen auf die Migration haben 
Sie gerechnet, bzw. welche solche Auswirkungen 
haben Sie befürchtet? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Habe ich das Papier 
schon? 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich glaube, wir haben es 
Ihnen beim letzten Mal noch nicht vorgelegt. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Dann wäre ich dafür 
dankbar. 

Jörg Nürnberger (SPD): Kommt sofort. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Danke. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Jörg Nürnberger (SPD): Das ist der vorletzte 
Spiegelstrich auf der Seite 3, die dort rechts 
unten ausgeführt ist. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ah ja, danke. - Ja, 
das ist ja eine Unterlage, die erstellt worden ist 
unter Federführung durch das Referat B 4, „Sach-
stand Ortskräfteverfahren“, die, wie ich hinten 
auch entnehme, auch mitgezeichnet worden ist 
und deswegen einer Zulieferung auch von den 
Referaten M 2 und M II 3 aus meinem Bereich - - 
Ich gehe deswegen davon aus - ich kann mich 
nicht erinnern, das gesehen zu haben; es ist auch, 
glaube ich, keine Billigung durch die AL-Ebene 
drin -, dass die migrationspolitischen Gesichts-
punkte aus meiner Abteilung beigesteuert wor-
den sind. Und es wird ja hinten konkret, da, wo 
es heißt: „Fortsetzung der Rückführungen nach 
AFG…“. 

Das heißt, wenn wir die zeitliche Begrenzung des 
Ortskräfteverfahrens durchgeführt hätten und da-
mit letztlich auch eine erhebliche Gefährdung für 
alle Ortskräfte ungeachtet der Beschäftigung eben 
durch Aufhebung jeglicher zeitlicher Begrenzung 
mitgemacht hätten, dann ist befürchtet worden - 
das ergibt sich aus diesem Anstrich -, dass dann 
insgesamt ein Urteil über die rückführungsrele-
vante Situation in Afghanistan - Gefährdung für 
alle Ortskräfte, die jemals gearbeitet haben, egal 
in welcher Funktion, ohne individuelle Einschät-
zung - - dass dann negative Rückwirkungen auf 
die Rückführungssituation zu besorgen gewesen 
wären. 

Jörg Nürnberger (SPD): Verstehe ich Sie insofern 
richtig, dass Sie sagen: „Wenn eine Situation ein-
tritt, wo wir sagen, alle afghanischen Ortskräfte 
haben einen Anspruch, nach Deutschland aus-
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zureisen, dann kann ich auch andere Ortskräfte 
nicht wieder nach Afghanistan zurückführen, 
weil ich ja die gleichen Kriterien anwenden 
müsste“? Habe ich Sie in der Richtung richtig 
verstanden? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Na ja, mit der Modi-
fikation: Das sind ja zwei Aspekte - die Auf-
nahme von Ortskräften und die Rückführung von 
Ausreisepflichtigen -, die jeweils als Grundlage 
die Gefährdungssituation in Afghanistan zum 
einen für Ortskräfte, zum anderen für rückkeh-
rende afghanische Staatsangehörige aus Deutsch-
land zur Basis haben. Wenn ich dann sage: „Die 
Gefährdung für Ortskräfte ist so groß, dass wir 
alle rausholen müssen - ohne jegliche Einzelfall-
prüfung und ohne Befristung“, dann ist das ja 
eine Aussage für die Gefährdungslage in Afgha-
nistan insgesamt, die auch Auswirkungen min-
destens haben kann auf die Situation „Rückfüh-
rung von ausreisepflichtigen Afghanen“ und de-
ren Möglichkeiten, sich dann in Afghanistan ein 
menschenwürdiges Leben aufzubauen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Im Sinne eines Präjudi-
zes. - Okay, verstanden. - Dann waren Sie im 
Urlaub, haben wir durchgenommen. 

Ich würde gerne noch mal mich beschäftigen mit 
der Frage, wie weit die Planungen für das so-
genannte Alternativszenario vorangeschritten 
waren oder vorangeschritten sind in der Zeit. 
Wir haben uns ja bereits mit einer Minister-
vorlage, die von Ihnen gezeichnet wurde, vom 
22. Januar 21 beschäftigt - MAT A BMI-3.12 
VS-NfD, Blatt 58 -, worin Sie selber schreiben, 
die Notwendigkeit einer völligen Neugestaltung 
des Verfahrens bei Eintritt eines „,Saigon‘ 
Szenarios“ läge vor. - Haben Sie zu diesem 
Zeitpunkt den Eintritt eines solchen Szenarios 
für möglich erachtet? Und falls Sie es nicht getan 
haben, welche Gründe sprachen Ihrer Meinung 
nach dagegen, dass so eine Situation eintreten 
könnte? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Soweit ich mich er-
innere, habe ich den Eintritt des sogenannten 
„Saigon-Szenarios“ für möglich, aber nach allen 
mir vorliegenden Informationen für unwahr-
scheinlich gehalten; nach allem, was bei mir 

angekommen war, auch später der Besuch beim 
BND, der diesen Eindruck bestätigt hat: möglich, 
aber ob nun sehr - - aber jedenfalls unwahr-
scheinlich und jedenfalls nicht als für uns hand-
lungsleitend. Das haben wir nicht angenommen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann gibt es in Bezug auf 
die Ankündigung von US-Präsident Biden am 
14. April, dass US/NATO-Truppen doch abzie-
hen werden oder er an dem Beschluss seines 
Vorgängers festhält, dass damit ein starker An-
stieg der Gefährdungsanzeigen wahrscheinlich 
werde, jedenfalls sofern sich die Sicherheitslage 
parallel verschlechtert - - Uns liegt unter MAT A 
BMI-3.253 VS-NfD, Blatt 563 f., ein internes BMI-
Papier mit Handlungsoptionen für ein Notfall-
szenario vor, das auf den 28. April datiert. Und 
weil das Dokument eher umfangreich ist, würde 
ich es Ihnen gern auch vorlegen. Und die erste 
Frage, wenn Sie es dann kurz gesehen haben: 
Kennen Sie dieses Dokument, und wissen Sie, 
wer es veranlasst hat? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich kann mich nicht 
erinnern, das gesehen zu haben. Deswegen kann 
ich auch nur spekulieren, wer es veranlasst hat. 
Aber VS-NfD eingestuft: Ich will nicht - - Nee. 

Jörg Nürnberger (SPD): Spekulationen haben wir 
ausgeschlossen. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber welche Rolle spielt 
die Einstufung als VS-NfD? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Gut, es ging ja - 
Datum: April 21 - um ein Notfallszenario, das 
heißt um mögliche Vorbereitungen für einen Fall, 
der wirklich dramatische Folgen gehabt hätte. 
Man kann vielleicht der Auffassung sein, das ist 
dann letztlich eingetreten. Aber es gibt ein Inte-
resse, solche Dinge dadurch zu schützen, dass 
solche - auch angesichts der Sensibilität - - dass 
das nicht irgendwie an die Presse gelangt, öffent-
lich wird. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Das wäre das erste Doku-
ment mit diesem Status, das an die Presse ge-
langt. - Kann man streichen. 

Aber darin heißt es auch, in dem Dokument: 

„o Allein die Entwicklung der 
Zahlen kann also nicht 
alleiniges Argument für eine 
grundsätzliche Änderung der 
Verfahren sein. (Auffassung 
BMI)“ 

Ende des Zitats. - Bedeutet das dann, dass andere 
Ressorts hier eine andere Auffassung hatten? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Auf welcher Seite 
sind Sie? Entschuldigung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ups, da muss ich selber 
noch mal nachschauen. 

(Gülistan Yüksel (SPD): 
563!) 

- 563, wird mir zugeflüstert. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich habe hier 567 bis 
570. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wir haben immer das 
Problem mit roten und schwarzen Nummern. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich habe jetzt die 
roten genommen. 

(Gülistan Yüksel (SPD): 
Nee, schwarz muss er 

nehmen!)  

- Die schwarzen. 563, okay. Schwarz: Habe ich 
das? Okay. 

(Canan Bayram (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Die 

schwarzen sind die besten!) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist, glaube 
ich, jetzt nicht die allgemeine Meinung im Aus-
schuss. 

(Heiterkeit - Zuruf: Nur in 
diesem Fall! - Thomas 

Röwekamp (CDU/CSU): 
Aber es ist trotzdem 

dankbar zur Kenntnis 
genommen!) 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Wenn Sie mir dann 
noch einen Hinweis geben, wo auf dieser Seite 
563: „Allein die Entwicklung …“ - zweiter An-
strich oben - „(Auffassung BMI)“. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ja, genau. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, aus eigener 
Kenntnis, Wahrnehmung kann ich dazu nichts 
sagen. Ich habe das Papier - - kann mich nicht er-
innern, das gesehen zu haben. Deswegen bitte ich 
um Nachsicht. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann ist es auch schwie-
rig, Sie zu fragen, welche Entwicklung oder wel-
cher Trigger denn den Eintritt eines Notfallszena-
rios dann hätte auslösen sollen, wenn es die Zah-
len nicht gewesen sein dürfen nach Auffassung 
des BMI. 

Deshalb möchte ich mich der Frage zuwenden: 
Wenn man dann zum Beispiel auf eine E-Mail 
von Frau Bender vom 18. Juni 2021 schaut - 
MAT A AA-8.414 VS-NfD, die Blätter 161 und 
163 -, wo es ging - - kurz nach der Aussetzung 
der Zweijahresfrist und wo sie am Ende der Mail 
schreibt: 

„Die Fragen, wie das Verfahren in 
AFG (v.a. Entgegennahme von 
Visumantrag und Gefährdungs-
anzeige) bei erhöhter Personen-
anzahl und nach Truppenabzug 
bewerkstelligt und eine Ausreise 
ermöglicht werden kann, müssen 
gesondert erörtert werden.“ 

Jetzt sind wir da schon fünf Monate nach der von 
Ihnen selber verfassten Ministervorlage vom 
22. Januar, wo Sie schreiben, dass wir eine völli-
ge Neugestaltung des Verfahrens bei Eintritt des 
Szenario „Saigon“ bräuchten. Und trotzdem ist 
man in der Vorbereitung nach den Aussagen, die 
sich auch aus dieser Mail widerspiegeln, keinen 
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Schritt weiter oder jedenfalls nicht entscheidend 
weiter. 

Welche Gründe gibt es dafür, dass keine ab-
schließende Notfallplanung für den möglichen, 
nach Ihrer Aussage noch unwahrscheinlichen 
Eintritt eines solchen Szenarios erarbeitet werden 
konnte? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, der erste 
Punkt, warum da nicht konkreter dran gearbeitet 
worden ist: weil wir das nach allen uns vorlie-
genden Informationen eben als unwahrscheinlich 
oder sogar sehr unwahrscheinlich eingeschätzt 
haben. Und letztlich: Dieses Notfallszenario ist 
ja dann nach dem 15. August genau in dieser 
Form - wir gucken auf nichts mehr; wir laden nur 
noch die Menschen ein und stellen alles zurück - 
einfach aus der Not heraus - - hat das ja statt-
gefunden.  

Die Frage, die man stellen kann: Hätten wir mög-
licherweise frühzeitiger Vorkehrungen treffen 
müssen dafür? Das ist im Nachhinein leicht zu 
sagen. Mir fällt aber jetzt auch im Nachhinein 
keine - - angesichts der Chaossituation am Flug-
hafen am 15. August - - wie wir dann noch hätten 
zum Beispiel Visa on Arrival - das ist ja dann 
gemacht worden - oder irgendwelche Sicher-
heitsvorkehrungen sicherstellen können. Also, 
die Planung letztlich eines absoluten Chaos-
szenarios ist per Definition ganz schwierig. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ohne Ihre Aussage jetzt 
intensiv bewerten zu wollen, aber es ist sicher-
lich richtig, dass man in einer Chaossituation ad 
hoc keine Verfahren aufstellen kann. Aber wenn 
im Hinblick auf eine Art Lessons learned aus 
dieser Situation die Frage am Ende meiner Befra-
gung gestattet sein darf: War es für Sie eine Lehre 
aus diesem Afghanistan-Szenario, dass solche 
Notfallplanungen bereits vorher vorbereitet sein 
müssen, damit man dann eben, wenn die Lage-
einschätzung offensichtlich nicht am Ende zu-
trifft in der Realität, besser darauf vorbereitet ist? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Das, glaube ich, ist 
völlig richtig. Das ist auch etwas, was stattfindet, 
was unter Federführung des Auswärtigen Amtes 
stattfindet, auch unter enger Einbindung des Ver-

teidigungsministeriums, wo wir auch eingebun-
den sind. Das geht über den Zeitraum des Unter-
suchungsausschusses hinaus. Aber es gibt inten-
sive Überlegungen der Lessons learned genau aus 
diesem Prozess, und das ist völlig richtig. Da sind 
wir auch eingebunden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Noch eine 
abschließende Frage. Wir haben jetzt den Zeit-
raum intensiv betrachtet vom Frühjahr 2021 bis 
eben zu dieser heißen und sehr ungeordneten 
Phase im August. Zu welchem Zeitpunkt haben 
Sie das erste Mal ein Interesse aus dem Bundes-
kanzleramt wahrgenommen zur Lösung dieser 
Frage im Hinblick auf das Ortskräfteverfahren? 
Und wie hat sich das geäußert? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Das kann ich nicht 
sagen, also zu welchem Zeitpunkt. Im Laufe des 
Prozesses sind immer wieder diskutiert worden 
die verschiedenen Interessenlagen der verschie-
denen Ressorts, unsere Position und die Suche 
nach einer Lösung, die dann auch schrittweise 
zur Veränderung des Systems geführt hat oder 
des Verfahrens geführt hat. Aber ich kann Ihnen 
jetzt nicht sagen, wann genau das Kanzleramt 
welche Position vertreten hat. 

Jörg Nürnberger (SPD): Haben Sie jemals eine 
Initiative des Kanzleramtes oder der Kanzlerin 
wahrgenommen, die zu einer Koordinierung der 
unterschiedlichen Interessenlagen der beteiligten 
Ressorts geführt hat? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja, es gab dann - ich 
weiß nicht, ob das im Juli oder - - relativ spät 
einen Appell der Kanzlerin, doch noch mal, ich 
sage mal, nach einer gemeinsamen Lösung zu 
finden, in dieser relativ abstrakten Form, der 
auch bei mir angekommen ist. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann danke ich Ihnen an 
der Stelle. - Und das waren jetzt tatsächlich mei-
ne Restfragen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wunderbar, Herr 
Kollege. - Und jetzt sind wir bei der Frau Kolle-
gin Wittmann. 
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Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Dann schließe 
ich doch gleich an die letzte Frage an und möch-
te gerne von Ihnen wissen, ob es üblich ist, dass 
Initiativen und Überlegungen aus dem Bundes-
kanzleramt zuerst Ihnen bekannt werden. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das kommt - - 
Beinahe hätte ich gesagt: Es kommt drauf an. - 
Also, Überlegungen, die an der Spitze des Bun-
deskanzleramts angestellt werden, werden übli-
cherweise nicht auf meiner Ebene transportiert 
oder vermittelt durch die zuständige Kollegin 
oder den Kollegen aus dem Bundeskanzleramt. 
Aber wir überlegen ja auf Arbeitsebene ständig, 
ohne dass die Hausleitungen jeweils eingebun-
den sind, und erörtern Fragen, und das ist ein 
tägliches Geschäft, dass wir da mit dem Kanzler-
amt zu allen möglichen Aspekten im Gespräch 
sind. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - Dann 
komme ich - - Ich muss nur noch schauen, was 
ich als Erstes - ich habe nur noch ein paar Rest-
fragen - noch stellen wollte. - Genau. Ich würde 
ganz gerne noch mal auf den Begriff der Kern-
familie kommen und fragen. Im August wurde 
der ja ausgeweitet; Sie haben es ja vorher auch 
schon mal erörtert mit der vielleicht zurückblei-
benden gerade 18-jährigen Tochter oder Ähn-
lichem. Und deswegen würde mich interessieren, 
ob das eine politische Entscheidung war, dass 
dann doch ausgeweitet wird und teilweise auch 
andere Familienmitglieder mitreisen durften. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ich habe jetzt keine 
Vorlage im Auge; aber es ist mindestens mit dem 
Staatssekretär besprochen worden. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - Dann 
Frage noch mal vorhin auch zu einer Frage vom 
Kollegen Nürnberger. Das ging um die Frage der 
Ortskräfte, die so gefährdet sind, dass sie eben 
ausgeflogen werden, und damit natürlich auch 
die Gefährdung besteht, dass sie nicht wieder 
zurückgeflogen werden könnten. Meine Frage ist: 
Betrifft es dann auch Ortskräfte, die möglicher-
weise bei uns schwer straffällig geworden sind? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, ich kann mich 
nicht erinnern, dass bei der gesamten Diskussion, 

die ja intensiv über viele Aspekte ging, die Frage 
der Rückkehr einer Ortskraft, unter welchen Be-
dingungen, eine Rolle gespielt hat. Aber unter-
stellt, eine Ortskraft würde ausreisepflichtig wer-
den hier, weil sie strafbar wird - weil es war ja 
klar, über den § 22 Satz 2 würde es eine Aufent-
haltserlaubnis geben; die kann aber widerrufen 
werden bei Straftaten zum Beispiel oder unter 
gewissen Gesichtspunkten -, dann würde sich die 
normale, hätte ich beinahe gesagt, Rückführungs-
situation ergeben. Das wurde jetzt nicht katego-
risch ausgeschlossen, aber war jetzt außerhalb 
des Kerns der Überlegungen, wie man mit dem 
Ortskräfteverfahren umgeht. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Gab es in der 
Zeit einmal eine fachliche Einschätzung, also 
Ihre fachliche Einschätzung, die nicht in Über-
einstimmung war mit den politischen Entschei-
dungen, die getroffen wurden in Ihrem Haus? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Kann ich mich nicht 
dran erinnern, nein. Also, wir hatten einen sehr 
konsequenten Fluss an Vorschlägen der Arbeits-
ebene, Diskussionen mit den Ressorts und dann 
auch vermittelt über den Staatssekretär dann 
auch zur Hausleitung eine sehr einheitliche 
Linie. Ich kann mich nicht erinnern, dass es mal 
eine Vorlage oder eine Entscheidung gab, wo die 
Hausleitung anderer Auffassung wäre, was ja 
mitunter oder häufig vorkommt, aber nicht in 
dem Zusammenhang. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Und das ist 
zwar fast noch mal die Frage - ich würde sie 
trotzdem stellen -: Haben der Minister oder der 
Staatssekretär auf Ihre Entscheidungen politi-
schen Einfluss genommen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Gut. - Dann 
sage ich herzlichen Dank, dass Sie heute da 
waren, für Ihre Zeit und auch für Ihre Arbeit im 
Ministerium. Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir jetzt zu der Frau Kollegin Bayram. 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/78 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 57 von 151 
 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
ich möchte mich auch ganz herzlich bedanken 
für Ihren Beitrag hier zur Aufklärung und natür-
lich auch für die ganzen Leute im BMI. - Habe 
keine weiteren Fragen. Danke schön. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann sind wir bei 
der AfD. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, vielen Dank. - Wir haben 
noch zwei Restthemenblöcke. Aus einer internen 
Kommunikation - Fundstelle MAT A BMI-3.488 
VS-NfD, Blatt 155 f. - am 11. August 21 geht her-
vor, dass Ulrike Bender von Abteilung M 3 eine 
E-Mail mit dem Betreff „… EILT! - aktuelle Agen-
turmeldung: Kramp-Karrenbauer: Visa-Erteilung 
für afghanische Ortskräfte soll leichter werden“ 
verfasst und weitergeleitet hat. Hieraus zitiere 
ich: 

„Wir sollten auch darauf hinwei-
sen, dass dem BMI keine Erkennt-
nisse vorliegen, dass alle OK per 
se einer erhöhten Gefährdung/ 
Verfolgung durch die Taliban 
ausgesetzt sind.“ 

Zitat Ende. 

Uns liegt auch eine Antwort auf diese E-Mail von 
der Unterabteilungsleiterin M, Frau Dr. Däbritz, 
vor. Ich zitiere hieraus - immer noch dieselbe 
MAT-Nummer; Zitat Anfang -: 

„In der Öffentlichkeitskommuni-
kation sollten wir auch aufneh-
men, dass nach jüngsten Berichten 
derzeit nur ein geringer Teil der 
potentiell Aufnahmeberechtigten 
in AFG tatsächlich akut ausreise-
willig ist. Es klingt in der Presse 
immer so, als seien alle OK ge-
fährdet und warten mit gepackten 
Koffern nur auf die DEU Bürokra-
tie. Das stimmt doch so gar nicht, 
oder?“ 

Zitat Ende. - Wie standen Sie damals zu dieser 
Äußerung? Was ist Ihnen dazu erinnerlich, zu 
diesem Sachverhalt? Können Sie das so bestäti-
gen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also erstens: Die 
Mail stammt vom 11. August, wo ich in Urlaub 
war. Ich kann aber insgesamt dazu sagen, dass 
wir uns im Laufe des Prozesses - das hat hier 
bisher noch keine Rolle gespielt - - aber immer 
wieder geschaut haben: Wie viele Ortskräfte 
nehmen denn auch nach Visaerteilung und damit 
reisefertig - - reisen denn ein? 

Und die Zahlen waren erheblich geringer, als wir 
es dachten. Zum Beispiel im März 21, erinnere 
ich, waren wir überrascht, dass die Anzahl der 
Ortskräfte, die die Chance genutzt haben, relativ 
gering war; zweistelliger Betrag, relativ gering. 
Wir waren aus Sicht der Länder und der Unter-
bringungsprobleme, über die ich gesprochen ha-
be, eigentlich ganz froh, dass das so ist. Aber wir 
vermerkten schon, dass offenbar der Druck in 
Afghanistan - das hat auch in diesem Prozess 
eine Rolle gespielt -, auszureisen - weil man ir-
gendwie dachte, es geht nur um diejenigen, die 
die Möglichkeiten hatten, die schon ein Visum 
hatten -, offenbar nicht so groß war, weil das Ge-
fühl der Unsicherheit oder des Herannahens von 
Unheil aufseiten der afghanischen Ortskräfte 
offenbar nicht so groß war, wie man das hätte 
erwarten können, im Gegenteil: dass viele Orts-
kräfte praktisch diese Reisemöglichkeit hatten, 
das Visum hatten, aber noch nicht für sich die 
konkrete Ausreise durchgeführt haben. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank. - Dann kom-
men wir schon zum letzten Fragenblock. Aus 
Fundstelle MAT A BMI-3.131, Blatt 4, geht her-
vor - - Das ist auch wieder eine E-Mail aus dem 
Büro des Parlamentarischen Staatssekretärs, 
diesmal Professor Dr. Krings, im BMI an Ihre 
Abteilung M mit dem Betreff: „Bitte um Prü-
fung & AE Ausweisproblem bis 16.09.2021 - 
Vorgang 248/21“. Ich zitiere hieraus: 

„Sehr geehrter Herr Weinbrenner, 

Herr PSt Prof. Dr. Krings würde 
gern helfen und bittet zu anlie-
gender E-Mail entsprechend um 
Prüfung ob Hilfe möglich ist und 
um einen kurzen Antwortentwurf 
an Herrn …“ 

- Name geschwärzt -  
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„bis 16. September 2021.“ 

Zitat Ende. 

Dazu liegt uns auch die ursprüngliche Nachricht 
vom 29. August 21 vor. Hieraus zitiere ich: 

„Hallo Günter, 

möglicherweise kannst Du bei 
folgendem Problem helfen: 

Ein Schwager meines Schwieger-
sohnes hat seit mehreren Monaten 
(seit März 2021) keinen gültigen 
Pass mehr, weil dieser abgelaufen 
ist. 

Er hat sich schon mehrfach be-
müht einen neuen Pass oder auch 
einen deutschen Personalausweis 
zu bekommen, aber bisher hat das 
leider noch nicht geklappt. 

Zum Hintergrund: die Familie ist 
vor mehr als 35 Jahren aus Afgha-
nistan nach Deutschland einge-
wandert und hat sich hier erfolg-
reich integriert. 

Die jüngeren Familienmitglieder 
haben inzwischen alle einen deut-
schen Personalausweis und mein 
Schwiegersohn ist (als jüngstes 
Kind der Familiel) hier in 
Deutschland geboren. 

Der Schwager meines Schwieger-
sohnes (… geboren in Afghanis-
tan) hat sich bereits um einen 
deutschen Personalausweis be-
müht, ist aber bei der Prüfung 
(B1)“ 

- also Sprachniveau - 

„jeweils um einen Punkt geschei-
tert. 

Er ist seit mehr als zwanzig Jahren 
mit einer Schwester meines 
Schwiegersohnes verheiratet und 
beide arbeiten bereits seit vielen 
Jahren hier in Mönchengladbach. 

Der letzte Versuch bei der Bot-
schaft in Bonn (vor Ort) Hilfe zu 
erlangen ist wegen Andrang auf-

grund der Flutkatastrophe (Ahr) 
fehlgeschlagen (alle Personen 
wurden am Tor abgewiesen und 
nach Hause geschickt, obwohl 
Termin-Vereinbarungen vorlagen). 

Ein neuer Termin wurde erst für 
Januar 2022 avisiert. 

Beim Fachbereich für Einwande-
rung in Mönchengladbach konnte 
auch niemand weiterhelfen.“ 

Zitat Ende. - Dazu würde ich gerne wissen: Wie 
ist Ihre Reaktion auf diese E-Mail ausgefallen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Habe ich keine Erin-
nerung dran. 

Stefan Keuter (AfD): Soll ich Ihnen das mal vor-
legen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Gerne. 

Stefan Keuter (AfD): Oder anders gefragt: Ist es 
häufiger vorgekommen, dass Staatssekretäre oder 
Parlamentarische Staatssekretäre versucht haben, 
auf Einzelfälle Einfluss zu nehmen? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Danke. - Es kommt 
vor, dass Einzelfälle aus dem Staatssekretärsbüro 
mit der Bitte um Stellungnahme an die Arbeits-
ebene gegeben werden. Aber das ist keine Ein-
flussnahme. Wir sind da völlig frei - das ist jetzt, 
sage ich, in genereller Form, nicht auf diesen Fall 
bezogen -, fachlich dann unsere Stellungnahme 
abzugeben. 

Stefan Keuter (AfD): Haben solche E-Mails 
grundsätzlich Auswirkungen auf die Priori-
sierung von solchen Vorgängen? 

(Der Zeuge liest in den ihm 
vorgelegten Unterlagen) 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Die werden - - Das 
hier ist eine Mail vom 31. August. Die wurde bis 
Frist 16.09. gesetzt, und dann wird das innerhalb 
der Frist bearbeitet. Wenn das nicht möglich ist, 
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ist es üblich, dass wir dann beim Staatssekretärs-
büro eine Fristverlängerung beantragen. Der 
Dienstweg zu den Parlamentarischen Staatssekre-
tären geht immer über den beamteten Staats-
sekretär. Das ist ein ganz normaler Vorgang. 

Und dass, wie es hier heißt, der Parlamentarische 
Staatssekretär Krings gerne helfen würde, ist jetzt 
auch nicht überraschend, aber ist für uns jetzt 
nicht handlungsleitend. Wir gucken, was wir tun 
können. Hier sehe ich auch überhaupt keine 
Zuständigkeit des BMI, sondern der Ausländer-
behörde Mönchengladbach. Und so dürfte dann 
auch die Antwort ausgefallen sein. 

Stefan Keuter (AfD): Okay, ganz herzlichen 
Dank. - Dann habe ich keine weiteren Fragen 
mehr. Danke, dass Sie hier waren. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Und dann sind 
wir last, but not least - Sie sind viel schneller 
dran als gedacht; das geht also auch schneller - - 
Herr Kollege Heidt, Sie sind wieder dran. 

Peter Heidt (FDP): Ja, ich gebe mir Mühe, Herr 
Vorsitzender, natürlich. - Im Rahmen der Eva-
kuierung haben die USA die Ramstein Air Base 
auch als Umschlagspunkt für zu evakuierende 
Afghanen genutzt. Zuvor hatte USA Deutschland 
um Erlaubnis dafür gebeten. Waren Sie einge-
bunden in die Frage, ob Deutschland dafür eine 
Genehmigung erteilt hat? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ja. 

Peter Heidt (FDP): Welche Argumente hatten 
damals gegen eine Erlaubnis gesprochen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, das Interesse 
der Amerikaner war ja, Personen aus Afghanistan 
auszufliegen, und aus logistischen Gründen soll-
te das über Ramstein passieren. Wir hatten kein 
Interesse daran, dass Personen, die eigentlich für 
die USA vorgesehen waren und die die USA 
dann auch übernehmen wollten, dann plötzlich 
in Deutschland stranden, will ich mal sagen, weil 
wir hatten unser eigenes Ortskräfteverfahren. Da 
spielten auch wieder die migrationspolitischen 
Überlegungen eine Rolle. Das war ein Gesichts-
punkt, will ich mal sagen. 

Aber es war klar: Wir haben mit den Amerika-
nern dann intensiv darüber gesprochen. Das ist 
auch im Ergebnis sehr gut gelaufen, dass wir 
diesem Wunsch angesichts der Hilfe, die die 
Amerikaner uns auch bei der Evakuierung - ich 
bin jetzt nur bei migrationspolitischen Fragen 
und nicht bei außenpolitischen Fragen - geleistet 
haben - - dass wir dem nicht widersprechen wür-
den - nach Maßgaben, die dann auch sehr treu-
lich eingehalten worden sind. Die Amerikaner 
haben sich da sehr absprachegemäß verhalten. 

Peter Heidt (FDP): Gab es in dem Verlauf Pro-
bleme? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Entschuldigung? 

Peter Heidt (FDP): Gab es Probleme bei der Eva-
kuierung? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein, nach meinem 
Kenntnisstand nicht. 

Peter Heidt (FDP): Ist Ihnen folgender Vorfall 
bekannt? In MAT A AA-8.226 VS-NfD, Blatt 27, 
liegt uns ein E-Mail-Wechsel aus dem AA vor. 
Und da tauschen sich am 22. August 21 Mitarbei-
ter des AA aus über einen Fall, bei dem wohl 
sechs von den USA evakuierte Personen auf der 
Ramstein Air Base - - abgeordneten Bundespoli-
zisten Asyl beantragt haben. Der einzige Weg, 
Asylanträge in Ramstein zu verhindern, sei der 
Mail zufolge, den Kontakt von ehemaligen Orts-
kräften und der Bundespolizei zu verhindern, 
Stichwort „Die sollen sich eben verstecken“.  

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Verstecken? 

Peter Heidt (FDP): Verstecken. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Ist offenbar eine 
Mail aus dem AA. Kann ich aus eigener An-
schauung - - 

Peter Heidt (FDP): Sie kennen den Vorgang über-
haupt nicht. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. Ich kenne den 
Ramstein-Vorgang, ich kenne jetzt auch die Dis-
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kussionen, die wir hatten, aber ich kenne jetzt 
nicht diese Einschätzung oder die Mail des AA. 

Peter Heidt (FDP): Kennen Sie also auch den 
konkreten Vorfall, wo eben sechs Afghanen einen 
Asylantrag gestellt haben bei Bundespolizisten - - 
Auch diesen Vorgang kennen Sie nicht. 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, ich weiß, dass 
es eine gewisse Anzahl von Personen gab aus 
diesem Ramstein-Komplex, die bei uns Asyl 
beantragt haben. Es waren um die 200, also in 
dieser Größenordnung. Es waren, glaube ich, 
20 000, die insgesamt über Ramstein dann in die 
USA geflogen worden sind. Und das war so unge-
fähr die Größenordnung von Asylanträgen. Also, 
ich kenne das, aber ich kann jetzt nicht diese 
konkreten sechs aus dieser Gruppe - - Dazu kann 
ich nichts sagen. 

Peter Heidt (FDP): Wissen Sie, ob man versucht 
hat, Kontakte einzuschränken zwischen der Bun-
despolizei und den Afghanen? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Also, auch aus eige-
ner Anschauung nicht. 

Peter Heidt (FDP): Okay. - Indirekt irgendwie 
etwas davon gehört? 

Zeuge Ulrich Weinbrenner: Nein. 

Peter Heidt (FDP): Okay, dann habe ich jetzt auch 
keine Fragen mehr. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. - Dann stelle 
ich fest, dass wir am Ende der Fragerunde sind.  

Ich darf mich bei dem Zeugen bedanken für seine 
Geduld und Sie darauf hinweisen, dass die 
Befragung noch nicht formal abgeschlossen ist, 
sondern Sie bekommen das Protokoll, haben 
14 Tage Zeit, gegebenenfalls Fehler zu korrigie-
ren, bevor es dann endgültig festgestellt wird. 

Dann unterbreche ich jetzt die Sitzung für 
15 Minuten, und dann setzen wir sie fort mit der 
nächsten Zeugin. 

(Unterbrechung von  
16.08 bis 16.23 Uhr) 
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Vernehmung der Zeugin 
Dagmar Busch 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir setzen die Sitzung fort. Ich 
begrüße unsere zweite Zeugin, Dagmar Busch, 
die bereits Platz genommen hat. 

Ich stelle fest, dass die Zeugin ordnungsgemäß 
geladen ist. Frau Busch, Sie haben den Erhalt der 
Ladung am 18. April 2024 bestätigt. Ich heiße Sie 
herzlich willkommen und bedanke mich, dass 
Sie dem Ausschuss als Zeugin zur Verfügung 
stehen. 

Frau Busch, ich bin zunächst gehalten, Sie über 
Ihre Rechte und Pflichten als Zeugin aufzuklären. 
Diese Belehrung schreibt mir das Gesetz vor. Sie 
erfolgt wortgleich für jeden Zeugen und jede 
Zeugin. 

Sie sind als Zeugin geladen worden. Als Zeugin 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen, dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht.  

Wer vor einem Untersuchungsausschuss vorsätz-
lich falsche Angaben macht, kann sich nach 
§ 162 in Verbindung mit § 153 des Strafgesetz-
buches strafbar machen. Solch eine uneidliche 
Falschaussage kann eine Geldstrafe oder eine 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jah-
ren nach sich ziehen. 

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können 
Verfahren wegen einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit sein, aber auch Disziplinar- oder be-
rufsgerichtliche Verfahren. 

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufs-
geheimnisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich 

die Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind. 

Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeugin Dagmar Busch: Nein.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme 
gefertigt wird, um die Protokollierung der Sit-
zung zu erleichtern. Deshalb ist es wichtig, dass 
Sie Ihr Mikrofon einschalten und laut sprechen, 
wenn Sie das Wort ergreifen. Die Aufnahme wird 
nach Abschluss der Protokollerstellung gelöscht. 
Das Protokoll wird Ihnen vor der endgültigen 
Fertigstellung übersandt. 

Sollten Sie während Ihrer Vernehmung zu der 
Auffassung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich 
oder höher eingestufte Informationen oder sons-
tige Dinge zur Sprache bringen müssen, deren 
öffentliche Erörterung überwiegende schutzwür-
dige Interessen verletzen würde, bitte ich um 
einen Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit sowie den 
Geheimhaltungsgrad die Sitzung zu beschließen. 
Es handelt sich hierbei jedoch um ein Regel-
Ausnahme-Verhältnis. Der Öffentlichkeitsgrund-
satz für Beweiserhebungen in Untersuchungs-
ausschüssen hat nach Artikel 44 des Grundgeset-
zes Verfassungsrang. Die Gründe für eine Aus-
nahme müssen also von besonderem Gewicht 
sein, und es ist der Ausschuss, der darüber be-
findet. 

Haben Sie zu diesen Hinweisen Fragen? 

Zeugin Dagmar Busch: Nein, habe ich alles ver-
standen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nun komme ich 
zum Ablauf der Vernehmung. Ich werde Sie ein-
gangs kurz zu Ihrer Person befragen. Zu Beginn 
der Vernehmung zur Sache haben Sie nach § 24 
Absatz 4 des Untersuchungsausschussgesetzes 
Gelegenheit, zum Beweisthema im Zusammen-
hang vorzutragen, wenn Sie das wünschen. An-
schließend oder wenn Sie darauf verzichten, 
werden Sie von den Mitgliedern des Ausschusses 
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befragt. Die Fragezeit richtet sich nach dem 
Stärkeverhältnis der Fraktionen. 

Noch Fragen zum Ablauf?  

Zeugin Dagmar Busch: Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann darf ich Sie 
nun bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer 
Ausführungen mit Ihrem Namen, Ihrem Alter, 
Ihrem Beruf und einer ladungsfähigen Anschrift 
vorzustellen. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, sehr gerne. - Ich heiße 
Dagmar Busch, bin 62 Jahre alt, Bundesbeamtin 
und bitte zu laden über das Bundeskanzleramt, 
Willy-Brandt-Straße in Berlin. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Dann will ich Sie noch darauf aufmerksam ma-
chen, dass die Mitglieder des Ausschusses, wenn 
sie Fragen an Sie richten und Ihnen Vorhalte aus 
Akten machen, Ihnen diese auf Wunsch vorlegen, 
sodass Sie die einsehen können. 

Und jetzt hätten Sie Gelegenheit, wenn Sie das 
wünschen, im Zusammenhang darzulegen, was 
Ihnen über den Gegenstand der Vernehmung 
bekannt ist. 

Zeugin Dagmar Busch: Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender! Sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete! Ich würde gerne die Gelegenheit nutzen, 
mich mit der Funktion vorab vorzustellen, wenn 
das in Ordnung ist, ja? - Also, ich bin seit unge-
fähr zwei Jahren im Bundeskanzleramt - mehr 
oder weniger so mit dem Beginn des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine - und leite dort 
die Abteilung 7. Die Abteilung 7 ist verantwort-
lich für die Fachaufsicht über den Bundesnach-
richtendienst und auch verantwortlich für die 
Koordinierung der Nachrichtendienste des Bun-
des, also BND, BfV und das BAMAD. 

Vor dieser Zeit im Bundeskanzleramt habe ich 
eigentlich mein dienstliches Leben im Bundes-
innenministerium verbracht und war im Unter-
suchungszeitraum die Leitung der Abteilung 
„Bundespolizei“. Das war in der Afghanistan-Zeit 
eine verantwortliche Tätigkeit mit der Fachauf-

sicht über die Bundespolizei, und es waren in 
meiner Abteilung insbesondere zwei Referate mit 
den Afghanistan-Themen beschäftigt. 

Das war zum einen das Referat B 4, internationa-
le Einsatzangelegenheiten der Bundespolizei. Ich 
weiß nicht: Darf ich den Namen der Referatslei-
tungen sagen oder besser nicht? - Also Dr. Ehren-
traut hat das Referat B 4 geleitet. Das Referat war 
zuständig unter anderem eben auch für das bila-
terale Polizeiprojekt Afghanistan des BMI und 
dann im Untersuchungszeitraum und eigentlich 
seit 2013, seit der Entwicklung des Ortskräfte-
verfahrens, auch für Grundsatzfragen und für die 
Koordinierung des Ortskräfteverfahrens. 

Das zweite Referat in der Abteilung „Bundes-
polizei“, das einen besonderen Bezug hatte zum 
Thema Afghanistan, war das Einsatzreferat B 2 
unter der Leitung von Thomas Plank, die zustän-
dig sind und damals eben auch waren für grenz-
polizeiliche Fragen und Führungs- und Einsatz-
angelegenheiten der Bundespolizei. Grenzpoli-
zeiliche Fragen waren interessant im Unter-
suchungszeitraum, zum Beispiel zum Thema 
„Visa on Arrival“. Das Referat war aber eben - 
und wir dann eben in der Bundespolizeiabtei-
lung auch - zuständig für die Unterstützung des 
Auswärtigen Amtes in den diplomatischen Ver-
tretungen im Ausland, und dort zwar nicht nur 
mit Botschafterschutz, sondern auch zum Bei-
spiel mit der Entsendung von Dokumenten und 
Visumberatern an die Auslandsvertretungen. 

Dann würde ich gerne noch was ergänzen, Herr 
Vorsitzender, wenn Sie erlauben. In der Bundes-
polizeiabteilung habe ich zwar im entscheiden-
den Untersuchungszeitraum die Abteilung ge-
leitet, aber ich war eben in den Jahren 2008 bis 
2012 auch als Referatsleiterin in der Abteilung 
und war zuständig für das bilaterale Polizeipro-
jekt in Afghanistan, das sogenannte GPPT. Und 
das war zu einer Zeit, also 2008 bis 2012, als das 
Projekt mit den Polizeien von Bund und Ländern 
vor Ort auf 200 Kolleginnen und Kollegen von 
den Polizeien - Bund und Länder - aufgewachsen 
war. Und mir war das wichtig, das zu erwähnen, 
weil ich eben in der Eigenschaft sehr, sehr häufig 
in Afghanistan unterwegs war und eben viel Kon-
takt hatte auch zu den Ortskräften, insbesondere 
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zu den Sprachmittlern, ohne die wir da unsere 
Aufgabe nicht hätten wahrnehmen können. 

Dann habe ich noch eine ganz kleine Ergänzung, 
dann bin ich aber auch mit der Vorstellung fertig: 
Ich habe am 12. August Geburtstag und war auch 
im Jahr 2021 einige Tage über meinen Geburtstag 
tatsächlich nicht im Dienst, also 12. August bis 
18. In der Krisenstabssitzung am 19.08. war ich 
dann schon wieder dabei.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank, Frau 
Zeugin. - Und wir beginnen mit der Befragung. 
Ich würde am Anfang ein paar Fragen an Sie stel-
len, zunächst mit allgemeinen Fragen beginnend, 
bevor ich zu einzelnen Komplexen komme. 

Frau Zeugin, vielleicht sind Sie so freundlich 
und sagen uns mal, wie Sie sich auf diese heutige 
Befragung vorbereitet haben. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, da ich ja nicht mehr 
im Innenministerium bin, sondern jetzt im Kanz-
leramt, war das vorbereitende oder das für den 
Untersuchungsausschuss zuständige Referat so 
freundlich und hat mir einige der Leitungsvor-
lagen, die wohl auch dem Ausschuss dann eben 
übermittelt wurden, für den Zeitraum zur Ver-
fügung gestellt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Sie haben ja schon ein bisschen die Referate be-
schrieben, und im Einzelnen komme ich dann 
auch später noch mal darauf zurück. Aber ich 
würde zunächst mal fragen wollen: Welche Ab-
teilung im BMI war federführend zuständig für 
das Ortskräfteverfahren? 

Zeugin Dagmar Busch: Das war tatsächlich auf-
geteilt. Ich war leider bei der Entstehung und bei 
der Entwicklung des Ortskräfteverfahrens 2013 
nicht in dem Referat. Es ist entwickelt worden im 
Referat B 4, in der Bundespolizeiabteilung, in 
Abstimmung mit den Ressorts, die Ortskräfte vor 
Ort hatten, also BMVg, Auswärtiges Amt, BMZ. 
Und die Entscheidung - - Weil das eben eine 
Ausnahmevorschrift ja war von den aufenthalts-
rechtlichen Regelungen, war das Ortskräftever-
fahren von Anfang an so gestaltet, dass es eben 
Grundsätze zum Verfahren gab und dann aber 

schon von Anfang an klar war, dass die Aufnah-
mezusagen, die dann ja konkret erteilt werden 
mussten auf die Gefährdungsanzeige hin, dass 
die dann nicht eben in der Abteilung „Bundes-
polizei“, sondern in der Abteilung „Migration“ 
erteilt wurden. So war das Verfahren von vorn-
herein also zweigeteilt zwischen zwei Abteilun-
gen: in der Bundespolizeiabteilung die Zustän-
digkeit für die Grundsätze und in der Abteilung 
M die Zuständigkeit für die konkreten Aufnah-
mezusagen, die sich ja dann angeschlossen haben 
an dieses Verfahren mit der Feststellung von: 
Gefährdung ja oder nein? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ist das, was Sie 
jetzt zuletzt gesagt haben, praktisch der Haupt-
unterschied, was die Zuständigkeiten zwischen 
Abteilung B und Abteilung M ausmacht? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, fürs Ortskräfteverfah-
ren ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Und ist das ge-
ändert worden, oder ist an den organisatorischen 
Verhältnissen was geändert worden, oder haben 
Sie das so vorgefunden, und das ist auch so ge-
blieben? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, das ist auch bis - - 
also sozusagen zum August 2021 und darüber 
hinaus auch so geblieben in dieser Zuständig-
keitsaufteilung. Das, was sich tatsächlich rein 
faktisch entwickelt hat, das war, dass es also im 
Laufe der Monate - vielleicht Frühjahr bis Som-
mer 21 - überwiegend um Fragen des Aufent-
haltsrechts ging, sodass der Schwerpunkt sich 
auf die Prüfung der Aufnahmezusagen verlagert 
hatte und weniger noch zu den Grundsatzfragen 
und zur Koordinierung des Verfahrens - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Pardon. - Mit 
welchen Abteilungen im BMI haben Sie sich aus-
getauscht über den Teil, für den Sie zuständig 
waren? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, wir waren überwie-
gend in Kontakt mit der Abteilung „Migration“, 
aber auch die Abteilung „Öffentliche Sicherheit“ 
hat eine Rolle gespielt, weil innerhalb des 
Visumverfahrens, was sich ja dann als Voraus-
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setzung auch für die Aufnahme dann noch ange-
schlossen hat, natürlich irgendwie immer diese 
Abfrage bei den Sicherheitsbehörden auch bein-
haltet war, und da hat die Abteilung ÖS natürlich 
auch irgendwie eine Rolle gespielt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Mit welchen Res-
sorts standen Sie regelmäßig im Austausch? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, eigentlich im Wesent-
lichen mit denen, die tatsächlich Ortskräfte vor 
Ort hatten, also das BMZ, das Auswärtige Amt 
und das BMVg. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Und zu welchen 
konkreten Themen haben Sie sich im Wesentli-
chen ausgetauscht? Ortskräfteverfahren haben Sie 
genannt. Gab es weitere? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, die Themen, also be-
zogen auf das Ortskräfteverfahren, waren eben, 
ich würde sagen, so vom Jahr 2020 oder Früh-
jahr/Sommer 2020 an - -Da erinnere ich mich, 
dass wir in der Bundespolizeiabteilung noch in 
diesen Binnengrenzkontrollen steckten, die wir ja 
aus Coronagründen dann tatsächlich beschlossen 
hatten. Und es gab zu dem Zeitpunkt ja auch 
erste Überlegungen oder eine Entscheidung auch 
der Trump-Regierung der USA, aus Afghanistan 
dann - ich glaube, es war anfangs irgendwie die 
Idee zum Mai 21 - da irgendwie abzuziehen. Und 
da war eigentlich allen klar, dass das Auswir-
kungen haben würde auf die Ortskräfte. 

Also, wenn ich mich an die Zeit erinnere, war 
das dann irgendwie im Sommer 2020 so, dass 
alle noch gehofft hatten: Es kommt ja noch mal 
eine Wahl Ende 2020, und die Biden-Regierung 
wird das vielleicht ja dann alles noch mal wieder 
ändern. - Das war dann nicht so, aber, ich glaube, 
die Biden-Regierung hat dann irgendwie Früh-
jahr 21 gesagt: Wir ziehen im September aus 
Afghanistan ab. 

Dann war auch für die NATO klar, dass das ir-
gendwie jetzt vorbereitet werden muss, und für 
uns war klar, dass das selbstverständlich dann 
auch die Ortskräfte betreffen wird. Und es gab 
erste Gespräche zum Ortskräfteverfahren dann, 
obwohl das ja schon seit 2013 lief, nach meiner 

Erinnerung vor allem angeregt durch das BMVg, 
die dann natürlich auch als Erste zeitlich unter 
Druck kamen. Weil ohne die Amerikaner vor Ort 
war auch klar, dass die Bundeswehr nicht blei-
ben kann, also das waren so die Ersten, die dann 
auch Fragen zum Verfahren an uns rangetragen 
haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Zum Ortskräfte-
verfahren kommen wir gleich noch im Detail. - 
Ich würde zunächst gerne von Ihnen wissen, mit 
welchen Staatssekretärinnen und Staatssekretä-
ren Sie in Bezug auf den Untersuchungsgegen-
stand regelmäßig in Kontakt waren. 

Zeugin Dagmar Busch: Also, der zuständige 
Staatssekretär für die Abteilung Bundespolizei 
war Staatssekretär Hans-Georg Engelke. Und da 
mein Einsatzreferat B 2 auch zuständig war für 
die operative Unterstützung von Rückführungs-
maßnahmen der Länder, hatten wir in der Hin-
sicht auch mit Staatssekretär Teichmann zu tun. 
Der war allerdings formal für die Migrationsabtei-
lung zuständig, und nur über diese operative 
Unterstützung durch die Bundespolizei hatten 
wir aber natürlich dann auch Kontakt mit ihm. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Haben Sie regel-
mäßig an Staatssekretärsrunden teilgenommen zu 
Afghanistan?  

Zeugin Dagmar Busch: Nicht regelmäßig, aber 
sehr häufig dann in Begleitung des zuständigen 
Staatssekretärs Engelke, ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Standen Sie in 
direktem Kontakt zu Bundesminister Seehofer? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, also zusammen mit 
dem Staatssekretär und dann, wenn wichtige 
Entscheidungen irgendwie für uns gebraucht 
wurden, dann auch mal direkt, allerdings auch 
nicht täglich oder regelmäßig oder - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Erinnern Sie sich, 
zu welchen Themen Sie sich mit dem Bundes-
minister ausgetauscht haben? 

Zeugin Dagmar Busch: Ein wichtiges Thema war 
die Frage, ob wir noch mal nach Afghanistan 
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reisen, vor allem als sich abzeichnete, dass das 
Engagement fürs bilaterale Polizeiprojekt endet. 
Das war ja auch eine Entscheidung des Ministers 
Seehofer gewesen. Da haben wir gesprochen, 
dass er es für richtig hielt, wenn die Bundeswehr 
dort nicht bleiben kann, dass auch das Polizei-
projekt endet zum April 21. Da haben wir ge-
sprochen. Ja, das ist jetzt meine prominenteste 
Erinnerung. 

Er hatte dann im Laufe des Jahres 21 - da gab es 
ja die Überlegung, auch für das Ortskräfteverfah-
ren - - Aber wenn das noch mal gesondert 
kommt, muss ich das ja jetzt gar nicht schon 
irgendwie vorwegnehmen. 

Es gab ja die Entscheidung, auf das Jahr 2013 
zurückzugehen, dass die Ortskräfte die Möglich-
keit bekommen sollten, nicht nur für zwei Jahre 
rückliegend sich noch zu melden, sondern zu-
rückliegend auf das Jahr 2013. Und das war auch 
eine Entscheidung, die Minister Seehofer dann 
nach Rücksprache mit der Bundeskanzlerin ge-
troffen hat. Das wurde aber mehr oder weniger 
mitgeteilt. Da kann ich mich jetzt gar nicht an ein 
persönliches Gespräch erinnern. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Waren Sie unab-
hängig von den Aktenläufen unterrichtet darüber, 
welche Auffassung der Bundesinnenminister 
vertreten hat in Sachen Ortskräfteverfahren zu 
allen Zeiten? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, über den Staatssekre-
tär. Ja, würde ich sagen, ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Auch direkt? 

Zeugin Dagmar Busch: Bitte? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Auch direkt? 

Zeugin Dagmar Busch: Direkt vom Minister? 
Nee, das war nicht so häufig, dass da die Gele-
genheit war. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Kann man davon 
ausgehen, dass die Haltung, die der Bundes-
minister vertreten hat, im Hause unabhängig von 
den Aktenvorgängen bekannt gewesen ist? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, würde ich sagen. Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. - Dann würde 
ich gerne zum Ortskräfteverfahren selbst in der 
Tat kommen. Das haben wir schon in vielfachen 
Befragungen hier in aller Detailtiefe erörtert - das 
will ich jetzt nicht tun -, sondern zunächst mal 
Sie fragen, was für Sie der Einstiegspunkt für das 
Thema Ortskräfteverfahren war, also was Sie 
darüber wussten, als Sie jetzt im Untersuchungs-
zeitraum die Verantwortung für Ihren Bereich 
ausgeübt haben. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, sehr gerne. - Ich hatte 
ja erzählt, dass ich 2008 bis 2012 die Referatslei-
tung innehatte von Referat B 4 mit der Zustän-
digkeit für das bilaterale Polizeiprojekt. Und das 
Ortskräfteverfahren ist 2013 dann entstanden; 
dann war ich nicht mehr im Referat. Aber als ich 
als Abteilungsleiterin kam, habe ich mich sofort 
erkundigt, wie es zu dieser Entscheidung ge-
kommen ist, dass das Ortskräfteverfahren auch 
mit der Zuständigkeit für die Koordinierung dort 
im Referat dann wieder doch irgendwie dann neu 
verankert war. 

Und mir wurde das dann so erklärt, dass man das 
im Haus geprüft hatte und die Bundespolizei-
abteilung, weil wir eben direkten Kontakt hatten 
im Referat B 4 durch die Zuständigkeit für das 
Polizeiprojekt - - dass wir die Zuständigkeit auch 
für das Ortskräfteverfahren bekommen hatten. 
Das war so - - Weil das für mich einfach auch 
immer ein wichtiges Thema war - „Afghanistan 
und das Polizeiprojekt“ -, habe ich mich relativ 
rasch, als ich die Abteilungsleitung übernahm, 
erkundigt, wie das Ortskräfteverfahren da hin-
gekommen war, eben auch mit dieser komischen 
Aufteilung, dass dann eben die Aufnahmeent-
scheidung in der Migrationsabteilung fällt. Und 
die Zuständigkeit in der Bundespolizei war aber - 
und ich fand das auch in hohem Maße sinnvoll - 
deswegen da, weil wir einfach echte Ortskräfte 
da kannten und mit denen zusammengearbeitet 
hatten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gab es nach Ihrer 
Erinnerung und Ihrer Kenntnis unterschiedliche 
Positionen zum Ortskräfteverfahren zwischen 
Referaten und Abteilungen? 
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Zeugin Dagmar Busch: Nee, da kann ich mich 
nicht dran erinnern, also an unterschiedliche 
Positionen. Wir haben ja dann gemeinsam, als 
die Fragen zum Ortskräfteverfahren akut wurden 
und wir das Thema Ortskräfteverfahren mehrfach 
mit den Ressorts auch diskutiert haben wegen 
des bevorstehenden Bundeswehrabzuges - - Dass 
wir eng zusammengearbeitet haben, auch mit der 
Abteilung „Migration“, das war ja durch das Ver-
fahren vorgegeben, aber eine unterschiedliche 
Einschätzung dazu hat es also nach meiner Erin-
nerung nicht gegeben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann würde ich 
Sie gerne konfrontieren mit der Aussage des von 
uns schon vernommenen Zeugen Dr. Ehrentraut - 
Stenografisches Protokoll 20/40 I der Sitzung 
vom 15. Juni 2023, Seite 97. Der hat uns berich-
tet, innerhalb der Referate des BMI habe es unter-
schiedliche Positionen gegeben; wenn sich die 
Referate nicht geeinigt hätten, sei dies an die 
Abteilungsleitung und die Staatssekretärinnen 
und Staatssekretäre weitergeleitet worden. - 
Können Sie mir das sozusagen erläutern, was der 
Zeuge damit gemeint haben könnte? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, wenn ich noch mal 
kurz fragen darf: Er hat gesagt: „innerhalb der 
Abteilung“? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Er hat gesagt - ich 
zitiere das noch mal -: Innerhalb der Referate des 
BMI - 

Zeugin Dagmar Busch: Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - habe es unter-
schiedliche Positionen gegeben; wenn sich die 
Referate nicht geeinigt hätten, sei dies an die 
Abteilungsleitungen und die Staatssekretärinnen 
und Staatssekretäre weitergeleitet worden. - So 
wie das hier berichtet wird, war das ein Vorgang, 
der jedenfalls häufiger vorgekommen sein muss. 
Die Formulierung legt das nahe und die Befra-
gung des Zeugen auch. Deswegen frage ich Sie 
danach, was Ihnen davon erinnerlich ist. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ich kann mir das jetzt 
nur so erklären, dass es um diese Frage „Visa on 
Arrival“ gegangen ist, die ja auch von verschiede-

nen Ressorts regelmäßig an uns rangetragen wur-
de. Und wir hatten eben im Referat B 4 in der 
Bundespolizeiabteilung die Zuständigkeit für die 
Koordinierung und im Referat B 2 die Zuständig-
keit für diese grenzpolizeiliche Fragestellung. 

Und da mag es durchaus sein, dass man da ir-
gendwie kontrovers diskutiert hat. Aber es war 
keine grundsätzliche Auseinandersetzung zum 
Ortskräfteverfahren als solchem. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie haben jetzt ja 
verschiedentlich über die verschiedenen Zustän-
digkeiten und, glaube ich, wenn ich das richtig 
verstanden habe, auch von einer „eigenartigen 
Aufteilung“ gesprochen. Haben die verschiede-
nen Zuständigkeiten innerhalb des BMI zu Pro-
blemen zwischen den Abteilungen geführt, aus 
Ihrer Erinnerung heraus? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, es ist sogar im 
Nachhinein aus meiner Sicht so gewesen, dass 
diese Aufteilung dann tatsächlich ganz sinnvoll 
war, weil wir bei den Einzelentscheidungen als 
Bundespolizeiabteilung ja eigene Ortskräfte aus 
dem bilateralen Polizeiprojekt hatten, die mit 
Gefährdungsanzeigen dann eben auch an die 
Abteilung M, genau wie von den anderen Res-
sorts, gemeldet wurden, und dann natürlich auch 
von der Abteilung M nicht anders als die Orts-
kräfte der anderen Ressorts behandelt wurden, 
also so gesehen war das dann im Ergebnis sogar 
sehr vernünftig. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wurden innerhalb 
des BMI nach Ihrem Wissen und Ihrer Erinne-
rung Alternativen zum herkömmlichen Orts-
kräfteverfahren diskutiert und, wenn ja, welche? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, ich erinnere mich 
daran, dass wir eben auf Wunsch des BMVg rela-
tiv früh - und ich weiß nicht, ob das Ende 20 
oder Anfang 21 dann schon war - - hat BMVg 
gedrängt, dass wir Optionen diskutieren zum 
Ortskräfteverfahren, eben weil BMVg davon aus-
ging, dass es als erstes Ressort aus Afghanistan 
dann auch tatsächlich mit den Ressortbeauftrag-
ten, die ja für die Beurteilung der Gefährdungs-
anzeigen zuständig waren -  das BMVg dann als 
Erster da raus sein würde. Die haben sehr ge-



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/78 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 67 von 151 
 

drängt, dass wir Grundsatzfragen erörtern, und 
wir hatten tatsächlich auch vom BMVg an uns 
rangetragen drei Optionen; da erinnere ich mich 
sehr genau dran. 

Die erste Option war: Wenn alle Ressorts aus 
Afghanistan raus sind, dann kann auch niemand 
mehr als Ressortbeauftragter dort vor Ort irgend-
wie Gefährdungsanzeigen entgegennehmen oder 
eine Einschätzung vornehmen. Das heißt, die 
Option eins wäre gewesen - mit dem Abzug aller 
Ressorts oder dann eben sukzessive, beginnend 
mit BMVg -: Ende des Ortskräfteverfahrens. Da-
ran erinnere ich mich deswegen so genau, weil 
uns das, also auch mit Blick auf die Verantwor-
tung für unsere eigenen Ortskräfte, unverantwort-
lich schien und wir uns auch dagegen ausgespro-
chen haben in der Diskussion mit den Ressorts. 

Zweite Option war dann die, die wir dann letzt-
lich auch gewählt haben: Wir halten am Ortskräf-
teverfahren, so lange wie es möglich ist, fest und 
behelfen uns mit, ja, verschiedenen Varianten - 
das kann ich gleich noch ausführen -, also mit 
einem Büro in Kabul von IOM. Das hatte das 
Auswärtige Amt dann irgendwie vorgeschlagen. 
Da haben wir uns alle irgendwie sehr drüber ge-
freut, über diese Idee. 

Option drei wäre gewesen: Alle reisen ein, ohne 
Ortskräfteverfahren und ohne weitere Visa-
voraussetzungen. Das haben wir dann als BMI 
aus Sicherheitsgründen abgelehnt. 

Also diese drei Optionen - daran kann ich mich 
erinnern an die Diskussion -, das wären Alterna-
tiven gewesen zum Ortskräfteverfahren. Aber wir 
haben uns letztlich drauf geeinigt: „Wir wollen 
das Verfahren auch in der Verantwortung für die 
Ortskräfte so lange wie möglich durchziehen“ 
und haben dann tatsächlich mit den Ressorts 
nach Verfahrensoptimierungen geguckt - weil die 
Lage sich ja auch dann tatsächlich vor Ort ver-
schlechtert hat -, zum Beispiel mit dieser Idee: 
IOM übernimmt Büros in Kabul und nimmt da 
Gefährdungsanzeigen entgegen und, wenn mög-
lich, auch Visaanträge. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Inwieweit waren 
die Abteilungsleitungen Teil des Entscheidungs-

findungsprozesses? Also, wer hat das entschie-
den, oder wie waren Sie daran beteiligt? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ich war - - Also, zu 
den Punkten, zu denen ich jetzt irgendwie diese 
konkreten Erinnerungen habe, war ich konkret 
auch beteiligt. Aber es liegt natürlich auch da-
ran - deswegen habe ich das erwähnt -, dass ich 
die Referatsleitung für dieses bilaterale Polizei-
projekt - - und auch eben für die damaligen Orts-
kräfte mich sehr verantwortlich gefühlt habe, 
sodass das bei uns in der Abteilung „Bundespoli-
zei“ dann schnell bei mir war, wenn das Themen 
zum Ortskräfteverfahren waren. Für die anderen 
Abteilungen kann ich es jetzt nicht sicher sagen. 
Da haben sich die Referate überwiegend unter-
einander abgestimmt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie haben das nun 
mit einem Substantiv beschrieben. Vielleicht 
können Sie uns noch mal erläutern, warum man 
sich am Ende gegen Visa on Arrival und Kontin-
gentaufnahme als eine Variante entschieden hat. 
Sie haben gesagt in Ihrer Antwort vorhin: „Aus 
Sicherheitsgründen“ waren Sie dagegen. Können 
Sie das noch mal ein bisschen erklären?  

Zeugin Dagmar Busch: Ja, das war eigentlich ein 
Diskussionspunkt von Anfang an, diese Frage: 
Lässt sich das irgendwie nicht so im Verfahren 
gestalten, dass alle Ortskräfte einreisen ohne grö-
ßeren Aufwand in Afghanistan und ohne Visum? 
Das war eine Frage, die von Anfang an im Raum 
stand. Und auch in Absprache mit Staatssekretär 
Engelke, wenn ich das jetzt irgendwie so voran-
stellen darf, hat BMI natürlich irgendwie die 
Position vertreten: Wir müssen wissen, wer nach 
Deutschland kommt. Und so lange, wie es mög-
lich ist, wollen wir die geordneten Verfahren 
einhalten. 

Ich möchte aber auch erwähnen, dass zum einen 
da immer hinter stand: Wenn das nicht mehr 
geht und als Ultima Ratio ist selbstverständlich, 
dass dann keine andere Möglichkeit bleibt. - Das 
ist auch in den Ressortbesprechungen vom BMI 
so gesagt worden.  

Und wenn Sie erlauben, Herr Vorsitzender, wür-
de ich das gerne auch aus meiner eigenen Erfah-
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rung und Erinnerung damals mit den Diskussio-
nen mit den Ressorts in so einen Gesamtzusam-
menhang stellen. Es war immer eine Frage an 
uns, und die schwang also eigentlich auch über 
dieses ganze Jahr in den Diskussionen mit. Aus 
meiner Sicht haben wir immer klargemacht: Als 
Ultima Ratio, wenn das dann nicht anders geht, 
dann ist es selbstverständlich, dann gibt es auch 
gar keinen anderen Weg. - Aber BMI als Sicher-
heitsressort, und dann eben auch abgestimmt im 
Haus, war verantwortlich für die innere Sicher-
heit und hat eben an diesen geordneten Verfah-
ren, soweit es ging, festhalten wollen.  

Und der Gesamtzusammenhang, den ich meine - 
und das waren eben meine Gespräche mit den 
Kolleginnen und Kollegen auch auf Abteilungs-
leitungsebene in den Ressorts BMVg und BMZ 
und auch Auswärtiges Amt -: Es war ganz lange 
für BMZ unvorstellbar, dass BMZ und auch die 
Ortskräfte aus Afghanistan überhaupt rausgehen. 
BMZ war - - Ich würde sagen, bis Sommer 21 
hatten die also erstens keine Gefährdungsanzei-
gen und waren auch selber überzeugt davon, dass 
nach Truppenabzug BMZ und Entwicklungshilfe 
im Land weiter stattfinden sollen und dass man 
dann auch auf Ortskräfte angewiesen ist.  

Das Auswärtige Amt hat Ortskräfte natürlich 
irgendwie an der Botschaft gehabt, aber hat eben 
auch aus politischen Gründen - und das haben 
wir gut verstanden und waren genau auch der 
Meinung - - Wir hatten ja 20 Jahre tatsächlich in 
diesem sogenannten vernetzten Ansatz versucht, 
auch irgendwie eine autonome Regierung Afgha-
nistans mitaufzubauen. Das Auswärtige Amt hat 
ganz lange großen Wert darauf gelegt, dass wir 
bloß kein Signal aussenden, das so aussieht, als 
würden wir jetzt das Land verloren geben. Es hat 
ja tatsächlich diese schnelle Entwicklung Kabul 
auch niemand in der Form vorhergesehen.  

Und das Auswärtige Amt und das BMZ und 
eigentlich auch wir als BMI, wir wollten auf kei-
nen Fall ein Zeichen setzen, dass wir jetzt alle 
die 20 Jahre Bemühungen tatsächlich schon vor 
der Zeit aufgeben und davon ausgehen, dass das 
Land an die Taliban übergeben werden muss. Das 
war auch eine Motivation, aus der heraus nie-
mand uns gedrängt hat, jetzt tatsächlich nach 

außen zu sagen: „Wir sind einverstanden mit 
Visa on Arrival“, weil das sofort natürlich ir-
gendwie einen Sogeffekt gehabt hätte und weil 
wir auch sicher waren: Ohne so eine Charter-
lösung - das hat ja auch dann die Diskussion ir-
gendwie eine Zeit lang beherrscht -, ohne eine 
Möglichkeit, dass afghanische Ortskräfte mit 
Charterflügen kommen, wäre auch Visa on 
Arrival überhaupt nicht sinnvoll gewesen, weil 
wir eben auch von unseren eigenen Ortskräften 
wussten, mit denen wir in Kontakt standen - die 
wollten natürlich, und so war es eben auch seit 
2013 gewesen - -  

Wer da mit der Familie ausreist, weil er das Ge-
fühl hat, er ist da in Gefahr, der möchte nicht mit 
einem angekündigten Charterflug irgendwie das 
Land verlassen, sondern der möchte individuell 
die Reise planen, und dann wäre das sowieso 
ohne Visum nicht gegangen. Das soll aber jetzt 
nicht wie eine Ausrede klingen. Es war ja tat-
sächlich der Wunsch der Leute, da individuell zu 
reisen und so. Darauf war das Verfahren ja auch 
angelegt.  

Das, was ich deutlich machen möchte, das ist, 
dass dieses Stichwort „Visa on Arrival“ immer 
mitgeschwungen ist in den Diskussionen. Aus 
meiner Sicht war für alle klar: Wenn das nicht 
anders geht, dann wird das auch mit BMI-
Billigung so laufen. Aber solange die Möglichkeit 
besteht, die Sicherheitsanforderungen aufrecht-
zuerhalten, wollten wir das tun. Und es hat eben 
zu den Positionen der anderen Häuser gepasst, 
die auch gar nicht vor der Zeit ein Signal senden 
wollten, dass es jetzt ganz leicht ist, da auszu-
reisen.  

Hinzu kam: Ich weiß nicht mehr, wann der Zeit-
punkt dafür genau war, aber auch die afghani-
sche Regierung hatte ja selbst appelliert. Die hat 
irgendwie per Verbalnote, glaube ich, an die 
Bundesregierung appelliert, dass wir keine größe-
ren Aktionen in die Öffentlichkeit starten, dass 
wir da jetzt Ortskräfte aus dem Land holen wol-
len. Die hatten Angst vor diesem sogenannten 
Braindrain; irgendwie stand das auch so in dieser 
Verbalnote. Und das wäre auch ein Affront aus 
unserer Sicht gegenüber der afghanischen 
Regierung gewesen, die* niemand wollte. 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wie haben Sie die 
Abstimmung zwischen dem BMI und dem Aus-
wärtigen Amt wahrgenommen? 

Zeugin Dagmar Busch: Eigentlich sehr offen. 
Ich habe im Wesentlichen zu tun gehabt mit der 
Abteilung von Herrn Eick und Herrn Stöckl-
Stillfried. Die waren aus unserer Sicht irgendwie 
eine Schlüsselstelle für diese Frage: „Gelingt es, 
ein IOM-Büro zu eröffnen, mit der Möglichkeit, 
die Visaanträge in Kabul abzugeben?“, was ja 
eine große Erleichterung für alle Ortskräfte ge-
wesen wäre.  

Es war ja seit dem Angriff auf die Botschaft - ich 
weiß nicht, 2017 - keine Konsularstelle mehr in 
Kabul geöffnet, und die Ortskräfte mussten nach 
Islamabad oder nach Neu-Delhi reisen, was auch 
gerade in Coronazeit ja eine große Schwierigkeit 
war. Das Auswärtige Amt war sehr zuversicht-
lich - also beginnend mit der Diskussion zum 
Ortskräfteverfahren im Sommer 20 -, dass es 
gelingen würde, diese IOM-Büros - ein Büro in 
Kabul, eins sollte in Masar eröffnen - zu eröffnen 
und diese dafür notwendigen Printgeräte für die 
Entgegennahme von Visaanträgen da auch hinzu-
schaffen.  

Es hat sich letztlich - und das ist ganz bedauer-
lich dann gewesen - nicht realisieren lassen für 
ein Büro in Kabul. Das, was Sie wahrscheinlich 
wissen, was sich hat realisieren lassen: Es gab 
dann drei dieser Geräte irgendwie für uns, die 
zur Verfügung standen. Das klingt irgendwie 
komisch; aber es schien schwierig zu sein. Diese 
Geräte, die sind irgendwie zertifiziert von der 
Bundesdruckerei und nicht mal eben so auf dem 
Markt erhältlich.  

Es gab dann drei, und die sind dann ja auch mit 
Unterstützung durch BMI der Bundeswehr in 
Masar-i-Scharif zur Verfügung gestellt worden. 
Und, ehrlich gesagt, ich hatte dann das Gefühl, 
es war keins mehr übrig für Kabul. Wir haben 
da sehr das Auswärtige Amt gedrängt, und die 
waren auch sehr zuversichtlich, dass es gelingt. 
Also, es war eine sehr enge Absprache immer. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Haben Sie Kennt-
nis darüber, wie der Austausch auf Minister-

ebene zwischen Herrn Seehofer und Herrn Maas 
abgelaufen ist? 

Zeugin Dagmar Busch: Das kann ich tatsächlich 
nicht sagen. Ich kann mich erinnern an Gesprä-
che, die der Minister Seehofer dann zu entschei-
denden Fragen mit der Bundeskanzlerin geführt 
hat. Konkrete Gespräche mit Minister Maas sind 
mir jetzt so nicht erinnerlich. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Hat es Vorgaben 
Ihrer Hausleitung zu möglichen Alternativen 
oder Anpassungen im Ortskräfteverfahren an Ihre 
Adresse gegeben? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee. Das kann ich ganz 
klar mit Nein beantworten. Aber auch vor dem 
Hintergrund, dass wir uns ganz sicher waren, 
dass diese Position „Wir wollen so lange, wie es 
geht, an den Sicherheitsanforderungen festhal-
ten“ - - Da waren wir oder war ich persönlich 
auch ganz sicher, dass es die Position des Hauses 
und natürlich auch des Ministers Seehofers war, 
aber eben mit dem Hintergedanken: Wenn es 
alles gar nicht mehr geht, dann als Ultima Ratio 
würden wir mit Visum on Arrival eben gucken, 
dass wir das in Deutschland alles irgendwie 
durchführen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann würde ich 
Sie gerne konfrontieren mit MAT A BMI-3.02 
VS-NfD, Blatt 546; das ist das Protokoll des zwei-
ten Arbeitsgruppentreffens der ressortübergrei-
fenden Arbeitsgruppe zum Ortskräfteverfahren. 
Darauf hat der Zeuge Ehrentraut Bezug genom-
men in seiner Vernehmung; Stenografisches 
Protokoll 20/40 der Sitzung vom 15. Juni 2023, 
Seite 118. Da geht es darum, dass dort in dieser 
Arbeitsgruppe protokolliert worden ist, die 
Option der Abschaffung des Ortskräfteverfahrens 
oder einer sogenannten Pauschallösung ohne 
Gefährdungsbeurteilung sei „nicht weiter zu 
verfolgen, da es hierfür eine schriftliche Ableh-
nung der Hausleitung“ des BMI gebe. - Ist Ihnen 
diese schriftliche Weisung, die es ja dann ist, von 
der Hausleitung des BMI bekannt? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, in der konkreten 
Form als schriftliche Weisung in der Tat nicht. 
Aber das, was Sie gerade zitiert haben, das war 
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genau dieser Dreiklang, über den dann beraten 
wurde relativ zu Beginn der Diskussion zum 
Ortskräfteverfahren. Option 1: Wenn die Ressorts 
irgendwie aus Afghanistan rausgehen, endet auch 
das Ortskräfteverfahren. Und Option 3: Alle 
Ortskräfte dürfen einreisen ohne irgendeine 
Sicherheitsüberprüfung. Und dass das nicht die 
Position des BMI war, das war - - Also, ich kenne 
tatsächlich diese schriftliche Unterlage nicht; 
aber das war immer selbstverständlich. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich frage Sie nur 
deswegen, weil Sie ja gesagt haben: Man dachte 
immer im Hintergrund mit, dass das natürlich 
nur so lange gilt - - Fakt ist aber, wenn ich das 
jetzt richtig sehe - und so ist die Aktenlage und 
das, was ich eben gerade zitiert habe -, dass es 
schriftlich jedenfalls eine Anweisung der Spitze 
des BMI gegeben hat, die gesagt hat, dass das 
nicht infrage komme, was ja teilweise von ande-
ren Ressorts gewünscht war. Das ist ja das Proto-
koll, das ich eben zitiert habe. 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. Das ist aber für 
mich kein Widerspruch, weil sozusagen dieser 
Dreiklang und die Diskussion darüber - - Eine 
Einreise völlig ohne Sicherheitsüberprüfung oder 
Abschaffung des Ortskräfteverfahrens, das war 
eine Diskussion, die relativ zu Anfang der Über-
legungen zum Ortskräfteverfahren stand, und die 
war dann eben auch aus meiner Sicht zum dama-
ligen Zeitpunkt noch sehr unspezifisch. Und dass 
man das grundsätzlich ablehnt als Lösung, das 
fiel eben auch in diese größere Gemengelage, die 
ich eben versucht habe zu schildern. Es war auch 
aus Sicht der anderen Ressorts überhaupt keine 
Notwendigkeit, das anders zu sehen zu dem 
Zeitpunkt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich frage Sie ja 
nur deswegen, nicht weil ich in Zweifel stelle, 
was Sie als eigenen Eindruck wiedergeben, son-
dern mir geht es ein bisschen darum, was in den 
Ressorts und bei den Mitarbeitern der Ressorts 
angekommen ist. Und ich würde Ihnen jetzt ger-
ne vorhalten MAT A AA-8.412 VS-NfD, Blatt 15. 
Da geht es um den Sicherheitspolitischen Jour 
fixe vom 12. Mai 2021, in dem laut dieser Unter-
lage das Bundeskanzleramt bemängelt hat, dass 
die beteiligten Ressorts trotz Absprache aus dem 

letzten Jour fixe noch immer kein Konzept für 
das OKV vorgelegt hätten. Und in dem Protokoll 
heißt es weiter:  

„Es sei unbedingt erforderlich, 
dass nun sehr zügig die Optionen 
aufgezeigt würden, ebenso deren 
jeweilige Kosten, finanziell wie 
politisch.“ 

Das BMI habe daraufhin erneut eine „grundsätz-
liche Bereitschaft zur Flexibilität im weiteren 
Verfahren“ zugesagt. - Sie sagen, das war jedem 
klar. Das Bundeskanzleramt bemängelt, dass die 
Dinge nicht vorankommen. Es gibt eine Weisung 
der BMI-Spitze, dass das, was die anderen Res-
sorts wünschen, so nicht geht. Und hier lese ich 
im Protokoll, dass eine grundsätzliche Bereit-
schaft bestünde. Das ist ja doch ein gewisses 
Spannungsfeld, wenn das Kanzleramt bemängelt, 
dass das nicht vorangeht. Was können Sie uns 
darüber sagen, und wie ist das aufgelöst worden? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ich verstehe diese - - 
Also, Ihr letztes Zitat aus diesem Sicherheitspoli-
tischen Jour fixe, das war ja dann schon relativ 
fortgeschritten im Mai 21. Das verstehe ich jetzt 
so oder denke, das war auch damals das Ver-
ständnis irgendwie des Kanzleramtes - - Es war 
sozusagen die Aufforderung, in Szenarien zu 
denken und Szenarien zu beschreiben, die für 
das Ortskräfteverfahren dann verschiedene Lö-
sungen vorsehen. Es gab ja unterschiedliche Be-
grifflichkeiten für diese Szenarien. Da war ir-
gendwie mal der Begriff „Saigon-Szenario“, dann 
war der Begriff „Alternativszenario“. Und das 
Kanzleramt hatte in dieser einen Sitzung den 
Wunsch, dass wir dann tatsächlich verschiedene 
Szenarien entwickeln, und das wurde auch in 
der Diskussion zwischen den Ressorts aufgegrif-
fen. Aber es ist für mich jetzt kein Widerspruch.  

Und ich glaube, dass diese - - Entschuldigung, 
vielleicht noch mal zu diesem ersten Zitat da 
zurück, diesem Dreiklang. Das ist nach meiner 
Erinnerung dann weit früher gewesen, im Jahr 
2020 noch. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja, aus eigener 
ministerieller Erfahrung sozusagen ist es natür-
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lich trotzdem nicht uninteressant, wenn es 
schriftliche Weisungslagen gibt. Dann gelten die, 
bis was anderes verfügt wird, wenn ich das rich-
tig sehe. Insofern ging es mir nur darum, dass Sie 
wahrgenommen haben, dass das die Weisungs-
lage war und das Bundeskanzleramt jedenfalls 
damit offenkundig so nicht zufrieden gewesen 
ist.  

Ich will noch mal Bezug nehmen auf das vorläu-
fige Stenografische Protokoll 20/36, das ich hier 
schon mal zitiert habe, des Zeugen B . Der 
hat zu dem Thema ausgeführt - da bezog sich das 
auf die unterschiedlichen Zuständigkeiten, bei 
denen wir schon mal waren -, dass das eben 
schwierig gewesen war mit den unterschied-
lichen Zuständigkeiten in der Abteilung. Und 
er schreibt oder das steht im Protokoll:  

„... Absprachen“ 

- die wir getroffen haben zwischen B und M -  

„… mussten letztendlich immer 
noch wieder gegengezeichnet, ge-
billigt oder wie auch immer durch 
M 3 werden. Das war seit jeher ein 
Problem.“ 

Das nimmt Bezug darauf, dass die entscheidende 
Stelle - das haben Sie ja vorhin selbst gesagt - - 
dass das der Fall war. Das scheint aber auch der 
Eindruck in anderen Ministerien gewesen zu 
sein, dass sich das als Problem darstellt. Im Zu-
sammenhang mit dem, was wir gerade bespro-
chen haben, haben wir von verschiedenen Zeu-
gen gehört, dass sie das Bundesinnenministerium 
eher als Bremser wahrgenommen hätten und 
nicht als Problemlöser, sage ich jetzt mal in In-
terpretation dessen, was gesagt wurde. Können 
Sie das nachvollziehen? 

Zeugin Dagmar Busch: Ich kenne ja den Zeugen 
B  nicht. Welches Ressort ist er denn gewe-
sen? Kann man das irgendwie - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: BMVg, aus dem 
Verteidigungsministerium. 

Zeugin Dagmar Busch: Ah, okay. - Also, ich kann 
das nachvollziehen je nach Zeitpunkt der Dis-

kussion. Ich kann nachvollziehen, dass man ir-
gendwie als BMVg natürlich gesehen hat: Es gibt 
ein zuständiges Referat für die Grundsätze des 
Ortskräfteverfahrens. Da wurde ja auch disku-
tiert: Welche Anforderungen zum Nachweis der 
Gefährdung müssen vorgelegt werden? Dann 
hatte man mit Referat B 4 zu tun. Und die Ent-
scheidung über die endgültige Aufnahmezusage 
wurde in einer anderen Abteilung getroffen. Da 
kann ich gut verstehen, dass man das als Ressort, 
als Nicht-BMI, lästig fand und vielleicht auch 
umständlich gefunden hat. Aber so war die 
Struktur des Verfahrens.  

Und ich glaube, wenn man dann die spätere Dis-
kussion weiterverfolgt und eben auch die Bemü-
hungen aus dem BMI heraus, die ja dazu geführt 
haben, dass BMVg dann selbstständig in Masar-i-
Scharif die eigenen Ortskräfte mit Visaanträgen 
überprüfen konnte mit diesen drei Biometriegerä-
ten, ich denke, da muss sich der Eindruck dann 
auch verändert haben. Denn das war sehr viel 
Unterstützung des BMI, die auch dazu geführt 
hat, dass das BMVg das sehr eigenständig und in 
sehr hoher Geschwindigkeit dann für die eigenen 
Leute so durchführen konnte. Ich würde also 
sagen: Das hängt vom Zeitpunkt ab.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gleichwohl - 
deswegen habe ich bewusst unterschiedliche 
Zeitpunkte zitiert - mit der weiterhin bestehen-
den Weisungslage und der Einschätzung aus dem 
Bundeskanzleramt, jetzt aus dem BMVg.  

Jetzt zitiere ich noch mal jemand aus Ihrem eige-
nen Hause, nämlich den Zeugen Weinbrenner - 
MAT A BMI-3.64 VS-NfD, Blatt 123 -, der sich 
geäußert hat zu der Zusammenarbeit zwischen 
der Beteiligung B und M, zu denen ich Sie ja 
vorhin schon mal befragt habe. Und der schreibt 
an den Kollegen:  

„Lieber Christoph, weißt Du, was 
das soll? Die M nervt hier ganz 
ordentlich und vor dem Hinter-
grund der konstruktiven Ressort-
besprechung kann ich mir das 
nicht erklären…“ 

Das war also eine eher, sagen wir mal, rustikale 
Bemerkung über die Arbeitsweise der Abteilung 
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M, die das zu entscheiden hatte. Das jetzt mal aus 
der Innenperspektive Ihres Hauses. Es klingt ja 
jetzt nicht so, dass man den Eindruck hat: Das 
läuft alles prima. - Vielleicht mögen Sie uns das 
noch mal erläutern. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, also, vielleicht kann 
man tatsächlich die verschiedenen Ebenen ir-
gendwie unterscheiden. Ich würde sagen: Die 
Zusammenarbeit zwischen den Abteilungen, die 
war prima. Und natürlich gab es trotzdem auf 
Arbeitsebene - - Und, ich glaube, das hat sich 
dann auf Referatsebene abgespielt; Christoph ist 
sicher der Kollege Christoph Ehrentraut.  

Ich hatte natürlich irgendwie zeitweise die Kol-
legen bei mir auch mit dem Vorwurf, dass die 
Abteilung M - und ich denke, das wird genau das 
Gefühl der anderen Ressorts gewesen sein - sehr 
streng die Gefährdungsanzeigen prüft, und zwar 
nicht nur die Gefährdungsanzeigen aus den an-
deren Ressorts, sondern auch die der sozusagen 
eigenen Ortskräfte der Polizei. Da gab es manch-
mal so eine kleine Missstimmung darüber, dass 
das in der M genauso behandelt und genauso 
geprüft wird und nicht irgendwie mit einem Vor-
teil für die Ortskräfte des BMI durchgewunken 
wird. Aber das war ja auch richtig so.  

Also spätestens, würde ich sagen, bei mir auf 
Abteilungsleitungsebene habe ich versucht, da zu 
beruhigen, und habe gesagt: Das muss die M so 
machen, und das ist auch richtig so, dass wir 
nicht anders behandelt werden als Ortskräfte aus 
anderen Ressorts. - Aber dass es da kleine Kon-
flikte ab und zu gegeben hat - - Und wenn man 
sich da für bestimmte Ortskräfte, mit denen man 
zusammengearbeitet hat, auch persönlich ein-
setzt - - Ich konnte das immer gut verstehen, aber 
habe auch immer klargemacht, dass das Verfah-
ren so sein muss und wir da keine Sonder-
behandlung irgendwie kriegen als die anderen 
Ressorts mit ihren Ortskräften. Das mag irgend-
wie dem zugrunde gelegen haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich verstehe das 
alles gut. Ich muss in den Zeiten immer mal 
wieder hin und her springen, weil es mir auch 
darum geht, rauszuarbeiten, wo und wann denn 
die Veränderungen eingetreten sind und wo sich 

das, was Sie darlegen, dass das die eigentliche 
innere Haltung gewesen sei, nach außen auch 
vermittelt hat.  

Der Ressortbeauftragte des BMVg für das Orts-
kräfteverfahren, der Herr B , von dem wir 
schon die Rede hatten, von dem wir schon ge-
sprochen haben, der hat - MAT A BMI-3.67 
VS-NfD, Blatt 31; Anlage 31 - schon im März 
2020 mit Blick auf die Entwicklung, die man dort 
erwartet hat, formuliert:  

„Wir sehen, dass sich die Rah-
menbedingungen vor Ort mit 
größter Wahrscheinlichkeit erheb-
lich verändern werden und auch 
im Hinblick auf das Ortskräfte-
verfahren Herausforderungen auf 
uns alle zukommen. Aus Sicht des 
BMI werden jedoch keine Verein-
fachungsmöglichkeiten für das 
Verfahren zur Aufnahme afghani-
scher Ortskräfte an sich gesehen.“  

Keine! Ist das zutreffend? Sie haben auf Sicher-
heitspunkte hingewiesen. Ist das auch zutreffend, 
dass es keine Vereinfachungsmöglichkeiten aus 
Sicht des BMI gegeben hat? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, vielleicht muss man 
dann einfach auch die Entwicklung in Rechnung 
stellen. Wenn das Mai 2020 war: Das war der 
Zeitpunkt - - Ich habe das eben auch so ein biss-
chen kaskadenartig in Erinnerung. Da gab es die 
Entscheidung der Trump-Regierung, dass man 
irgendwie zum nächsten Jahr aus Afghanistan 
abzieht. Alle haben 2020 noch auf eine Wahl von 
Biden gehofft mit der Idee, dass der die Ent-
scheidung vielleicht auch noch mal rückgängig 
macht. Das heißt, das war eine Diskussion zum 
Ortskräfteverfahren zu einem sehr, sehr frühen 
Zeitpunkt.  

Und das BMI da - - wirklich auch in dieser Ge-
meinschaftsbetrachtung mit dem Auswärtigen 
Amt, mit dem BMZ, die gesagt haben: Wir wollen 
jetzt hier um Himmels willen kein verfrühtes, 
falsches Signal setzen. Dass wir nicht in irgend-
einer Weise schon bereit waren, Abstriche am 
Verfahren zu machen, das, glaube ich, war dann 
im Jahr 2020 oder Mai 2020 so, hat sich aber ja 
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sukzessive verändert. Wir haben ja dann auch 
tatsächlich Veränderungen am Ortskräfteverfah-
ren zusammen mit der Abteilung M vorgenom-
men, sukzessive Erleichterungen und Verände-
rungen am Verfahren vorgenommen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber genau darum 
geht es mir. Ich würde gerne von Ihnen wissen, 
ab welchem Zeitpunkt das BMI die Position, dass 
es keine Vereinfachungsmöglichkeiten für das 
Verfahren gibt, geändert hat vor dem Blick der 
Weisungslage, die ich vorhin ja zitiert habe, und 
vor dem Blick, was ich aus dem Bundeskanzler-
amt zitiert habe. Da würde mich interessieren: 
Wie lang galt diese Position: „Es gibt keine Ver-
einfachungsmöglichkeiten“? 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. Also, es war ja 
dann zum Ende des Jahres 20 mit der Biden-
Regierung noch Hoffnung, dass sich zum Ab-
zugsdatum noch mal eine Veränderung ergibt. 
Und in meiner persönlichen Erinnerung war das 
dann im Frühjahr 21, dass auch Biden gesagt hat: 
„Wir ziehen ab“, er hält daran fest, allerdings 
dann erst zum 11. September - historisches Da-
tum: 20 Jahre Engagement. Damit verknüpfe ich 
auch die Überlegungen zu mehr Flexibilität. 
Also, ich würde sagen, Frühjahr 21, dass wir da 
begonnen haben, irgendwie flexibler mit dem 
Ortskräfteverfahren umzugehen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: In einer von Ihnen 
mitgezeichneten Doppelkopfvorlage der Referate 
B 4 und M 3 an die Staatssekretäre Engelke und 
Teichmann vom 19. August - das ist MAT A 
BMI-3.03 VS-NfD, Blatt 12 bis 15 - wird dann für 
eine Option 2 zur Anpassung am Ortskräfte-
verfahren votiert. Diese Option 2 sieht vor, dass 
die Antragsfrist nach Beschäftigungsende von 
einem auf zwei Jahre reduziert wird. Zudem wird 
der Vorschlag des Referats B 4 genannt, Gefähr-
dungsanzeigen durch Eröffnung eines lokalen 
Büros im Masar-i-Scharif anzunehmen.  

Ein Vorschlag - die Verkürzung der Antragsfrist - 
ist also ein gemeinsamer Vorschlag der Abtei-
lungen; der andere Vorschlag aber kommt aus-
schließlich von der Abteilung B. Dem hat sich 
die andere Abteilung offenkundig nicht ange-

schlossen. Können Sie uns sagen, warum das so 
war? 

Zeugin Dagmar Busch: Entschuldigung, können 
Sie den zweiten Vorschlag noch mal nennen? Ich 
habe das - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Eröffnung eines 
lokalen Büros in Masar-i-Scharif. 

Zeugin Dagmar Busch: Ach so. Ja, tatsächlich, 
ich habe da persönlich keine Erinnerung und 
keine Kenntnis zu. Das muss tatsächlich dann 
irgendwie auf der Ebene der Referate auch geklärt 
worden sein. Wenn das eine Doppelkopfvorlage 
ist, dann ist sie ja auch über mich gelaufen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Richtig.  

Zeugin Dagmar Busch: Und im Ergebnis war es ja 
so, dass wir und auch das BMI sich dieser Idee 
angeschlossen haben, da ein IOM-Büro zu eröff-
nen. Ich kann mir das nur so erklären, dass die 
Migrationsabteilung das nicht irgendwie in ande-
re als Auswärtige-Amt-Hände geben wollte und 
der Befassung der IOM-Organisation das viel-
leicht nicht so zugetraut hat. Ich habe keine 
Erinnerung, tatsächlich keine Kenntnisse dazu, 
warum das irgendwie abgelehnt wurde. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Jetzt kommt für 
mich der springende Punkt. Wir haben jetzt er-
örtert, warum sicherheitspolitisch und aufgrund 
von bestimmten Signalen, die man nicht geben 
wollte, das Sicherheitsressort zögerlicher gewe-
sen ist und wie Sie sich da abgestimmt haben. 
Wir haben erörtert, wie das Bundeskanzleramt 
das betrachtet hat, und wir hatten jetzt eben diese 
Vorlage, diese Doppelvorlage, die ich gerade zi-
tiert habe, die Sie mitgezeichnet haben, zu Vor-
schlägen, das Ortskräfteverfahren zu verein-
fachen. Und in dem gleichen Vermerk findet sich 
der Hinweis, dass vom BMVg vorgeschlagene 
Pauschallösung, dass die Ortskräfte dort ein An-
gebot zur Aufnahme in Deutschland erhalten 
würden, abgelehnt wird vom BMI, begründet 
damit, dass das „migrationspolitisch … nicht ver-
mittelbar“ sei. - So heißt es wörtlich in dem von 
mir eben Zitierten.  
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Mögen Sie uns erläutern, was das bedeutet, dass 
es migrationspolitisch nicht vermittelbar ist, was 
damit gemeint ist? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, es ist eine Begrifflich-
keit, die wird ja irgendwie auch tatsächlich viel 
in den Diskussionen verwendet. Für mich stand 
und steht dahinter immer diese Perspektive, dass 
es unter Sicherheitsgesichtspunkten wichtig ist 
und BMI in der Rolle als Sicherheitsressort die 
Verantwortung dafür hat, dass die geordneten 
Verfahren zur Einreise eingehalten werden.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja, nun ist aus-
drücklich in diesem Kontext nicht von Sicher-
heitsfragen die Rede, sondern: migrationspoli-
tisch. Wir befinden uns zu dem Zeitpunkt im 
Bundestagswahlkampf, und das Thema hat eine 
größere Rolle gespielt in der politischen Diskus-
sion in Deutschland. Deswegen wüsste ich schon 
ganz gerne von Ihnen, - 

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - ob die innenpoli-
tische Einschätzung „migrationspolitisch“ den 
Ausschlag gegeben hat, dafür sich in der Frage so 
zu - - 

Zeugin Dagmar Busch: Ich verstehe die Frage 
gut; ich sehe es aber tatsächlich auch als ein 
identisches Argument an, ob man sagt, man muss 
aus Sicherheitsgründen irgendwie an den übli-
chen Einreiseregularien festhalten, weil es wich-
tig zu wissen ist, wer irgendwie nach Deutsch-
land kommt. Und jedes Land hat diese Visa-
verfahren, und es gibt gute Gründe, daran festzu-
halten. Und das führt natürlich dazu, dass dann 
also eine migrationspolitische Lage mit einer Ein-
reise einer Vielzahl von Menschen, bei denen wir 
eben nicht wissen, wer da kommt - - Dass so eine 
Lage nicht entsteht, ist für mich eigentlich das-
selbe Argument. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja, ich frage des-
wegen - denn dieser Vermerk stammt ja aus dem 
Jahr 2020 -, dass sich die sicherheitspolitische 
Lage verändert hat; - 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - aber wenn ich es 
migrationspolitisch begründe, dann ist das ja 
jedenfalls nicht bezogen auf die Sicherheitslage, 
sondern das ist ja ein eigener Punkt für sich.  

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Und worauf ich 
gerne hinausmöchte: Hat es sozusagen Verände-
rungen der Gefährdungslage, Entwicklungen ge-
geben, und steht daneben sozusagen auch eigen-
ständig ein Stück die migrationspolitische Sicht 
auf die Dinge? Denn die Frage, die sich ja damit 
verknüpft - Sie haben vernetzten Ansatz darge-
stellt, dass die Ressorts unterschiedlicher Sicht-
weisen - - waren -: Kann man daraus schließen, 
dass innenpolitische Beweggründe eine Rolle 
spielen auch bei der Frage, zu welchen Verfahren 
man zustimmt oder nicht? Oder ich will es offen 
fragen - ich will Ihnen das nicht nahelegen -: Hat 
die innenpolitische Einschätzung aus Ihrer Sicht 
da eine Rolle gespielt, ja oder nein? 

Zeugin Dagmar Busch: Also Sie meinen das 
Stichwort „Bundestagswahlen“ oder jetzt - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nein, ich meine 
das Stichwort „Haltung zur Migrationspolitik“. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ja. - Nee, aus meiner 
Sicht waren das immer diese sicherheitspoli-
tischen Argumente, die dann letztlich auch da zu 
der Position geführt haben: Wir müssen gucken, 
dass wir an unseren Einreiseverfahren festhalten, 
weil es irgendwie eine Sicherheitsverantwortung 
gerade des BMI gibt für diese Fragen: Wer reist 
ein, und welche Kontrolle und welche Möglich-
keiten haben wir, das irgendwie vorab zu prüfen 
in den regulären und geordneten Verfahren, die 
uns da zur Verfügung stehen? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Was das Thema 
„Visa on Arrival“ angeht, haben Sie ja auch da 
vorhin mehrmals drauf hingewiesen, dass das 
aus Sicherheitsgründen ein Problem sein könnte, 
weil man eben nicht genau weiß, wer kommt, 
und dass es auch das falsche Signal gegeben hat. 
Aber teilweise wird ja in den Zeugenaussagen 
auch Bezug darauf genommen, dass das Innen-
ministerium auch der Meinung war, dass das 
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rechtlich ein Problem darstellt. Haben sich diese 
rechtlichen Probleme dann aufgelöst, oder worin 
haben die bestanden, das auch rechtlich proble-
matisch zu finden? 

Zeugin Dagmar Busch: Also die rechtliche Rege-
lung ist eine Regelung, ich glaube, in dem § 71 
Aufenthaltsgesetz, und da ist auch geregelt, in 
welchen Fällen dann eben Visa on Arrival - das 
heißt, die Bundespolizei steht am Flughafen und 
kontrolliert Ausweise, und man durchläuft 
eigentlich - - Das ist ja immer das große Missver-
ständnis: Die Bundespolizei klebt dann nicht ein-
fach da so ein Visum ein, wenn jemand mit dem 
Pass kommt, sondern das Verfahren findet statt 
im Ausland, dann eben im Inland und dann 
eben - sehr ungünstig - in der Situation an einem 
Flughafen statt. Diese Regelung ist irgendwo in 
dem § 71 Aufenthaltsgesetz, und die sieht, rein 
rechtlich betrachtet, sehr eng betrachtet, nach 
dem Wortlaut der Regelung eben nur die Mög-
lichkeit für Visa on Arrival in Einzelfällen vor, 
das heißt, wenn jemand einreist, der keine Zeit 
hatte, zu Hause ein Visumverfahren durchzufüh-
ren, weil er ganz eilig irgendwie nach Deutsch-
land muss, weil ein Angehöriger erkrankt ist. 
Also Einzelfälle in dem Sinne hat die Regelung 
vor Augen, sodass also eine flächendeckende 
oder eine Visa-on-Arrival-Regelung für eine Viel-
zahl oder eine größere Anzahl von Personen - - 
Die ist tatsächlich aufenthaltsrechtlich nicht vor-
gesehen. Aber das war dann eben auch Prüfung 
in der Migrationsabteilung.  

Also es ist eine aufenthaltsrechtliche Regelung, 
die für Einzelfälle Visa on Arrival erlaubt, aber 
nicht für eine größere Personengruppe. Das ist 
die rechtliche Begründung. - Also es gab keine 
rechtliche Möglichkeit. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber ich nehme 
an - Sie müssen mir sagen, wenn ich das falsch 
interpretiere -:  

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Grundsätzliche 
rechtliche Probleme mit dem Visa-on-Arrival-
Verfahren gibt es nicht. Oder doch? 

Zeugin Dagmar Busch: Also Sie meinen, im 
Unterschied zu rechtlichen? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja, mir geht es um 
die rechtlichen. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ja, doch. Es gab - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich würde gerne 
verstehen, warum sozusagen die Bewertung, es 
gäbe rechtliche Probleme, zu einem Zeitpunkt als 
Problem bewertet wird und zu einem anderen 
Zeitpunkt nicht mehr. Ich versuche, das zu ver-
stehen. Deswegen frage ich Sie, wo die rechtli-
chen Probleme liegen, - 

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - die rein recht-
lichen; ich will jetzt gar nicht auf die Gefähr-
dungslage hinaus.  

Zeugin Dagmar Busch: Das rein rechtliche Pro-
blem lag darin, dass wir keine Regelung haben, 
die es erlaubt hat, Visa on Arrival für einen grö-
ßeren Personenkreis durchzuführen. Die Rege-
lung im Aufenthaltsrecht, die Visa on Arrival 
vorsieht, die sieht es in Einzelfällen vor. Das war 
immer die rechtliche Begründung. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber als das dann 
praktiziert worden ist, war das Recht nicht ge-
ändert worden in der Zwischenzeit, oder? 

Zeugin Dagmar Busch: Nein, nein.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Okay; also das ist 
der gleiche - -  

Zeugin Dagmar Busch: Da haben wir uns sozu-
sagen der faktischen Lage gebeugt.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Okay. 

Zeugin Dagmar Busch: Das war auch immer das, 
was dahinterstand: Wir wollen so lange wie mög-
lich rechtlich sauber und rechtlich korrekt mit 
den Dingen umgehen. Wenn das aber tatsächlich 
irgendwie - - Und dann hat sich die Situation ja 
auch in Kabul - 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja. 

Zeugin Dagmar Busch: - dann so entwickelt; 
dann konnte man sich eben auf diese Rechtsnorm 
nicht mehr berufen. Dann mussten wir mit der 
Bundespolizei - und das hat ja dann auch so 
stattgefunden - irgendwie Bearbeitungsstraßen 
einrichten, die an den Flughäfen ganz schwierig 
zu etablieren waren. Dann war klar, dann müssen 
wir das faktisch umsetzen; dann haben wir dafür 
keine Rechtsgrundlage. Das war dann auch allen 
bewusst. - Es ist nix geändert worden, nee. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber widerrecht-
lich war das nicht, oder doch? 

Zeugin Dagmar Busch: Ich würde sagen: Nein; 
es war eine Notsituation, - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Okay. 

Zeugin Dagmar Busch: - die auch so betrachtet 
werden muss. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wenige Fragen 
zum Schluss. - Waren Sie mit Abschiebeflügen 
nach Afghanistan befasst? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, in der Form - das hatte 
ich ja eingangs noch erwähnt -: Das Referat B 2, 
Führungs- und Einsatzangelegenheiten der Bun-
despolizei, war auch zuständig für die operative 
Unterstützung, das heißt die Zurverfügungstel-
lung von Luftsicherheitskräften für die Rückfüh-
rungsflüge der Länder. Das war dann tatsächlich 
aber weder jetzt rechtlich, politisch; es war tat-
sächlich die faktische Unterstützung durch die 
Zurverfügungstellung von Bundespolizei für die 
Abschiebeflüge und ging immer einher mit einer 
Gefährdungseinschätzung, die für die Flüge ein-
geholt wurde beim BKA, auch aus dem Grund, 
dass eben Bundespolizisten da mitgeflogen sind. 
Also es war mehr so die operative Umsetzung, ja. 
Aber insofern waren wir damit auch befasst, ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Hatten Sie selbst 
größere Bedenken, was die Durchführung von 
Abschiebungen angeht? Oder hat sich die Ein-
schätzung verändert bei Ihnen? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, es war ja ein Ver-
fahren auch, das mit der afghanischen Regierung 
abgesprochen war. Es war sogar, glaube ich, 
irgendwie so, dass das eine Regelung der EU-
Kommission mit Afghanistan war, dass man Ab-
schiebeflüge erlaubt hat für schwere Straftäter; es 
war ja eingeschränkt auf schwere Straftäter. Und 
ich hatte insofern keine Bedenken, als das Proze-
dere immer mit einer Gefährdungseinschätzung 
auch des BKA einherging, auch für die eigenen 
Bundespolizeikräfte. Und die politische Ent-
scheidung, wann so ein Flug noch geflogen wird 
und wann der geht und so, das lief tatsächlich in 
dem Stab „Rückführung“ im BMI. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut; das wären 
meine Fragen. - Dann gebe ich weiter an die 
Unionsfraktion. Herr Kollege Röwekamp.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, vielen Dank. 
Frau Busch, Sie haben schon sehr ausführlich zu 
den uns interessierenden Fragen Stellung genom-
men. Ich würde trotzdem gerne noch mal einige 
zusammenfassende Fragen stellen.  

Die erste Frage ist: Wir haben aus den bisherigen 
Vernehmungen und auch aus Ihrer Aussage 
heute gehört, dass das Ortskräfteverfahren, so wie 
es praktiziert wurde, im Prinzip ein geeignetes 
Verfahren zur Aufnahme von Ortskräften gewe-
sen ist. Meine Frage ist: Zu welchem Zeitpunkt 
hat sich Ihre fachliche Einschätzung, dass das 
Verfahren geeignet ist, geändert? Also die Um-
stellung auf das Listenverfahren, oder wie auch 
immer man das nennen will. Sie haben ja schon 
über die Modifikationen auch gesprochen, die 
vorgenommen worden sind. Das hat den Bestand 
des Ortskräfteverfahrens modular verändert; aber 
das Verfahren ist immer das Gleiche gewesen. 
Wann war Ihrer - - Sie haben es vorhin als Ultima 
Ratio beschrieben, dass man eben in einem Sze-
nario umdenkt. Wann ist dieser Umstand Ihrer 
Ansicht nach eingetreten? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, vielleicht zum Orts-
kräfteverfahren als solchem noch mal: Das ist ja 
tatsächlich 2013 dann zwischen den Ressorts ver-
einbart worden, die Ortskräfte hatten - aus dieser 
besonderen Verantwortung für Ortskräfte hinaus. 
Das ist ja tatsächlich auch eine Ausnahme oder 
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ein Verfahren, das abweicht von den normalen 
aufenthalts- und asylrechtlichen Regelungen, 
und ist entstanden 2013, als, glaube ich, die 
internationale Staatengemeinschaft gesagt hat: 
Wir bleiben noch bis zum Jahr - - Also, 2014 soll-
ten zum Beispiel unsere Polizeitrainingszentren - 
das haben wir dann auch gemacht - in die Ver-
antwortung der Afghanen übergeben werden. - 
Als klar war, dass da so eine Transitionsperiode 
sich noch anschließt und wir davon ausgehen 
müssen, dass Ortskräfte dann auch tatsächlich 
ihre Jobs da verlieren.  

Und dass das gut gelaufen ist, konnte man daran 
sehen, dass, glaube ich, irgendwie bis 2020, 
2021 - - Es waren tatsächlich Ortskräfte mit Kern-
familie, 5 000 Leute - - von den verschiedenen 
Ressorts über dieses Verfahren und sehr indivi-
duell ja tatsächlich auch eingereist. Das hat alles 
gut geklappt. Und ich würde sagen - meine per-
sönliche Einschätzung -, dass wir beschleunigen 
müssen im Ortskräfteverfahren, hat sich dann im 
Jahr 2021 ergeben, als alle das Gefühl hatten, wir 
geraten hier unter Zeitdruck. Und es hat sich vor 
allem ergeben durch die Entscheidung, die dann 
ja auch Frau Bundeskanzlerin getroffen hat auf 
den Vorschlag von Frau Kramp-Karrenbauer, für 
die Ortskräfte auf das Jahr 2013 zurückzugehen.  

Es war ja ursprünglich im Verfahren so gedacht, 
dass Ortskräfte, die vor zwei Jahren bei einem 
Bundesressort beschäftigt waren, noch bis zwei 
Jahre zurückliegend geltend machen konnten, 
dass sie jetzt sich gefährdet fühlen, und den An-
trag stellen. Und als die Entscheidung fiel - und 
ich meine, das war irgendwie auch Frühjahr 21 -, 
dass wir auf 2013 zurückgehen, jedenfalls BMVg 
und BMI - das waren ja zunächst die beiden Res-
sorts, für die das so geöffnet wurde - - dass wir 
mit einer Vielzahl von mehr Gefährdungsanzei-
gen rechnen mussten. Und da fand ich auch per-
sönlich, dass wir beschleunigen müssen und dass 
wir das anpassen müssen, das Ortskräfteverfah-
ren. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Wenn Sie jetzt 
sagen, „anpassen mussten“: Meinen Sie damit 
die von Ihnen vorhin schon erwähnten Anpas-
sungen, also im Verfahren selber, oder meinen 
Sie damit die Umstellung auf das vom Verteidi-

gungsministerium, Auswärtigen Amt gewünschte 
Verfahren „Visa on Arrival“? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, ich meinte damit die 
Verfahrenserleichterungen im Verfahren, also 
dass man zum Beispiel im BMI, in der Abteilung 
M, zunächst immer noch die Gefährdungsein-
schätzung der Ressortbeauftragten gegengeprüft 
hat, ob die plausibel ist, ob die irgendwie durch 
Fakten belegt ist. Und das ist dann tatsächlich 
durch dieses Listenverfahren ja entfallen, noch 
mal so ein Gegencheck. Das meine ich damit.  

Und, wie gesagt, das BMVg hatte ja dann im Jahr 
2021 mit diesen drei Biometriegeräten im Camp 
Masar selber die Möglichkeit, und das haben die 
ja auch wirklich - - haben Soldaten geschult und 
haben dort die Visaverfahren durchgeführt, so-
dass sie dieses Visum on Arrival auch gar nicht 
mehr brauchten. Das hat sich mit Blick auf BMVg 
ja dann auch entspannt. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - Ich 
würde jetzt gerne noch mal zu sprechen kommen 
nicht auf die modularen Anpassungen im be-
stehenden Verfahren, die Sie ja schon geschildert 
haben, sondern die Umstellung, nenne ich es 
jetzt mal, des Verfahrens auf Visa on Arrival. Ich 
habe jetzt vorhin gehört, dass Sie in einem Teil-
zeitraum im August, um Ihren Urlaub herum - - 
um Ihren Geburtstag herum im Urlaub waren. 
Meine Frage ist: Können Sie einschätzen, zu 
wann Sie die Umstellung des Verfahrens von 
OKV auf Visa on Arrival aus Ihrer fachlichen 
Sicht für richtig gehalten haben? 

Zeugin Dagmar Busch: Das war Mitte August; 
also das war tatsächlich in der Situation, als 
dann tatsächlich die Dinge weit schneller ablie-
fen, als alle vorhergesehen haben. Da war selbst-
verständlich - und ich habe natürlich auch in der 
damaligen Zuständigkeit - - Das war die schreck-
lichste Urlaubswoche - muss ja vielleicht nicht 
ins Protokoll -, die schrecklichste Urlaubswoche 
meines Lebens, irgendwie 12. bis 18. August, 
eine Woche. Ich habe natürlich die Protokolle 
auch gelesen und war auch nicht weit weg; ich 
habe das auch mitverfolgt. Es war eine Entschei-
dung im Krisenstab. Da hat auch der Staatssekre-
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tär gesagt: Wir machen das jetzt. - Also da ist die 
Entscheidung gefallen, ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - Meine 
Frage geht auch noch mal dahin: Hat es aus der 
Behördenleitung, also Minister- und Staatssekre-
tärsebene, Widerstand gegen die Umstellung die-
ses Verfahrens gegeben? 

Zeugin Dagmar Busch: Nein. Nein. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. - 
Dann würde ich Ihnen gerne einen Vorhalt ma-
chen und Ihnen aber dazu auch das Papier gerne 
vorlegen. Und zwar ist das MAT A BMI-3.13 
VS-NfD, Blatt 39; das ist unsere Nummer 3.5.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin Dagmar Busch: Ach so, das ist, weil ich 
nicht da war.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Und zwar 
würde ich Sie gerne bitten, auf Seite 4 dieses Do-
kuments oben zu gehen; unter „Stellungnahme“ 
der zweite Absatz interessiert mich. - Aber Sie 
können auch erst mal gerne das ganze Dokument 
sichten. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ja. Das ist aber jetzt 
von Januar 21, ja? - Ja, okay. - Und der letzte Ab-
satz? Also, keine Umstellung, ja? 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau; unter 
„Stellungnahme“ steht auf Seite 4: „Mit Blick auf 
die Visaverfahren kann aus rechtlichen ...“. - Ha-
ben Sie den Absatz vor sich liegen? 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - Das ist 
ja eine Vorlage, die Sie mitgezeichnet haben, 
wenn ich das richtig sehe.  

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Zumindest ist 
da ja sogar eine Anmerkung auch von Ihnen ver-

fügt. Und da wird ja - - Anlass ist, wenn ich das 
richtig verstehe, die Forderung des BMVg: Ver-
zicht auf individuelle Gefährdungsprüfungen, 
Übergang aufs Listenverfahren. Und da wird er-
örtert sozusagen, wie die unterschiedlichen fach-
lichen Auffassungen sind. Und da heißt es - Zi-
tat -:  

„Das pauschale Vorbringen des 
AA, die für AFG Staatsangehörige 
zuständigen Visastellen könnten 
die Visabearbeitung nicht leisten 
und es seien keinerlei Maßnah-
men zur Verbesserung der Aus-
stattung vor Ort möglich, dürfte 
weder akzeptabel noch fachlich 
zutreffend sein. AA hat ausrei-
chend Vorbereitungszeit, um eine 
zeitlich befristete Verstärkung der 
Visumstellen durch den Einsatz 
von Springern oder Ortskräften zu 
erreichen, die Öffnungszeiten der 
Visastellen zu erweitern oder die 
Visabearbeitung auch an anderen 
Orten bspw. durch das neue Bun-
desamt für Auswärtige Angelegen-
heit in DEU durchzuführen.“  

Zitat Ende. - Meine Frage ist: War das zum dama-
ligen Zeitpunkt auch die fachliche Einschätzung 
Ihrer Abteilung? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, da würde ich sagen: 
Da hat natürlich irgendwie die Abteilung M den 
Vorrang bei der Einschätzung zu dem, welche 
Leistungsfähigkeit das Auswärtige Amt da hat. 
Ich lese das so - und das hat sich ja auch später 
dann tatsächlich so entwickelt -, das Auswärtige 
Amt - - Das war aber ja seit 2017 schon so, dass 
die Botschaft keine Konsularstelle mehr hatte in 
Kabul und deswegen - was ich schon erwähnt 
hatte - die Ortskräfte da nach Islamabad oder 
nach Neu-Delhi irgendwie reisen mussten. Und 
das Auswärtige Amt: Ich habe das so in Erinne-
rung, dass das Auswärtige Amt selber sehr, sehr 
zuversichtlich war, dass dieses IOM-Büro in 
Kabul in Kürze mit Technik ausgestattet - - und 
eröffnen würde. Das hat auch die M nach meiner 
Erinnerung so gesehen. Und ich interpretiere 
diese Stelle so, dass wir auch natürlich die Er-
wartungshaltung hatten, dass das Auswärtige 
Amt vorausschauend in ebendiesen Visastellen 
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in Nachbarländern - Islamabad gehört zum Bei-
spiel dazu - - dass man sich vorausschauend auf 
mehr Visaanträge dort in den Nachbarländern 
einstellen müsste und das auch möglich gewesen 
wäre.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. - 
Die Vorlage ist dann ja sozusagen hierarchie-
mäßig nach oben gelaufen. Wenn Sie auf die 
erste Seite mal blättern! 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Da hat Herr 
Staatssekretär Engelke eine Bemerkung gemacht, 
die heißt: „… die AA-Position, "in Kabul kein 
Visum" wird unserer Verantwortung  gegenüber 
Ortskräften jedenfalls nicht gerecht“. - Zitat 
Ende. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Haben Sie diese 
fachliche Einschätzung geteilt? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja. - Also jedenfalls vor 
dem Hintergrund, dass die Möglichkeit bestand, 
IOM zu beauftragen und ein Büro für die Ent-
gegennahme von Visa in Kabul da zu eröffnen. 
Und das war dann ja auch vielleicht - - Im Januar 
noch nicht, aber es war ja dann auch Konsens mit 
dem Auswärtigen Amt. Im weiteren Verlauf des 
Jahres hat das Auswärtige Amt das ja selber, also, 
zugesagt und in Aussicht gestellt und sich zu 
eigen gemacht, diese Lösung.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Nun wissen 
wir, dass es noch sehr lange gedauert hat.  

Zeugin Dagmar Busch: Ja, es hat vor allem - - Bis 
zum Ende ist dieses Büro nicht eröffnet worden. 
Es war tragisch, wenn ich das so sagen kann. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau; deswe-
gen würde ich zu diesem Papier abschließend 
fragen: Welche Kenntnis haben Sie davon, dass 
das Auswärtige Amt entsprechend sozusagen der 
fachlichen Einschätzung von Ihnen und Herrn 
Staatssekretär Engelke in der Folgezeit, nach 
Januar 2021, Anstrengungen unternommen hat, 

um die Visakapazitäten, wie hier beschrieben, 
aus eigener Kraft besser vorzubereiten? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, nach meiner Erin-
nerung hat das Auswärtige Amt große Anstren-
gungen unternommen, hat eben, wie gesagt, IOM 
beauftragt mit der Eröffnung eines Büros. Die 
Idee war, dort können Gefährdungsanzeigen 
entgegengenommen werden; das sollte auch in 
Masar-i-Scharif möglich sein. Wenn nicht mehr 
irgendwie vor Ort tatsächlich Kontakt zu den 
Ressortbeauftragten hergestellt werden könnte, 
sollte das über eine Videoschalte möglich sein. 
Das Auswärtige Amt hat diese Anstrengungen 
unternommen.  

Und ich hatte geschildert: Es gab eben auch Un-
terstützung des AA und auch des BMI für diese 
drei Geräte, die dann nach Masar-i-Scharif ge-
schafft werden konnten für die Bundeswehr, die 
ja am ehesten von allen Ressorts unter Zeitdruck 
war mit den dortigen Ortskräften. Das ist auch 
mit Unterstützung des Auswärtigen Amtes gewe-
sen. Warum das so schwierig war und dass es 
dann offensichtlich mit diesen von der Bundes-
druckerei zertifizierten Geräten bis zum Schluss 
nicht gelungen ist: da habe ich natürlich irgend-
wie keinen Einblick. Ich habe mir immer vorstel-
len können, dass man aus vielleicht dann Nach-
barländern Geräte nach Kabul schafft, statt die ir-
gendwie hier von der Bundesdruckerei kommen 
zu lassen, aber da habe ich jetzt in den konkreten 
Verfahrensablauf keinen Einblick.  

Ich weiß, dass das Auswärtige Amt sich sehr be-
müht hat, und es ist eben auch nicht einfach, so 
Dinge dort hinzuliefern. Ich weiß, dass einmal 
dann ein Gerät im Zoll festhing bei den afghani-
schen Zollbehörden. Aber das Auswärtige Amt 
hat sich bemüht, ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Eine letzte 
kleine Nachfrage nur noch dazu: Sie haben ge-
sagt, die haben sich bemüht. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Jetzt würde ich 
nur mal kurz fragen: Welchen Erfolg hatten nach 
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Ihrer fachlichen Einschätzung diese Bemühungen 
bis zum - - Mitte August? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, keinen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Um zu vermeiden, 
dass Sie im Laufschritt rübermüssen, unterbreche 
ich jetzt die Sitzung für 20 Minuten für die hof-
fentlich letzte namentliche Abstimmung heute. 
Und dann fahren wir mit der Union mit der Rest-
redezeit fort.  

(Unterbrechung von  
17.39 bis 18.01 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie sind versorgt, 
Frau Busch, mit allem, was Sie brauchen? 

Zeugin Dagmar Busch: Danke für den köstlichen 
Erdbeerkuchen. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist gut. Das 
kommt, glaube ich, aus der Bäckerei Nürnberger, 
wenn ich mich nicht irre.  

(Heiterkeit) 

Wir fahren fort. Das Fragerecht liegt noch bei der 
Union, und der Kollege Röwekamp schließt wei-
ter an.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - Wir 
sind noch ja noch im Januar eben gemeinsam 
gewesen bei der Vorlage, die ich Ihnen vor-
gehalten hatte. Ende Januar hat es dann nach 
unseren Informationen ein Gespräch zwischen 
Bundesminister Seehofer und Bundesministerin 
Kramp-Karrenbauer gegeben. Das haben Sie auch 
vorbereitet. Das ist MAT A BMI-3.12 VS-NfD, 
Blatt 384 bis 386. Da wurde dem Minister in der 
Vorbereitung des Gesprächs noch mal Ihre fach-
liche Einschätzung mitgegeben, dass man bei der 
individuellen Gefährdungsprüfung bleiben sollte 
und die Visavergabe beim Auswärtigen Amt lie-
ge. - Haben Sie aus diesem Gespräch eigentlich 

ein Feedback bekommen, was die beiden Minis-
ter/-innen miteinander besprochen haben?  

Zeugin Dagmar Busch: Also, an diese Vorlage, an 
das konkrete Gespräch, da habe ich keine Kennt-
nis erlangt jetzt direkt als Rückmeldung. Ich hatte 
ja erwähnt eben, dass wir eine Rückmeldung be-
kommen haben vom Minister Seehofer zu dem 
Vorschlag von Frau Kramp-Karrenbauer, dass wir 
auf das Jahr 2013 zurückgehen. Da hat es ein Ge-
spräch gegeben mit der Bundeskanzlerin auch. 
Und da war Minister Seehofer dann auch damit 
einverstanden. Aber zu dem konkreten Punkt 
jetzt nicht. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, okay. Wenn 
Sie keine Erinnerung daran haben, würde ich Sie 
jetzt gern mal mitnehmen in den April 2021. Da 
hat die Verteidigungsministerin Frau Kramp-
Karrenbauer sich öffentlich geäußert und eine 
beschleunigte Aufnahme ihrer, also der Bundes-
wehrortskräfte verlangt. Intern hat das Verteidi-
gungsministerium dann - das ist MAT A 
BMVg-5.93 VS-NfD, Blatt 6 bis 9, hier Blatt 8 - 
festgehalten - Zitat -: „Das BMI tritt seither deut-
lich zielgerichteter auf“. Zitat Ende. - Also man 
sei im Innenministerium jetzt bereit, jede Gefähr-
dung einer Ortskraft anzuerkennen.  

Meine Frage ist: Können Sie sich noch an die 
Umstände dieser Entscheidung erinnern? Also 
stimmt es, dass Ende April 21 die Entscheidung 
in Ihrem Hause getroffen wurde, hinsichtlich der 
Bundeswehrortskräfte jede Gefährdung ohne 
Einzelfallprüfung anzuerkennen, und können Sie 
sich noch erinnern, wie diese Entscheidung in 
Ihrer Abteilung zustande gekommen ist? 

Zeugin Dagmar Busch: Habe ich tatsächlich 
keine Kenntnis zu. Und ich denke, dass die Ent-
scheidung zur Anerkennung ohne einzelne Ge-
fährdungsprüfung - - die müsste ja tatsächlich 
auch in der Abteilung „Migration“ dann gefallen 
sein. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ich frage das 
nur deswegen, weil Sie solche grundsätzlichen 
Fragen ja manchmal in gemeinsamen Minister-
vorlagen bearbeitet haben. Deswegen wollte ich 
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nur wissen, ob Sie eigene Kenntnis dazu haben. 
Wenn das nicht der Fall ist, ist das so. 

Sie haben vorhin in Ihrer Befragung oder viel-
leicht sogar in Ihrem Eingangsstatement - das er-
innere ich nicht mehr so genau - die Frage Visa 
on Arrival mit der Notwendigkeit von Charterflü-
gen verbunden. Können Sie zu dieser Thematik 
uns noch eine Einschätzung geben? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ich hatte das eben 
schon versucht zu erklären. Diese Idee Visa on 
Arrival, die war immer mit dem Missverständnis 
verbunden, dass die Bundespolizei dann tatsäch-
lich einfach nur diese Visaetiketten in die Pässe 
klebt. Das hat aber auch für die Bundespolizei 
vor Ort dann immer noch eine Prüfung der kom-
pletten Sicherheitsvoraussetzungen ja beinhaltet. 
So war das Verfahren ausgelegt.  

Und wir haben immer auf dem Standpunkt ge-
standen, weil wir auch das Ortskräfteverfahren 
von Anfang an ja kannten und auch viele unserer 
Ortskräfte kannten, die über das Verfahren einge-
reist sind - - Wir*haben immer großen Wert drauf 
gelegt, dann auszureisen mit der Familie, wenn 
da ein passender Zeitpunkt war, und auch eben 
über Bekannte oder Freunde, vielleicht auch in 
Nachbarstaaten, über Nachbarstaaten auszurei-
sen, auf dem Landweg, auf dem Luftweg. Es gab 
ja auch lange noch irgendwie Fluggelegenheiten 
von Kabul nach Doha und von Doha irgendwie 
nach Deutschland.  

Das Visa on Arrival machte keinen Sinn, wenn 
man nicht mit einem Direktflug aus Kabul nach 
Deutschland kam. Also jeder, der irgendwie in-
dividuell reisen und anders als im Direktflug - 
und das wäre ja so ein Charterflug auch gewe-
sen - - Jeder, der individuell reisen wollte, der 
musste ja dann bei der Buchung oder jedenfalls 
beim Boarden immer auch irgendwie Visum und 
Ausweispapiere vorlegen, sodass das für alle die-
jenigen, die anders als mit Direktflug oder mit 
Charter eben kommen wollten - - auch Visa on 
Arrival überhaupt keinen Sinn gemacht hätte, 
rein praktisch. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank für 
diese Verbindung. - Nun ist es so, dass nach un-

seren Unterlagen am 16. Juli 2021 die Kanzlerin 
die Bitte an die Ressorts gegeben hat um wohl-
wollende Prüfung von Charterflügen. Das ist 
auch bei Ihnen im Ministerium angekommen, 
und Sie haben dazu eine Vorlage verfasst am 
19. Juli 2021, eine Ministervorlage. Das ist 
MAT A BMI-3.288 VS-NfD, Blatt 492 bis 497; 
können wir Ihnen vorlegen, wenn Sie es brau-
chen. Ich würde Ihnen daraus nur einen kurzen 
Vorhalt machen. Darin heißt es: Auswärtiges Amt 
und Entwicklungsministerium sprechen sich 
gegen Charter aus. Andere Staaten wie USA, 
Großbritannien, Italien, Frankreich machten 
Charter. Sorgfältig geplante Sonderflüge seien - 
jetzt kommt ein Zitat - „grundsätzlich eine sinn-
volle und nachvollziehbare Alternative“. - Zitat 
Ende. Können Sie uns kurz was zu Ihrer Ein-
schätzung zum Zeitpunkt im Juli 2021 zur Sinn-
haftigkeit von Charterflügen aus der Sicht Ihrer 
fachlichen Zuständigkeit sagen? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, die fachliche Zustän-
digkeit, die ist so, wie ich gerade gesagt habe. 
Also, Charterflüge erleichtern natürlich die Ertei-
lung von Visa on Arrival, weil das eben keine 
Umwegflüge über andere Staaten braucht und 
weil dann eben auch Visa on Arrival tatsächlich 
irgendwie eine sinnvolle Ergänzung ist. Wenn 
man über andere Staaten fliegt, braucht man so-
wieso dieses Visum im Vorhinein, um überhaupt 
reisen zu können. Es war eine Abwägungsfrage, 
und die Position von, ich glaube, Sie hatten ge-
sagt, BMZ und Auswärtigem Amt spiegelt das wi-
der, was zwischen den Ressorts eben auch disku-
tiert wurde. Das Auswärtige Amt und BMZ, die 
wollten eben kein Signal. Und ein Charterflug ist 
natürlich auch ein Signal, dass man jetzt sagt: 
Wir holen alle Ortskräfte mit so einem Charter-
flug aus dem Land. - Das war ein Signal, dass 
man eben voraussieht, dass die Regierung, die 
afghanische Regierung, scheitern wird. Und das 
war ein Signal, das weder Auswärtiges Amt noch 
BMZ nicht [sic!] setzen wollten. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Herr Vorsitzen-
der, ich weiß, meine Zeit ist rum, aber ich habe 
noch eine letzte Frage; dann bin ich insgesamt 
mit der Befragung durch. Wenn ich die noch stel-
len darf eben.  
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Zu dieser von Ihnen eben geschilderten fachli-
chen Einschätzung zur Sinnhaftigkeit von Char-
terflügen: Erinnern Sie, dass die Hausleitung, 
also Minister oder Staatssekretäre, hiergegen in-
terveniert oder eine andere Einschätzung Ihnen 
zurückgespiegelt haben? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, das ist mir nicht er-
innerlich, also keine gegenteilige Einschätzung. 
Das hätte ich auch positiv in Erinnerung, wenn 
das so gegenteilig gewesen wäre. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen herz-
lichen Dank. Ich bin durch. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Frau Kollegin 
Nanni von den Grünen.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke, 
Herr Vorsitzender. - Guten Tag, Frau Busch! Ich 
würde einmal anfangen mit einer Frage noch mal 
zu Ihrem Urlaub. Sie sagten ja, 12. bis 18.08. wa-
ren Sie im Urlaub. Wir haben aus der Befragung 
Ihres Kollegen Weinbrenner erfahren, dass er 
auch im August für einen längeren Zeitraum, 
aber auch überschneidend 12. bis 18., im Urlaub 
war. Wie war denn die Vertretungsregel dann im 
BMI zu dieser Zeit? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, bei Ulli weiß ich 
nicht. Ich wusste auch gar nicht, dass Herr Wein-
brenner auch in Urlaub war. Ich habe natürlich 
in der Abteilung „Bundespolizei“ einen ständi-
gen Vertreter gehabt, der hat dann die Geschäfte 
übernommen in der Zeit. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
Ihnen war nicht bewusst, dass der Abteilungs-
leiter M parallel zu Ihnen auch im Urlaub war? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, aber der hat auch 
eine Vertretung gehabt. Das ist an sich kein Pro-
blem. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Jetzt 
eine etwas ungewöhnliche Frage vielleicht, aber 
wir haben es im Ausschuss auch schon mehrfach 
anders erlebt: Haben Sie im Urlaub trotzdem ge-
arbeitet? 

Zeugin Dagmar Busch: Ich habe natürlich ver-
sucht, irgendwie an der laufenden Entwicklung 
dran zu sein. Ich habe mit dem Kollegen telefo-
niert und mich über den Stand erkundigt. Außer-
dem konnte man, glaube ich, den ganzen Tag da-
mals auch im Deutschlandfunk mitverfolgen, wie 
die Entwicklung in Kabul verläuft. Man konnte 
sich dem - - Also vielleicht umgekehrt: Man 
konnte sich dem gar nicht entziehen im Urlaub, 
ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
hatten Sie Zugriff auf Ihre Dienst-E-Mails und 
haben die auch benutzt?  

Zeugin Dagmar Busch: Nee, das nicht, das in der 
Tat nicht. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
Sie haben telefonisch den Kontakt gehalten. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, oder ich hatte, ich 
weiß nicht, mit zwei Gesprächen - - wusste ich, 
dass die Krisenstabssitzungen täglich stattfinden 
und wie der Verlauf dann war. Ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Dann habe ich noch eine Frage etwas allgemeine-
rer Art. Wie war denn in Ihrer Erinnerung der Be-
griff „Ortskraft“ definiert? 

Zeugin Dagmar Busch: Der war von Beginn des 
Verfahrens 2013 sehr klar festgelegt: jemand, der 
unmittelbar für ein Bundesressort oder dann, also 
wenn es für das BMZ eine Tätigkeit war, mittel-
bar auch bei den Organisationen GIZ und KfW, 
also denen, die vom BMZ quasi verantwortet 
wurden - - wenn man da ein Beschäftigungs-
verhältnis hatte. Und später kam dann, also im 
Sommer 21, auch noch eine Diskussion zu den 
Werkvertragsunternehmern auf und anderen Per-
sonengruppen. Aber die ursprüngliche Definition 
war ganz klar: ein unmittelbares Arbeitsverhält-
nis zu einem Bundesressort oder eben mittelbar 
zu einer dieser Organisationen, die zum BMZ ge-
hören, und dann eben eine klare Festlegung auf 
die Kernfamilie. Ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie das noch mal erläutern? Sie sagten ge-
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rade, im Sommer gab es dann eine Erweiterung 
der Definition auf die Werkvertragsnehmer. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, es gab eine Diskussion, 
ob man denen, mit denen man Werkverträge 
hatte - das waren dann, also Beispiel Bundes-
innenministerium und unser Polizeiprojekt, teil-
weise Leute, die die Werkstätten für die sonder-
geschützten Fahrzeuge verantwortet haben, die 
quasi Vertragswerkstätten hatten für die Polizei-
fahrzeuge, und bei den anderen Ressorts, beim 
BMVg, auch viel tatsächlich Kräfte in Küchen, in 
Werkstätten, denen man sich dann auch persön-
lich oder als Ressort verpflichtet fühlte - - Und 
natürlich konnte es nicht sein, dass man dann 
alle irgendwie auch in diesen Kreis der Ortskräfte 
aufnimmt. Und nach meiner Erinnerung war es 
so, dass man eben auch das Kriterium so ähnlich 
formuliert hat, man gesagt hat, dass aus der kon-
kreten Tätigkeit für das Ressort eine Gefährdung 
entstanden sein musste. Und das musste man 
darlegen. So. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie das, was Sie gerade beschrieben haben, 
zeitlich noch mal etwas enger fassen als „Som-
mer“? 

Zeugin Dagmar Busch: Ich würde sagen: ab 
August 21 dann. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): War 
die Frage, wie man mit 
Werkvertragsnehmer/- innen umgeht, vorher 
schon mal ein Gesprächsthema? 

Zeugin Dagmar Busch: Nach meiner Erinnerung 
nicht. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Also 
das erste Mal aufgeschlagen im August bei Ihnen.  

(Die Zeugin nickt) 

- Okay. - Und gab es dann im August 21 aus 
Ihrem Ressort, das ja koordinierend zuständig 
war für das Ortskräfteverfahren, so etwas wie 
einen Beschluss, dass man sagt: „Und jetzt 
übrigens definieren wir das etwas weiter“? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, die Koordinierung 
zum Ortskräfteverfahren sah immer so aus, dass 
man zwischen den Ressorts wirklich dann auch 
in Besprechungen Dinge vereinbart hat. Also eine 
konkrete - jetzt schriftliche - Beschlusslage oder 
so habe ich nicht in Erinnerung, aber dass man 
sich auf Begrifflichkeiten verständigt hat oder 
Verfahrensweisen verständigt hat, dass man zum 
Beispiel gesagt hat, volljährige Kinder gehören 
pragmatisch auch zu dieser Kernfamilie dazu. Ur-
sprünglich waren es nur Ehepartner und minder-
jährige Kinder, und es entstanden eben konkrete 
Situationen, in denen Familien, also Ehefrau und 
ein minderjähriges Kind, hätten miteinreisen 
dürfen und ein volljähriges Mädchen mit 18 
wollte niemand irgendwie alleine in Kabul las-
sen. Und dann haben wir sehr pragmatisch ver-
einbart: Die fassen wir dann auch darunter. - Das 
war dann auch so ein sukzessiver Prozess. Ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
müssen Sie noch mal erläutern: „Das war … ein 
sukzessiver Prozess.“ Weil Sie haben ja vorhin 
beschrieben, dass die inhaltliche Prüfung in der 
Abteilung M lag. Gleichzeitig müssen ja die ge-
meinsamen Kriterien und die Art und Weise, wie 
man damit umgehen möchte, bei Ihnen in der 
Abteilung in der Ressortbesprechung stattfinden. 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
da wäre für mich schon interessant: Wann, in 
welcher Besprechung, hat man sich dann auf 
welche Elemente der Anpassung geeinigt? 

Zeugin Dagmar Busch: Die Besprechungen - das 
ist vielleicht jetzt auch, also, zu abstrakt betrach-
tet - haben immer gemeinsam mit Vertretern der 
Abteilung M stattgefunden. Also, wir haben dann 
auch zu solchen Einzelfragen keine Besprechun-
gen irgendwie nur aus der Abteilung B heraus 
geführt. Die M war immer dabei, weil das ja letzt-
lich irgendwie dann auch in die Umsetzung und 
mit Zustimmung der Abteilung M passieren 
muss. Das haben wir alles gemeinsam gemacht. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
können Sie noch mal erläutern, wann im August 
dann die Werkvertragsnehmer/-innen sozusagen 
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mit reingenommen worden sind in die Defini-
tion? 

Zeugin Dagmar Busch: Den genauen Zeitpunkt 
kann ich tatsächlich nicht nennen. Und mit 
„sukzessive“ habe ich einfach gemeint, dass wir 
natürlich im Laufe des August und in dieser be-
sonderen Situation, als alle erkannt haben, das 
geht viel schneller, dass wir irgendwie auch ent-
scheiden müssen, welche Ortskräfte kommen 
müssen, dass wir mit Fallkonstellationen kon-
frontiert waren, die dann auch so in der Form 
nicht vorab vorhergesehen waren - das waren die 
volljährigen Kinder; das ist zum Beispiel - - Also, 
habe ich markant in Erinnerung. Dann war auch 
die Frage bei Pässen, ob man, wenn Eltern mit 
Kind reisen, unbedingt die Pässe von beiden El-
ternteilen braucht, ob nicht ein Pass reicht. Also 
insofern „sukzessive“, weil wir dann mit unter-
schiedlichen Fallgestaltungen konfrontiert wor-
den sind. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
springe jetzt noch - - 

Zeugin Dagmar Busch: Ich kann jetzt das Datum 
nicht sagen. Ich kann das Datum nicht nennen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay, 
ja. Gut. - Ich springe jetzt noch mal in die Zeit 
der Evakuierungen. Und da muss man sagen: 
Wenn man die Akten liest, dann bekommt man 
den Eindruck, dass so dieses Thema Listen 
immer wieder auch ein Reibungspunkt war 
zwischen BMI und AA bzw. dem Krisenreak-
tionszentrum. Da geht es dann um belastbare 
Passagierlisten, was den Flug von Taschkent 
nach Deutschland angeht. Ich mache es jetzt 
mal fürs Protokoll: MAT A BMI-3.316 VS-NfD, 
Blatt 1077 bis 1080. Manchmal geht es um die 
Einreiseliste der Bundespolizei, die das Krisen-
reaktionszentrum dann nicht an die betroffenen 
Ressorts weitergeleitet hat - das ist MAT A 
BMI-3.317 VS-NfD, Blatt 8 bis 14 -, so doll nicht 
weitergeleitet hat, dass das sogar bis auf Staats-
sekretärsebene hocheskaliert wurde. 

Ich würde jetzt gar nicht so weit in das Material 
noch gehen; aber können Sie mir einmal das 
Rollenverständnis mit Blick auf Listen und die 

Aufgabenteilung zwischen dem Krisenreaktions-
zentrum und dem BMI beschreiben? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, „Listen“ ist irgend-
wie ein Oberbegriff für ganz - - für zahlreiche 
Bemühungen, zum einen die Personen zu erfas-
sen, bei denen sich die Ressorts einig waren, dass 
die als schutzberechtigt einreisen sollen. Es gab 
zum einen dann die Ortskräfteliste, die, wie be-
kannt, entstanden ist aus dieser Gefährdungs-
situation, also Arbeit für die Ressorts heraus. 
Dann gab es in der Evakuierungsphase eine Liste, 
die das Auswärtige Amt federführend verantwor-
tet hat: Schutzberechtigte Personen, die irgend-
wie aus Menschenrechtsgründen, aus Gründen 
der besonderen Schutzbedürftigkeit - - Das waren 
Richterinnen, das waren irgendwie Medienschaf-
fende, das war eine lange Liste von denen, bei 
denen wir das Gefühl hatten, die haben sich für 
demokratische Werte eingesetzt. Die hat das 
Auswärtige Amt geführt. Das war dann eine 
zweite Liste, die sogenannte Menschenrechtsliste 
oder Liste schutzbedürftiger Personen. Die stand 
dann natürlich nach anderen Kriterien neben der 
Ortskräfteliste. 

Dann, ab dem Moment, ab dem klar war, dass wir 
versuchen könnten, auch über Nachbarstaaten, 
zum Beispiel über Taschkent - also, bis Tasch-
kent auf dem Landweg mit Unterstützung; das 
war viel Unterstützung durch die GIZ -, dass wir 
Leute auf dem Landweg nach Islamabad oder 
nach Taschkent gebracht haben - - Und von da 
konnten wir dann Flüge anbieten nach Deutsch-
land. 

Und die Bundespolizei wollte gerne wissen, 
welche Personen dann auf diesen Flügen nach 
Deutschland kommen. Dann war der Wunsch, 
dass man da auch in den Auslandsvertretungen 
Listen erstellt von denen, die tatsächlich ein-
reisen. Und es war der Wunsch an das Krisen-
reaktionszentrum im Auswärtigen Amt, dass man 
in gewisser Weise einen Überblick über diese 
Listen führt und das alles irgendwie im Krisen-
reaktionszentrum bündelt. Es war eine ganze 
Reihe Dinge, die hoch anspruchsvoll und parallel 
liefen und dann natürlich irgendwie an unter-
schiedlichen Stellen zu Unzufriedenheit führten, 
weil das gar nicht alles parallel leistbar war in 
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diesen Tagen der Evakuierung. Aber das waren 
die verschiedenen Listen und die Anforderungen 
an Listen. 

Auch die Bundesländer - wenn ich das noch er-
wähnen darf; die Ortskräfte und auch die schutz-
bedürftigen Personen sind ja eingeflogen und 
mussten dann auf die Bundesländer verteilt wer-
den - hatten den Wunsch nach Listen von denen, 
die dann auf ihr Bundesland verteilt wurden. 
Und es war alles eine immense Anstrengung, bei 
der also nach meiner Erinnerung wirklich alle 
versucht haben, das irgendwie möglich zu ma-
chen. 

Es kam in der Evakuierungszeit - aber bitte un-
terbrechen Sie mich - dazu, dass sie*auch andere 
Nationen geflogen sind, dass die Niederländer 
deutsche Ortskräfte in den Flieger, mit unserer 
Zustimmung, mitgenommen haben und wir um-
gekehrt auch. Wir hatten das Gefühl, wir müssen 
ja wissen, wer von unseren Schutzbedürftigen 
jetzt schon da ist und wer nicht. Und da sollten 
dann auch möglichst Listen entstehen mit denen, 
die schon quasi gerettet sind. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir 
müssen gleich noch mal darauf zurückkommen. 
Ich glaube, meine Zeit ist vorbei. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja. Entschuldigung. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Meine - - 

Zeugin Dagmar Busch: Ich will das nur mal 
schildern, weil das irgendwie ein bisschen deut-
lich macht, - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das - - 
brauchen Sie sich überhaupt nicht für entschul-
digen. 

Zeugin Dagmar Busch: - welche Anforderungen 
an Listen von allen Seiten gestellt wurden. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir 
müssen beim nächsten Mal mehr Prozente krie-
gen, dann - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Antworten 
sind in der Länge nicht begrenzt - und insofern 
ist das in Ordnung -, die Fragen schon. - Jetzt 
wechseln wir zur AfD-Fraktion. 

Joachim Wundrak (AfD): Danke, Herr Vorsitzen-
der. - Guten Abend, Frau Busch! Auch ich freue 
mich auf die Zusammenarbeit heute Abend. 

Mein erstes Thema geht um Überlegungen zur 
Integration von Taliban in die afghanische Poli-
zei. Uns liegt auf MAT A AA-8.547 VS-NfD, 
Blatt 21 f., eine E-Mail von Florian Schrieverhoff 
aus der Botschaft in Kabul, POL-50, an das Aus-
wärtige Amt bzw. die Zentrale, AP 05, und Peter 
Jördening - das ist der Leiter GPPT - mit dem 
Betreff „Gespräch von V“ - also Vertretung - „mit 
Innenminister Andarabi“ vom 16. März 2021. Ich 
zitiere: 

„Zu einer möglichen Integration 
von TLB in Polizei im Falle eines 
Friedensabkommens zurückhal-
tend, jedoch nicht grundsätzlich 
ablehnend. Die Rekrutierung von 
Polizisten sollte „nicht politisiert“ 
werden, jeder Afghane könne 
beitreten (inkl. Ex-TLB), es gebe 
keine „Quoten“ für politische 
Lager …“ 

Meine Frage dazu: Kennen Sie das Thema? Kön-
nen Sie uns zu diesem Thema etwas mehr sagen? 

Zeugin Dagmar Busch: Es tut mir wirklich leid, 
aber das ist mir völlig, völlig unbekannt, die Idee. 
Ich kenne natürlich Peter Jördening, den Leiter 
unseres Polizeiprojektes. Aber diese - - von der 
Idee, damit bin ich nicht konfrontiert worden. 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank. - Das 
zweite Thema ist die von Ihnen erwähnte Eva-
luierung. Uns liegt auf MAT A BMI-3.187 
VS-NfD, Blatt 116, Ihre E-Mail an Ihren Mitarbei-
ter Dr. Christoph Ehrentraut mit dem Betreff: 
„Außerordentliche Sitzung SiPol JF - Abzug aus 
AFG 1. Unterlage für St E -“ - das ist Engelke - 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 
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Joachim Wundrak (AfD): - und „2. Kurzfassung 
für BKAmt“ vom 16. Juni [sic!] 2021. Ich zitiere: 

„Lieber Christoph, bitte vorsorg-
lich schon mal über kluge Sprach-
regelung nachdenken. Spätestens 
sobald sich übers WE unsere Ent-
scheidung verbreitet, werden wir 
um Stellungnahme gebeten wer-
den. Schon im Sinne der anste-
henden Evaluierung zB.: …“ 

Können Sie uns sagen, welche Entscheidung hier 
betroffen war und warum Sie Herrn Ehrentraut 
vorsorglich gebeten haben, über eine kluge 
Sprachregelung nachzudenken? 

Zeugin Dagmar Busch: Darf ich das mal sehen? 

Joachim Wundrak (AfD): Ja, gerne. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Ich sehe das hier aus dem Betreff, dass es wahr-
scheinlich um das Stichwort „Abzug aus Afgha-
nistan“ als Diskussionspunkt gegangen sein 
könnte. Und in der Hinsicht macht es Sinn, über 
eine kluge Sprachregelung nachzudenken. Das 
kommt ja dann auch im Weiteren meiner Mail: 
„erfolgreiche Unterstützung der AFG-Sicher-
heitskräfte in der Ausbildung von Polizistinnen 
und Polizisten“. 

Wir haben dann ja auch so eine Sprache, so einen 
Text für die Presse entworfen, dass wir da 80 000 
Polizistinnen und Polizisten in den 20 Jahren 
ausgebildet haben. Und der Hinweis auf die 
Überlegungen zur Evaluierung bezieht sich auf 
die Überlegungen - die hatten wir gemeinsam 
auch mit dem BMZ angestellt -, dass wir es für 
sinnvoll hielten - da gab es auch noch gar keine 
Idee einer Enquete-Kommission oder eines 
Untersuchungsausschusses -, dass wir von uns 
aus das zivile Engagement, also gemeinsam mit 
dem BMZ, die Sinnhaftigkeit und den Erfolg des 
Polizeiprojektes extern evaluieren lassen wollten. 
Und die „vorsorglich … kluge Sprachregelung“ 

ist so zu verstehen, dass ich es für sinnvoll hielt - 
wenn man anfängt, über Abzug aus Afghanistan 
nachzudenken, dann war klar, da ist auch unser 
GPPT betroffen, und wir müssen aus dem Land 
raus -, dass man sich im Vorhinein überlegt, was 
man da für ein Pressestatement zu entwickelt, ja, 
auch mit - - 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank. - Hat die 
Evaluierung stattgefunden? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, die hat stattgefunden. 
Also, wir haben extern vergeben ein Gutachten 
an die DHPol. BMZ hatte einen anderen externen 
Träger. Und die hat stattgefunden, ist aber leider 
nicht besonders gut ausgefallen. 

Joachim Wundrak (AfD): Was heißt das, wenn 
Sie das andeuten: „ist … nicht besonders gut 
ausgefallen“? 

Zeugin Dagmar Busch: Es gab sehr viele kritische 
Punkte. Aus Sicht der DHPol-Evaluierung haben 
wir, glaube ich, zu wenig Wert gelegt irgendwie 
auf Genderfragen, weiß nicht, gab diverse Kritik-
punkte, obwohl wir Polizistinnen ausgebildet 
haben. Also, Sie hören schon raus: Ich bin mit 
dem Ergebnis nicht wirklich zufrieden. Aber es 
waren eben kritische Punkte, die die Evaluierung 
aufgegriffen hat. 

Joachim Wundrak (AfD): Ja, ich habe damals 
Polizistinnen in Kabul kennengelernt. Also, so 
erfolglos war das dann nicht. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, eben, genau. Wir hat-
ten uns da nichts vorzuwerfen. 

Joachim Wundrak (AfD): Ja. - Frau Busch, aus 
dem Beweismaterial - das ist das nächste Thema - 
MAT A BMI-4.02, Blätter 20 bis 21, geht hervor, 
dass am 23. April 2021 von Staatssekretär 
Teichmann ein Gesprächstermin beim BND-
Präsidenten angefragt wurde. 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Joachim Wundrak (AfD): Ich zitiere: 
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„Wie angekündigt wäre … Staats-
sekretär Dr. Teichmann dankbar, 
wenn in der kommenden Woche 
die Möglichkeit zu einem Brie-
fing/Unterrichtung zur Lage in 
Afghanistan in Ihrem Hause be-
stünde. Von besonderem Interesse 
ist dabei, wie sich nach Abzug der 
internationalen Kräfte die Gefähr-
dungslage vor Ort für aus Deutsch-
land zurückgeführte Straftäter 
darstellt. Ebenso relevant ist die 
Frage, inwieweit künftig Flug-
zeuge gefahrlos auf den Flughäfen 
in AFG landen können (dies“ 

- vor allem - 

„vor dem Hintergrund der in den 
Maschinen mit Rückzuführenden 
anwesenden begleitenden Polizei-
vollzugsbeamten). Herr Staats-
sekretär Teichmann würde einen 
solchen Termin gerne in Beglei-
tung der Abteilungsleiterin 
Bundespolizei Frau Busch, des 
Abteilungsleiters Migration Herrn 
Weinbrenner und des Leiters des 
Stabes Rückkehr Herrn Beider-
wieden wahrnehmen.“ 

Zitat Ende. - Meine Frage erst mal: Hat der er-
betene Termin so stattgefunden? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, der hat stattgefunden. 

Joachim Wundrak (AfD): Und was können Sie 
uns denn sagen aus der Erinnerung, was der 
BND-Präsident - Bruno Kahl war das damals - 
konkret zur Sicherheitslage in Afghanistan einer-
seits vor und andererseits nach Abzug der inter-
nationalen Kräfte in Bezug aufs Thema, nämlich 
„Rückführung von Straftätern“, gesagt hat? 

Zeugin Dagmar Busch: Danke für die Frage. - Ich 
kann mich an den Termin gut erinnern. Und in 
der Tat, ich meine, das ist ja natürlich auch der 
Verantwortungsbereich der Abteilung „Migra-
tion“, dieses Stichwort „Rückführungen“. Aber 
wir haben, wie gesagt, mit der Bundespolizei ja 
operativ unterstützt. Uns war auch immer wich-
tig die Sicherheit der eigenen Kräfte, die dann im 
Flieger natürlich begleiten. Ich erinnere mich so, 

dass der BND damals gesagt hat: „Also eine Ge-
fährdungseinschätzung für die, die wir zurück-
führen“, das war ja auch eine der Fragen - - Also, 
rückgeführte Straftäter aus Deutschland sehen sie 
im Land nicht als besonders gefährdet an durch 
die Taliban. Daran erinnere ich mich. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt - 

Joachim Wundrak (AfD): Entschuldigung. - 
Danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - zur FDP. Herr 
Kollege Heidt. 

Peter Heidt (FDP): Danke, Herr Vorsitzender. - 
Hallo, Frau Busch! In MAT A AA-9.13 VS-NfD, 
Blatt 389, hat die Bundeskanzlerin Mitte Juli 
2021 die Ressorts darum gebeten - ich zitiere -,  

„noch einmal wohlwollend zu 
prüfen, ob und wie Sonderflüge 
aus Afghanistan nach Deutschland 
realisiert werden können.“ 

Dabei ging es darum ja, die Ortskräfte eben nach 
Deutschland zu bringen, die eine Ausreisemög-
lichkeit haben. 

Aus einem - - dieser Bitte resultierenden E-Mail 
vom 16. Juli 2021 - das ist dann MAT A AA-9.13 
VS-NfD, Blatt 388 - zwischen Staatssekretär Ber-
ger und seinem persönlichen Referenten liegt uns 
die Information vor, dass Staatssekretär Engelke 
bezüglich eines Ortskräftesonderfluges „erheb-
liche Sicherheitsbedenken“ hatte. Er betonte, 
dass dieser „insbesondere keine Bundespolizei 
zur Sicherung“ - des Fluges - „mitschicken [woll-
te]“. Sie waren ja da zuständig. Auf Grundlage 
welcher Informationen positionierte sich das BMI 
damals dagegen, einen möglichen Sonderflug zur 
Ausreise von Ortskräften durch Beamte der Bun-
despolizei begleiten zu lassen? 

Zeugin Dagmar Busch: Können Sie denn also 
das, was Sie eingangs als Erstes irgendwie zitiert 
hatten, noch mal nennen? 

Peter Heidt (FDP): Ja. Das können wir vorlegen. 
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Zeugin Dagmar Busch: Ja, also Entscheidung der 
Bundeskanzlerin. 

Peter Heidt (FDP): Das ist eine Bitte gewesen. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, ja. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Also, ich kann mich sehr gut erinnern zum einen 
an die Bitte der Bundeskanzlerin, dass die Res-
sorts bitte über Charterflüge und Sonderflüge 
nachdenken mögen. Das haben die Ressorts auch 
erörtert bis zu der Frage: Wer organisiert das, und 
wer zahlt das? Da kann ich mich gut dran erin-
nern. 

Und der Punkt mit dem Sonderflug, bei dem sich 
dann Staatssekretär Engelke auch irgendwie kri-
tisch verhalten hat oder Bedenken geäußert hat, 
ist in meiner Erinnerung ein gesonderter Vor-
schlag gewesen von Frau Kramp-Karrenbauer, die 
irgendwie aus Masar-i-Scharif, weil natürlich 
BMVg die meisten Ortskräfte da auch in der Nähe 
von Masar hatte, mit einem Sonderflug aus dem 
Camp Marmal auszufliegen. Und es gab tatsäch-
lich Bedenken innerhalb des BMVg, weil man 
nicht - - im Zweifel, wenn man aufruft zu so 
einem Sonderflug, nicht gewährleisten konnte 
oder sich nicht sicher war, ob man es gewährleis-
ten konnte, dass nicht eben natürlich andere als 
die Ortskräfte auch von dieser Idee erfahren, dass 
da ein Sonderflug von Masar-i-Scharif geht, und 
dass man es unter Umständen unter Sicherheits-
gesichtspunkten vor Ort gar nicht darstellen 
kann, weil man unter Umständen in die Situation 
kommen würde, dass man Leute irgendwie mit, 
wie auch immer, Waffengewalt abhalten müsste, 
irgendwie so einen Flieger zu besteigen. Es war 
auch innerhalb des BMVg so, dass man das Ge-
fühl hatte, da ist die Sicherheit nicht zu gewähr-
leisten. 

Und dann kam die Idee auf - so erinnere ich 
das -, dass Bundespolizei quasi leer hinfliegt und 
dann die Sicherheit vor Ort gewährleistet. Das 
hat Staatssekretär Engelke auch unter dem Ge-
sichtspunkt „Sicherheit für die eigenen Kräfte“ 

abgelehnt. Der Flug hat tatsächlich dann auch 
nicht stattgefunden, aber auch, weil es eben aus 
dem BMVg heraus dann Bedenken gegen diese 
Idee gab. 

Peter Heidt (FDP): Sie haben hierzu mal bei einer 
Kollegin gesagt, dass Sie den Eindruck hatten, 
das Bundeskanzleramt wünscht sich insgesamt, 
dass die Ressorts bei der Diskussion um die An-
passung der Ortskräfteverfahren anfangen, in 
Szenarien zu denken. Mich würde echt interes-
sieren, weil ich das auch schon vorhin gefragt 
habe bei dem vorangegangenen Zeugen: Warum 
hat man nicht noch versucht, irgendwie gemein-
sam eine doch pragmatische Lösung zu erarbei-
ten? Deswegen würde ich gern Sie bitten, dass 
Sie das noch mal näher ausführen, wie Sie das 
vorhin gemeint haben. 

Zeugin Dagmar Busch: Ich habe das so gemeint, 
dass man - - Also jetzt zu dem Beispiel, die 
Kanzlerin hat gesagt, die Ressorts sollen doch 
vermehrt irgendwie auch die Möglichkeit von 
Charterflügen prüfen: Das haben wir dann auch 
in gemeinsamen Besprechungen erörtert. Es gab 
zunächst irgendwie die Frage: Wer soll denn 
diese Flüge dann organisieren? Das Auswärtige 
Amt hatte große Erfahrung gesammelt in der 
Coronazeit mit der Rückholung von Deutschen 
aus dem Ausland und dadurch irgendwie auch 
gute Kontakte zu Airlines, sodass wir also zum 
Ergebnis kamen, da ist das Auswärtige Amt ge-
eignet, diese Aufgabe zu übernehmen, wenn wir 
dazu kommen, Charterflüge anzubieten. Also das 
war zum Beispiel dann eben ein Szenario, bei 
dem sich die Ressorts verständigt haben. War 
natürlich irgendwie auch eine Kostenfrage. Und 
es gab aber ja den Stabilitätspakt Afghanistan. 
Es war dann eine Idee, ob das daraus finanziert 
werden kann. Es sind ja dann immer auch viele 
praktische Fragen. Aber das war zum Beispiel so 
ein Szenario. 

Stichwort „pragmatischer Umgang damit“: Ich 
habe mich auch ganz persönlich dann zum Bei-
spiel in dieser Koordinierungsfunktion für Orts-
kräfteverfahren bemüht, in einer Besprechung - 
daran erinnere ich mich noch gut - bei den Res-
sorts abzufragen: Wie viele Leute habt ihr denn? 
Wie viele Ausreisewillige und -bereite und Fami-
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lien gibt es denn? - Ende Juli habe ich irgendwie 
mit allen Ressorts gesprochen, und es stellte sich 
raus, dass auch - - Wir wussten es von unseren 
afghanischen Ortskräften. Die haben alle bis zu-
letzt gehofft, es gibt noch eine Vereinbarung mit 
der afghanischen Regierung. Es gab gar nicht so 
viele, die rauswollten aus dem Land. Das lässt 
sich jetzt im Moment irgendwie dann - - oder im 
Rückblick lässt sich das schwer glauben; aber es 
war tatsächlich so. Ich habe die Ressorts abge-
fragt, ganz punktgenau. Ich wusste, wir hatten 
fünf Familien für BMI, die ausreisefertig irgend-
wie warteten, und die anderen Ressorts hatten 
eine Handvoll, sodass sich nicht mal ein Charter-
flug tatsächlich irgendwie hätte füllen lassen und 
wir dann gesagt haben: Wir bleiben dabei - da gab 
es auch noch Flugverbindungen -, dass die Fami-
lien individuell reisen, und die Ressorts über-
nehmen die Kosten. Das war so ein Zwischen-
schritt. Da weiß ich noch, da haben wir verhan-
delt mit unserer Personalabteilung, ob die denn 
dann die Kosten für die BMI-Ortskräfte über-
nehmen würden. Wir hatten dann eine Verein-
barung unter den Ressorts: Jeder zahlt die Kosten 
für die eigenen Ortskräfte, so als Zwischenschritt. 
Also - - 

Peter Heidt (FDP): Ich frage mich so ein biss-
chen - - Sie schildern ja, dass das sehr konstruk-
tiv alles war. Aber wir wissen ja, dass es schon 
auf Arbeitsebene gerade zwischen BMI und AA 
eher dann - - oder auch beim BMVg der Eindruck 
vorherrschte, dass das BMI sozusagen der Brem-
ser ist. Können Sie das nachvollziehen, warum 
die anderen Ressorts diesen Eindruck hatten von 
Ihnen? Also, ich meine jetzt mit „Ihnen“ Ihr 
Ministerium. 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, ich persönlich kann 
das nicht nachvollziehen. Das ist immer die Sicht 
der Ressorts. Also, wir hatten zum Beispiel eine 
Diskussion um diese Frage: Wer kümmert sich 
jetzt um die Charterflüge? - Da hat das Auswär-
tige Amt gesagt: Wir haben unser Konsulargesetz. 
Da steht: „Wir holen nur Deutsche zurück“, also 
wir mal nicht. - Es hat immer eine individuelle 
Betrachtung der Ressorts auf die Linie der ande-
ren Ressorts gegeben. Die anderen fanden es, 
glaube ich, sperrig, dass wir immer grundsätzlich 
gesagt haben, wir sehen Visa on Arrival als Ulti-

ma Ratio. Aber das Gute ist - und so habe ich das 
eben auch empfunden und deswegen als Abtei-
lungsleiterin den Kontakt auch zu den Abtei-
lungsleitungen der anderen Ressorts gesucht -: 
Da haben wir immer konstruktiv tatsächlich eine 
Verständigung hingekriegt. 

Peter Heidt (FDP): Quasi parallel zu der Debatte 
um die Möglichkeit von Ausreiseflügen für Orts-
kräfte gab es eine Initiative seitens des Innen-
ministers zusammen mit anderen europäischen 
Innenministern, dass Abschiebeflüge nach 
Afghanistan wieder durchgeführt werden. Diese 
Abschiebeflüge benötigen ja auch eine polizei-
liche Begleitung. Wie passt das jetzt zusammen, 
also auf der einen Seite Polizeibegleitung abzu-
lehnen und gleichzeitig aber zu sagen: „Na ja, für 
einen Abschiebeflug, da nehmen wir die Polizei 
mit“? 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm, mhm. Aber ich 
glaube, die Ablehnung der Polizeibegleitung, das 
bezog sich wirklich auf diese Idee eines Sonder-
fluges aus dem Camp Marmal in Masar-i-Scharif. 
Das war ja kein Abschiebeflug, sondern da soll-
ten die Ortskräfte aus Masar ausgeflogen werden. 
Und man konnte im Camp tatsächlich irgendwie 
die Sicherheit nicht gewährleisten, weil man 
nicht wusste, wenn sich das rumspricht, ob dann 
doch viel mehr als Ortskräfte ins Camp kommen. 
Und man konnte das Camp nicht sichern. Staats-
sekretär Engelke hat dann auch nach Beratung 
irgendwie auch durch uns die Idee abgelehnt, 
dass wir quasi mit Polizei hinfliegen, um dann 
Ortskräfte da rauszuholen, und im Zweifel in 
die Situation geraten wären, dass wir da die Ma-
schine irgendwie mit Waffengewalt sichern und 
Leute vom Einsteigen abhalten. Das wollten wir 
nicht. Und dann hat dieser Flug ja auch aus gu-
ten Gründen nicht stattgefunden. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind am Ende 
wieder. - Und die Runde beschließt die SPD-
Fraktion. Herr Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Guten Abend, Frau Busch, auch von 
meiner Seite! Ich möchte auf einen Zeitpunkt 
Ende April 2021 abstellen. Und zwar war ja be-
kannt, dass US-Präsident Biden 14 Tage vorher, 
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am 14. April, klargestellt hat, dass die NATO und 
US-Truppen abziehen. Und der Termin, der da-
für feststand, sollte dann im September sein. Das 
heißt, den Mai einberechnet, war das noch ein 
Zeitraum von viereinhalb, sagen wir: fünf Mona-
ten, grob gerechnet. 

Uns liegt dazu ein Papier vor unter MAT A 
BMI-3.253 VS-NfD, Blatt 563, mit Handlungs-
optionen für ein Notfallszenario. Wir können 
Ihnen das gerne vorlegen. Ich würde Sie an der 
Stelle eingangs fragen: Waren Sie mit der Erstel-
lung dieses Papiers auch befasst? 

Zeugin Dagmar Busch: Ich habe das sicher nicht 
erstellt, aber mir kommt das sehr bekannt vor, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn Sie auf die 
schwarz gedruckte Seite 562 gehen, rot gedruckt 
567, da ist im unteren Teil eine Aussage hinsicht-
lich der Bearbeitungskapazität der geplanten 
IOM-Visa festgehalten: „sprich bis zu 120 - 
180 Personen pro Woche“. Auf den Monat hoch-
gerechnet, würde das dann ungefähr 900 [sic!] 
Personen ergeben. 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt haben wir gerade 
festgestellt, dass die Zeit bis zum Abzug der 
Amerikaner noch knappe fünf Monate war. Diese 
Zahl hochgerechnet, kommt man auf einen Be-
trag von unter 5 000 Personen, denen man über 
das IOM-Verfahren ein Visum hätte ausstellen 
können, wenn es ab dem 1. Mai tatsächlich zum 
Einsatz gekommen wäre. Ich bitte Sie jetzt, im 
Vergleich dazu die Zahlen zu nennen von nicht 
Ausreisewilligen, aber von theoretisch An-
spruchsberechtigten, die, wenn man die Grenze 
auf 2013 zurückverlegt hat und wenn man die 
Familienangehörigen aus dem Kreis etwas weiter 
gefasst hatte. Mit welcher Anzahl von Personen 
musste man dann rechnen? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, ich habe natürlich 
die Zahlen jetzt nicht mehr ganz genau im Kopf. 
Es waren sicher dann, also mit Familienangehö-
rigen, über 20 000. Aber es gab ja eben auch die 
parallele Möglichkeit, nicht nur in Kabul also, 
sondern eben auch wie bislang und wie allen ja 

bekannt war in Islamabad und Neu-Delhi Visa-
anträge zu stellen. Die Möglichkeit blieb ja be-
stehen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ist es richtig, dass für 
diese Visaantragstellung eine doppelte Ausreise 
in den jeweiligen Staat notwendig war für die 
entsprechenden Berechtigten, nämlich einmal 
zur Antragstellung und einmal zur Abholung des 
Visums? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, das ist auf jeden Fall 
richtig. Es ist aber eben auch eine Frage, die 
selbstverständlich bei diesem Vorhaben, IOM-
Büros eröffnen in Masar - das war ja noch eine 
Option, die auch im Gespräch war - und in 
Kabul - - Das war das, was das Auswärtige Amt 
an Möglichkeiten gesehen hat. Und da das Aus-
wärtige Amt ja für das Visumverfahren auch vor-
rangig irgendwie die Verantwortung trug, war das 
das, was zumindest aber doch erreichbar schien, 
und alle haben sich also wirklich angestrengt, 
das zu erreichen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das heißt, um 5 000 
Menschen in dem Zeitraum bis zum Abzug der 
Amerikaner durch die rein faktische Begrenzung 
IOM plus eine bestimmte andere Anzahl von 
Menschen, denen das Visum über andere Wege 
hätte noch erteilt werden können. 

Dann stellt sich mir noch die Frage: War denn 
Ihr Haus in der Lage, sämtliche damals noch not-
wendigen Sicherheitsüberprüfungen dieser Per-
sonen parallel durchzuführen, damit ein derart 
großer oder kleiner - je nachdem, wie man es 
bewerten möchte - Personenkreis dann tatsäch-
lich auch die Visa erteilt bekommen konnte? 

Zeugin Dagmar Busch: Na ja, das ging deswegen, 
weil mit dieser Visaantragstellung über diese 
Biometriegeräte ebendiese sogenannte KZB-
Abfrage bei den Sicherheitsbehörden - - Deswe-
gen haben wir auch so einen Wert darauf gelegt, 
dass das irgendwie idealerweise so in dem be-
währten Verfahren stattfindet. Das ist ein auto-
matisiertes, digitalisiertes Verfahren, in dem die 
Abfrage dann an die verschiedenen Behörden 
geht. Das geht innerhalb von wenigen Minuten, 
sodass kein Kapazitätsproblem in irgendeiner 
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Weise in der Abteilung M für die Aufnahme-
zusagen oder so entstanden wäre. 

Jörg Nürnberger (SPD): Mir geht es nämlich 
genau darum, herauszufinden, welchen Fla-
schenhals oder andere Flaschenhälse es noch 
gegeben haben könnte, um dieses Notfallszenario 
dann tatsächlich auch in der Praxis umsetzen zu 
können. Also, nach unserer bisherigen Feststel-
lung ist die Obergrenze derjenigen, die bearbeitet 
werden können, Visaerteilung außerhalb von 
Afghanistan plus IOM. 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. - Jetzt gab es aber 
noch parallel dazu eine Entwicklung einige 
Monate später, nämlich im Juli, dass für einige 
Ortskräfte des deutschen Polizeiprojektes und 
deren Familien, für die Ihre Abteilung B auch 
verantwortlich gewesen ist, durch das Referat B 4 
dann aber in einer Staatssekretärsvorlage vom 
20. Juli 21 vorgeschlagen wurde, Ausnahmevisa-
verfahren an den Grenzübergangsstellen nach 
Deutschland zu betreiben. Ich beziehe mich hier 
auf MAT A BMI-3.82 VS-NfD, die Blätter 531 bis 
533. Ist Ihnen bekannt, ob Ortskräfte des deut-
schen Polizeiprojektes und ihre Familien bereits 
vor dem 15. August 2021 Visa on Arrival an deut-
schen Grenzübergangsstellen erhalten haben? 

Zeugin Dagmar Busch: Ehrlich gesagt, kann ich 
den Zeitpunkt nicht genau nennen. Aber ich 
weiß, dass Familien eingereist sind und dass wir, 
glaube ich, auch versucht haben, das an den 
Staatssekretär heranzutragen, weil das eben 
Familien waren, die seit April auf diese Eröff-
nung des IOM-Büros in Kabul gewartet haben. 
Und ich erinnere mich an einen konkreten Fall 
mit einer schwangeren Ehefrau, die entweder 
noch rausgekommen wäre, möglichst rasch, oder 
gar nicht mehr aus dem Land. Daran erinnere ich 
mich, aber keinen Zeitpunkt genau. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber jedenfalls vor dem 
15. August. 

Zeugin Dagmar Busch: Das will ich nicht aus-
schließen. Ich kann den Zeitpunkt tatsächlich 
jetzt nicht nennen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Weil ab dem 15. August 
gab es Visa on arrival für wesentlich mehr Perso-
nen. Das war ja der Tag des Falls des - - Kabuls 
und der Beginn der Evakuierungsmission. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, dann kann das tatsäch-
lich auch vorher gewesen sein, dieser Sonderfall. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich möchte die Frage aber 
noch ergänzen: Gab es über die von mir jetzt ge-
nannten Ortskräfte des Polizeiprojektes und 
deren Familien Ihrer Kenntnis nach weitere Per-
sonengruppen aus dem Bereich der Ortskräfte, 
die bereits vor dem 15. August, also dem Zeit-
punkt, wo dann tatsächlich Visa on Arrival für 
größere Gruppen erteilt worden sind, solche Visa 
on Arrival erhalten haben? 

Zeugin Dagmar Busch: Das würde ich nicht aus-
schließen. Aktive Kenntnis davon habe ich nicht, 
aber ich war natürlich auch nicht bei allen Ein-
zelfällen dann irgendwie damit befasst. Ich wür-
de das nicht ausschließen, ja, auch von anderen 
Ressorts, selbstverständlich. Es gab ja immer tat-
sächlich auch Einreisende, die sich jetzt nicht 
irgendwie vorher angemeldet oder wie auch im-
mer sich bekannt gemacht haben. Wenn die dann 
einfach in Deutschland aufgetaucht sind, gab es 
ja kein anderes Verfahren als Visa on Arrival. Das 
würde ich nie ausschließen, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Okay. - Aber es gab - viel-
leicht muss man die Frage dann noch weiter prä-
zisieren - - die auf Initiative Ihrer Abteilung ein 
solches Visa-on-Arrival-Verfahren durchlaufen 
sind mit der Ausnahme der Familie, die Sie vor-
hin geschildert haben. 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, das - - da - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Da ging ja offensichtlich 
die Initiative von Ihrer Seite aus.  

Zeugin Dagmar Busch: Nee, da habe ich jetzt 
keine Kenntnis. 

Jörg Nürnberger (SPD): Okay, gut. - Entschuldi-
gung, dass ich ein bisschen in der Zeit hin und 
her springe. Wesentliche Veränderungen im 
Ortskräfteverfahren gab es erst, als sich die Res-
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sorts im April und Mai 21 auf das beschleunigte 
Verfahren des BMVg und des BMI einigten. Herr 
B , der auch schon erwähnt wurde, aus dem 
BMVg erläuterte uns hier im Ausschuss bereits, 
dass Auslöser dafür ein Bericht des BND vom 
30. März gewesen sei, in dem alle Ortskräfte in 
Afghanistan nunmehr als latent bedroht ein-
gestuft worden sind, sowie ein öffentliches 
Statement der Verteidigungsministerin am 
17. April 21 gemäß vorläufigem Stenografischen 
Protokoll 20/36 I, Blatt 13. Können Sie sich an 
diese Entwicklungen zwischen Anfang April und 
Ende April erinnern? 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. Ich kann mich er-
innern an ein auch öffentliches Statement der 
Verteidigungsministerin, in dem sie sagte: Wir 
bieten Gewähr dafür, dass wir unsere Ortskräfte 
tatsächlich irgendwie auch möglichst rasch nach 
Deutschland holen. - An diese Berichterstattung 
des BND habe ich tatsächlich persönlich jetzt 
keine Erinnerung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Neben dem beschleunig-
ten Ortskräfteverfahren hat das BMVg auch noch 
eine Verschnellerung des Visaverfahrens durch-
gesetzt, indem Kräfte der Bundeswehr vor dem 
Camp Marmal, das Sie hier ja auch schon er-
wähnt haben, in Masar-i-Scharif in Kooperation 
mit dem AA bei der Visaantragstellung unter-
stützt haben und die Visa am Ende auch dort 
ausgegeben wurden, nachdem sie zwischenzeit-
lich mal nach Deutschland transportiert wurden, 
die Pässe. Hat das BMI hier einen Beitrag geleis-
tet, -  

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Jörg Nürnberger (SPD): - um das Verfahren zu 
unterstützen, und gegebenenfalls welchen? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, das war also ein ganz 
großer Erfolg, dass es gelungen ist, dem BMVg 
diese drei Geräte zur Verfügung zu stellen. Ich 
hatte ja schon gesagt, alle wussten, BMVg mit 
dem konkreten Abzugsdatum ist besonders be-
troffen, weil auch die Ressortbeauftragten, die 
eine Gefährdungseinschätzung machen konnten, 
die wären ja dann weg gewesen. Deswegen war 

klar, dass BMVg tatsächlich auch sehr berechtigt, 
also, besondere Eile irgendwie angemahnt hat. 

Und diese drei Biometriegeräte- - Nach meiner 
Kenntnis ist es auch in Zusammenarbeit mit der 
Abteilung M gelungen, dass BMVg auch Soldaten 
geschult hat an diesen Geräten. Das kann man ja 
nicht irgendwie ohne Weiteres. Da ist viel Unter-
stützung geleistet worden nach meiner Erinne-
rung auch von der Abteilung M. Das Fatale war, 
das waren eben drei dieser Biometriegeräte, von 
denen dann eben keins mehr für dieses Büro in 
Kabul übrig war, also so nach meiner Erinnerung. 
Aber es war ein großer Erfolg, dass das gelungen 
ist und das BMVg das quasi dann selber durch-
führen konnte, das Verfahren. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ist Ihnen der Verbleib 
dieser Biometriegeräte bekannt? Wurden die 
dann nach Deutschland zurückgeschafft, oder 
hat man die dann anderswohin - - 

Zeugin Dagmar Busch: Da müssen Sie das Aus-
wärtige Amt fragen. Das weiß ich tatsächlich 
nicht. 

Jörg Nürnberger (SPD): Nö, das war ja nur eine 
Frage - 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, weiß ich wirklich 
nicht. 

Jörg Nürnberger (SPD): - weil Sie ja offensicht-
lich sehr in den Details auch involviert waren. 

Zeugin Dagmar Busch: Gute Frage. Weiß ich 
nicht. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ständiges Thema in den 
Ressortbesprechungen - ich habe es ja in meinen 
Eingangsfragen auch angedeutet - ist immer die 
Frage gewesen, inwieweit die im Ortskräfte-
verfahren bestehende Zweijahresfrist verlängert 
oder sogar gekürzt werden soll. 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Jörg Nürnberger (SPD): Können Sie aus Ihrem 
eigenen Erleben schildern, wie diese Diskussion 
abgelaufen ist und wie sich hier die Positionen 
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verändert haben? Und ich darf Sie auch noch 
daran erinnern, dass Sie per Mail am 9. Juni 21 
unter MAT A BMI-3.93 VS-NfD, Blatt 96, aus 
einem Gespräch mit dem Bundesminister See-
hofer Folgendes berichten: 

„OKV: wir gehen nicht auf BMVg 
ein, es bleibt bei 2-Jahresfrist plus 
22 AufenthG (= nur im absoluten 
Ausnahmefall über 2 Jahre 
hinaus).“ 

Ende des Zitats. 

Zeugin Dagmar Busch: Danke für die Frage. - In 
der Tat ist wahrscheinlich auch der Minister 
Seehofer mit dieser Position dann in das Ge-
spräch mit Frau Kramp-Karrenbauer und der 
Bundeskanzlerin - - Irgendwie hat es ein Ge-
spräch am Rande des Kabinetts gegeben. Ich weiß 
es noch relativ gut. Jedenfalls kam Herr Seehofer 
damit zurück, dass er sagte: Wir machen das. - 
Wir waren von Anfang an skeptisch, weil uns 
dieser Zeitpunkt auf 2013 zurück - - Also, war 
ein Vorschlag des BMVg, der dann einherging 
damit, dass das BMVg gesagt hat, wir gehen auf 
2013 zurück, und wir - - es dürfen alle die Orts-
kräfte einen Antrag stellen, also auf 2013 zurück, 
die schon damals oder in den Jahren eine Ge-
fährdungsanzeige gestellt hatten, die abgelehnt 
worden war. Das war der Vorschlag. Und uns 
schien das überhaupt nicht plausibel, warum 
man dann denjenigen, deren Gefährdungsanzei-
gen abgelehnt worden waren, nur das Recht ein-
räumen sollte, auf 2013 zurück dann Anträge zu 
stellen. 

In der Tat war die Faktenlage ja so, dass bei die-
sen Gefährdungsanzeigen circa 50 Prozent tat-
sächlich auch abschlägig beschieden worden 
waren. Und die Idee, jetzt auf 2013 zurückgehend 
einzuräumen, dass man noch Gefährdungsanzei-
gen stellt, dann aber beschränkt auf die Personen, 
die schon mal eine gestellt hatten, die abgelehnt 
worden war, erschien uns im Innenministerium 
wenig plausibel und wenig begründet. Abgese-
hen davon war natürlich klar, dass es eine erheb-
liche Mehrzahl von Gefährdungsanzeigen gene-
rieren würde. Und angesichts der Umstände, die 
wir ja kannten, dass es so schon schwierig war, 

irgendwie alles in die Bearbeitung, auch in 
Visaanträge zu kriegen, waren wir durchaus 
skeptisch gegenüber dieser Idee. Das galt aber 
auch für die anderen Ressorts, BMZ und Aus-
wärtiges Amt - erinnere ich jetzt gar nicht die 
Position. 

Aber es war so, dass die Bundeskanzlerin sich 
diesem Vorschlag von Frau Kramp-Karrenbauer 
angeschlossen hatte und Herr Seehofer aus dem 
Gespräch zurückkam mit der Entscheidung: Wir 
machen das so, wir dürfen auf 2013 zurück-
gehen. - Und es war dann zunächst auch nur für 
BMI- und für BMVg-Ortskräfte gedacht, weil man 
davon ausging, die sind auch mehr oder anders 
oder stärker gefährdet als Ortskräfte des BMZ 
oder des Auswärtigen Amtes. Das wurde später 
dann auch für alle geöffnet; aber das war dann 
zunächst die Entscheidung.  

Jörg Nürnberger (SPD): Da muss ich aber im De-
tail jetzt noch mal nachfragen, um dieses E-Mail 
von Ihnen richtig zu verstehen. Ich zitiere das 
aus der ersten Zeile. Da steht: „Aus der laufenden 
Besprechung: Min bleibt bei den Linien“. Und 
jetzt ist die Definition: Ist „Min“ der Bundes-
minister, oder ist „Min“ das Ministerium? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, „Min“ ist immer 
der Bundesminister. Das war ja auch unser Vor-
schlag. Mit dem Votum haben wir ja dann Herrn 
Seehofer in die Besprechung geschickt. Er sollte 
das möglichst mit den Gründen, die ich genannt 
habe, verhindern, dass es eine Entscheidung gibt 
auf 2013 zurück. Das hat aber dann die Bundes-
kanzlerin anders entschieden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann habe ich Sie jetzt 
vielleicht falsch verstanden, aber ich bitte Sie, 
das dann zu korrigieren. In Ihrem ersten Teil der 
Aussage habe ich Sie so verstanden, als wenn 
Bundesminister Seehofer durchaus eine gewisse 
Bereitschaft gezeigt hätte, auf diesen Vorschlag 
einzugehen, und Sie ihn dann davon abgebracht 
haben. Aber wenn das mein falsches Verständnis 
ist, bitte ich Sie, mich zu korrigieren. 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, der Minister See-
hofer - - Das ist ja üblicherweise dann - - Auf so 
einen Vorschlag, der aus einem anderen Ressort 
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kommt, werden wir als Fachabteilung oder wird 
dann auch die M-Fachabteilung vom Minister 
gefragt: Wie ist denn euer Votum? Wie seht ihr 
das denn fachlich? Soll ich dem zustimmen, oder 
soll ich da eher skeptisch bleiben und das ableh-
nen? - Und unser Votum war, weil wir auch diese 
Einschränkung des BMVg damals gar nicht ver-
standen haben, wieso das nur Leuten offenstehen 
sollte, die schon mal irgendwie eine Gefähr-
dungsanzeige gestellt hatten, die abgelehnt wor-
den war - so war die Position oder der Vorschlag 
des BMVg - - Da haben wir ihm abgeraten, auch 
mit Blick auf die größere Zahl von Ortskräften, 
die dann in den Kreis der Berechtigung kommen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Ich würde 
gern jetzt auf die Debatte um dieses sogenannte 
Alternativszenario mit dem dann auch noch öf-
ters genannten sogenannten Triggerbeschluss 
noch mal eingehen. Auch da geht es wieder ein 
bisschen zeitlich zurück.  

Aus einer Ministervorlage vom 22. Januar 2021 
unter MAT A BMI-3.12 VS-NfD, Blatt 58 bis 62, 
wird unserer Auffassung nach deutlich, dass das 
AA frühzeitig auf das BMI zukam, um über ein 
drohendes „Saigon-Szenario“, das später dann 
als „Notfallszenario“ bezeichnet wurde, zu spre-
chen. Sie selbst schreiben in einer Mail vom 
21. Januar 21, noch einen Tag zuvor, unter 
MAT A BMI-3.12 VS-NfD in den Blättern 360 bis 
365, dass Sie dieses Szenario der Massenausreise 
für eher unrealistisch halten. Können Sie mir die 
Gründe nennen, die zu Ihrer Bewertung geführt 
haben? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, da kann ich als Grund 
tatsächlich nur anführen, dass wir und eigentlich 
auch die anderen Ressorts davon ausgegangen 
sind, dass wir mit so einem Szenario nicht wer-
den rechnen müssen, sondern dass wir die Ge-
legenheit haben, in einem geordneten Verfahren 
und - - Ich habe das genaue Datum jetzt nicht im 
Kopf. Aber es war ja so, dass wir bis zum Fall 
von Kabul oder bis kurz davor alle gehofft haben, 
es gibt noch irgendwie ein Abkommen der afgha-
nischen Regierung mit den Taliban, dass wir in 
irgendeiner Weise eine Chance auf ein geordne-
tes Verfahren bekommen. Und als Alternativ-
szenario für uns - und das hat ja BMI auch immer 

deutlich gemacht - war dann eben diese Option: 
Wir müssen damit rechnen, dass in einer größe-
ren Anzahl dann Leute ohne Visum kommen und 
wir hier dieses Visum on Arrival dann eben als 
Option zur Verfügung haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Damit sind wir am 
Ende dieser Runde, und ich eröffne die nächste 
Runde. Das Wort hat der Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): So sind unsere Regula-
rien. - Ich darf gleich daran anschließen. Sie 
haben jetzt genau das wiederholt, was Sie auch 
vorhin schon gesagt haben; insofern ist es wirk-
lich sehr konsistent. Ich möchte Sie aber den-
noch fragen: Sie haben vorhin an einer anderen 
Stelle aber auch angeführt, dass Sie in Szenarien 
gedacht haben. Jetzt führt es mich dahin, die 
Frage zu stellen: Welche anderen Szenarien, also 
möglichen Verläufe der Entwicklung in Afghanis-
tan, hat man denn noch betrachtet? Und haben 
Sie da nur Einschätzungen aus Ihrem eigenen 
Haus als Grundlage dafür verwendet, oder haben 
Sie - um das Stichwort zu sagen - Lagebilder 
anderer Institutionen in Ihre Entscheidung und 
in Ihre Überlegungen über zukünftige mögliche 
Szenarien miteinbezogen? Es braucht eine sach-
liche Grundlage für diese Bewertung. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, gerne. Also, zur Lage-
einschätzung vielleicht: Wir hatten ja regelmäßig 
entweder den Sicherheitspolitischen Jour 
fixe - - Es gab auch eine regelmäßige Afghanistan-
Staatssekretärsrunde, die sich zusammensetzte 
auch aus den Ressorts, die in der Verantwor-
tung - - und auch mit den Ortskräften in Afgha-
nistan waren. Die Lagedarstellung war immer so, 
dass der BND informiert hat über seine Einschät-
zung zur Lage im Land und alle Ressorts mit ih-
ren Erkenntnissen dann beigetragen haben, so-
dass regelmäßig - und die Staatssekretärsrunden 
haben ja in sehr enger Taktung dann auch stattge-
funden - - dass jeder dieselbe Lageeinschätzung 
hatte in den Ressorts. Also, da wurden die Er-
kenntnisse auch tatsächlich zusammengetragen. 
Das BMVg - - BND hat zunächst für alle berichtet 
zu seiner Einschätzung zur Lage, und alle Res-
sorts haben dann ihre Einschätzungen dazu bei-
getragen, sodass es eigentlich keine abweichen-
den Lagebilder gegeben hat. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Wurde jemals von einer 
dieser beteiligten Behörden überhaupt in Be-
tracht gezogen ein Szenario, dass Kabul kampflos 
an die Taliban fällt? 

Zeugin Dagmar Busch: Nein, in der Tat nicht. 

Jörg Nürnberger (SPD): Es kann daher auch keine 
Bewertung eines solchen Szenarios geben.  

(Die Zeugin schüttelt  
den Kopf) 

Gut. - In den Vorbereitungsunterlagen - und Sie 
haben ja bereits auf die Sicherheitspolitischen 
Jour fixe hingewiesen - für den am 23. April 
findet sich in MAT A BMI-3.273 VS-NfD, 
Blatt 256 bis 262, die Sie mitgezeichnet haben, 
eine Aussage über die Position des AA: 

„• AA drängt unterdessen auf 
Verhandlungen zu … Notfall… 
(extreme Antragszahlen, 
Gefährdung/Visa; gleichzeitig 
extreme Verschlechterung der 
Sicherheitslage, sodass das 
IOM“ 

- dessen Kapazitäten wir vorhin besprochen 
haben - 

„nicht mehr operieren kann, 
Abzug aller DEU Ressorts);  

Es stellen sich dann politische 
Grundsatzfragen, die auf den 
Leitungsebenen zu entschei-
den wären, insbes. 

o Evakuierung aller Orts-
kräfte ohne vorherige 
Gefährdungsprüfung? 

o Einreise nach DEU ohne 
vorheriges Visumverfahren, 
also auch ohne Sicher-
heitsabfragen (KZE-
Verfahren) 

o Organisation einer solchen 
Evakuierung, wenn ange-
nommen kein Ressort mehr 
vor Ort sein sollte? 

• BMI sieht die o. g. Punkte des 
Szenarios sehr kritisch, insbe-

sondere im Hinblick auf die 
unbedingt notwendige indivi-
duelle Sicherheitsüberprüfung 
vor der Einreise in DEU.“ 

Haben auch Sie diese drängende Position des 
AA, so wie sie sich jetzt aus diesem Zitat ergibt, 
als besonders intensiv wahrgenommen? 

Zeugin Dagmar Busch: Das war eigentlich immer 
der Diskussionspunkt und das, was Sie auch 
eben mit Triggerbeschluss irgendwie erwähnt 
haben. Es waren immer verschiedene Begrifflich-
keiten letztlich für dieses Szenario, dass wir es 
nicht mehr in der Hand haben, was in Kabul oder 
in Afghanistan passiert, und deswegen schnell 
reagieren müssen. Das Auswärtige Amt hat nach 
meiner Erinnerung dann auch die Aufgabe über-
nommen, so ein Szenario noch mal auszugestal-
ten. Und es ist nach meiner Erinnerung durch 
Zeitablauf einfach gar nicht mehr dazu gekom-
men, dass uns auch als Ressorts dann andere 
Möglichkeiten noch eingefallen wären als dieses 
Visum on Arrival und dann eben die letzte Mög-
lichkeit, natürlich irgendwie mit Charterflügen 
Ortskräfte auszufliegen. Das war allen als Idee 
oder als Szenario tatsächlich bewusst. Dass das 
dann praktisch irgendwie im August, als Kabul 
an die Taliban übergeben worden war und auch 
der Flughafen ja gar nicht mehr in der Hand der 
internationalen Staatengemeinschaft war, nicht 
mal eben so mit Evakuierungs- und mit Charter-
flügen möglich war; das hätte man vielleicht als 
Szenario vorab mitdenken müssen; aber es hat 
damit niemand gerechnet, auch im Ressortkreis 
nicht. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben ja gerade auch 
beschrieben, dass die Sicherheitslage sich in der 
Folge kontinuierlich verschlechtert hat. Es gab 
am 30. Juli 2021 eine Ressortbesprechung, die Sie 
nach unseren Unterlagen als Abteilungsleiter-
ebene selbst geleitet haben, in der es erneut um 
die Prüfung der Notwendigkeit von Charterflügen 
und die Planungen zu dem von mir so genannten 
Alternativszenario ging. Ich beziehe mich hier 
auf MAT A BMZ-4.38 VS-NfD, Blätter 28 bis 33. 
In dem Protokoll heißt es, dass ein „bereits auf 
Arbeitsebene erstelltes Papier“ zum Alterna-
tivszenario „so rasch wie möglich finalisiert 
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werden“ soll. - Welche Punkte waren zu diesem 
Zeitpunkt noch offen und führten dann dazu, 
dass die Überlegungen zu diesem Alternativ-
szenario nach über einem halben Jahr ressort-
gemeinsamer Arbeit auch zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht finalisiert waren? - Wir können es 
Ihnen gern vorlegen, wenn Sie möchten. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, an die Besprechung 
kann ich mich gut erinnern. Die hatte ich eben 
schon erwähnt. Die habe ich tatsächlich ja ir-
gendwie geleitet vor dem Hintergrund, dass ich 
ein bisschen ungeduldig wurde bei diesen ver-
schiedenen Ressortwünschen und tatsächlich 
auch genau wissen wollte, wie viele Ortskräfte 
denn jetzt tatsächlich auch ausreisebereit sind, 
um die Frage zu klären: Brauchen wir jetzt Char-
ter, und wer übernimmt das dann? Ich hatte das 
eben schon erwähnt: Es war tatsächlich am 
30. Juli so, dass wir nicht mal einen Charter voll-
bekommen hätten. Es schlossen sich ja diverse 
andere Fragen an: Wer organisiert die Charter? 
Wer hat da Zugang zu den Airlines? Und wer 
übernimmt die Kosten dafür? Und wer erklärt 
denn der afghanischen Regierung auch, dass wir 
da jetzt also mit Charter Ortskräfte einfliegen, 
abgesehen davon, dass die Ortskräfte selber auch 
ja lieber individuell noch ausgereist sind, solange 
die Möglichkeit noch bestand? Ich habe ja diese 
Ressortbesprechung geleitet.  

Dass dieses Szenario und in welchen Facetten 
das nicht weiter ausgefüllt worden ist, kann ich 
aus der Erinnerung nicht mehr sagen. Aber es 
waren eben diverse praktische Fragen, die da 
dranhingen: Wer organisiert die Charter? Aus 
welchem Topf wird das bezahlt? - Also, es gab 
eine Menge Dinge, die dann noch hätten geklärt 
werden müssen, bevor man das dann irgendwie 
verschriftet hätte. Wie gesagt, also mit dieser 
Geschwindigkeit der Entwicklung hat dann da 
auch niemand gerechnet. Ich kann das nicht an-
ders erklären. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ist es daher richtig, dass 
auch an diesem Tag noch niemand mit einer 
kampflosen Übergabe von Kabul gerechnet hat, 
14 Tage bevor - - 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, das ist richtig. Bis 
zuletzt hat das niemand erwartet. Das ist ja das 
Dramatische an der Lageentwicklung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dem Protokoll ist dann 
ein Papier zum Alternativszenario angehängt, 
zumindest ein Vorschlag. Ich beziehe mich wie-
derum auf MAT A BMZ-4.38 VS-NfD, die Blät-
ter 28 bis 33. Nach dem dort aufgeführten Szena-
rio sollten nach einem sogenannten Trigger-
beschluss durch die Leitungsebene aller beteilig-
ten Ressorts alle gefährdeten Ortskräfte und ihre 
Kernfamilien schnellstmöglich aufgenommen 
werden. - Welche Triggerpunkte hatten Sie dort 
benannt, oder wie weit war die Diskussion über 
mögliche Triggerpunkte? 

Zeugin Dagmar Busch: Als Triggerpunkte wurde 
von allen Ressorts die Situation gesehen, dass 
wir die Steuerung in Kabul und die Lage dann 
nicht mehr so bestimmen können, dass wir dann 
tatsächlich keine Entscheidungsmöglichkeit 
mehr haben und auch kein geordnetes Verfahren 
mehr durchgeführt werden kann. Es hat dann 
letztlich nach meiner Erinnerung diesen Trigger-
beschluss nie gegeben. Es war dann in einer der 
Krisenstabssitzungen ab Mitte August, dass für 
alle selbstverständlich war, dass jetzt der Punkt 
erreicht ist, dass man mit Evakuierungsflügen 
versuchen muss, alle die auszufliegen, die man 
da in den Flughafen kriegen kann. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gleich zu Beginn des 
Papiers heißt es auch, dass die Identitätsprüfung 
und die Sicherheitsprüfung zwingend weiterhin 
vor der Ausreise erfolgen müsse. Später wird 
ausgeführt im gleichen Papier, dass auch das 
Visumverfahren weiter durchgeführt werden soll. 
Auf die Möglichkeit von der Visaerteilung bei 
Einreise - also Visa on Arrival - geht das Papier 
auch zu dem Zeitpunkt noch nicht ein. Tatsäch-
lich wurde es dann erst in Einzelfällen 
vorher - die haben wir vorhin besprochen -, aber 
jedenfalls für die große Gruppe erst während der 
Evakuierungsoperation selbst gemacht. Können 
Sie uns auch da noch mal schildern, warum 
bereits zu diesem relativ späten Zeitpunkt auch 
diese Frage nach Visa on Arrival aus dem Papier 
- - nicht in das Papier aufgenommen wurde? 
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Zeugin Dagmar Busch: Ja, das ist der ähnliche 
Zusammenhang wie vorhin geschildert. Da nie-
mand diese Entwicklung in der Geschwindigkeit 
vorhergesehen hat, blieben auch BMZ und Aus-
wärtiges Amt nach meiner Erinnerung bei der 
Einschätzung, dass man nicht irgendwie ein 
Signal nach außen senden wollte, dass man das 
Land jetzt irgendwie verloren gibt und flächen-
deckend Leute ausfliegt. Es gab ja sogar, wie ich 
erwähnt hatte, diese Bitte der afghanischen Re-
gierung an Deutschland: Bitte keinen Braindrain, 
bitte uns jetzt nicht die vielversprechenden jun-
gen Leute - gerade die, die Sprachmittler 
waren - flächendeckend irgendwie aus dem Land 
holen. - Das waren die Hinderungspunkte, die 
dagegensprachen.  

Dass das mit Visum on Arrival nicht in dem Pa-
pier steht: Ich glaube, zu dem Zeitpunkt war das 
allen klar, dass die BMI-Position - und ich meine, 
das ist auch in den Ressortbesprechungen dann 
gesagt worden, im Krisenstab - - dass das selbst-
verständlich die Notlösung dann sein würde und 
dass man aber bis dahin möglichst festhalten 
möchte an den geordneten Verfahren. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt haben Sie uns ja 
vorhin dargestellt, dass Sie am 12. August in den 
Urlaub gegangen sind. 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, das ist mein Geburts-
tag. 

Jörg Nürnberger (SPD): Es gab ja dann am 
13. August die Krisenstabssitzung. Können Sie 
sich erinnern, wer beauftragt war mit Ihrer Ver-
tretung in dieser Krisenstabssitzung - - Anders-
herum: Es gab diese Krisenstabssitzung der Bun-
desregierung, aber danach ist es auch zu einer 
Ressortbesprechung zum Ortskräfteverfahren auf 
Abteilungsleiterebene gekommen. Können Sie 
mir sagen, wer Sie dort vertreten hat? 

Zeugin Dagmar Busch: Also, mein ständiger Ver-
treter war Herr Dr. Franz Palm, und im Zweifel 
sonst Dr. Ehrentraut oder Thomas Plank, die zu-
ständigen Referatsleitungen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Mhm. - Dort gibt es näm-
lich einen Vermerk, den ich der Vollständigkeit 

halber hier fürs Protokoll noch anführen möchte, 
der sich auf das BMI bezieht. Dort wird wieder-
gegeben, dass der sogenannte Triggerbeschluss - 
Klammer auf: ist gleich Alternativszenario; 
Klammer zu - in einer Staatssekretärsrunde in der 
kommenden Woche beschlossen werden soll. 
Jetzt waren Sie persönlich nicht anwesend, aber 
ich glaube, wir können hier festhalten, dass in 
der kommenden Woche natürlich die Ereignisse 
sich derart überschlagen haben, dass es dann 
auch obsolet war. 

Zeugin Dagmar Busch: Nach meiner Erinnerung 
ist der auch nie gefasst worden, förmlich, dieser 
Triggerbeschluss. Das war dann irgendwie in der 
Folgewoche klar, dass man evakuieren muss. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ihre Rückkehr war am 
18. August, sagen Sie. 

Zeugin Dagmar Busch: Nee, am 19. war die 
Krisenstabssitzung. Da war ich wieder dabei. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gab es ab diesem Zeit-
punkt tatsächlich auch noch Diskussionen mit 
den Ressorts, wie denn tatsächlich jetzt die Eva-
kuierungsflüge durchgeführt werden sollen, wel-
che Bedingungen notwendig sind für die Auf-
nahme der Menschen in Deutschland und wie 
hier auch die Interessen des BMI an einer mög-
lichst geringen Anzahl von Gefährdern und ähn-
lichen Personen, die nach Deutschland reisen 
sollen, gewahrt werden? Können Sie uns darstel-
len, ob nach Ihrer Rückkehr aus Ihrer kurzen 
Abwesenheit diese Punkte noch Gegenstand von 
Besprechungen bei Ihnen im Hause, aber auch 
mit den anderen Ressorts waren? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, eigentlich jedenfalls 
nicht als eine Auseinandersetzung noch. Wir 
hatten ja seit Sommer, als klar war, dass diese 
Verfahren oder die Gefährdungsanzeigen auch 
auf 2013 zurückgehen dürfen - - Ich weiß das, 
weil im Sommer ist ja - im Juni - auch immer die 
IMK, und da hatte unser Minister Seehofer die 
Länder sozusagen vorbereitet und hatte gesagt, 
es mag sein, dass doch weit mehr Ortskräfte 
kommen, als wir ursprünglich vorgesehen haben, 
wegen dieser Erweiterung auf das Jahr 2013. Und 
es gab viel Bereitschaft bei den Bundesländern, 
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auch afghanische Ortskräfte aufzunehmen. Da 
erinnere ich mich nur an Kapazitätsgrenzen bei 
den Unterkünften, weil es immer ja auch noch so 
Nachwirkungen der Coronazeit gab. Wir haben 
dann intern verhandelt auch mit dem BMVg, ob 
BMVg in der Lage wäre, für Evakuierungssitua-
tionen Kasernen zur Verfügung zu stellen. Wir 
haben mit dem BAMF verhandelt, wer in der 
Lage ist, vom Flughafen in diese Kasernen ir-
gendwie Leute mit Bussen zu transportieren. Es 
waren tausend praktische Fragen, aber eigentlich 
keine Auseinandersetzungen mehr mit den Res-
sorts.  

In der Krisenstabssitzung, an der ich dann wieder 
teilgenommen habe, am 19. August, da war tat-
sächlich die Situation ja eskaliert. Da war Kabul 
an die Taliban übergeben. Man hatte große Sorge, 
ob man den Flughafen lange wird nutzen kön-
nen, weil man sicher war, wenn die Amerikaner 
den Flughafen nicht mehr schützen, dann wäre 
auch keine Möglichkeit mehr für deutsche Eva-
kuierungsflüge. Und man hatte so ein Gefühl, 
dass das Ende August schon alles tatsächlich 
vorbei sein könnte, und war da sehr unter Zeit-
druck. Und die Ressorts waren natürlich irgend-
wie gebeten, dann auch zu priorisieren. Aber 
eigentlich war die wichtigste praktische Frage: 
„Wie bekommt man überhaupt Flüge irgendwie 
noch nach Kabul?“, weil die Landeslots natürlich 
auch von den Amerikanern beansprucht wurden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt haben Sie zweimal 
in Ihrer Aussage das Wort benutzt - ich möchte 
bitte wirklich keine sprachlichen Spitzfindig-
keiten betreiben -, Kabul sei übergeben worden. 
Haben Sie Kenntnisse darüber, wer Kabul an wen 
übergeben hat? 

Zeugin Dagmar Busch: Nein, habe ich nicht. Das 
ist vielleicht auch eine sprachliche Frage. Kabul 
wurde ja tatsächlich kampflos übergeben. Und es 
kann ja nur so sein, dass die Sicherheitskräfte, 
die - von uns ausgebildet - eigentlich Kabul hät-
ten verteidigen sollen, kampflos die Taliban da-
reinge- - Ich kann das gar nicht anders formulie-
ren. Es war ja völlig unerwartet für alle. 

Jörg Nürnberger (SPD): Mir ging es nur darum, 
ob Sie vielleicht irgendwelche Kenntnisse haben, 

dass es tatsächlich aktive Übergabe der Macht 
gegeben hat. Aber das ist offensichtlich so nicht.  

Zeugin Dagmar Busch: Nee. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich würde gern zum Ab-
schluss - meine Zeit nähert sich, glaube ich, dem 
Ende - noch einmal Sie bitten, kurz darzustellen 
eine Bewertung des German Police Project. Wo 
war Ihrer Auffassung nach dieses Projekt erfolg-
reich, und welche Schwierigkeiten haben Sie mit 
diesem Projekt in der Umsetzung in Afghanistan 
erlebt? 

Zeugin Dagmar Busch: Das ist nicht so einfach 
jetzt in so einer kurzen Antwort.  

Jörg Nürnberger (SPD): Ja, ich weiß. 

Zeugin Dagmar Busch: Ich habe mich sehr enga-
giert bei diesem Polizeiprojekt, und aus meiner 
Sicht ist sehr viel Positives erreicht worden in 
dem Bestreben, sozusagen eine zivile Polizei und 
rechtsstaatliches Handeln beizubringen. Auch 
mit dem Gesichtspunkt „Frauen in der Polizei“ 
haben wir aus meiner Sicht sehr viel Verständnis 
und sehr viel Struktur in die afghanische Polizei 
bringen können. Wir haben ja irgendwie Ausbil-
dungscurricula mitgeschrieben an der afghani-
schen Polizeiakademie - auch für diese höheren 
Ränge - und sehr viel im Sinne von Demokratie 
und der Arbeit ziviler Polizei an Verständnis 
vermitteln können und, wie gesagt, 80 000 Poli-
zeikräfte in der Zeit geschult und ausgebildet. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. Das beendet 
meine Fragen. Vielen Dank für Ihre Beantwor-
tung. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich glaube, auch 
wenn das ein Untersuchungsausschuss ist, darf 
man zwischendrin Sie durchaus auch dazu be-
glückwünschen, was dieses Polizeiprojekt ins-
gesamt angeht. Wir haben seinerzeit auch Poli-
zeibeamte nach Afghanistan entsandt, als ich 
Innenminister in Schleswig-Holstein war, und 
wir haben gesehen, dass da unheimlich viel in-
vestiert worden ist in die Polizeiausbildung dort. 
Das darf man, glaube ich, jenseits des Untersu-
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chungsauftrags auch feststellen, dass es eine gute 
Sache ist.  

Das Fragerecht geht zur Union. Wer fragt bei 
Ihnen?  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Keine weiteren 
Fragen.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Keine weiteren 
Fragen. - Dann sind wir bei der Kollegin Sara 
Nanni. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Und wir fangen direkt an mit einem 
Vorhalt - würden Ihnen das auch vorlegen -, und 
zwar MAT A BMI-3.317 VS-NfD, Blatt 8 bis 14. 
Da geht es auch um ein Gespräch auf Staatssekre-
tärsebene mit dem AA, das empfohlen wird. Und 
zwar ist das eine Entscheidungsvorlage, die Sie 
billigen.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Ich habe hier einmal noch zitiert - das wären 
dann, genauer gesagt, Seite 8/9 -:  

„Hinweis: Es muss die Bemerkung 
von Maas gemeint sein, dass das 
Krisenreaktionszentrum besseres 
zu tun habe als Statistik … Die 
Abfrage ist für uns von großer 
Bedeutung. Sie ist nicht identisch 
mit der nach St-Runde an diesem 
Dienstag an uns veranlassten 
Rückmeldung der Ressorts. Es 
geht hier vielmehr um die perso-
nenscharfe Identifizierung der 
Ortskräfte für Nachverfolgung 
Aufnahmestatus, Verbleib und 
GTAZ.“ 

Können Sie einmal erläutern, wie Sie zu der 
Einschätzung gekommen sind, dass die Zu-
sammenarbeit mit dem AA sich schwierig 
gestaltet aufgrund der Bemerkung von Heiko 
Maas? 

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. Ich hatte ja eben 
schon - - Das war Ihre Frage auch von vorhin: 
Was sind das alles für verschiedene Listen? - Und 

die Bundespolizei hatte großes Interesse daran, 
auch zu wissen, wer jetzt tatsächlich auf einer 
Ausreiseliste steht, um sich darauf vorzubereiten 
hier in Deutschland. Ich erinnere mich gut, dass 
das Krisenreaktionszentrum die verschiedenen 
Listen - Ortskräfteliste - - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ganz 
kurz, wenn ich Sie unterbreche, weil das hatten 
Sie vorhin schon länger ausgeführt.  

Zeugin Dagmar Busch: Ja.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mir 
geht es jetzt insbesondere um die Frage, ob Heiko 
Maas sozusagen auch angeleitet hat, dass sein 
Haus sich um Besseres zu kümmern hat als die 
Listen, so wie Sie das ja in dem Vermerk auch - - 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, genau. Die Bemerkung 
ist genauso gefallen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
haben Sie selber gehört? 

Zeugin Dagmar Busch: Die haben wir vom Aus-
wärtigen Amt - - Das Auswärtige Amt hatte die 
Verantwortung für die Listen übernommen und 
hat dann - - In einer - wie auch immer - stressigen 
Situation ist uns gesagt worden: Wir müssen hier 
Menschenleben retten und das organisieren im 
Krisenreaktionszentrum. Wir haben keine Zeit, 
irgendwelche Listen zu führen. - So ist die Be-
merkung gefallen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wel-
che Probleme das mit sich bringt, war hier auch 
im Ausschuss schon häufig Thema. Von daher 
danke ich Ihnen auch noch mal für die Einschät-
zung.  

Ich würde jetzt noch zu der Ressortbesprechung 
am 30. Juli kommen. Die war ja hier auch schon 
mehrfach Thema. Mir ist vor allem aufgefallen, 
dass das das erste Mal war, dass Sie selbst auf 
Ihrer Ebene diese Ressortbesprechung einberufen 
haben. Können Sie mir einmal erläutern, warum 
Sie das quasi auf Ihre Ebene hochgezogen haben? 
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Zeugin Dagmar Busch: Ja, weil ich das Gefühl 
hatte, dass die Diskussion auf Arbeitsebene, also 
auf Referatsleitungsebene, eigentlich immer zu-
friedenstellend gelaufen ist. Ich hatte zu dem 
Zeitpunkt das Gefühl, dass wir nicht weiter Zeit 
verlieren dürfen bei dieser abstrakten Diskussion: 
„Fliegen wir nun mit Charterflügen oder nicht?“, 
oder: „Wer zahlt die eigentlich?“, oder: „Wer soll 
das denn organisieren? Wer hat den Kontakt zu 
den Airlines?“ - Ich hatte das Gefühl, es muss 
jetzt irgendwie konkret geklärt werden: „Wer hat 
denn wie viele Ortskräfte, die tatsächlich aus-
reisen wollen?“, und habe dann mich in der 
Verantwortung, weil wir in der Abteilung die 
Zuständigkeit für die Koordinierung hatten - - Ich 
habe mich da auch verantwortlich gefühlt, das 
jetzt zu klären, und habe dann deswegen die Be-
sprechung einberufen und alle gefragt: „Wie viele 
Leute habt ihr denn?“, was dann eben im Ergeb-
nis dazu führte, dass wir nicht mal einen Charter 
vollbekommen hätten. Und dann habe ich ge-
dacht, statt das abstrakt irgendwie ständig zu 
diskutieren, wenn gar nicht genügend Leute für 
einen Charter da sind - - Und dann haben wir ja 
die Entscheidung getroffen, die individuelle Aus-
reise wird von den Ressorts bezahlt. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. Ich 
kann die Dringlichkeit nachempfinden, die Sie 
damals verspürt haben. Ein bisschen im Wider-
spruch steht dazu, dass Sie dann - - Am 30. war 
ja das Treffen. Am 10. August schreiben Sie Frau 
Hammerschmidt aus dem BMZ ein Follow-up zu 
der Ressortbesprechung per Mail. Das ist MAT A 
BMI 3.253 VS-NfD, Blatt 1 228. Da sagen Sie:  

„… ich hatte in der Tat wie be-
sprochen geplant, mit zeitlichem 
Abstand vor der nächsten St-
Runde für den Dienstag über-
nächster Woche, den 24. August, 
um 13 Uhr zu einer nächsten 
TSK-Ressortrunde auf AL-Ebene 
einzuladen und hoffe, dass der 
Termin auch bei Ihnen passt!“ 

Das sind ja dann doch dreieinhalb Wochen zwi-
schen dem ersten Termin Ende Juli und dann 
dem, den Sie neu angesetzt haben. Warum? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, weil ja auch aus der 
Ressortbesprechung keine Notwendigkeit ent-
standen war, jetzt Charterflüge zu organisieren, 
sodass ich das in Ordnung fand, dass wir das 
dann noch mal updaten, wie die Entwicklung 
dann ist. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Dann würde ich jetzt mal dazu kommen, 
wie die Entwicklung denn so war. Woher haben 
Sie Ihre Informationen bekommen zur 
Sicherheitslage in Afghanistan? 

Zeugin Dagmar Busch: In den regelmäßigen 
Staatssekretärsrunden, in denen jedes Mal der 
BND zur Sicherheitslage informiert hat. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
was war Ihnen darüber bekannt, über die mög-
lichen Zeitstränge? 

Zeugin Dagmar Busch: Ich erinnere mich daran, 
dass wir davon ausgegangen sind oder auch eine 
Information des Bundesnachrichtendienstes hat-
ten, dass mit einem Fall von Kabul oder einer 
wie auch immer gearteten Veränderung und Ak-
tivitäten der Taliban mit Interesse an der Stadt 
Kabul nicht vor dem 11. September - das war ja 
das Datum, das von der Biden-Regierung verein-
bart worden war - - dass nicht vorher damit zu 
rechnen ist. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist 
ganz interessant, weil das Datum wurde auch in 
der Krisenstabssitzung vom 13. August genannt. 
Sie haben das aber vorher schon in der Staats-
sekretärsrunde gehört: 11. September? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, das war eine Einschät-
zung des BND dazu. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie sich erinnern, wann Sie das das erste Mal 
so konkret gehört haben? 

Zeugin Dagmar Busch: Nee.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Noch eine andere Frage zur Sicherheitslage auch; 
jetzt geht es aber um den Themenkomplex 
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Bedrohung von Ortskräften. Das ist MAT A 
BMI-3.92 VS-NfD, Blatt 1 088 bis 1 093. Da geht 
es um die Frage, ob Ortskräfte durch die Taliban 
bedroht sind. Die Taliban selber hat verlautbaren 
lassen über die Presse, dass die Ortskräfte keine 
Rache zu fürchten hatten. Der BND kam dann zu 
folgender Einschätzung:  

„• Die Aussicht auf eine Amnes-
tie für Ortskräfte hänge unmit-
telbar mit der für die inter-
nationalen Kräfte übernomme-
nen Aufgaben der jeweiligen 
Ortskraft zusammen. Überset-
zer der Spezialkräfte könnten 
auf weniger Milde hoffen als 
beispielsweise Reinigungs-
personal. 

• Eine Amnestie wird weiterhin 
durch die oberste Taliban-
Führung erteilt; allerdings 
gebe es je nach regionaler 
Verantwortlichkeit unter-
schiedliche Maßstäbe/unter-
schiedliche Härten in der An-
wendung einer möglichen 
Strafe. 

• Informationen bezüglich der 
Zusammenarbeit würden 
durchaus lange vorgehalten. 
Zwar sei BND nicht bekannt, 
dass die TB ‚Listen‘ im Sinne 
eines DEU Bürokratie-
verständnisses führten, aller-
dings seien Familien in ihrem 
unmittelbaren Umfeld als Mit-
arbeiter internationaler Kräfte 
bekannt und trügen dieses 
‚Label‘ anhaltend. 

• Eine Verschleierung der Tätig-
keit für die iG“  

- internationale Gemeinschaft - 

 „sei in der Regel nicht möglich 
(gewesen), weil Arbeitswege 
oder auch Begleitung inter-
nationaler Kräfte die Zusam-
menarbeit sichtbar werden 
ließen.“ 

Das war am 8. Juni. - Für mich ergibt sich daraus, 
dass es neben der individuellen Gefährdung auch 
eine allgemeine Gefährdung geben kann. Wie 
haben Sie das im BMI besprochen? 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, das war ja dann die 
Kategorie für die Gefährdungsanzeige latent oder 
konkrete Gefährdung. Das ist dann auch von der 
Abteilung M in der Form als Bewertung akzep-
tiert worden, dass man von einer latenten Ge-
fährdung ausging und dass das auch ausgereicht 
hat, um eine Gefährdungsanzeige zu stellen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 
Das wäre es von mir. - Danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir zur AfD-Fraktion. 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Frau Busch, wir haben eben die posi-
tive Arbeit der Polizei hier gewürdigt. Es gab 
allerdings auch negative Seiten. Uns liegen hier 
Informationen vor, dass der Leiter des GPPT am 
15. März 2021 beim afghanischen Innenminister 
vorsprach. Das ist MAT A AA-8.547 VS-NfD, 
Blatt 21. Und es ging - ich zitiere aus dieser Mail 
der deutschen Botschaft in Kabul - um die 

„verbrecherischen Machenschaf-
ten der Leitung des STC Balkh,“ 

- das ist das Trainingscamp in Balkh - 

„die sowohl für systematische 
sexuelle Straftaten gegen weib-
liche Mitglieder der Polizei als 
auch Unterschlagung von Gehäl-
tern durch „Geisterpolizisten“ ver-
antwortlich war.“ 

Zitat Ende. - Peter Jördening, also der Leiter des 
GPPT, wies den Minister darauf hin, dass die 
Täter immer noch gemeinsam mit einem der 
Opfer im Dienst seien.  

Vom früheren Botschafter Zeidler haben wir in 
diesem Zusammenhang erfahren, dass er sogar 
mehrmals beim Innenminister vorsprechen 
musste, weil die sexuellen Übergriffe auf weib-
liche Mitglieder der vom GPPT ausgebildeten 
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afghanischen Polizeieinheiten und weitere Ver-
brechen auch nach mehrmaliger deutscher Inter-
vention nicht abgestellt werden konnten.  

Meine Fragen: Was wussten Sie im Ministerium 
von diesen Vorfällen? Wie haben Sie damals den 
Sachverhalt aufgenommen, dass auch nach 
mehrmaliger deutscher Intervention systema-
tische sexuelle Straftaten und andere Verbrechen 
im STC Balkh nicht abgestellt werden konnten? 

Zeugin Dagmar Busch: Ich kann jetzt den Sach-
verhalt in der Form natürlich auch im Ergebnis 
nicht bestätigen; aber ich war unterrichtet wor-
den von meinem zuständigen Referat B 4 da-
rüber, dass es diesen Vorwurf gab. Und es ist tat-
sächlich auch von uns veranlasst worden aus 
dem Ministerium, dass der Botschafter Zeidler 
mit dem afghanischen Innenminister Kontakt 
aufnimmt und mit dem zuständigen Polizeiführer 
dort vor Ort spricht und sich auch mehrfach ver-
sichert, ob die Verhältnisse sich verbessert haben 
und ob das abgestellt ist. Weiter ging dann tat-
sächlich auch unser Einfluss nicht, als den Bot-
schafter und den Peter Jördening als Leiter des 
GPPT dort irgendwie vorsprechen zu lassen und 
da fortwährend drauf hinzuweisen. Also so ge-
sehen ist mir der Sachverhalt bekannt. Ob der 
dann mehrfach oder überhaupt nie abgestellt 
wurde: Da hätten wir, glaube ich, dann Maßnah-
men ergreifen müssen, unser Projekt zu beenden.  

Joachim Wundrak (AfD): Ja, das wäre jetzt meine 
Frage gewesen.  

Zeugin Dagmar Busch: Ja, also - - 

Joachim Wundrak (AfD): Ist das in der Diskus-
sion gewesen, das Projekt doch zumindest zu 
beenden?  

Zeugin Dagmar Busch: Nach meiner Kenntnis 
nicht. Deswegen habe ich auch gesagt: Ich habe 
keine aktive Kenntnis, was nach den Gesprächen 
des Botschafters, auch mit dem Minister, die wir 
auch vom Ministerium aus veranlasst haben - - 
ob sich der Zustand dann gebessert hat, wovon 
ich ausgehe; sonst hätte ich das Projekt einge-
stellt - ganz klar.  

Joachim Wundrak (AfD): Ja, danke. - Themen-
wechsel - ich beziehe mich auf MAT A 
BMI-3.493 VS-NfD, Blatt 170 -: Am 28. August 
2021, das heißt also während der Evakuierung, 
haben Sie eine E-Mail mit dem Betreff „… Afgha-
nistan - besonders schutzbedürftige Personen“ an 
Staatssekretär Engelke gesendet. Ich zitiere:  

„Lieber Hans-Georg, vorbehaltlich 
M-Zuständigkeit: Ich hatte die M 
gestern so verstanden, dass Herr 
Minister tatsächlich die Aufnah-
mezusage für die bisherige! Liste“ 

- „bisherige“ mit Ausrufungszeichen -  

„der besonders schutzbedürftigen 
Personen (zum Ende der Evakuie-
rungsmission 3.700 Personen ein-
schließlich Familienangehörigen) 
gebilligt hat. Darüber hinausge-
hende „tagesaktuelle Fortschrei-
bung durch AA““ 

- das in Anführungsstrichen -  

„sei aber gerade fragwürdig und 
erst einmal noch von weiterer 
Min-Entscheidung abhängig 
(wieso alle nach DEU? , ggfs. Ab-
stimmung auf EU-Ebene etc).“ 

Meine Frage dazu: Warum war für Sie die tages-
aktuelle Fortschreibung durch AA fragwürdig, 
zumindest zu diesem Zeitpunkt?  

Zeugin Dagmar Busch: Also, es gab eine Verstän-
digung auch auf Staatssekretärsebene, dass diese 
Liste, die ja dann parallel zur Ortskräfteliste in 
der Evakuierungszeit entstanden war, die soge-
nannte Menschenrechtsliste, für die das Auswär-
tige Amt die Zuständigkeit hatte, dass die zu 
einem bestimmten Zeitpunkt auch abgeschlossen 
sein sollte, weil man dann übergehen wollte - das 
war jetzt auch unzuständigkeitshalber, weil die 
Migrationsabteilung zuständig war - - Die Liste 
sollte abgeschlossen werden, und es sollte dann 
übergehen in ein humanitäres Aufnahmepro-
gramm, bei dem man sich auf EU-Ebene auch 
abstimmen wollte.  
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Der Gesichtspunkt „Warum alle nach Deutsch-
land?“: Das war eben genau die Frage. Die deu-
tete auf dieses humanitäre Aufnahmeprogramm 
abgestimmt auf EU-Ebene hin, weil zwar dann 
eine Menschenrechtsliste entstanden war - - Da 
waren aber dann eben auch Leute drauf, die hat-
ten keinerlei Deutschlandbezug. Die waren natür-
lich schutzwürdig, und die waren irgendwie in 
der Bemühung um demokratische Strukturen auf 
jeden Fall wert, auf diese Liste gesetzt zu werden. 
Aber es kam natürlich irgendwann die Frage: 
Welche Verantwortlichkeit haben denn auch an-
dere EU-Staaten für Menschenrechtsvertreter in 
Afghanistan, und ist die Verantwortung alleine 
dafür nur bei Deutschland, wenn Personen auf 
der Liste sind, die gar keinen Deutschlandbezug 
haben? - Das war die Frage, die damit gestellt 
war. Und so ist es, glaube ich, dann auch im Ver-
lauf gewesen, dass man dann auf ein humanitäres 
Aufnahmeprogramm auf EU-Ebene hingezielt 
hat.  

Joachim Wundrak (AfD): Hat es auf die Frage 
„Wieso alle nach Deutschland?“ eine Reaktion, 
Antwort des Staatssekretärs an Sie gegeben?  

Zeugin Dagmar Busch: Nein, aber wir waren 
uns - und da war dann ja eben auch Staatssekre-
tär Teichmann zuständig für die M - - Alle waren 
sich einig, auch das Auswärtige Amt, dass diese 
Liste zu einem bestimmten Zeitpunkt - - Ich 
glaube, Ende August wurde diese Menschen-
rechtsliste dann erst mal geschlossen, und es ging 
über in die Verhandlungen zu einem humani-
tären Aufnahmeprogramm.  

Joachim Wundrak (AfD): Und die Fragestellung 
Richtung EU, ist die aufgegriffen worden?  

Zeugin Dagmar Busch: Ja. Die Abteilung M hat 
das auf EU-Ebene dann verhandelt.  

Joachim Wundrak (AfD): Okay. - Aus der - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Da sind wir wie-
der am Schluss und wechseln zur FDP-Fraktion. 
Herr Kollege Heidt.  

Peter Heidt (FDP): Ja, vielen Dank. - Frau Busch, 
aus der Vernehmung der Zeuginnen Professor 

Warning und Hammerschmidt vom BMZ wissen 
wir, dass Sie unter anderem mit Ihrer Kollegin 
Hammerschmidt telefoniert haben, also am 
5. August, da Sie sich mit ihr beraten wollten zu 
der Frage „Worst-Case-Szenarien, wer das fest-
legt“. Da gibt es in MAT A BMZ-4.38 VS-NfD, 
Blatt 152, auch einen E-Mail-Verkehr von Frau 
Hammerschmidt und Frau Warning, wo sie die-
ses Telefonat auch berichtet. 

Sie stimmten in dem Telefonat wohl mit Frau 
Hammerschmidt überein, dass das nicht jedes 
Ressort für sich tun kann, sondern dass es eine 
ressortabgestimmte Entscheidung geben muss. 
Sie baten das BMZ hier auch um Unterstützung, 
da es durch deren DOs und NROs so nah an der 
Zivilgesellschaft sei und eher den Zeitpunkt oder 
die Kriterien erkennen können würde. Wann 
wurde Ihnen bewusst, wann ist Ihnen aufgefal-
len, dass zwingende Entscheidungen offen waren 
und die Zuständigkeiten offensichtlich nicht klar 
waren, um schnelle Entscheidungen herbeifüh-
ren oder treffen zu können?  

Zeugin Dagmar Busch: Ich weiß nicht, ob ich Sie 
jetzt richtig verstanden habe. Ich hatte zu keinem 
Zeitpunkt das Gefühl, dass da Zuständigkeiten 
noch irgendwie zu klären waren. Meine Gesprä-
che, auch mit der Frau Hammerschmidt, die 
dienten dazu, rauszufinden, wie denn tatsächlich 
auch jetzt die Position des BMZ mit Blick auf die 
Ortskräfte war. Ich hatte ja eben schon gesagt: 
Das BMZ ging davon aus - und wir haben ja auch 
voneinander gelernt als Ressorts -, so wie in an-
deren Krisenregionen der Welt, dass man Ent-
wicklungshilfe selbstverständlich auch weiter 
betreiben möchte und muss, wenn da überhaupt 
keine internationalen Truppen oder keine Polizei 
und keine anderen mehr im Land sind, sodass 
BMZ eigentlich einen ganz anderen Ansatz für 
die Ortskräfte hatte. 

BMZ hat auch teilweise noch so ein bisschen 
Werbung gemacht, dass die Ortskräfte bleiben 
mögen, und ich wollte rauskriegen, auch in den 
Gesprächen mit Frau Hammerschmidt, wie denn 
die Position des BMZ zu den Ortskräften tatsäch-
lich ist, um die Frage zu klären: Wollen wir mit 
einem gemeinsamen Zeitpunkt tatsächlich dann 
irgendwie die Ortskräfte aufrufen oder nicht, 
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oder wie ist da die Vorstellung des BMZ? - Denn 
wir wollten natürlich auch das Konzept des 
BMZ, die gesagt haben: „Wir brauchen unsere 
Ortskräfte auch für Entwicklungshilfe. Selbst 
wenn dann nach einem Zusammenbruch des 
Landes dann nur noch Welthungerhilfe geht, 
brauchen wir unsere Ortskräfte im Land“ - - Das 
wollte ich ja nicht kaputtmachen durch andere 
Überlegungen, die jetzt vielleicht für BMVg oder 
für BMI relevant waren. Also es diente immer 
auch ein bisschen dem gegenseitigen Verständnis 
zum Umgang mit den Ortskräften. Das war unter 
den Ressorts völlig verschieden.  

Peter Heidt (FDP): Ich lasse Ihnen das gerade 
noch mal auch vielleicht vorlegen.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Ich meine, es ging ja schon - das ist ja auch schon 
angesprochen worden - um die Triggerpunkte, 
die Triggerszenarien.  

Zeugin Dagmar Busch: Mhm. 

Peter Heidt (FDP): Bei wem lag denn Ihres Wis-
sens nach die Entscheidungskompetenz bei der 
Erkennung dieser Triggerpunkte? Ich frage das 
auch deshalb, weil wir ja schon gelernt haben, 
dass letztendlich jedes Ministerium, jedes Res-
sort quasi sein eigenes Lagebild hier auch hatte.  

Zeugin Dagmar Busch: Also, nach meiner Erin-
nerung und auch so, wie wir das gehandhabt 
haben seit quasi Entstehung des Ortskräfteverfah-
rens, war ich mir sicher - und die anderen Res-
sorts waren auch der Auffassung -, dass nicht 
jedes Ressort für sich jetzt irgendwie feststellen 
konnte: „Es ist ein Zeitpunkt erreicht, zu dem wir 
aus Kabul und aus Afghanistan evakuieren müs-
sen“, sondern das sollte schon eine ressortabge-
stimmte Einschätzung zur Lage sein.  

Peter Heidt (FDP): Jetzt haben wir gesehen: Sie 
haben das mit dem BMZ gemacht. Haben Sie das 
auch mit anderen Ressorts, also zum Beispiel 
BMVg oder - - 

Zeugin Dagmar Busch: Ja, natürlich, in den regel-
mäßigen Staatssekretärsrunden immer. Und das 
Gespräch - jetzt vielleicht ein bisschen ausführ-
licher - mit Frau Hammerschmidt diente, wie ge-
sagt, dem Zweck, dass ich auch verstehen wollte, 
wie denn BMZ auf die Ortskräfte guckt. Die hat-
ten einfach tatsächlich einen anderen Ansatz. 

Peter Heidt (FDP): Wenn Sie die Staatssekretärs-
runden ansprechen - insgesamt -: Wie waren 
denn diese Staatssekretärsrunden nach Ihrer Auf-
fassung? Waren das eher Sachberichte zu dem 
Tagesgeschäft quasi, oder waren das auch strate-
gische Diskussionen?  

Zeugin Dagmar Busch: Das hing ein bisschen 
vom Zeitpunkt ab. Über einen langen Zeitraum 
waren es gegenseitige Sachdarstellungen, wer 
wie weit mit seinen Aktivitäten gekommen war. 
Wir haben immer berichtet, wie viele Polizisten 
wir mehr ausgebildet hatten, und das BMVg hat 
berichtet, wie viel mehr soldatisches Personal 
ausgebildet worden war, und die Entwicklungs-
hilfekollegen haben ihre Erfolge und das dar-
gestellt, was sie an Entwicklungshilfe geleistet 
haben.  

Es hat sich natürlich in den Sommermonaten zu 
einer strategischen Diskussion entwickelt, einmal 
zur Frage „Ortskräfteverfahren“ und dann zu die-
sen Szenarien, die wir eben auch besprochen ha-
ben: Müssen wir Charter anbieten? Wann ver-
ständigen wir uns auf so ein Alternativszenario? 
Wann, oder was sind die Voraussetzungen für so 
einen Triggerbeschluss? Was sind die Kriterien 
dafür, dass wir irgendwie sagen müssen: „Es ist 
tatsächlich ein Zeitpunkt erreicht, zu dem wir 
evakuieren müssen“? Also, diese Gespräche hat 
es dann natürlich auch gegeben.  

Peter Heidt (FDP): Und wie sattelfest waren so 
die teilnehmenden Staatssekretäre bezüglich der 
Lage in Afghanistan?  

Zeugin Dagmar Busch: Die waren durch ihre 
Fachkollegen meistens nicht nur gut vorbereitet, 
sondern auch begleitet, also so, dass durchaus da 
Fachkompetenz in den Runden vertreten war.  
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Peter Heidt (FDP): Wie ist denn das gewesen, 
diese Staatssekretärsrunden? Gab es da dann 
auch eine Entwicklung in Richtung eines Worst-
Case-Szenarios? Ist da was besprochen worden 
auch konkret?  

Zeugin Dagmar Busch: Ja, das war immer ver-
bunden mit der Frage „Visum on Arrival“ an 
BMI. Das war aber auch aus meiner Erinnerung 
allen bewusst, dass wir gesagt haben: eben im 
Fall dieses Alternativ- oder Notfallszenarios 
selbstverständlich. - Das hat auch Staatssekretär 
Engelke in den Runden so vorgetragen, ja. 

Peter Heidt (FDP): Sie haben ja häufiger an die-
sen Runden teilgenommen. Wie haben Sie die 
Entwicklung der Sicherheitslage in dem Unter-
suchungszeitraum wahrgenommen in diesen 
Runden?  

Zeugin Dagmar Busch: Die Sicherheitslage 
wurde ja primär zu Beginn jeder Runde tatsäch-
lich auch dargestellt. Wir sind unter dem Ein-
druck der Entscheidungen der Regierungen 
Trump, Biden - - dann der NATO-Beschluss, 
dann das Doha-Abkommen, das noch mal irgend-
wie Zeit verkürzt hatte durch diese Verständi-
gung mit den Taliban und dann ja irgendwie 
einen Abzug auf April 21 festgelegt hatte, und die 
Frage: Wie weit wird geduldet, dass man dann 
mit internationalen Kräften über diesen Zeit-
punkt hinaus noch im Land ist? - Das sind alles 
Punkte, die da besprochen wurden.  

Peter Heidt (FDP): Können Sie sich auch an Dis-
sens in diesen Runden zwischen den Ressorts 
erinnern, jetzt abgesehen von dem Ortskräfte-
verfahren?  

Zeugin Dagmar Busch: Zur Lageeinschätzung?  

Peter Heidt (FDP): Mhm, zum Beispiel.  

Zeugin Dagmar Busch: Nee, kann ich mich per-
sönlich jetzt nicht erinnern. Nee. 

Peter Heidt (FDP): Okay. - Ich glaube, wir belas-
sen es dann hier an der Stelle auch für die FDP.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann sind wir 
auch in der Tat am Ende angekommen. 

Ich darf mich bei Ihnen bedanken, dass Sie so ge-
duldig uns Frage und Antwort gestanden haben. 
Ich darf Sie darauf hinweisen, dass die Befragung 
noch nicht formal abgeschlossen ist, sondern Sie 
kriegen das Protokoll und haben 14 Tage Zeit, ge-
gebenenfalls Fehler zu korrigieren, und erst da-
nach wird dann das förmliche Ende der Befra-
gung festgestellt.  

Zeugin Dagmar Busch: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wünsche 
Ihnen persönlich alles Gute. 

Zeugin Dagmar Busch: Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich unterbreche 
die Sitzung bis 20 Uhr, und dann fahren wir mit 
dem dritten Zeugen fort. 

(Unterbrechung von  
19.44 bis 20.03 Uhr) 
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Vernehmung des Zeugen 
Dr. Carsten Maas 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Das da draußen ist sowohl von der Luft 
als auch von der Musik her verlockend; aber wir 
kehren zu unserer Pflicht zurück und begrüßen 
den dritten Zeugen Dr. Carsten Maas, der bereits 
Platz genommen hat.  

Ich stelle fest, dass der Zeuge ordnungsgemäß 
geladen ist. Dr. Maas, Sie haben den Erhalt der 
Ladung am 18. April 2024 bestätigt. Ich heiße Sie 
herzlich willkommen und bedanke mich, dass 
Sie dem Ausschuss als Zeuge zur Verfügung 
stehen.  

Ich bin zunächst gehalten, Sie über Ihre Rechte 
und Pflichten als Zeuge aufzuklären. Diese Be-
lehrung schreibt mir das Gesetz für jeden Zeugen 
textgleich vor. - Irgendwann kann ich das auch 
auswendig.  

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen. Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht.  

Wer vor einem Untersuchungsausschuss vorsätz-
lich falsche Angaben macht, kann sich nach 
§ 162 in Verbindung mit § 153 des Strafgesetz-
buches strafbar machen. Solch eine uneidliche 
Falschaussage kann eine Geldstrafe oder eine 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jah-
ren nach sich ziehen.  

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können Ver-
fahren wegen einer Straftat oder Ordnungswid-
rigkeit, aber auch Disziplinar- oder berufsgericht-
liche Verfahren sein.  

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind.  

Haben Sie dazu Fragen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein, Herr Vorsitzen-
der. Danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme ge-
fertigt wird, um die Protokollierung der Sitzung 
zu erleichtern. Deshalb ist es wichtig, dass Sie Ihr 
Mikrofon einschalten und laut und deutlich spre-
chen. Die Aufnahme wird nach Protokollerstel-
lung gelöscht. Das Protokoll wird Ihnen vor der 
endgültigen Fertigstellung übersandt.  

Sollten Sie während Ihrer Vernehmung zu der 
Auffassung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich 
oder höher eingestufte Informationen oder sons-
tige Dinge zur Sprache bringen müssen, deren 
öffentliche Erörterung überwiegende schutzwür-
dige Interessen verletzen würde, bitte ich um 
einen Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit sowie den 
Geheimhaltungsgrad der Sitzung zu beschließen.  

Ich weise aber gerade jetzt noch mal darauf hin, 
dass es sich um ein Regel-Ausnahme-Verhältnis 
handelt. Der Öffentlichkeitsgrundsatz für Beweis-
erhebungen in Untersuchungsausschüssen hat 
nach Artikel 44 des Grundgesetzes Verfassungs-
rang. Die Gründe für eine Ausnahme müssen da-
her von besonderem Gewicht sein, und es ist der 
Ausschuss, der darüber entscheidet. Und wir ha-
ben ja - ich füge das jetzt mal an der Stelle dazu - 
auch Methoden im Ausschuss wie zum Beispiel 
stille Vorhalte und andere Möglichkeiten, die uns 
das gegebenenfalls ersparen, umziehen zu müs-
sen und nichtöffentlich zu tagen.  

Haben Sie zu diesen Hinweisen Fragen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein. Danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich komme jetzt 
zum Ablauf der Vernehmung. Eingangs werde 
ich Sie kurz zu Ihrer Person befragen. Zu Beginn 
der Vernehmung zur Sache haben Sie nach § 24 
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Absatz 4 des Untersuchungsausschussgesetzes 
Gelegenheit, zum Beweisthema im Zusammen-
hang vorzutragen, wenn Sie das wünschen. 
Anschließend oder wenn Sie darauf verzichten, 
werden Sie von den Mitgliedern des Ausschusses 
befragt. Die Fragezeit richtet sich dabei nach dem 
Stärkeverhältnis der Fraktionen.  

Haben Sie Fragen zum Ablauf? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein, habe ich nicht. 
Danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann darf ich Sie 
nun bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer 
Ausführungen mit Ihrem Namen, Ihrem Alter, 
Ihrem Beruf und einer ladungsfähigen Anschrift 
vorzustellen. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Mein Name ist Carsten 
Maas, mein Alter ist 51 Jahre, mein Beruf ist 
Jurist, Bundesbeamter im Bundeskanzleramt, und 
die ladungsfähige Anschrift ist das Bundeskanz-
leramt, Willy-Brandt-Straße 1 in Berlin.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Ich 
will Sie noch darauf aufmerksam machen, dass, 
wenn Ihnen Vorhalte gemacht werden, die Frage-
stellerin oder der Fragesteller Ihnen auf Wunsch 
die entsprechenden Unterlagen vorlegt. Wir ha-
ben hier Läuferinnen und Läufer, die das immer 
sehr schnell transportieren.  

Dann darf ich fragen, ob Sie zum Sachverhalt in 
der Sache vortragen wollen.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein, da verzichte ich 
gerne.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. - Dann kön-
nen wir sofort beginnen, und wir starten mit der 
SPD-Fraktion und der Frau Kollegin Yüksel.  

Gülistan Yüksel (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Guten Abend, Herr Zeuge! Da Sie 
ja noch nichts gesagt haben, fange ich sofort an 
mit den Fragen, und zwar: Sie waren über den 
gesamten Untersuchungszeitraum Leiter der 
Gruppe 72 im Bundeskanzleramt, und da waren 
Sie zuständig für Recht, parlamentarische Kon-

trolle, Nachrichtendienstlage, internationale Zu-
sammenarbeit, Geschichte des BND - das heißt 
also, für eine ganze Menge. Könnten Sie uns viel-
leicht einmal Ihre Aufgaben und Ihren Verant-
wortungsbereich in dieser Funktion erläutern?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, mache ich gerne. - In 
der Tat ist das so: Ich war das über den gesamten 
Untersuchungszeitraum. Der Titel ist „Gruppen-
leiter“. Das sorgt manchmal für Verunsicherung, 
weil das quasi gleichzusetzen ist mit der Position 
des Unterabteilungsleiters/der Unterabteilungs-
leiterin in einem Ministerium; im Kanzleramt 
wird es einfach so genannt. In dem Fall bei mir 
war es so, dass ich drei Referate unter mir hatte 
und über mir eine Abteilungsleitung und dann 
den Staatssekretär und darüber den Chef des 
Bundeskanzleramtes als zuständigen Minister.  

Inhaltlich: In meiner Gruppe gibt es ein Referat, 
das sich beschäftigt hat mit den Rechtsfragen - 
sprich: da wurden ND-Rechtsnovellen entwi-
ckelt; da sind sonstige Rechtsfragen in der Be-
arbeitung -, ein zweites Referat, das sich im 
Schwerpunkt beschäftigt hat mit der Begleitung 
des Deutschen Bundestages, vor allem mit dem 
Parlamentarischen Kontrollgremium, der Vor-
bereitung der Sitzung, der Nachbereitung der 
Sitzung und auch mit der Geschichte des BND - 
da kommt dieses Stichwort noch her -, und das 
dritte Referat beschäftigte sich mit der internatio-
nalen Zusammenarbeit, aber vor allem auch mit 
der Berichterstattung des BND. Deswegen ist das 
das Referat, was in den Unterlagen hier zu die-
sem Thema vorwiegend vorkommt.  

Was ich vielleicht noch ergänzen kann: Ich war 
das schon zu Beginn des Untersuchungszeit-
raums und war es dann bis in den Sommer 2021, 
weil da Herr Kotsch, der der Abteilungsleiter 
war, gewechselt ist, und zwar Botschafter gewor-
den ist im Vatikan, und dann habe ich quasi ver-
tretungsweise die Abteilungsleitung auch inne-
gehabt, bis dann nach der folgenden Bundestags-
wahl Frau Busch die Abteilungsleiterin gewor-
den ist. Daraus erklärt sich, wenn Sie in die Un-
terlagen sehen, dass ich dann „i. V.“ abgezeich-
net habe ab einem bestimmten Zeitpunkt. Das hat 
dann diesen Hintergrund sozusagen.  
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Gülistan Yüksel (SPD): Als Leiter der Abtei-
lung 7, meinten Sie?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Genau. Das habe ich 
dann in Vertretung gemacht, als Herr Kotsch 
nach Rom gewechselt ist. Ich hatte in dem 
Sommer 2021, ich glaube, noch ungefähr drei 
Wochen Urlaub. In der Zeit, wenn ich mich 
richtig erinnere, also für den Zeitraum, hat meine 
Kollegin diese Vertretung übernommen, Frau 
Rebohle, die die andere Gruppe geleitet hat, die 
Gruppe 71, und dann, als ich wieder zurück war, 
weil ich sozusagen dienstälter war in der Funk-
tion, hatte ich dann die Vertretung.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ja, herzlichen Dank bis 
hierhin. - Dann würde ich gerne von Ihnen wis-
sen, wie viele Mitarbeiter denn die Gruppe hatte 
und ob Sie vielleicht Ihre Aufgaben auf die Grup-
pen bezogen im Untersuchungszeitraum noch 
mal so ein bisschen skizzieren können.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja. - Also, was die Mit-
arbeiterzahl angeht, da würde ich jetzt über-
schlagsartig sagen: Das sind so 24, 25, so in dem 
Dreh, würde ich ungefähr sagen.  

Was die Aufgaben angeht: Im Untersuchungszeit-
raum war der Aufgabenbereich des Rechtsrefe-
rats, ehrlich gesagt, auch für mich sehr stark da-
von geprägt, dass wir eine ND-Gesetznovelle ma-
chen mussten. Wir haben im Mai 2020 ein Urteil 
bekommen des Bundesverfassungsgerichts, das 
das BND-Gesetz in Teilen für verfassungswidrig 
erklärt hat, und wir mussten da eine sehr große 
Novelle stemmen. Da habe ich dann auch quasi 
faktisch in Zugleichfunktion noch die Referatslei-
tungsfunktion übernehmen müssen, weil ich eine 
Referatsleiterin ausgewählt hatte, die kurz nach 
dem Auswahlzeitpunkt in den Mutterschutz ge-
gangen ist und dann sozusagen für eine ganze 
Zeit lang weg war. Insofern hatte ich meinen 
inhaltlichen Schwerpunkt in dieser ND-Rechts-
novelle.  

Für das zweite Referat: Da ist sozusagen das täg-
liche Brot die Vorbereitung des PKGrs. Damit 
waren die ständig befasst, und das ist auch sozu-
sagen etwas, was den Großteil der Arbeit dieses 
Referats ausmacht. 

Was die Berichterstattung angeht: Da sind die 
Vorbereitungen gelaufen unter anderem für die 
Staatssekretärsrunden „Afghanistan“, für die ND-
Lagen. Vielleicht das auch noch zur Erläuterung: 
Die ND-Lage selber, die ja auch in den Unterla-
gen auftaucht, die immer dienstags stattfindet, 
wurde vorbereitet von dem Referat, das auch das 
PKGr betreut hat. Insofern ist dieses Referat mit 
dieser Aufgabe betraut gewesen. 

Wenn Sie noch fragen: Die gesamte Abteilung, 
die andere Gruppe, die Gruppe 71, die ist, wenn 
Sie so wollen, im Schwerpunkt zuständig gewe-
sen für Aufgaben der Fachaufsicht. Also, da ist 
Personal, Haushalt gelaufen in einem Referat. Da 
gibt es das Referat, was sich mit den technischen 
Aufklärungsinstrumenten des BND im Schwer-
punkt beschäftigt hat, ein Referat, das im Schwer-
punkt die Beschaffungsfragen des BND gemacht 
hat - das ist 703 in Ihren Unterlagen; 713, glaube 
ich, hieß es damals; die waren auch zuständig für 
die Bearbeitung Ortskräfte zum Beispiel -, und 
dann 714 als ein Referat, das im Schwerpunkt 
das Thema Terrorismusbekämpfung in der Zu-
ständigkeit hatte.  

Also, ich will nur sagen: Die Fachaufsicht lag im 
Schwerpunkt in der Gruppe 71. Bei mir gab es 
auch fachaufsichtliche Fragestellungen; aber das 
sind im Schwerpunkt eher die Parlamentsbezie-
hung und die Koordinierung und die Rechtsfra-
gen.  

Gülistan Yüksel (SPD): Sie hatten ja eben den 
Staatssekretär erwähnt. Ich würde gerne von 
Ihnen wissen, wie die Zusammenarbeit mit dem 
Staatssekretär Geismann war. Können Sie das 
kurz beschreiben? Wie oft tauschten Sie sich mit 
ihm aus?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Sehr oft. Ich war auch 
in den ersten Wochen nach der Bundestagswahl, 
als Herr Geismann ins Kanzleramt gekommen ist, 
sogar sein Büroleiter, weil ich vorher der Bürolei-
ter von Herrn Staatssekretär Fritsche war. Inso-
fern hatten wir einen sehr engen Austausch. Und 
da die Abteilung insgesamt nicht besonders groß 
ist und auch in gewisser Weise eine Besonderheit 
hat dadurch, dass Sie einen Abteilungsleiter ha-
ben und dadrüber einen Staatssekretär, der aber 
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quasi - in Anführungsstrichen - nur für diese Ab-
teilung zuständig ist und quasi die gleichen Auf-
gaben hat, ist das alles sozusagen sehr überschau-
bar, und man sieht sich oft. Also, das war mit 
Herrn Geismann ein sehr enges Verhältnis.  

Gülistan Yüksel (SPD): Sie haben ja eben so ein 
bisschen erzählt, was Ihre Aufgaben sind. Kön-
nen Sie uns auch vielleicht beschreiben, wie oft 
und in welchem Detailgrad Sie Lagebilder des 
BND zu Afghanistan - - also wie oft das bei Ihnen 
Thema war. Können Sie dazu auch was sagen?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja. - Das war für mich in 
den Inhalten nicht so oft das Thema; denn das 
Fachreferat 723 hat sozusagen den Posteingang, 
wenn Sie so wollen. Da sind die Berichte des 
BND eingegangen ins Bundeskanzleramt. Von da 
sind die verteilt worden an die zuständigen Stel-
len oder auch interessierten Stellen im Bundes-
kanzleramt. Das ist vorwiegend die Abteilung 2, 
die die Außenpolitik macht. Das heißt, das ist das 
Tagesgeschäft. Ich bekomme auch bis heute diese 
Berichte sozusagen im Umlauf. Aber ich sage 
gerne: Ich habe gar nicht die Zeit, diese Berichte 
alle zu lesen sozusagen. Das heißt, im Schwer-
punkt erfolgt das da. Die Kollegen aus dem Refe-
rat, die informieren mich, wenn etwas Heraus-
ragendes da ist oder wenn sie Bedarf sehen sozu-
sagen, noch mal nachzufragen. Das ist ein Kon-
taktpunkt, den ich zu den Einzelheiten habe.  

Ansonsten geht es um die Tagesordnung der 
ND-Lage. Also das ist, wo ich Berichterstattung 
des BND dann immer noch mal auf den Tisch 
bekomme, wenn man sagt: Das ist jetzt ein The-
menfeld, das soll auf die Tagesordnung der ND-
Lage. - Das war aber im Themenfeld „Afghanis-
tan“ nicht so oft der Fall, weil es ja sozusagen 
Sonderformate gab, nämlich diese Staatssekre-
tärsrunde „Afghanistan“. Aber da zum Beispiel 
habe ich nie dran teilgenommen. Da ist Herr 
Geismann hingegangen, und wenn er nicht da 
war, Herr Kotsch, und er ist dann auch unmittel-
bar von dem Fachreferat begleitet worden und 
gar nicht von mir.  

Gülistan Yüksel (SPD): Sie sagten eben, dass Sie 
BND-Lagen bewertet haben. Ich würde gerne wis-

sen, ob Sie auch Lagebilder von AA und BMVg 
zu Afghanistan bewertet haben.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nee.  

Gülistan Yüksel (SPD): Das nicht?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein.  

Gülistan Yüksel (SPD): Dann würde ich gerne 
weitermachen. - Können Sie einmal grundsätz-
lich die Dienstaufsicht über den BND bezogen 
auf den Untersuchungszeitraum - Sie sagten ja, 
Sie waren die ganze Zeit da - beschreiben und 
wie die Zusammenarbeit aussah? Hatten Sie zum 
Beispiel regelmäßigen Austausch bezüglich Lage-
bildern, oder war der Austausch immer nur an-
lassbezogen?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, der Austausch zu 
Lagebildern erfolgt primär über das Fachreferat. 
Da ist es ein reger Austausch sozusagen. Man 
empfängt ja auch als Fachreferat die ganzen Be-
richte des BND, und da gibt es immer mal wieder 
Rückfragen, wenn zum Beispiel Briefings im 
Deutschen Bundestag vorbereitet werden müssen 
und solche Sachen. Insofern ist das ein ganz 
enger Austausch miteinander. Das gilt auch aus 
meiner Wahrnehmung für alle anderen Bereiche 
der Fachaufsicht. Insofern ist die Abteilung doch 
vergleichsweise groß sozusagen, also verglichen 
damit, dass sie sich quasi nur um eine Behörde 
kümmert, um den BND. Insofern: Das ist ein en-
ger Austausch und ein regelmäßiger Austausch. 
Dafür gibt es auch dann mannigfaltige Gelegen-
heiten. 

Für mich aber war es nicht so, dass ich jetzt so 
oft BND-Kollegen getroffen habe. Also, in meiner 
Praxis, gerade im Untersuchungszeitraum, hatte 
ich viele Besprechungen mit dem BND; aber da 
ging es primär um diese Novelle, um die Rechts-
fragen und da wiederum um die Frage: Wie kann 
man gesetzliche Regelungen formulieren? Was 
hätte das für Auswirkungen für den BND? Wel-
che Anregungen kommen von da? Aber grund-
sätzlich, kann ich sagen, ist die Fachaufsicht 
intensiv. Sie ist aber auch geprägt von konstruk-
tivem Miteinander, was aber natürlich nicht aus-
schließt, dass man dann im Einzelfall auch ganz 
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klar Sachen anspricht, wenn man meint, es habe 
irgendwelche Entwicklungen gegeben, über die 
man gerne sprechen möchte.  

Gülistan Yüksel (SPD): Sie sagten ja eben, dass 
Sie sich oft ausgetauscht haben mit dem Staats-
sekretär, und ich würde gerne wissen, ob diese 
gewonnenen Informationen, die Sie jetzt aus die-
sen Lagebildern gewonnen haben, weitergegeben 
haben und wie häufig Sie den Herrn Staatssekre-
tär Geismann über die Lage in Afghanistan infor-
miert haben?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das habe ich fast gar 
nicht gemacht zum Thema Afghanistan. Was ich 
sagen wollte, ist: Ich habe mit ihm einen regen 
Austausch gehabt wiederum zu der Novelle. Die 
Frage „inhaltliche Lagebilder Afghanistan“ hat er 
primär direkt mit dem Fachreferat besprochen.  

Gülistan Yüksel (SPD): Haben Sie denn Arbeits-
aufträge an den BND bezüglich Afghanistan wei-
tergeleitet oder auch erteilt?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das habe ich erst dann 
gemacht, als es zu dem fraglichen Wochenende 
kam und die Frage im Raum stand: Wie konnte es 
dazu kommen, dass man sozusagen diese zeit-
liche Dynamik nicht gesehen hatte im Vorfeld? 
Da hat sich natürlich sofort die Frage gestellt: 
Okay, was können mögliche Ursachen sein? - 
Und da hat es dann Besprechungen gegeben, an 
denen ich auch teilgenommen habe, die ich auch 
geleitet habe, wo ich gesagt habe: „Bitte berichten 
Sie“, und wo wir dann auch Aufträge erteilt ha-
ben, dass der BND sozusagen intern die Verfah-
ren sich noch mal angucken soll und möglichst 
alles sich noch mal ansehen muss unter dem 
Aspekt: Hat es irgendwelche Schwierigkeiten ge-
geben? - Also insofern: klassische Fachaufsicht, 
dass Sie aktiv werden, wenn Sie das Gefühl ha-
ben: Es gibt etwas, dem man noch mal nachgehen 
müsste.  

Gülistan Yüksel (SPD): Jetzt würde ich gerne 
noch mal wissen, ob es auch vielleicht Rück-
fragen von der Bundeskanzlerin oder von dem 
Chef der Bundeskanzlerin, Helge Braun, oder 
auch dem Staatssekretär Geismann - Sie haben ja 
eben gesagt, da haben Sie weniger mit Kontakt 

gehabt - zur Lage in Afghanistan aus dem Juni 
und Juli 21 - -  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, der Kontakt zur 
Bundeskanzlerin, der ist fast ausschließlich über 
die Abteilung 2 gelaufen. Das heißt, das ist der 
normale Strang. Von da wird beraten. Da ist ja 
der jeweilige Abteilungsleiter der außen- und 
sicherheitspolitische Berater; das ist auch in der 
heutigen Struktur ja noch so. Das heißt, die Rolle 
der Abteilung 7 ist insofern die, als dass die Be-
richterstattung des BND dort eingeht in dem 
Fachreferat und von da verteilt wird, auch an die 
Abteilung 2, und da findet dann auch der Aus-
tausch statt. Das heißt, wenn Fragen gekommen 
sind aus dem Leitungsbereich, dann gehen die in 
die Abteilung 2, und dann werden die da bespro-
chen, und wenn dann Abteilung 2 sagt: „Wir hät-
ten gerne noch mal einen Bericht des BND hierzu 
oder hierzu“, dann läuft das auf diesen Kanälen. 
Das können Sie, glaube ich, auch in den Unter-
lagen sehen an manchen Stellen. Da gibt es dann 
Berichte einer Kollegin aus dem Fachreferat, die 
teilnimmt an den Besprechungen der Abtei-
lung 2, und das ist der klassische Weg sozusagen, 
wo dann Arbeitsaufträge weitergegeben werden.  

Gülistan Yüksel (SPD): Dann würde ich mich 
gerne auf den 1. September 2021 beziehen. Da 
fragt die Bundeskanzlerin bei der Abteilung 7 ein 
Informationspaket zu Afghanistan an. Da beziehe 
ich mich auf MAT A BKAmt-3.70 VS-NfD, Blät-
ter 266 bis 267. Hier geht es unter anderem um 
den Aufenthaltsort der Taliban, Konfliktlinien 
Pandschir-Tal und Migrationsrouten. Die Refe-
rentin N. informiert Sie daraufhin, welche Infor-
mationen bereits bei der Kanzlerin vorliegen 
könnten. Hier heißt es dann:  

„Auch mit Abteilung 2 habe ich 
Kontakt aufgenommen: tatsächlich 
ist zu AFG in den vergangenen 
Wochen/Monaten nahezu aus-
schließlich mündlich durch AL2 
unterrichtet worden.“ 

Gab es also keine Informationen der Bundeskanz-
lerin durch Abteilung 7 über die sich zuspit-
zende Lage in Afghanistan ab Anfang August? 
Hat sich da nichts getan?  
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Zeuge Dr. Carsten Maas: Doch, doch. Das ist das, 
was ich meinte: Diese Kollegin berichtet an Ab-
teilung 2. Deswegen: Wenn dann da steht, dass 
Abteilung 2 sozusagen mündlich die Kanzlerin 
unterrichtet hat, dann ist das in der Regel Herr 
Hecker gewesen, der damals ja der Abteilungslei-
ter war, bzw. ab einem gewissen Zeitpunkt war 
er, glaube ich, auch schon in China. Aber das ist 
der normale Informationsfluss sozusagen. Und 
deswegen ist das klassisch, dass die Kollegin 
sozusagen berichtet: „Was haben wir schon der 
Abteilung 2 dann aber gegeben?“; denn die bün-
deln sozusagen dann die Unterlagen für die Bun-
deskanzlerin. Ich weiß jetzt nicht, was der Anlass 
war, warum sozusagen die Nachfrage aus dem 
Bereich der Bundeskanzlerin kam; aber das wäre 
auf jeden Fall der normale Weg, dass man zulie-
fert als Abteilung 7.  

Gülistan Yüksel (SPD): Dann würde ich noch 
mal auf die Frage eingehen, und zwar: Wurden 
der Kanzlerin ab der Entscheidung des US-ame-
rikanischen Präsidenten Biden im April, dass die 
US-Truppen definitiv abziehen werden, irgend-
welche Unterlagen und Lagebilder, insbesondere 
auch Kartenmaterial, über die militärische Lage 
der afghanischen Republik von der Abteilung 7 
zugeleitet? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, also die Abteilung 7 
leitet die Berichterstattung, aber zum Beispiel - 
weil Sie jetzt Karten ansprechen - auch explizit 
Karten der Abteilung 2 zu, und die Abteilung 2 
erstellt dann in der Regel ein Informationspaket, 
sei es eine Vorlage oder eine Vorbereitung für 
einen konkreten Termin der Bundeskanzlerin, 
zusammen. Insofern hat die Bundeskanzlerin im-
mer die BND-Informationen. Die fließen zum Teil 
ein in dann ein Lagebild der Bundesregierung 
oder über die Karten. Das ist insbesondere eine 
Leistung des BND, dass er dafür zuständig ist, 
möglichst präzise Karten zu liefern. Insofern ist 
immer sichergestellt, dass die Hausspitze die In-
formationen des BND hat, ja. 

Gülistan Yüksel (SPD): Können Sie denn viel-
leicht dazu was sagen? Also, an die Abteilung 7 
ist ja noch mal in dem Zeitraum April 21 bis zum 
15. August - - Von der Bundeskanzlerin gab es 
Rückfragen, wie gesagt, an Abteilung 7 bezüglich 

der militärischen und politischen Lage der afgha-
nischen Republik und wie diese vom BND ein-
geschätzt wird. Haben Sie dazu geantwortet? 
Haben Sie dazu was gemacht?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja. Also, ich kann Ihnen 
jetzt konkret nicht die Inhalte sagen, aber wenn 
eine solche Frage formuliert worden ist, dann 
gibt es natürlich die Berichterstattung des BND 
dazu, und das wird dann auch eingesteuert so-
zusagen. Dann ist das Fachreferat bei mir in der 
Gruppe zuständig gewesen, diese konkrete Frage 
in den BND zu steuern. Dann wird daraufhin ein 
konkreter Bericht erstellt - neben den regulär so-
wieso zu erstellenden Berichten -, und der fließt 
dann wiederum auf dem beschriebenen Weg zur 
Bundeskanzlerin.  

Gülistan Yüksel (SPD): In der Runde habe ich 
noch eine abschließende Frage. Und zwar hatten 
Sie ja eben gesagt, dass Sie im Sommer die Lei-
tung der Abteilung 7 übernommen haben. Im An-
schluss überschlugen sich ja die Ereignisse, und 
am 15. August - das wissen wir ja alle mittler-
weile - übernahmen die Taliban die Macht in 
Kabul. Ich möchte Sie persönlich fragen, inwie-
weit Sie von dieser schnellen Entwicklung über-
rascht waren oder zu welchem Zeitpunkt Sie für 
solche Entwicklungen bereits so Anzeichen ge-
spürt oder gesehen haben.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich war auch ganz per-
sönlich von der beschleunigten Entwicklung 
überrascht.  

Gülistan Yüksel (SPD): Können Sie sagen, wel-
che Reaktionen Sie am und an den Tagen nach 
dem 15. August von den Kolleginnen und Kolle-
gen im Bundeskanzleramt und im BND vielleicht 
wahrgenommen haben zu der Lage?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das war insgesamt eine 
sehr dramatische Zeit, weil es zum einen ganz 
praktisch für uns um die Verantwortung der 
BND-Kollegen und der anderen Kolleginnen und 
Kollegen ging, die in Kabul selber waren, aber 
wir natürlich alle auch die dramatischen Bilder 
insgesamt verfolgt haben. Und insofern waren 
wir alle sehr betroffen und haben unser Maxi-
mum gegeben sozusagen, die Situation möglichst 
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optimal zu lösen und in dem Fall, was den BND 
angeht, möglichst optimal zu berichten.  

Aber auch, gerade wenn Sie die emotionale Seite 
ansprechen, die Frage der BND-Kollegen, die 
dann vor Ort verblieben sind und in den drama-
tischen Tagen um den Flughafen herum wirklich 
Außerordentliches geleistet haben: Das ist mir, 
wenn Sie nach Emotionen fragen, am nachdrück-
lichsten in Erinnerung geblieben; denn diese Kol-
legen waren einer wahnsinnigen Gefährdung aus-
gesetzt. Es ging ja dann schnell los, dass es Warn-
meldungen gab, dass der IS Anschläge begehen 
wollen würde, und es hat ja auch einen Anschlag 
gegeben im Bereich des Flughafens. Diese Kolle-
gen haben wirklich ihr Leben riskiert, um mög-
lichst viele Personen noch aus Kabul rauszu-
holen, und das war auch so beeindruckend, dass 
wir dann später ein Treffen hatten, was Helge 
Braun als Chef BK geleitet hat, wo wir die Kolle-
gen dann gefragt haben, wie sie die Situation 
wahrgenommen haben. Das war jetzt so in der 
ganz persönlichen Wahrnehmung der emotio-
nalste Moment, natürlich neben den drama-
tischen Bildern, die wir alle gesehen haben.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ich glaube, die Zeit ist 
um. - Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann sind wir am 
Ende der Runde. - Für die Union der Kollege 
Zippelius mal wieder. Sie haben das Wort.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen, Herr 
Vorsitzender. - Sehr geehrter Herr Dr. Maas, erst 
mal danke, dass Sie heute hier sind, dass wir die 
Befragung durchführen können. - Kollegin 
Yüksel ist gerade eben schon auf die ND-Lage 
eingegangen; da möchte ich einfach weiter an-
setzen mit Ihnen. Ich beziehe mich gleich auf 
MAT A BND-3.319 VS-NfD, Blatt 23 bis 24. Sie 
haben dort ja auch vertretungsweise anstelle des 
Staatssekretärs die Moderation übernommen.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich kenne jetzt die kon-
krete Unterlage nicht. Aber in der Tat: In Aus-
nahmefällen habe ich für den Staatssekretär die 
Moderation übernommen. Allerdings müsste das 
eine sehr große Ausnahmesituation gewesen sein; 
denn normalerweise ist der Chef des Bundes-

kanzleramts auch in der ND-Lage, und dann ist er 
sozusagen der Vorsitzende. Aber wenn Sie die 
Frage der Moderation ansprechen: Ja, es wäre 
dann meine Aufgabe - und die habe ich dann 
auch wahrgenommen -, die einzelnen Tagesord-
nungspunkte aufzurufen und die Leitungen der 
Sicherheitsbehörden um ihren Beitrag zu bitten.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Alles klar, danke 
Ihnen. - War Afghanistan vor Juli 2021 Thema in 
der ND-Lage?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Aus meiner Erinnerung 
war es Thema; aber ich sage auch: hin und wie-
der. Das liegt schlicht daran, dass es die Sonder-
runde gab, Staatssekretärsrunde „Afghanistan“. 
Deswegen hat Afghanistan in der ND-Lage, sage 
ich mal, unterproportional ein Thema gespielt, 
weil diese Staatssekretärsrunde nicht ganz iden-
tisch, aber doch in weiten Teilen personell iden-
tisch ist auch mit der ND-Lage, sodass wir keine 
Doppelung des Themas in der ND-Lage wollten.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ganz kurz: Wenn 
Sie sagen „hin und wieder“, war das dann durchs 
Bundeskanzleramt gefordert oder auf Vorschlag 
des BND?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das ist sozusagen ein 
Miteinander. Das eine ist in der Tat: Man kann 
Punkte einfordern und den BND bitten: Berichtet 
dazu. - Es ist aber auch so, dass der BND aus 
eigenem Antrieb heraus, wenn er sagt: „Ich habe 
hier ein relevantes Thema“ oder: „Ich habe rele-
vante ND-Informationen, die ich gerne vortragen 
möchte“ - - dann werden auch von da Themen 
angemeldet. Das ist ein Geben und Nehmen.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Weil Sie gerade 
Themen erwähnt haben: Wenn das Bundeskanz-
leramt das anfordert: Können Sie konkrete The-
men nennen, um die es da ging, wenn das Bun-
deskanzleramt das angefordert hat?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich kann Ihnen aus 
meiner Erinnerung jetzt kein konkretes Thema 
nennen, was ich sozusagen oder jemand anders 
aus dem Bereich angefordert hätte. Nee.  
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Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Und handelt es 
sich um anlassbezogene Vorträge in dem Fall 
oder um eine grundsätzliche strategische Ent-
wicklung oder beides?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Es ist beides möglich in 
der Architektur der ND-Lage. Es gibt in der ND-
Lage, wenn Sie so wollen, zwei Blöcke. Der erste 
Block ist die aktuelle Sicherheitslage. Das heißt, 
wenn Sie ein ganz aktuelles Thema haben, dann 
wird das da vorgetragen in kurzer, knapper Form. 
Ich sage mal so: Die Idealvorstellung ist, dass das 
fünf Minuten da besprochen wird. Und dann gibt 
es aber eine zweite Kategorie in der Tagesord-
nung; das sind sogenannte strategische Themen. 
Da ist dann die Vorbereitung länger. Die Themen 
sind auch längerfristiger angekündigt, zum Bei-
spiel gegenüber dem BND - das kann aber auch 
sein, dass das BfV oder andere Sicherheitsbehör-
den da vortragen -, und dann hat man mehr Zeit. 
Da, sage ich mal, ist die Vorgabe, ich glaube, zwi-
schen einer Viertelstunde und 20 Minuten. Und 
wenn es dann eine Diskussion gibt im Kreise der 
ND-Lage, dann kann so ein TOP auch mal länger 
besprochen werden.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Weil Sie gerade 
gesagt haben: „Vor Juli 2021 hatten wir darüber 
gesprochen hin und wieder“: Wie veränderte sich 
dann, ich sage mal, die Präsenz des Themas 
Afghanistan im Juli, August und September 
2021?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das wurde dann natür-
lich sehr viel intensiver. Also, ich kann Ihnen 
jetzt sozusagen die Tagesordnungen - ich glaube, 
Sie haben die vorliegen - - Ich kann das jetzt 
nicht sozusagen minutiös sagen. Aber natürlich: 
Als die Entwicklung in Afghanistan dramatisch 
wurde, schon mit den Eroberungen der Taliban, 
da war das dann natürlich Thema in der ND-
Lage, und ab dem fraglichen Wochenende war es 
natürlich außer Zweifel, dass das das dominie-
rende Thema war.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Jetzt hatten Sie 
die Entwicklung in Afghanistan angesprochen. 
Gehen wir ganz konkret bis Anfang August 2021: 
Welchen Eindruck gewannen Sie damals aus den 
Beiträgen des BND zu Afghanistan? Also, war 

eine Tendenz erkennbar, oder war man damals 
noch unentschieden bezüglich der Zukunft der 
Republik?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Hinsichtlich der Zu-
kunft, da gibt es ja, glaube ich, einen Bericht - ich 
muss korrigiert werden, wenn ich das jetzt sozu-
sagen nicht - - aber einen Bericht, der den Titel 
hat mit „Emirat 2.0“. Daraus kann man sehen - - 
Der war natürlich bekannt, und insofern hatte der 
BND schon aufgezeigt, welche Perspektiven er 
für Afghanistan sieht. Das, was allgemein ja so-
zusagen nicht erkennbar war - aus meiner Wahr-
nehmung auch -, war die zeitliche Dynamik, die 
dann entstanden ist. Aber es war im Prinzip - - 
Sozusagen die Schwere der Situation und die 
Perspektive waren bekannt.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Anderer Vorhalt: 
Das Bundeskanzleramt gab dem BND direkte 
Impulse für die Berichterstattung. Meine Frage 
dazu: In welcher Form erfolgt diese Steuerung 
der Berichterstattung?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also Impulse nur inso-
fern, als Sie nach bestimmten Themen fragen, 
also jetzt nicht inhaltliche Impulse. Das ist auch 
mir ganz wichtig. Der BND - das sehe ich sogar 
als meine Kernaufgabe an in dem Bereich der Be-
richterstattung - ist selbstverständlich völlig frei, 
zu berichten - das ist seine Aufgabe im Staats-
gefüge -, wie er die Lage einschätzt und die In-
formationen, die er hat. Es geht schlicht dann 
darum, zu sagen, man möchte gerne die Haltung 
des BND zu Thema XY haben. Insofern gibt es 
sozusagen Impulse. Und das hängt damit zusam-
men - also ganz praktisch -: Es gibt ja dann auch 
schnelle Entwicklungen. Dann nehmen Sie über 
die Presse irgendetwas wahr, was in der Welt 
passiert ist, und dann ist es natürlich standard-
mäßig so, dass man sofort den BND bittet: „Was 
wisst ihr dazu? Berichtet dazu!“ Und dann ist 
die ND-Lage immer dienstags. Daran sehen Sie 
schon: Manchmal ist es natürlich dann lange hin. 
Aber wenn es passt, dann würde man immer sa-
gen: Berichtet doch dazu in der ND-Lage. - Und 
so entsteht sozusagen die Themensetzung. Aber, 
wie gesagt, auch der BND ist ständig frei und auf-
gefordert, eigeninitiativ Themen zu melden, 
wenn er sie für berichtenswert hält. 
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Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wenn wir über 
die Steuerung anderer Ressorts zu Afghanistan 
sprechen: Mussten die auch über das Bundes-
kanzleramt laufen, oder konnten die Ministerien 
den BND direkt steuern?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Die Ministerien können 
den BND direkt steuern. Also, sie können Fragen 
stellen. Das sind diese sogenannten AIRs, also 
sozusagen auf Arbeitsebene wirklich teilweise 
sehr konkrete Fragen. Und das ist auch das 
Hauptgeschäft - wenn Sie so wollen: quantitativ - 
des BND, dass er diese Fragen der Ressorts be-
antwortet. Ich sage mal, gerade zu den Ressorts 
Auswärtiges Amt, BMVg ist das ein sehr reger 
Austausch, in dem der BND dann ständig ganz 
konkrete Fragen beantwortet.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Haben Sie aus 
Ihrer Erinnerung eine grobe Einschätzung, wie 
viele Aufträge das Bundeskanzleramt damals - 
Juli, August, September 2021 - einsteuerte?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Da kann ich Ihnen 
keine Zahl nennen. Ich kann Ihnen nur mein 
Bauchgefühl oder meine Erinnerung sagen: Der 
BND hat in der Zeit primär eigeninitiativ berich-
tet. Ich will nur sagen: Es war gar nicht notwen-
dig, jetzt den BND noch mal darauf hinzuweisen: 
„Berichtet uns mal!“, sondern das ist sowieso auf 
der Arbeitsebene ohnehin schon gelaufen mit 
den Ressorts. Aber es war auch eindeutig, dass 
der BND natürlich das dann eigenständig ange-
meldet hat für ND-Lagen oder so. Es gab dann ja 
auch Briefings, die Abgeordnete erbeten haben. 
Insofern: Das Thema war präsent.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ich möchte mit 
Ihnen über die Überlegungen zu Lessons learned 
sprechen. Ich beziehe mich auf MAT A BKAmt-
3.64 VS-NfD, Blatt 244 bis 246, und in meiner 
Frage, die dann kommt, anschließend auf MAT A 
BKAmt-4.10 VS-NfD, Blatt 16. Am 18. August 
2021 führten Sie mit dem BND eine Diskussion 
zur Aufarbeitung der Ereignisse in Afghanistan. 
Waren Sie aus der Abteilung 2 des Bundeskanz-
leramts aufgefordert worden, das Thema Ex-post-
Prognosedefizit mit BND, LBA aufzunehmen? 
Also, ich zitiere daraus. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das Thema hat uns alle 
umgetrieben, aber diese Veranstaltung habe ich 
selber erbeten. Also, das war für mich der klassi-
sche Fall - was ich am Anfang schon beschrieben 
habe - der Fachaufsicht, dass - - Wenn Sie so ein 
Thema haben, dann ist es für mich selbstver-
ständlich, dass ich den BND-Kollegen, den pri-
mär zuständigen damaligen Abteilungsleiter, ins 
Kanzleramt gebeten habe und gesagt habe: Be-
schreiben Sie mir, wie Sie die Lage bewerten, 
und beschreiben Sie mir bitte, wie Sie gedenken 
sozusagen mögliche Fehler zu finden, eine Ana-
lyse zu betreiben. - Das ist aber klassische, origi-
näre Fachaufsichtsaufgabe. Insofern: Das ist von 
uns selber ausgegangen.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wir legen Ihnen 
das gerade mal kurz vor. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Das müssten Sie jetzt auch unten einsehen kön-
nen. Und da in dem - -  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Wenn Sie mir noch mal 
sagen könnten, auf welche Stelle - - Also der Ver-
merk sozusagen, die Vorlage, das ist das, worauf 
Sie sich beziehen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Es ist unten der 
erste Absatz, also unten bei mir hier. Also 9.24 
bei Ihnen.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: 9.24.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): 9.24 und dann 
Betreff „Telefonat“, und dann ist es sozusagen 
erster Absatz, letzte Zeile.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja. Ich lese noch mal 
den Absatz für mich.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, natürlich.  

(Der Zeuge liest in den ihm 
vorgelegten Unterlagen) 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Genau. Also, ich lese 
das aber so, dass das beschreibt, was der Kollege 
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hier zusammenfasst sozusagen, was wir gemacht 
haben. Abteilung 2 ist hier ja in Bezug genom-
men in dem zweiten Anstrich, was die Anforde-
rung des Lagebilds angeht. Das ist schlicht dem 
Umstand geschuldet, dass in dem Moment natür-
lich quasi ununterbrochen berichtet worden ist. 
Und wenn ich das richtig in Erinnerung habe, ist 
das eine Frage, die Herr Geismann dann auch an 
Frau Beinhoff gestellt hat: „Ist das noch erforder-
lich?“, und dann hat sie gesagt: „Wir haben jetzt 
so viel Informationen, wir brauchen jetzt den 
spezifischen Bericht nicht mehr“, der, glaube ich, 
im Vorfeld mal angedacht war.  

Der Punkt, den Sie aber zitieren: Das ist etwas, 
was aus meiner Sicht nur beschreibt, dass wir 
dem nachgegangen sind. Das soll aber nicht hei-
ßen, dass natürlich - - Die Frage haben sich ja alle 
gestellt: Warum wussten wir alle miteinander 
nicht mehr? - Insofern waren wir nicht die Einzi-
gen, die dem BND die Frage gestellt haben, son-
dern die kam ja aus allen Richtungen; aber wir 
haben sie ganz natürlich auch gestellt und als 
Erste und als Zuständige.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Warum fand die-
ses Gespräch schon vor dem Ende der militäri-
schen Evakuierung statt?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Weil es in dem Moment 
wirklich darum ging, schnellstmöglich alle 
Potenziale zu nutzen, wo wir vielleicht irgend-
welche Defizite hätten erkennen können. Sie 
sehen an späteren Stellen, glaube ich, in den Un-
terlagen hier aber auch, dass der BND dann - aus 
meiner Sicht auch nachvollziehbar - sagt: Wir 
haben hier nach wie vor eine sehr bedrohliche 
Lage. Wir haben jetzt Schwierigkeiten, sozusagen 
riesige Fragenkataloge abzuarbeiten. - Und da 
kommt dann auch noch mal das Nachsteuern her, 
zu sagen: Das ist klar. Im Moment ist die Priori-
tät, alle Menschen, die wir retten können, aus 
Kabul zu retten, und der Beitrag des BND muss 
darauf fokussiert werden.  

Aber es war trotzdem erforderlich, zu sagen: 
„Könnt ihr das nachvollziehen? Was ist sozusa-
gen da beachtenswert?“, um zu gucken: „Wo sind 
irgendwelche Defizite?“, um natürlich auch 
gleich zu gucken, wenn es irgendwelche geben 

würde, dass man die möglichst schnell abstellt, 
weil natürlich klar war: Das Thema Afghanistan 
ist ab jetzt ganz weit vorne, und man will ja nie 
Fehler machen, aber da nun ganz besonders 
nicht.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Können Sie sich 
daran erinnern, wer vom BND an diesen Gesprä-
chen teilnahm?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja. Die andere Unterlage 
ist ja dann der Vermerk zu dem Gespräch, und 
da - ich gucke jetzt mal - sehen Sie die beiden 
Teilnehmer des BND. Also, da erinnere ich mich 
auch sehr aktiv; an dieses Gespräch erinnere ich 
mich sehr präsent.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): War es aus Ihrer 
Sicht die Pflicht der Fach- und Dienstaufsicht 
führenden vorgesetzten Behörde, eine Aufarbei-
tung der Ereignisse anzuweisen?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, aus meiner Sicht ist 
das die Pflicht der Aufsichtsbehörde. Das heißt 
aber nicht, dass der BND sozusagen jetzt diesen 
Anschubs noch gebraucht hätte. Also, ich will 
nur sagen: Als ich gerade mit dem Kollegen 
Abteilungsleiter, den ich lange kenne, mich ge-
troffen habe, war der genauso betroffen wie ich 
und alle anderen. Also, der brauchte nicht von 
mir den Hinweis, dass er sich noch mal mit den 
Prozessen beschäftigen muss. Und das hat ins-
besondere die Kollegen, die zuständig waren, an 
allererster Stelle ja umgetrieben. Das sind ja wirk-
liche Afghanistan-Experten, die sich selber natür-
lich gefragt haben: Warum haben wir das nicht 
sozusagen in dieser zeitlichen Dynamik klar ge-
sehen? - Dazu hat es ja dann auch später die Be-
richte gegeben usw. Insofern will ich nicht sagen, 
dass der BND den Anschubs brauchte. Umge-
kehrt ist es aber aus meiner Sicht die Kernauf-
gabe der Aufsicht, in so einer Situation zu sagen: 
„Macht das, analysiert das!“, und dann sind wir 
auch in einem engen Austausch dazu.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Geht es dann auch 
darum, Prüfschwerpunkte zu setzen?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, in der Tat. Das ist 
dann auch - - Also, was wir auch intern gemacht 
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haben: Das Fachreferat hat dann ja erste Überle-
gungen angestellt: Wie ist die eigene Bewertung 
des Fachreferates? Wo könnte es zu möglichen 
Schwierigkeiten gekommen sein? - Und das ist 
dann auch als Anregung sozusagen, als Wahrneh-
mung aus dem Kanzleramt in den BND gespiegelt 
worden. Der BND hat nach meiner Erinnerung 
aber auch eine eigene Liste erstellt, weil er sozu-
sagen auch intrinsisch sofort auf dem Weg war, 
zu gucken: „Wo können wir mögliche Defizite 
entdecken?“ oder: „Was können wir vor allen 
Dingen im Sinne von Lessons learned für die Zu-
kunft besser machen?“  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Jetzt hatten wir 
schon das Ex-post-Prognosedefizit angesprochen. 
Haben Sie dann, wie von Abteilung 2 gewünscht, 
den Schwerpunkt auf die Überprüfung dessen ge-
legt?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, noch mal ganz 
kurz: Abteilung 2, das sehe ich nicht, dass die 
den Schwerpunkt gesetzt haben. Aber der 
Schwerpunkt in diesen Tagen, so wie ich es er-
innere, ist wirklich gewesen, alle Kräfte zu bün-
deln, um die Situation vor Ort in den Griff zu 
kriegen. Und dann haben wir diesen Prozess also 
angeschoben. Was die Frage angeht von Progno-
sen und Lagebildern, ist das ja sozusagen ein Ge-
meinschaftswerk der Bundesregierung, wenn Sie 
so wollen, und insofern ist es natürlich immer 
ein sehr enger Austausch mit Abteilung 2. Des-
wegen war es mir auch immer wichtig, dass die 
Kollegen aus diesem Fachreferat in den Runden 
der Abteilung 2 auch mit integriert sind und es 
da einen engen Austausch gibt. Also insofern: Ja, 
das war natürlich auch ein Wunsch der Abtei-
lung 2, weil das Auswärtige Amt und die Abtei-
lung 2, aber auch alle anderen natürlich eine 
möglichst optimale Unterrichtung haben wollen 
zu den Aspekten, zu denen der BND beitragen 
kann.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Haben Sie oder 
der Abteilungsleiter 7 mit der Leitung des BND 
vor Abschluss der internen Prüfung über die Er-
gebnisse gesprochen?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ich war ja der Ab-
teilungsleiter in Vertretung. Dass ich mit Herrn 

Kahl konkret jetzt über den Bericht, der dann er-
stellt worden ist, gesprochen habe, das erinnere 
ich nicht. Was ich aber erinnere, ist, dass ich 
mit Herrn Kahl natürlich einen ständigen Aus-
tausch - aber auch schon davor - hatte über die 
Frage Berichterstattung. Also, ich sage mal, es 
gibt zum Beispiel an den Berichten des BND 
auch Fragebögen. Das heißt, die Personen - das 
sind aber auch ganz normale Mitarbeiter -, alle, 
die diese Berichte bekommen, sind aufgefordert, 
dem BND ein Feedback zu geben.  

Ich will nur sagen: Es gibt einen ständigen Opti-
mierungsprozess, weil der BND auch darauf an-
gewiesen ist, zu erfahren: Sind die Bedarfsträger, 
also die Empfänger der Berichte, zufrieden mit 
den Berichten? Trifft das das Interesse? Sind die 
Themen richtig? Und so weiter. Das ist sozusagen 
ein ständiger Prozess, und das ist auch ein stän-
diges Thema, das ich mit Herrn Kahl habe, und 
das ist auch ein fortlaufender Optimierungs-
prozess. Der hat im BND aber auch - das Stich-
wort „strategische Modernisierung“ fällt, glaube 
ich, auch in den Unterlagen - sozusagen immer 
eine Rolle gespielt und spielt sie bis heute.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir zu Bündnis 90/Die Grünen. Frau Kollegin 
Nanni.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke, 
Herr Vorsitzender. - Guten Tag, Herr Dr. Maas! 
Ich würde noch mal zunächst auf ein paar Sa-
chen eingehen, die Sie jetzt hier schon vorgetra-
gen haben. Sie haben darauf verwiesen: Afgha-
nistan musste in der ND-Lage nicht so eine große 
Rolle spielen, weil wir ja auch die Staatssekre-
tärsrunde hatten. - Haben Sie die Protokolle der 
Staatssekretärsrunde denn gelesen?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Die habe ich gesehen, 
ja. Dass ich die alle im Einzelnen gelesen habe im 
Alltagsgeschäft, kann ich nicht behaupten; aber 
ich habe sie, glaube ich, in der Regel dann cc er-
halten. Aber wie ich schon sagte: Das Fachreferat 
hat den Staatssekretär dahin begleitet. Da war ich 
sozusagen nicht primär mit befasst.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie 
kamen Sie dann zu der Einschätzung, dass in der 
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Staatssekretärsrunde abschließend zu Afghanis-
tan gesprochen wurde?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich will nicht behaup-
ten, dass da abschließend zu gesprochen worden 
ist. Was ich nur gesagt habe, ist, dass das Thema 
in der Staatssekretärsrunde ja sozusagen singulär 
bearbeitet worden ist. Und die Staatssekretäre, 
die da sitzen - - Da ist zumindest ein Teil auch 
der Staatssekretäre, die in der ND-Lage sitzen. 
Dadurch ist das bedingt, dass die Staatssekretäre 
und die Chefs der Sicherheitsbehörden sagen: 
Wir müssen das nicht zweimal bearbeiten. - Ich 
persönlich sitze nur in der ND-Lage. Insofern: 
Für mich hat das dazu geführt, dass ich zu Afgha-
nistan nicht so viel erfahren habe. Aber für die 
Hauptplayer, um die es ja geht, die Staatssekre-
täre und die Chefs der Sicherheitsbehörden, wäre 
es eine Doppelung gewesen, und deswegen ist 
das schlicht der Hintergrund.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Inwie-
fern ist denn das Bundeskanzleramt ein Player 
bei dem Thema Afghanistan gewesen?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: In unterschiedlichen 
Facetten. Also, das eine ist die Abteilung 7, die ja 
sozusagen die Fachaufsicht über den BND hat. 
Und die Abteilung 2 als außen- und sicherheits-
politische Beratungsabteilung für die Bundes-
kanzlerin ist natürlich auch aufs Engste invol-
viert. Also insofern - - Aber es sind unterschied-
liche Rollen.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
Herr Hecker war ja nicht in den Staatssekretärs-
runden.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ob Herr Hecker an den 
Staat- - Das weiß ich schlicht nicht. Das wäre 
nicht ausgeschlossen, weil Sie als Abteilungs-
leiter im Bundeskanzleramt, auf jeden Fall als 
Abteilungsleiter 2, in der Hierarchie der Bundes-
regierung, wenn Sie so wollen, mit Staatssekretä-
ren gleichgesetzt sind. Also zum Beispiel: Es gibt 
ja auch das Format des Sicherheitspolitischen 
Jour fixe; da sind ja auch Themen behandelt 
worden. Da ist es auch bis heute so, dass der Ab-
teilungsleiter 2 des Kanzleramtes sich da mit den 
Staatssekretären anderer Häuser zusammensetzt.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie mir für den Untersuchungszeitraum noch 
mal sagen, wie die Vertraulichkeit in der ND-
Lage war und wie die Vertraulichkeit in der 
Staatssekretärsrunde war, also Einstufung der 
Sitzungen?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also zur ND-Lage kann 
ich Ihnen sagen: Die ist auf jeden Fall Geheim 
eingestuft. Wie das bei der Staatssekretärsrunde 
„Afghanistan“ ist, das weiß ich schlicht nicht 
genau. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
heißt, Sie wussten nicht, ob der Raum der Infor-
mationen, der in der Staatssekretärsrunde, wo 
Afghanistan ja besprochen werden sollte, dem 
gleichen Niveau entspricht, den Sie auch in der 
ND-Lage sicherstellen könnten?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Sie meinen physisch 
den Raum oder im übertragenen Sinne? 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Den 
Raum der Inf- - Also, wir erfahren es ja jede Wo-
che hier leidlich: Die Informationen, die wir mit 
allen teilen dürfen, sind deutlich weniger als die, 
die wir haben. Und wenn Sie jetzt in der ND-
Lage Geheim eingestuft tagen, dann können Sie 
mit allem, was bis zu Geheim ist, arbeiten, und 
dann ist ja schon interessant, zu wissen, welcher 
Teil der Informationen in der Staatssekretärs-
runde auch behandelt werden kann.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
nicht -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie mir nicht sagen.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: - präzise sagen. Ich 
kann Ihnen - -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 
Das erklärt schon einiges. - Wir haben noch eine 
dritte Frage zu dem Thema: Inwiefern hat sich 
die ND-Lage auch wegen der Coronapandemie 
dann anders zusammengefunden?  
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Zeuge Dr. Carsten Maas: Das war in der Tat ein 
großes Problem dann, weil die ND-Lage in dem 
abhörsicheren Raum im Bundeskanzleramt tagt. 
Es war ja dann teilweise gar nicht möglich, sich 
physisch zu treffen, und dann wurde für eine 
Zeit lang eine kryptierte Telefonschalte organi-
siert in meiner Erinnerung. Das erschwert dann 
natürlich den Austausch miteinander, aber das 
war in der Hochphase der Coronapandemie dann 
das - -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie das mit Daten eingrenzen? Jeder hat ja so 
seine persönliche Hochphase.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Kann ich nicht präzise. 
Ich würde dann sagen, das ist das Jahr 2020 vor 
allen Dingen gewesen. Aber ich kann Ihnen das 
nicht genau sagen, wann das Format der ND-Lage 
in diesen telefonischen Rhythmus gegangen ist. 
Was ich Ihnen aus meiner Erinnerung sagen 
kann, ist, dass der Kreis der Teilnehmer in der 
ND-Lage dann signifikant verringert wurde, um 
sozusagen doch ein Treffen mit Maske usw. zu 
ermöglichen, und es stellten sich zum Beispiel 
ganz praktische Fragen: Wie ist die Durchlüftung 
in dem Raum? Der hat ja keine Fenster. Und da 
wurde zum Beispiel getestet, dass das der am 
besten durchlüftetste Raum im Bundeskanzler-
amt ist, was wiederum die Möglichkeit gegeben 
hat, sich dann da für begrenzte Zeit, aber mit 
einem möglichst kleinen Personenkreis zusam-
menzusetzen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
hat sich die Dauer der ND-Lage auch geändert 
wegen Corona?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das erinnere ich nicht, 
nee.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Was 
würden Sie sagen: Wer hatte im Bundeskanzler-
amt das beste Lagebild über Afghanistan?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Naturgemäß der Abtei-
lungsleiter 2. Bei dem laufen alle Informationen 
zusammen.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir 
wissen ja heute, dass der Kollege leider verstor-
ben ist. Wir können ihn hier nicht mehr befragen. 
Gab es in der Zeit eine Art von Back-up sozusa-
gen für Herrn Hecker? Also, gibt es eine perma-
nente Vertretungsregelung, dass man sagt: „Da 
gibt es einen anderen Abteilungsleiter, der ist 
sozusagen ähnlich gut im Bilde“? Denn es kann 
einem ja immer mal was passieren, und da würde 
dann ja sehr viel Wissen verloren gehen.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also nicht ein anderer 
Abteilungsleiter, aber eine Gruppenleitung in der 
Abteilung 2. Nach meiner Erinnerung ist das häu-
fig die Gruppenleitung 21. Ich glaube, Frau Bein-
hoff war es ja dann, als Herr Hecker nach China 
gegangen ist. Ob es Frau Beinhoff auch in der 
Zeit davor war, das weiß ich schlicht nicht. Aber 
die Vertretung wird innerhalb der Abteilung 
dann sichergestellt.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Sie haben vorhin erzählt, die Kollegen - jetzt 
springen wir sozusagen in die Evakuierungs-
phase einmal gedanklich -, die BND-Kollegen vor 
Ort, waren vor allem etwas, was Sie auch sehr be-
wegt und umgetrieben hat. Hatten Sie persönlich 
mit BND-Kollegen in Kabul auch Kontakt?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich hatte nicht mit den 
Kolleginnen und Kollegen Kontakt in der Zeit, 
als sie in Kabul waren. Ich habe die Kollegen das 
erste Mal gesehen und gesprochen, als sie dann 
im Kanzleramt gemeinsam mit dem Chef BK die 
Besprechung hatten.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wer 
hatte denn mit den Kollegen vor Ort Kontakt aus 
dem Bundeskanzleramt?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also ob wirklich 
jemand physisch mit den Kolleginnen und Kolle-
gen gesprochen hat, kann ich gar nicht sicher sa-
gen. Wenn - -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
wahrscheinlich nicht, weil die waren ja nicht in 
Kabul, aber telefonisch oder - -  
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Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, das meine ich. Ent-
schuldigung, ich meinte „physisch“ nicht im 
Sinne von „sich sehen“, sondern „direkt spre-
chen“. - Das müsste wenn, dann das Referat 713 
gewesen sein, die auch später das Ortskräfte-
verfahren gemacht haben, weil die sozusagen für 
die Fragen operativer Arbeit des BND zuständig 
waren. Das kann ich Ihnen aber nicht sicher sa-
gen, ob die in Kontakt waren. Der Kontakt ist auf 
jeden Fall ja über den BND, die Zentrale des 
BND, gelaufen, und wir haben uns auch damals 
drum bemüht, gerade die Kollegen jetzt nicht 
noch über Gebühr mit anderen Fragen oder mit 
anderen Informationskanälen zu behelligen, 
sondern das ist über den BND gelaufen in meiner 
Erinnerung.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke 
erst mal für die Antwort. - Ich muss leider noch 
mal zeitlich ein bisschen springen, und zwar - 
wir hatten gerade schon auch drüber gespro-
chen -: die Anregung, die aus dem Bundeskanz-
leramt kam zum Leiter der Innenrevision beim 
BND. Welche Rolle hat denn das Interesse aus 
dem parlamentarischen Raum und der Öffent-
lichkeit gespielt bei der Frage der Aufarbeitung 
ad hoc?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, zunächst mal: Der 
Auftrag ist rein intrinsisch. Also, das war für uns 
alle klar: Da müssen wir uns jetzt mit auseinan-
dersetzen. - Es war aber gleichzeitig auch klar, 
dass es natürlich dazu im PKGr Themen geben 
wird, also Fragen geben wird, dass es in den Aus-
schüssen Fragen geben wird; das wurde ja sofort 
breit diskutiert sozusagen. Aber ich sage auch 
ehrlich: Falls diese Diskussion nicht stattgefun-
den hätte, hätten wir uns trotzdem drum geküm-
mert, und wir machen das auch bei vielen ande-
ren Themen, die gar nicht in der Öffentlichkeit 
sind, wo wir natürlich mit dem BND im Aus-
tausch sind und nach Optimierungen suchen.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie uns noch mal kurz schildern, in welchen 
PKGr- oder anderen Ausschusssitzungen nach 
dem Fall Kabuls Sie teilgenommen haben oder an 
welcher Vorbereitung für solche Sitzungen Sie 
beteiligt waren?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also teilgenommen 
habe ich häufig in jedem Falle an den Sitzungen 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Da 
müssten Sie einmal kurz sagen, wann die im 
August dann noch waren und im September. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen aus 
dem Stand nicht sagen, wann die waren.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie sagen, wie viele das waren?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
auch nicht sagen. Ich gehe davon aus: Das war re-
lativ schnell nach diesem Wochenende. Also, ich 
weiß nicht, ob es eine Sondersitzung gab - das 
Instrument hat das PKGr ja - oder ob es dann die 
nächste reguläre Sitzung war. Aber an diesen Sit-
zungen habe ich in der Regel teilgenommen, an 
den anderen Sitzungen - ich sage jetzt mal, Aus-
schuss für Auswärtiges, Verteidigung - nicht.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Ich habe auch jetzt mit den Ausführungen, die 
Sie gerade noch mal zur Staatssekretärsrunde 
gemacht haben, irgendwie immer noch nicht so 
richtig verstanden, welche Funktion die ND-Lage 
dann hatte. Also, jetzt als Laie, der sozusagen da 
nicht im Kanzleramt ist, schaut man sich das an 
und denkt: Okay, „ND-Lage“ heißt: Da bekommt 
der gleiche Kreis den gleichen Stand von Infor-
mationen zu allen nachrichtendienstlich rele-
vanten Dingen, um sozusagen auch Crossover 
machen zu können. - Jetzt haben Sie aber gerade 
gesagt, ein Teil wurde ausgelagert, weil man eine 
Doppelung vermeiden wollte. Deswegen noch 
mal die Frage, welche Funktion die ND-Lage 
Ihrer Einschätzung nach hatte im Untersuchungs-
zeitraum, gerne konkret auch auf Afghanistan be-
zogen.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, vielleicht noch 
mal - soweit ich das beurteilen kann, weil ich, 
wie gesagt, an dieser Staatssekretärsrunde nie 
teilgenommen habe, aber natürlich ungefähr die 
Zusammensetzung kenne -: In der Staatssekre-
tärsrunde ist das Thema Afghanistan umfassend 
behandelt worden. Zum Beispiel: Das BMZ ist da 
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vertreten, das ist aber nicht in der ND-Lage ver-
treten.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Da 
muss ich Sie einmal kurz unterbrechen. Sie ha-
ben ja gerade gesagt, dass Sie die Protokolle zwar 
immer erhalten, aber nicht immer gelesen haben. 
Wie kommen Sie jetzt zu der Einschätzung, dass 
dort Afghanistan - das war ja Staatssekretärs-
runde „Mali/Afghanistan“ - ausgiebig behandelt 
wurde?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich wollte nur sagen: 
Bei der Zusammensetzung - - Wenn Sie fragen 
nach dem Unterschied Staatssekretärsrunde 
„Afghanistan/Mali“ und ND-Lage, dann sind die 
Player, die in der ND-Lage sind, auch in der 
Staatssekretärsrunde. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
habe ich verstanden, aber deswegen habe ich ja 
noch mal gefragt, welchen Sinn die ND-Lage 
hatte Ihrer Meinung nach. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Na, die ND-Lage hat 
sozusagen in dem Bereich Afghanistan ganz 
grundsätzlich die Funktion, dass da primär der 
BND dann vorträgt zu seiner Einschätzung 
„Afghanistan“. Das ist die Aufgabe in der ND-
Lage. Da der BND aber in der Staatssekretärs-
runde „Afghanistan“ auch jeweils einen Lage-
vortrag gehalten hat, wenn ich das richtig erin-
nere, dass es dann sozusagen immer damit los-
ging - - Das ist das, was ich meinte: Das wäre eine 
Doppelung gewesen, weil die Adressaten, die in 
der ND-Lage sitzen, diesen Lagevortrag des BND 
schon kennen. Und was ich nur sagen wollte, 
ist: In der Staatssekretärsrunde sind dann natur-
gemäß andere Themen auch noch da, weil andere 
Player noch zusätzlich da sind, die nicht in der 
ND-Lage sind. Aber was den Lagevortrag angeht - 
und das ist das Entscheidende - in der ND-Lage: 
Der wird halt auch in der Staatssekretärsrunde 
gehalten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir wechseln zur 
AfD-Fraktion. 

Stefan Keuter (AfD): Guten Abend, Herr 
Dr. Maas! Am 27. August 21 teilte Ihnen - ge-

mäß Fundstelle MAT A BKAmt-3.59 VS-NfD, 
Blatt 180 - die Referatsleiterin 713 per E-Mail 
mit, dass in Afghanistan im Zuge der Evakuie-
rung Material wie beispielsweise Waffen, auch 
Kriegswaffen, sondergeschützte Fahrzeuge und 
technisches Gerät, auch Kryptomaterial, zurück-
gelassen werden musste. Wegen des Krypto-
materials musste sogar evaluiert werden, welche 
negativen Folgen das Zurücklassen haben 
könnte. - Was können Sie uns über das zurück-
gelassene Material mitteilen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, da bitte ich sozu-
sagen - - 

(RD Michael Steppan 
(BKAmt) meldet  

sich zu Wort) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Regierung 
wünscht das Wort. - Bitte schön. 

RD Michael Steppan (BKAmt): Danke, Herr Vor-
sitzender. - Ich möchte nur vorsorglich darauf 
hinweisen, dass auf Einzelheiten des Materials 
nicht eingegangen werden kann - also nur vor-
sorglich, es war jetzt noch nicht konkret danach 
gefragt. 

Stefan Keuter (AfD): Ich schätze den Zeugen so 
ein, dass er das gemäß seiner Aussagegenehmi-
gung selber beurteilen kann, was er uns hier er-
zählen darf. 

RD Michael Steppan (BKAmt): Ich glaube, das ist 
auch meine - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: So möchte ich das 
nicht formulieren, aber ich gehe davon aus, dass 
die Antwort des Zeugen so sein wird, dass es 
dem gerecht wird, was Sie gerade gesagt haben. 
Im Zweifelsfall achten wir darauf, dass das so ist. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Danke. - Also, in der 
Tat - da bitte ich aber um Nachsicht; das wollte 
ich auch gerade schon sagen -: Ich kann zu den 
Einzelheiten da nichts sagen. 

Stefan Keuter (AfD): Vielleicht grundsätzlich: 
Können Sie es bestätigen, dass entsprechend kri-
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tisches Material zurückgelassen worden ist? Und 
können Sie uns in diesem Format gegebenenfalls 
über die Evaluierung dieser möglichen Bedro-
hungslage was sagen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ich kann bestä-
tigen - wie Sie ja auch aus der Unterlage zitiert 
haben -, dass es nicht möglich war, in der Eva-
kuierungssituation alles mitzunehmen. Das, was 
noch vernichtet werden konnte, wurde vernichtet 
nach meiner Erinnerung. Es war aber nicht mög-
lich, alles sozusagen zu vernichten. Und das war 
eines der Themen in den darauffolgenden Wo-
chen, zu analysieren: Was sind das für Unter-
lagen? Und wie kann man sozusagen möglichst 
optimal mit dem Thema umgehen? 

Stefan Keuter (AfD): Gut. Dabei möchte ich es in 
diesem Format erst mal belassen. 

In der ersten Sondersitzung der Staatssekretäre 
am 16. April 21 wurde vom Leiter der Abtei-
lung 2, Dr. Hecker, im Hinblick auf die Ortskräfte 
ein - ich zitiere aus dem Sitzungsvermerk; Fund-
stelle MAT A BMI-3.165, Blatt 118 f. - „richtiges 
‚Messaging‘ … auch unter Migrations-
gesichtspunkten“ - Zitat Ende - gefordert. 

Einige Tage später, also am 17. April 21, äußerte 
sich die Bundesverteidigungsministerin gegen-
über der Deutschen Presseagentur - für das 
Sekretariat ist das Seite 1 in der Anlage 14 -, dass 
sie es als eine - ich zitiere - „tiefe Verpflichtung 
der Bundesrepublik Deutschland empfinde, diese 
Menschen“ - ich gehe mal von den Ortskräften 
und deren Kernfamilien aus - „jetzt, wo Deutsch-
land das Land endgültig verlasse, nicht schutzlos 
zurück[zu]lassen“. - Zitat Ende. 

Herr Dr. Maas, warum ging die ehemalige Vertei-
digungsministerin am 17. April 2021 davon aus, 
dass Ortskräfte nach dem Abzug Deutschlands 
aus Afghanistan „schutzlos“, wie sie es nannte, 
sein würden? Verfügte einer der Nachrichten-
dienste zu diesem Zeitpunkt über eine entspre-
chende Erkenntnis? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Da kann ich Ihnen lei-
der nichts zu sagen. 

Stefan Keuter (AfD): Weil Sie keine Kenntnis 
darüber haben oder - - 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, zu der konkreten 
Fragestellung, sozusagen welche Informationen 
da vorlagen: Nein. Was ich Ihnen sagen kann, ist: 
Der BND hat natürlich ständig sozusagen Bewer-
tungen abgegeben: „Welche generellen Gefähr-
dungen gibt es?“, also: „Was kann man befürch-
ten, wie gehen die Taliban mit bestimmten Perso-
nengruppen um?“ Aber die Aussagen, die Sie 
jetzt zitiert haben, das übersteigt sozusagen 
meinen Bereich; da kann ich nichts zu sagen. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. - Ich würde Sie gerne 
noch mit einer anderen E-Mail konfrontieren. Am 
2. September 2021 schrieb Herr Henning Plate an 
eine Kollegin Folgendes - ich zitiere aus MAT A 
BMZ-3.143, Blatt 359; Zitat Anfang -: 

„… ich glaube, der entscheidende 
Faktor bei der Erklärung des Vor-
marsches der Taliban ist nicht der 
Abzug der Bundeswehr, nicht ein-
mal der physische Abzug der 
Amerikaner. Der tatsächliche Ein-
fluss auf die militärische Lage im 
Land war insbes. bei der Bundes-
wehr nahe Null. 

Entscheidend waren die poli-
tischen Signale, die die internatio-
nale Gemeinschaft … ausgesendet 
haben.“  

Zitat Ende. - Deckt sich diese Einschätzung des 
Kollegen im Hinblick auf den Einfluss der Bun-
deswehr auf die militärische Lage mit den BND-
Erkenntnissen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
auch nicht beantworten. Das ist sozusagen nicht 
mein Bereich gewesen. 

Stefan Keuter (AfD): Haben Sie darüber gar keine 
Kenntnisse, gar keine Wahrnehmungen gehabt? 
Flurfunk etc.? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, nicht so spezi-
fische, dass ich jetzt zu diesen Aussagen etwas 
sagen könnte. 
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Stefan Keuter (AfD): Gar keine Eigenwahrneh-
mungen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nee, - 

Stefan Keuter (AfD): Okay. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: - muss ich ehrlich 
sagen. 

Stefan Keuter (AfD): Ich würde gerne mit Ihnen 
über die Auswirkungen des Statements vom 
17. April 2021 sprechen. In diesem Zusammen-
hang möchte ich aus dem Drahtbericht, der vom 
Leiter des Referates 723 über eine Kollegin an 
den Staatssekretär Geismann weitergeleitet wer-
den sollte, zitieren - Fundstelle MAT A BKAmt-
3.64, Blätter 113 ff.; Zitat Anfang -: 

„Forderungen aus der DEU Politik 
nach einer großzügigen, unkom-
plizierten Handhabung, transpor-
tiert von internat. Nachrichten-
agenturen, wurden in AFG genau 
wahrgenommen und haben in der 
Folge besondere Dynamik entfal-
tet. Vielfach ist das Narrativ ent-
standen, dass jeder, der in der 
Vergangenheit für DEU Arbeit-
geber oder mit DEU Organisatio-
nen zusammengearbeitet hat, 
Anspruch auf Aufnahme in DEU 
habe, und DEU aufgrund dieser 
großzügigen Haltung auch generell 
geeignete Anlaufstelle für jegliche 
Schutzersuchen sei. … Sogar 
hochrangige Politiker fühlen sich 
von dem … DEU Programm zur 
Aufnahme jener, die mit DEU in 
der Vergangenheit zusammen-
gearbeitet haben, angesprochen. 
Unter Bezugnahme auf die falsche 
Wahrnehmung eines umfangrei-
chen DEU Schutzangebotes wird 
der Ton vieler Antragsteller for-
dernder. Bisher ergeben sich 
daraus keine unmittelbaren 
Sicherheitsprobleme.“  

Zitat Ende. - Welche Wahrnehmung hatten Sie 
damals über die Reaktionen Ihrer Kollegen auf 
das Statement von der Verteidigungsministerin, 
insbesondere von Dr. Hecker, der tags zuvor noch 

um ein „richtiges Messaging … auch unter Migra-
tionsgesichtspunkten“ bat? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Da bitte ich auch um 
Verständnis, ich habe mit Herrn Dr. Hecker 
darüber nicht gesprochen. Das kann ich Ihnen 
schlicht nicht sagen, wie er das bewertet hat. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, aber ich hatte jetzt Sie 
nach Ihrer Wahrnehmung gefragt. Hatten Sie 
dazu eine Wahrnehmung? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein, keine Wahrneh-
mung auf Herrn Hecker bezogen. Und generell ist 
dieser Drahtbericht, wie Sie ja beschrieben ha-
ben, verteilt worden sozusagen. Das war aber in 
meiner Erinnerung - - Ich erinnere keine konkrete 
Besprechung dazu, keine konkrete Reaktion. 

Stefan Keuter (AfD): Haben Sie diesen Draht-
bericht zur Kenntnis genommen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Den habe ich zur Kennt-
nis genommen, ja. 

Stefan Keuter (AfD): Wissen Sie, ob dieser Draht-
bericht auch von Staatssekretär Geismann zur 
Kenntnis genommen wurde? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Da gehe ich von aus, 
dass das so war. Das kann ich Ihnen aber jetzt 
nicht sicher sagen. Das müsste man aus dem 
Mailverlauf erkennen können. 

Stefan Keuter (AfD): Wissen Sie, ob der Staats-
sekretär daraufhin irgendwelche Maßnahmen 
eingeleitet hat? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
auch nicht konkret sagen. Ich kann nur sagen: 
Das ist ein Beispiel, wo Sie sehen, dass die Infor-
mationen, die jetzt in dem Fall über einen Draht-
bericht entstehen, sozusagen an die zuständigen 
Stellen gegeben werden, und dann fließen diese 
Bewertungen natürlich ein in die Besprechungen. 
Ich kann Ihnen jetzt nicht präzise sagen, ob es ge-
nau dazu eine Besprechung gegeben hat. Das er-
innere ich nicht. 
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Aber Sie kriegen natürlich in so einer Phase 
einen Wust an Informationen, und das wird dann 
gebündelt. Und dann gibt es, wie gesagt, diese 
schon erwähnte ND-Lage, wo man sich wöchent-
lich austauscht; es gibt andere Formate. Aber ich 
kann Ihnen nicht konkret sagen, ob auf diesen 
Drahtbericht hin jetzt eine Besprechung zum Bei-
spiel stattgefunden hat. 

Stefan Keuter (AfD): Die letzte Frage - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nein, wir sind 
jetzt am Ende Ihrer Befragung. - Ich will die letz-
ten fünf oder sieben Minuten zum Anlass neh-
men, zu sagen, dass wir uns bestimmter Höflich-
keitsformen hier bedienen, wenn wir mit Zeugen, 
auch mit Vertretern der Bundesregierung spre-
chen. Ich wünsche, dass das für alle Beteiligten 
hier gilt. Wir haben das bisher immer eingehal-
ten. Und deswegen will ich das hier ausdrücklich 
feststellen. - Und das Fragerecht geht an die FDP-
Fraktion. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Schönen guten Abend, Herr 
Dr. Maas! Ich möchte gerne auf eine Aussage von 
Ihnen zurückkommen, die Sie vorher gemacht 
haben. Sie haben gesagt: Prognose und Lagebild 
sind ein „Gemeinschaftswerk der Bundesregie-
rung“, und Sie haben auch von „Lagebild der 
Bundesregierung“ gesprochen. 

Könnten Sie bitte mit Bezug auf unseren Unter-
suchungsgegenstand, also Afghanistan, und den 
Untersuchungszeitraum sagen, wo Prognosen 
und Lagebilder der Bundesregierung als Gemein-
schaftswerk entstanden sind? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Die Federführung für 
die Erstellung von Lagebildern innerhalb der 
Bundesregierung liegt im Auswärtigen Amt, ganz 
generell, und der BND liefert zu, liefert seine Bei-
träge dazu. 

Das ist im ganz Praktischen im Kanzleramt, wie 
schon beschrieben, dieser Weg: Abteilung - - also 
BND-Abteilung 7, Abteilung 2, und das mündet 
aber natürlich dann im Auswärtigen Amt. Und 
da ist sozusagen die Federführung für die Lage-
bilder. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also entste-
hen Lagebilder und Prognosen im Auswärtigen 
Amt? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, jeder leistet seine 
Beiträge zu dem spezifischen Feld. Und natürlich 
hat der BND einen Bereich, in dem er sozusagen 
seine Expertise hat, seine nachrichtendienst-
lichen Erkenntnisse, und die dann auch bewertet. 
Und das fließt dann aber ein sozusagen in die Be-
wertung anderer. Sie haben natürlich die Kolle-
gen des Auswärtigen Amtes von vor Ort, die 
Kollegen, die in internationalen Organisationen 
Informationen erhalten, Sie haben das Verteidi-
gungsministerium. Insofern, meine ich, fließt das 
dann alles zusammen, aber jeder leistet natürlich 
seinen Beitrag. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und wo wird 
das geeint? Also, wo wird das sozusagen zu 
einem Guss gegossen? Was ist das Gremium 
dafür, bezogen auf den Untersuchungszeitraum, 
bezogen auf den Untersuchungsgegenstand? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, dass es ein kon-
kretes Produkt sozusagen gibt, das kann ich 
Ihnen nicht sagen. Deswegen immer wieder der 
Bezug auf diese Besprechungen, auf die Staats-
sekretärsrunden zum Beispiel, die Sicher-
heitspolitischen Jours fixes, die stattgefunden 
haben: Da tauscht man sich aus. 

Und es gibt sicherlich dann die Vortragsunter-
lagen, zum Beispiel für die Staatssekretärsrunde. 
Die werden nach meiner Erinnerung auch ver-
teilt - ich weiß nicht, ob das in jedem Einzelfall 
so ist -, aber insofern wird das erstellt. Und an-
sonsten gibt es jetzt aber kein sozusagen „Königs-
dokument“, wenn Sie so wollen, wo alles zusam-
mengeführt wird; zumindest erinnere ich das 
nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Mit Bezug auf 
die Staatssekretärsrunden: Ist Ihnen erinnerlich, 
dass dort 2021 Prognosen oder strategische De-
batten geführt wurden, wo Ihnen die Endpro-
dukte dann auch zur Verfügung gestellt wurden 
oder Sie die auch wahrgenommen haben? 
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Zeuge Dr. Carsten Maas: Nee. - Also, bei dieser 
Staatssekretärsrunde habe ich maximal wahrge-
nommen die Zuarbeit des BND, das heißt den 
Lagevortrag des BND. Da der aber auch aktuell 
ist, wird der sozusagen kurz vor der Sitzung fina-
lisiert. Insofern habe ich nicht mal den, würde 
ich vermuten, häufig gesehen. Aber das ist das 
einzige Dokument, was ich gesehen habe, weil 
das auch manchmal dann an den Mails dran-
hängt sozusagen, dass man sagt: Das ist die 
Tagesordnung, und das ist der Beitrag des BND. 
Denn nur dafür waren wir zuständig. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also dann 
haben Sie keinen Rücklauf bekommen, was so-
zusagen dann das geeinte Lagebild ist, was in 
diesen Staatssekretärsrunden erarbeitet wurde? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein, habe ich nicht. 
Der Rücklauf ist sozusagen der Vermerk, den ich 
dann bekommen habe, nachrichtlich ja per E-
Mail zu den Runden, also sozusagen, wo dann 
ergebnisvermerksartig zusammengefasst wird: 
Was ist besprochen worden? 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Danke. - In 
MAT A BKAmt-3.68 VS-NfD, Blatt 129, liegt uns 
eine Mail vom 15. Juli 2020 aus Referat 723, also 
einem Referat Ihrer Gruppe, vor. Jetzt muss ich 
noch mal selber gucken, ob das 2020 ist. 

(Abg. Dr. Ann-Veruschka 
Jurisch (FDP) blättert in 

ihren Unterlagen) 

- Ja, genau. - In dieser Mail ist die Rede davon, 
dass man in Abteilung 2 des Kanzleramts die 
Idee verfolge,  

„das (festgefahrene) Format der 
ST-runde AFG/MLI mit der ‚Stan-
dardagenda‘ zu modifizieren.“  

Können Sie uns darstellen, worauf sich das „fest-
gefahren“ beziehen könnte oder was damit ge-
meint sein könnte? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich leider 
nicht, weil ich wirklich an diesen Runden nicht 
teilgenommen habe. Deswegen: Da habe ich 
keine Kenntnis zu. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): In einer Mail, 
die am 22. Juni 2020 aus dem Referat 723 an den 
BND-Leitungsstab verschickt wurde, heißt es - 
MAT A BKAmt-3.68 VS-NfD, Blatt 131 -: 

„… voraussichtlich“ - - 

- Entschuldigung, das ist am 22. Juni 20 - - Jetzt 
muss ich noch mal schauen, irgendwie kommt 
mir das ein bisschen komisch vor; einen Mo-
ment. 

(Abg. Dr. Ann-Veruschka 
Jurisch (FDP) blättert in 

ihren Unterlagen) 

- Ja, doch. 

„… voraussichtlich am 05.08.2020 
wird die nächste Staatssekretärs-
runde AFG/MLI stattfinden.“ 

Also, die letzte war 22. Juni, und die soll am 
05.08. stattfinden. Das klingt danach, als hätte es 
zwischen dem 22. Juni 2020 und dem 5. August 
2020, also über einen Monat, keine Staatssekre-
tärsrunde Afghanistan/Mali gegeben. 

Kam es Ihres Wissens nach häufiger vor, dass 
sich die Staatssekretäre in diesem Format längere 
Zeit nicht trafen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich kann Ihnen nicht 
den präzisen Rhythmus sagen, in dem die sich 
getroffen haben in der Staatssekretärsrunde. Ob 
es auch einen festen gibt, kann ich Ihnen auch 
nicht sagen. Was ich Ihnen sagen kann: Die ND-
Lage zum Beispiel tagt jeden Dienstag, die Staats-
sekretärsrunde deutlich seltener. Ich weiß es 
nicht, ob die standardartig quartalsweise sich ge-
troffen haben oder ob das eine gewisse Flexibili-
tät auch hatte, dass man das abhängig von viel-
leicht aktuellen Ereignissen dann ad hoc einberu-
fen hat; weiß ich schlicht nicht, kann ich nicht 
sagen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Danke. - Dann 
würde ich gerne wissen: Was ist Ihnen denn aus 
dem Untersuchungszeitraum hinsichtlich des Ge-
brauchs von Szenarioanalysen und anderer Ana-
lysemethoden im BND bekannt? 
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Zeuge Dr. Carsten Maas: Ganz generell ist die 
Szenarienanalyse eine Form der Darstellung der 
Aufbereitung eines Themenfeldes. Und der BND 
ist immer wieder gehalten - das ist auch ein 
Thema, was ich mit dem BND häufig hatte -, 
wenn es irgendwie möglich ist, sozusagen Szena-
rien aufzubereiten, also den aus Sicht des BND 
wahrscheinlichsten Fall und dann ein weniger 
wahrscheinliches Szenario und ein noch un-
wahrscheinlicheres Szenario darzustellen, um 
sozusagen für die Adressaten der Berichterstat-
tung ein besseres Gefühl dafür zu bekommen: 
Was könnten jetzt Alternativen sein des sozu-
sagen Most-likely-Szenarios, in der Sprache des 
BND, das der BND in dem Moment für die wahr-
scheinlichste Variante hält? 

Die Bitte ist immer wieder da. Das ist natürlich in 
der Darstellung sehr aufwendig sozusagen. Das 
kann man also zum Beispiel nicht für jeden ND-
Lagebeitrag erwarten, dass der BND sozusagen 
diese ganz unterschiedlichen Szenarien dann 
darstellt. 

Aber das ist ein ständiges Thema. Und das war 
natürlich auch ein Thema dann im Nachgang zu 
dem Augustwochenende sozusagen, ob es da 
noch Optimierungsmöglichkeiten gäbe. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Wie häufig 
wurden Ihnen denn zu Afghanistan solche Ana-
lysen vorgelegt im Untersuchungszeitraum? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ich persönlich - - 
Aus meiner Erinnerung muss ich aber sagen: 
keine Szenarienanalyse in der Form, dass unter-
schiedliche Szenarien dargestellt worden sind. 
Ich erinnere diesen Bericht „Emirat 2.0“. Das ist 
ja eine Szenariendarstellung, und so was ist 
schon produziert worden. Ich kann Ihnen nur 
leider nicht sicher sagen, wie oft, weil ich auch 
sagen muss: Ich habe sozusagen standardmäßig 
nicht die gesamte Berichterstattung des BNDs 
gelesen; schaffe ich einfach zeitlich nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Haben Sie 
denn selbst im Untersuchungszeitraum derartige 
Analysen angefordert? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich persönlich habe die 
nicht angefordert, nein. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Welche Erstel-
lungsdauer hatten denn Szenarioanalysen zu 
Afghanistan von der Beauftragung bis zur Vor-
lage, falls Ihnen das bekannt ist? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ist mir nicht aktiv be-
kannt. Ich kann nur sagen: Das ist sehr aufwen-
dig. Und das ist sicherlich etwas, was im BND 
dann auch mehrere Wochen in Anspruch neh-
men kann, weil man dann ja wirklich ganz unter-
schiedliche Aspekte sozusagen prognostisch 
auch bewerten und abwägen muss. Das betrifft 
im BND mehrere Bereiche. Deswegen sagte ich 
schon: Das ist etwas sehr Aufwendiges. Ich 
würde erwarten, dass das den BND jeweils meh-
rere Wochen kostet. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ist es ein Stan-
dardprodukt des BND, so eine Szenarioanalyse, 
oder ist das was Besonderes oder was Neues? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Was Neues nicht, Stan-
dard auch nicht. Also, insofern, würde ich sagen: 
Es ist auch nicht was Besonderes, weil es schon 
ein klassisches Instrument ist. 

Aber die Masse der Berichterstattung des BND 
sind zum einen die Beantwortung der konkreten 
Fragen aus den Ressorts und dann punktuelle 
Berichte. Wenn der BND über den Beschaffungs-
bereich eine bestimmte Information erlangt hat, 
über die er sagt: „Die ist so wertig, die möchte ich 
jetzt den Abnehmern in den Ressorts und im 
Kanzleramt mitteilen“, dann wird das sozusagen 
in die Berichterstattung aufgenommen. Da gibt es 
auch unterschiedliche Formate. 

So ein Produkt wie zum Beispiel „Emirat 2.0“, 
weil es so aufwendig ist, ist deswegen nicht Stan-
dard, also quantitativ einfach nicht. Es ist aber 
ein Standardinstrument des BND. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Befragungszeit 
ist zu Ende. - Wir eröffnen die nächste Runde. 
Das Wort hat der Kollege Nürnberger. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Das Thema Szenario ist auch Gegen-
stand meiner ersten Frage. Aus unseren Unter-
lagen ergibt sich, dass im BMVg, und je nach 
Bewertung kann man sagen, ein realistisches, 
aber man kann objektiv auch sagen, ein anderes 
Lagebild - das wohl auch nicht immer vollstän-
dig, genau war - bezüglich der militärischen Lage 
der ANDSF im Sommer 2021 vorherrschte, im 
Vergleich zu dem Lagebild des BND. 

So hieß es auch in einer zusammenfassenden 
E-Mail des Zeugen G  aus dem Referat für 
„Krisenfrüherkennung, Sicherheits- und Bedro-
hungsbeurteilung“ vom 20.08.2021 bezüglich der 
Eintrittswahrscheinlichkeit des Szenarios „Emi-
rat 2.0“ - und ich beziehe mich hier auf MAT A 
BMVg-3.166 VS-NfD, Blatt 540; Zitat -: 

„Das Szenario „Emirat 2.0“ stellte 
auch für uns, anders als für die 
USA“ 

- also noch mal eine andere Darstellung - 

„(Bürgerkrieg als höchste Wahr-
scheinlichkeit), das wahrschein-
lichste Szenario dar. Der BND 
ordnete es zeitlich allerdings auf 
2+ Jahre und deutlich nach einem 
erfolgten Abzug ein und hat, trotz 
wiederholter Aufforderungen, 
seine Zeitlinien bis zuletzt nicht 
aktualisiert. Wir“ 

- also BMVg - 

„haben ab Juni begonnen - ausge-
löst die Raumgewinne TLB sowie 
gestützt durch USA und GBR 
Analysen -, unsere Zeitlinien zu 
verkürzen.“ 

Haben Sie diese Diskussion über Zeitlinien wahr-
genommen? Oder haben Sie - vorhin bei der 
Frage zur Internen Revision wurde es auch schon 
mal angesprochen - sich drauf verlassen, dass die 
Zeitlinien, die der BND angibt, der Realität am 
nächsten kommen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ich erinnere mich 
daran, dass es auch eine Besprechung, glaube 

ich, mal gab, wo das ein Thema war. Aber da 
ging es, glaube ich, mehr um die konkrete Kraft 
der Streitkräfte sozusagen, dass man sich da auch 
bemüht hat, zu sagen: So, wir müssen alle Zahlen 
übereinanderlegen. - Da hat dann auch NATO - - 
oder andere Zusammenhänge - - bestimmte 
Zahlen geliefert. Daran erinnere ich mich. 

Dass es bei den konkreten Zeitlinien eine Diskus-
sion gegeben hat, kann ich nur sagen: keine, die 
ich erinnere, an der ich teilgenommen hätte. Was 
ich aber sagen kann, ist: Der BND als Behörde hat 
eine große Zahl von Soldaten in der Behörde. Das 
ist auch historisch so. Und der BND ist ja auch 
der militärische Auslandsnachrichtendienst. In-
sofern: Der Austausch zwischen dem BMVg und 
dem BND ist äußerst intensiv. Das heißt, da gehe 
ich davon aus - und das ist meine Erfahrung -, 
dass da ein ständiger Austausch dazu stattfindet. 
Und insofern gehe ich auch davon aus, dass auch 
das der Fall war in dem Bereich; aber ist keine 
Diskussion, die ich erlebt habe. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich gehe mal weiter zum 
11.08.2021. Da bat dann das Kanzleramt - und 
hier das von Ihnen nun bereits mehrfach ange-
sprochene Referat 723 - den BND um eine Stel-
lungnahme zu einem Pressebericht aus den USA, 
dass nunmehr Kabul innerhalb von 30 bis 90 Ta-
gen fallen könnte - ich beziehe mich auf MAT A 
BND-3.204 VS-NfD, Blatt 24 -, und da lautet der 
Auftrag - ich zitiere -: 

„… zu u.a. Agenturmeldung 
erbitte ich eine kurze Stellung-
nahme des BND, insbesondere zur 
Einordnung der Aussage, Kabul 
könne innerhalb von 30 bis 90 Ta-
gen fallen - auch vor dem Hinter-
grund einer in der gestrigen ND-
Lage leicht abweichenden Bewer-
tung.“  

Haben Sie mit diesem Vorgang zu tun gehabt? 
Waren Sie in diesen Vorgang eingebunden? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, den Vorgang kenne 
ich insofern, als das auch Standardprozedere ist, 
will ich sagen: Wenn Sie in dem Pressespiegel, 
den Sie morgens bekommen, so eine Information 
bekommen, dann ist das normal, dass Sie über 
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das Fachreferat den BND bitten: Nehmt dazu 
Stellung. - Denn es ist ja, glaube ich, ein Presse-
artikel aus den USA gewesen. Das heißt, man 
weiß als Leser auch im Kanzleramt ja nicht: Wo 
kommt das jetzt her? Was hat der Journalist da 
für Quellen? Und deswegen bittet man natürlich 
dann den eigenen Nachrichtendienst um eine 
Einordnung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Können Sie für uns hier 
in dem Ausschuss einmal darstellen, ob Sie die 
Bewertung des BND und die Aussagen des BND 
in den Lagebildern, die Ihnen zugeliefert worden 
sind, eigenständig noch einmal überprüft oder 
bewertet haben? Oder haben Sie zu diesem 
Zeitpunkt auf die Einschätzungen des BNDs, so 
wie sie geliefert wurden, vertraut? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, grundsätzlich 
habe ich persönlich sehr großes Vertrauen in die 
Berichterstattung des BND. Aber was ich natür-
lich mache, ist, genau wie andere auch - - Ich 
bin ja in unterschiedlichen Besprechungen dann 
auch, ich bekomme unterschiedliche Informatio-
nen, ich lese die Presse, und wenn ich persönlich 
der Meinung bin: „Das ist noch mal wert, dass 
der BND das prüft“, oder ich kann das selber 
nicht zusammenbringen, dann frage ich beim 
BND nach. Aber ich würde mir jetzt auch nicht 
anmaßen, dass ich sage: Ich bin der größere 
Afghanistan-Experte gegenüber den Kollegen, die 
das seit Jahren als Superexperten machen. Von 
daher, wenn Sie so wollen, ist das eine Plausi-
bilitätskontrolle und ein Abgleich mit dem, was 
man aus anderen Richtungen anzurufen hat. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das kann ich gut nach-
vollziehen. Man muss aber zu dem Zeitpunkt 
auch in Betracht ziehen, dass auf dieser Zeitlinie 
dann bereits etliche der Provinzhauptstädte ge-
fallen waren. Und mir stellt sich die Frage, ob 
intern im Bundeskanzleramt diskutiert wurde, 
warum der BND trotz der sich erkennbar verän-
dernden, eskalierenden Lage die Zeitlinien nicht 
angepasst hat. Gab es dazu bei Ihnen im Hause 
Diskussionen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, aus meiner Erin-
nerung wurde das generell diskutiert, welche 
Dynamik in Afghanistan um sich greift, weil die 

Taliban ja Provinz für Provinz sozusagen erobert 
hatten, wenn ich das richtig erinnere, teils 
kampflos, teils mit vergleichsweise wenig Kampf-
einsatz. Aus meiner Erinnerung kann ich Ihnen 
sagen, dass das die allgemeine Haltung aber war, 
zu glauben, dass der Raum Kabul noch anders 
gesichert ist und es jetzt sozusagen nicht denk-
logisch so ist, dass der so fallen würde wie eine 
andere Provinz im Vorfeld. 

Jörg Nürnberger (SPD): Es gab dann ein Antwort-
schreiben an das Kanzleramt auf diese Bitte, und 
zwar vom 12. August 2021, in dem meiner An-
sicht nach erstmals in dieser Relation die soge-
nannten Kipppunkte aufgeführt wurden, deren 
Eintreten auch einen kurzfristigen Fall von Kabul 
herbeiführen könnte; ich beziehe mich auf 
MAT A BND-3.175 VS-NfD, Blatt 154. 

Ich fasse es nur ganz kurz zusammen, ohne es 
tatsächlich im Detail zu zitieren. Folgende 
Kipppunkte:  

„unmittelbare bzw. zeitnahe 
(30 Tage) Einnahme ... 

... Einstellung der Fremdfinan-
zierung des afghanischen Staates,  

... Vollständiger Abzug der US-
Streitkräfte, die bisher [immer] für 
die Absicherung des HKIA und 
der Green Zone auch nach dem 
Ende der RSMA in Kabul verblei-
ben sollten, 

... Teil- oder Komplettabzug 
westlicher Botschaften, 

... Nahezu vollständige Isolierung 
von Kabul-Stadt, 

... Die Einnahme von 
Provinzzentren im Großraum 
Kabul.“  

Kannten Sie solche Kipppunkte auch vor Eingang 
dieses Schreibens? Wurde die Diskussion bei 
Ihnen im Hause zu diesen Kipppunkten vorher 
geführt? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, mir waren die in 
grob insofern sozusagen präsent, weil das, was 
ich eben sagte, meine Vorstellung zumindest war, 
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dass der Raum Kabul anders ist als die Provinzen 
drum rum. Diese konkrete Auflistung habe ich 
nach meiner Erinnerung da dann auf jeden Fall 
zur Kenntnis genommen. 

Aber noch mal: Ich bin sozusagen nicht in den 
täglichen Abgleich der Berichterstattung einge-
bunden. Das heißt, die Kollegen, die täglich mit 
der Berichterstattung zu tun haben, die können 
das präziser sagen, ob der BND das in der norma-
len Berichterstattung schon erwähnt hat. 

Ich bin davon ausgegangen, als ich das zum Bei-
spiel gelesen habe, dass das eine Beschreibung 
ist, eine Analyse des BND, die jetzt nicht an dem 
Tag gefertigt worden ist, sondern die die Haltung 
des BNDs auch im Vorfeld schon beschrieben 
hat. 

Jörg Nürnberger (SPD): Haben Sie deshalb keine 
Änderung der Position des BNDs im Hinblick auf 
die Zeitlinien durch diese neu eingeführten 
Kipppunkte wahrgenommen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: In meiner Wahrneh-
mung, wenn ich das richtig erinnere, sind die 
nicht neu eingeführt sozusagen, sondern der BND 
arbeitet mit dem Instrument von Kipppunkten 
bei ganz vielen Berichten. Das ist auch Standard 
sozusagen, dass man beschreibt: Wenn an dieser 
Stelle was signifikant sich verändert, dann gibt es 
eine andere Entwicklung. Insofern war das für 
mich nichts, was jetzt überraschend war. 

Und es ist ja bei den Kipppunkten - Sie haben sie 
ja eben zitiert - - Da sind ja auch Bereiche dabei, 
die dann später eine Rolle gespielt haben, weil 
man dann gesagt hat: Okay, da ist es sozusagen 
schneller zu einer Dynamik gekommen, als man - 
und das ist jetzt meine Erinnerung - allgemein - 
ich würde fast sagen: weltweit - erwartet hatte, 
mindestens im Bereich der Nachrichtendienste. 

Jörg Nürnberger (SPD): Herr Zeuge, waren Sie 
sich dann an diesem 12.08. bewusst, dass ein 
Kollaps der Republik und der afghanischen 
Streitkräfte auch unmittelbar und sehr zeitnah 
zur Einnahme von Kabul hätte führen können 
oder führen konnte? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ich habe diese 
Berichterstattung zur Kenntnis genommen. Und 
wenn sozusagen einer dieser Kipppunkte sich 
realisiert, dann wäre für mich es normal gewe-
sen, dass dann auch eine Dynamik in die Ent-
wicklung kommt. Aber, zum Beispiel, ob die 
Realisierung eines einzelnen Kipppunktes wel-
che Auswirkungen gehabt hätte, da muss ich 
ehrlich sagen, da bin ich dann zu wenig Afgha-
nistan-Experte. Insofern war das jetzt nichts, wo 
ich gesagt habe: „Jetzt ist irgendwie da was ganz 
Neues beschrieben“, sondern da gehe ich davon 
aus: Der BND beschreibt sehr präzise, auf welche 
Indikatoren er achtet. Und solange keine Mel-
dung kommt: „Hier gibt es eine signifikante Ver-
änderung bei einem Indikator“, gehe ich davon 
aus, dass das generelle Lagebild oder die gene-
relle Einschätzung des BND auf dieser Grundlage 
dann das maßgebliche ist. 

Jörg Nürnberger (SPD): Der Abteilungsleiter 
„Politik“ im BMVg, Herr Dr. Wächter, hat hier 
vor dem Ausschuss ausgeführt - ich beziehe mich 
auf das vorläufige Stenografische Protokoll 20/74, 
Blatt 131; immerhin aus dem BMVg, nicht aus 
dem BND -: 

„Es gab am 12.08. abends klare 
Anzeichen dafür, dass die Taliban 
nach der Einnahme von Kandahar 
auch auf Kabul vorrücken und wir 
davon ausgehen mussten, dass 
eine Notevakuierung notwendig 
war.“  

Hatten Sie ähnliche Detailinformationen über die 
Situation in und um Kabul? Und haben Sie am 
12.08. -  -Hatten Sie Kenntnis darüber, dass die 
Amerikaner bereits Truppen nach Kabul zur 
Unterstützung der Evakuierung verlegten und die 
militärische Lage der ANDSF zunehmend 
aussichtslos war? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Hatte ich nicht. 

Jörg Nürnberger (SPD): Okay. - Ich komme jetzt 
noch mal - und Herr Kollege Zippelius hat das ja 
vorhin relativ intensiv mit Ihnen bearbeitet - zu 
dem Thema „Interne Revision“ und der Tatsache, 
dass Sie bereits am 18.08.2021 bei diesem Treffen 
zwischen Ihnen und Mitgliedern der Abteilung 
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sowie Herrn Dr. Ader zu dem Thema „Lessons 
learned“ zusammengetroffen sind. Laut MAT A 
BKAmt-3.70 VS-NfD, Blatt 172, bestand 
Einigkeit, dass 

„… BND mit seiner Berichterstat-
tung über Jahre klare Linien hin-
sichtlich der Entwicklungen in 
Afghanistan aufgezeigt habe. Die 
Dynamik des Vormarschs der Tali-
ban sei letztlich jedoch - wie von 
allen anderen Beobachtern auch -
unterschätzt worden.“  

Jetzt ist es drei Tage her, nachdem Kabul gefallen 
ist, und Sie ziehen in Ihrer Besprechung bereits 
einen derartigen Schluss. Können Sie uns erklä-
ren, wie diese Schlussfolgerung zustande gekom-
men ist und auf welchen Grundlagen sie beruht? 
Man hätte sie ja auch infrage stellen können. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, in der Tat, so, 
wie mein Verständnis ist: Die Schlussfolgerung 
bezieht sich auf den generellen Zeitraum. Aber 
die konkrete Dynamik der in dem Moment ja 
direkt vorangegangenen Tage: Da waren sich alle 
einig: Das ist nicht gesehen worden. Und 
deswegen gab es die Besprechung. 

Insofern: Ich gebe Ihnen recht, der Eindruck kann 
entstehen: Warum trefft ihr euch, wenn ihr so-
wieso gleich festhaltet: „Da ist nichts schiefge-
gangen“? Aber das kann ich Ihnen sagen: Das war 
nicht der Fall. Sonst hätten wir das Treffen nicht 
gemacht, und vor allen Dingen hätte es dann 
nicht diesen Nachgang direkt gegeben. 

Das bezieht sich auf die grundsätzliche Frage, 
dass der BND die Situation in Afghanistan in der 
allgemeinen Wahrnehmung sehr präzise dar-
gestellt hat, auch sehr realistisch dargestellt hat - 
die Kraft der Streitkräfte, der Spezialkräfte - und 
sozusagen gerade mit diesem Bericht „Emi-
rat 2.0“ auch quasi über den Tellerrand raus-
geguckt hat und ja auch durchaus richtig gelegen 
hat mit seinen Analysen. Das bezieht sich nur 
darauf. Das ist unbenommen, dass natürlich dann 
die allgemeine Sorge war: Was ist der Hin-
tergrund, warum man diese konkrete Dynamik 
nicht erkannt hat? 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben in Ihrer Ant-
wort bereits die nächsten Fragestellungen vor-
weggenommen. Weil es sich uns tatsächlich bei 
einer kritischen - und das muss man ja auch 
immer in Betracht ziehen - Ex-post-Betrachtung - 
also wir waren ja nicht in dieser Lage hier als 
Ausschuss persönlich beteiligt oder verfügten 
über die Informationen zu diesem Zeitpunkt - - 
stellt es sich nämlich tatsächlich so dar, dass der 
Ansatz einer ergebnisoffenen Prüfung möglicher-
weise durch eine derartige Vorfestlegung nicht 
erreicht werden konnte. 

Jetzt möchte ich aber trotzdem darauf abzielen - 
und ich habe auch vorhin bereits erwähnt, wie 
die Lage auch im Militärischen Nachrichten-
wesen gesehen wurde -, dass im Übrigen auch 
die übrigen Verbündeten - - dass auch in der Bot-
schaft in Kabul und im BMVg insgesamt eine 
akkuratere Lageeinschätzung gegeben wurde als 
vom BND. 

Jetzt kommt in Ihrer Aussage auch noch der 
letzte Halbsatz, die Einführung, dass Sie zu dem 
Schluss gekommen seien, dass auch alle anderen 
Beobachter falsch gelegen hätten. Lagen sie nicht 
zumindest ein wenig richtiger als der BND? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, zu dem Lagebild, 
was im BMVg vorgelegen hat oder im Militä-
rischen Nachrichtenwesen, kann ich nichts sa-
gen; da habe ich keine konkreten Dokumente ge-
sehen. 

Was ich meine, ist: Die Frage, die wir ja dann - 
und das würde ich gern noch mal unterstrei-
chen - wirklich sehr ergebnisoffen uns angeguckt 
haben, bezog sich dann auf die Frage „nachrich-
tendienstliches Wissen“. Und das war dann ein 
Punkt, den wir natürlich auch sofort abgeklopft 
haben, den BND gebeten haben: „Sprecht mit den 
Partnern“ usw. 

Und da ist meine Erinnerung, dass es letztlich 
niemanden gegeben hat, der sozusagen das prä-
zise vorhergesagt hat, was an Dynamik da ent-
standen ist. Das will ich nur sagen damit. 

Und vielleicht nur ganz kurz, weil Sie da völlig 
einen Punkt haben aus meiner Sicht: Wenn es 
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denn so wäre, dass das nicht ergebnisoffen ge-
wesen wäre: Ich glaube, Sie sehen in den 
Unterlagen auch, was ich auch eingangs kurz 
berichtet habe: Der BND war in der Situation ma-
ximal gefordert, die Situation vor Ort möglichst 
optimal zu händeln. 

Und deswegen kam ja diese Bitte, dass dieser 
sehr, sehr exorbitante Fragenkatalog und auch 
unsere Einsteuerung - da gibt es, glaube ich, auch 
Dokumente dazu - sozusagen dann als sogar zu 
weitreichend wahrgenommen worden ist. Und 
dann gibt es von mir, meine ich, auch noch mal 
eine Mail, wo ich sage: Ich habe Verständnis da-
für, dass es jetzt in der Sekunde noch wichtigere 
Sachen gibt. Das darf aber nicht dazu führen, 
dass die Untersuchung in irgendeiner Form ein-
geschränkt wird. 

Also, ich will nur sagen: Das war wirklich das 
ganz klare Ziel, da ergebnisoffen ranzugehen und 
sozusagen ganz ehrliche Lessons learned zu zie-
hen. Und das war auch gleich die Haltung von 
Herrn Kahl, will ich sagen. Also, da waren wir 
uns mit dem BND ganz einig. 

Jörg Nürnberger (SPD): Trotzdem waren ja erst 
wenige Tage vergangen, seitdem es in der Krisen-
stabssitzung am 13.08. die entsprechende Lage-
darstellung auch gegeben hat, bei der, soweit uns 
aus den Vernehmungen der bisherigen Zeugen 
bekannt ist, auch immer noch vom Fortbestehen 
dieser Zeitlinie gesprochen wurde und an den 
BND Aufträge erteilt worden sind, die über die 
nächsten Wochen erarbeitet werden sollten, ob 
diese Lageeinschätzung nicht doch revidiert wer-
den muss. 

Wenn ich Sie jetzt danach frage, ob Sie Erkennt-
nisse darüber haben, wie es beim BND zu dieser 
Falsch- oder Unrichtigbewertung der Dynamik 
der Situation in Kabul kommen konnte: Können 
Sie darauf antworten, auch im Hinblick darauf, 
dass ja die Informationsgrundlage, also das, wenn 
Sie so wollen, in Ihrer Fachsprache „Nachrich-
tenaufkommen“, zum Beispiel für den Gesandten 
in Kabul ein ähnliches war wie das für den BND, 
warum aber dann die Einschätzungen zur Lage-
entwicklung derart auseinandergedriftet sind? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, aus meiner Erin-
nerung, und ich glaube, der Vermerk aus dieser 
Krisenstabssitzung, den ich aber auch nur 
retrograd dann zur Kenntnis bekommen habe, der 
beschreibt auch mindestens einen Teil der Kipp-
punkte, die Sie vorhin schon zitiert haben. Also, 
ich will nur sagen: Der BND hat in meiner Wahr-
nehmung die Punkte durchaus definiert: wenn - 
zum Beispiel - Abzug aus dem Bereich Green 
Zone in Kabul schneller erfolgt, dass dann da 
andere Dynamiken aufkommen können. 

Die konkrete Einschätzung: „Steht das kurz be-
vor? Haben die Amerikaner schon weite Teile ab-
gezogen?“ usw., das ist ja gerade der Knackpunkt 
gewesen, aus meiner Erinnerung. Und der Ge-
sandte der Botschaft - das weiß ich sozusagen 
retrograd -, in der Tat, hat, glaube ich, sozusagen 
da eine im Nachhinein gesehen sehr präzise 
Wahrnehmung gehabt oder die Befürchtung am 
klarsten artikuliert, wenn ich das richtig erin-
nere. Und das war natürlich ein Thema - zum 
Beispiel -: Hätte der BND noch stärker sich mit 
den Partnern vor Ort zusammensetzen müssen? 
Hätte man da noch mehr Informationen bekom-
men können? Das waren sozusagen Ansatz-
punkte, wo man sich gefragt hat: Warum hat der 
BND nicht vorher schon gesagt: „Freunde, da ist 
mehr Bewegung drin, als wir das jetzt anneh-
men“? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt zur Union. Herr Kollege Zippelius. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Herr Dr. Maas, ich setze genau 
dort an, wo der Kollege Nürnberger aufgehört hat. 

(Jörg Nürnberger (SPD): 
Umso besser!) 

Also, es geht in dem Fall weiter auch um MAT A 
BKAmt-3.64 VS-NfD, Blatt 244 bis 246, also Ver-
merk: „Betr.: Lageentwicklung in Afghanistan 
und Überlegungen zu lessons learned“. Dazu: Ist 
Ihnen bekannt, ob der BND von anderen Diensten 
Hinweise zu einer Übergabe Kabuls am Wochen-
ende des 15. August erhalten hatte? 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/78 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 131 von 151 
 

Zeuge Dr. Carsten Maas: „Erhalten hatte“ in dem 
Sinne, dass die dann aber nicht eingeflossen sind 
in die Berichterstattung? 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Nee, ganz grund-
sätzlich. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Meine Erinnerung ist: 
Der BND stand im Austausch mit den relevanten 
Partnern, und sie hatten gerade nicht die Infor-
mation bekommen, die sozusagen dann eine an-
dere Bewertung ermöglicht hätte. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gut. - Nachfol-
gend beziehe ich mich auf MAT A BND-3.213 
VS-NfD, Blatt 150. Dazu meine Frage, ob das 
Kanzleramt im Nachgang zur Frage der Einschät-
zung eigene Gespräche mit US-Diensten geführt 
hat? - Ich kann Ihnen das auch gerne vorlegen. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ich kann Ihnen 
mal aus meiner Erinnerung sagen: Ich meine, es 
hat ein Gespräch gegeben mit  US-  

 zum Beispiel. Aber der grundsätz-
liche Kanal ist natürlich: BND spricht mit den 
Nachrichtendiensten. Das heißt nicht, dass nicht 
das Kanzleramt und ich auch mit Vertretern der 
Nachrichtendienste sprechen, vor allen Dingen 
mit den  Partnern, mit den  

 usw.  

Ich persönlich erinnere nicht, dass ich ein sol-
ches Gespräch geführt habe. Ich erinnere mich 
aber daran, dass das natürlich sofort ein Thema 
war, dass der BND noch mal wieder gezielt auf 
alle Partner zugeht, um die Informationslage ab-
zugleichen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Können Sie uns 
zu den Ergebnissen dieser Gespräche berichten? 

(RD Michael Steppan 
(BKAmt) meldet sich  

zu Wort) 

Herr Steppan, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Bitte schön. Sie 
haben das Wort. 

RD Michael Steppan (BKAmt): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Zu den Ergebnissen dieser Ge-
spräche kann leider nichts gesagt werden; das 
steht unter dem AND-Vorbehalt. Die Ergebnisse 
sind nicht freigegeben von den AND. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ist Ihnen das Er-
gebnis dieser Gespräche bekannt? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, mir sind die Ergeb-
nisse der Gespräche - - nicht aller einzelnen Ge-
spräche; das will ich auch ehrlich sagen. Also: 
Der BND - da gehe ich davon aus - klappert alle 
seine Partner ab. Und gerade wenn etwas Rele-
vantes kommt aus diesen Gesprächen, dann wird 
das natürlich berichtet. Insofern: Auf dieser Ab-
straktion sozusagen sind mir die Ergebnisse be-
kannt. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gerade vor dem 
Hintergrund Ihrer Expertise auch: Hatte der BND 
aus Ihrer Sicht die Chance, die Entwicklung des 
15. August 2021, welche Taliban und Regierung 
gleichermaßen überraschte, rechtzeitig aufzuklä-
ren? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich sage Ihnen ehrlich: 
Da tue ich mich schwer, jetzt im Nachhinein zu 
sagen: Da hätte es eine Chance gegeben. - Des-
wegen: Dazu, sage ich Ihnen, habe ich keine 
Meinung oder will ich mich zurückhalten in der 
Bewertung. 

Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass wir mit sehr 
viel Intensität diesen Lessons-learned-Prozess be-
trieben haben, alle miteinander, und dass natür-
lich da eine Frage ist: Welche Informationsquel-
len kann der BND wie nutzen? Sie wissen ja, dass 
die Bundeswehr abgezogen war, schon einige 
Wochen vor diesem Wochenende. Das hat natür-
lich dazu geführt, dass der BND weniger Auf-
kommen bekommen hat sozusagen. Nichtsdesto-
trotz hat der BND seine Strukturen direkt ange-
passt. Aber das ist genau dieser Lessons-learned-
Prozess gewesen. 

Und das ist auch bis heute, sage ich Ihnen, ein 
ständiges Thema, dass man immer wieder guckt: 
„Sind wir auf dem richtigen Weg?“, also auch bei 
aktuellen Entwicklungen: Ukraine-Krieg usw. 
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Und dann stellen sich zum Beispiel aus meiner 
Sicht - - der wichtigste Punkt, dass man immer 
wieder sich selbst hinterfragt und sozusagen 
auch innerhalb der eigenen Behörde, was nicht 
einfach ist, sogenannte Red Teams bildet, wo 
man dann sozusagen Kollegen bittet: „Nimm die 
Rolle ein: Advocatus Diaboli“, um sozusagen 
wirklich noch mal alles abzuklopfen. Und das 
waren so einige der Ergebnisse aus diesem 
Lessons-learned-Prozess aus meiner Erinnerung. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Auch noch mal zu 
diesem Vermerk: Sie schlugen darin als Priorität - 
ich zitiere - „klare[n] Sprachregelung“ für den 
BND-Präsidenten und - ich zitiere weiter - engen 
„Schulterschluss der Exekutive“ vor, dass - das 
steht auch so wörtlich drin - ein „blame game“ 
vermieden wird oder vermieden werden soll. - 
Dazu: Hatte Ihr Bereich schon einen Entwurf 
oder Hinweise erarbeitet, wie so eine Sprach-
regelung aussehen könnte? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, der Begriff der 
„Sprachregelung“ bezieht sich eigentlich dann 
immer auf die Bundespressekonferenz. Und da 
ist, glaube ich, in den Unterlagen auch die Spra-
che dahinter; also die kennen Sie sozusagen. Das 
ist immer schwierig. Es wurde ja auch hier schon 
beschrieben: Geheime Informationen können Sie 
nicht in der Regierungspressekonferenz öffent-
lich machen. Insofern sind diese Sprachen ver-
gleichsweise generisch. Da ging es in dem Mo-
ment drum, eine klare Sprachregelung aber zu 
entwerfen. Das ist aber, sage ich mal, ein Stan-
dardprozedere, weil natürlich erwartbar war, 
dass da sehr viele Fragen dazu kommen würden 
an den Regierungssprecher. 

Und ansonsten, was das Blame Game angeht: Da 
war meine Intention, nur deutlich zu machen: Es 
soll eine ehrliche Aufarbeitung geben. Und wenn 
man da zu Erkenntnissen kommt, die ein eigenes 
Defizit hervorbringen, dann soll man das auch 
klar benennen und nicht versuchen, das irgend-
wie wegzudefinieren und die Schuld bei irgend-
wem anders zu suchen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also, ich zitiere 
noch mal hieraus, aus dem Vermerk:  

„Konkret bedürfe es zunächst 
einer klaren Sprachregelung für 
Herrn Präsidenten/BND in Vor-
bereitung der Teilnahme an bevor-
stehenden Ausschuss/Gremien-
sitzungen.“ 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Okay. Dann muss ich 
das korrigieren, was ich gesagt habe. Dieser 
Begriff der „Sprachregelung“ ist normalerweise 
RegPK. Aber da geht es natürlich dann darum, 
die Vorbereitung des Präsidenten aufs PKGr und 
sozusagen dass er da - ich weiß es nicht, aber 
ich gehe davon aus, es wird eine Sondersitzung 
gegeben haben - möglichst sehr klar schon be-
schreibt: Was hat der BND an Schritten einge-
leitet? Und das war ein Thema mit Herrn Kahl, 
dass wir sofort gesagt haben: Wir müssen da 
selbstkritisch uns damit auseinandersetzen, und 
wir müssen klarmachen, dass wir einen ganz 
ehrlichen Lessons-learned-Prozess starten. - Und 
das ist damit gemeint. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Können Sie sich 
erinnern, ob Sie sich damals auf eine Sprachrege-
lung geeinigt haben? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nur auf die für die 
RegPK sozusagen? 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Für das PKGr, da kann 
ich Ihnen nur sagen, das Standardprozedere ist: 
Herr Kahl bekommt aus seinem Bereich eine 
Vorbereitung für den Tagesordnungspunkt und 
die wird kurz vor der Sitzung, also sobald sie 
fertig ist - aber das ist in der Regel erst kurz vor 
der Sitzung -, dem Kanzleramt mitgeteilt. Man 
hat dann die Gelegenheit, das noch mal querzu-
lesen. Und wenn man jetzt dann der Meinung 
wäre: „Das spiegelt doch aber nicht das wider, 
was wir besprochen haben“, dann könnte man 
noch mal intervenieren. Ich erinnere aber nicht, 
dass es irgendeinen Bedarf gegeben hätte, an 
dem, was Herrn Kahl aufgeschrieben worden ist 
aus der eigenen Behörde, irgendwas zu korrigie-
ren. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also, wir spre-
chen da ja vom Zeitpunkt des 18. August; 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/78 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 133 von 151 
 

das sage ich jetzt noch mal bezüglich meiner 
nächsten Frage. Und zwar geht es um einen 
„Tagesschau“-Artikel, und zwar trägt der den 
Titel „Fehleinschätzungen und Schuldzuwei-
sungen“ und darin heißt es: 

„Heiko Maas sagte dem „Spiegel“, 
der BND habe für Afghanistan 
offensichtlich eine falsche Lage-
Einschätzung vorgenommen, so 
wie andere Dienste auch. Die Ent-
scheidungen, die auf Grundlage 
dieser - nach Maas’ Einschätzung - 
fehlerhaften Berichte getroffen 
wurden, seien „im Ergebnis falsch 
gewesen, mit katastrophalen Fol-
gen“, so Maas.“ 

War Ihnen zu dem Zeitpunkt damals, also 
18. August, schon bekannt, dass der Außenminis-
ter am 20. August - von diesem Zeitpunkt stammt 
dieser Artikel - - darin die Verantwortung für 
die - ich zitiere daraus - „katastrophalen Folgen“ 
der Handlungen des Auswärtigen Amtes mit der 
falschen Lageeinschätzung durch den BND zu be-
gründen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das war mir nicht be-
kannt, nein. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Aus Sicht des 
Bundeskanzleramts als vorgesetzter Behörde: 
Sind die Lageeinschätzungen des BND die einzi-
ge und die maßgebliche Handlungsgrundlage für 
die Entscheidung des Auswärtigen Amts? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein, der BND leistet 
einen Beitrag zum Lagebild der Bundesregierung. 
Das ist das, was wir vorher ja hatten: die Frage 
Lagebild. Das Lagebild - - die Federführung hatte 
nach meiner Kenntnis das Auswärtige Amt. Der 
BND leistet einen wesentlichen Beitrag, aber der 
BND ist nicht derjenige, der alleine für die Bun-
desregierung Lagebilder erstellt. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): War Ihnen am 
18. August bewusst, dass der BND zum Ziel eines 
sogenannten Blame Game werden könnte? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein, das war mir nicht 
bewusst. Sozusagen was aber natürlich im Raum 

stand, war Kritik am BND. Es gab ja relativ 
schnell, ich glaube, in der „Bild“-Zeitung aus-
zugsweise Veröffentlichungen aus dieser Krisen-
stabssitzung. Und was ich erinnere, ist, dass die 
Zitate, die in der „Bild“-Zeitung sich gefunden 
haben, auch nicht mal komplett den Teil BND 
des Vermerks wiedergegeben haben, sondern nur 
einzelne Sätze da rausgezogen waren. Und da 
war sozusagen erwartbar, dass es Kritik geben 
würde am BND und dass man sozusagen da in 
dieser verkürzten Darstellung dann eine Grund-
lage dafür hätte, zu kritisieren. Und deswegen 
habe ich nur gesagt: Nicht einlassen auf irgend-
welche Blame Games. Wir analysieren hier in 
Ruhe, objektiv. - Und insofern ist es ein Vorteil 
zunächst mal bei der Sachaufklärung, dass Herr 
Kahl das ja im PKGr erklären muss. Da können 
Sie also zu allen Geheiminformationen ja frei 
sprechen. Und darauf zielte das ab, dass man 
sagt: Bitte sich jetzt nicht irgendwie emotional 
angegriffen fühlen, sondern in aller Ruhe be-
schreiben, wie die Lageeinschätzung des BND 
war und was man sofort getan hat, um sie zu 
verbessern. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen. - 
Anderer Vorhalt: Am Schluss des Prozesses stand 
zum einen der Abschlussbericht der Internen 
Revision und zum anderen die Gegendarstellung 
der „Auswertung Afghanistan“. Haben Sie beide 
Teile gelesen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, habe ich. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Haben Sie Kennt-
nis erhalten, wurde Ihnen bekannt, warum die 
Gegendarstellung entstanden ist? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nicht in allen Einzel-
heiten, was jetzt die Motivation des Kollegen 
war, der die Gegendarstellung geschrieben hat. 
Aber es war dann erkennbar, dass er sich ja pri-
mär auch mit der Wissenschaftlichkeit sozusagen 
auseinandersetzt. Und insofern war das für mich 
emotional nachvollziehbar. Das ist ein Kollege, 
den ich auch lange kenne. Das ist ein großer Ex-
perte. Dass er sozusagen die Gelegenheit nutzen 
möchte, wenn er sich ungerecht behandelt fühlt, 
das zu beschreiben, finde ich menschlich nach-
vollziehbar. Für mich ist immer das Entschei-
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dende gewesen: Was zieht man daraus für 
Schlüsse? Und da habe ich auch gerade aus der 
Gegendarstellung immer mitgenommen, dass er 
das auch sehr selbstkritisch gesehen hat und nur 
das Gefühl, glaube ich, hatte, er war nicht ausrei-
chend gehört worden. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Haben Sie Kennt-
nis, warum die BND-Führung entschieden hat, 
dass die Gegendarstellung in den Bericht aufge-
nommen werden musste? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen, nein. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ist Ihnen bekannt, 
ob die Leitung des BND mit dem Bericht der In-
ternen Revision unzufrieden war? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein, das kann ich 
Ihnen auch nicht sagen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Dann dazu: Ist 
Ihnen bekannt, ob die Gegendarstellung aufge-
nommen werden musste, weil diese aus Sicht 
der Leitung korrekter war? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Muss ich leider passen; 
weiß ich nicht. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Dann sind wir 
hier für uns zum Ende angekommen, und ich 
bedanke mich vielmals, - 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Danke schön. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): - dass Sie zur 
Aufklärung beitragen konnten. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Danke. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Dann geht das Fragerecht zu Bündnis 90/Die 
Grünen. Frau Kollegin Nanni. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
danke schön. - Wir springen jetzt noch mal ein 
bisschen rum - verzeihen Sie es mir jetzt schon -, 
aber die Kollegen haben schon so viele gute 
Sachen gefragt, und dann habe ich an der einen 

oder anderen Stelle aber trotzdem noch mal eine 
Nachfrage. 

Ich würde einmal anfangen mit dem 20., dem 
27. Juli bzw. dem 3. August. Da haben Sie laut 
Teilnehmerliste an der ND-Lage teilgenommen. 
Das ist MAT A BKAmt-3.89 VS-NfD, Blatt 78, 81 
und 84. Und da waren die vorgesehenen Themen 
des BND zu Afghanistan, vorgetragen durch 
Vizepräsidentin von Uslar, am 20. Juli: „Aktuelle 
Sicherheitslage und Auswirkungen der fort-
schreitenden Taleban-Raumkontrolle auf Migra-
tion in Richtung EU“, 27. Juli: „Taleban fordert 
Absetzung des Präsidenten als Voraussetzung für 
ein Friedensabkommen“, und am 3. August: 
„INTN:“ - da müssten Sie mir gleich noch mal 
sagen, wofür die Abkürzung steht - „Unterstüt-
zung Pakistans und Irans zur Eindämmung 
afghanischer Transmigration nicht zielführend“. 
Können Sie mir einmal beschreiben, wie zustan-
de gekommen ist, dass in der ND-Lage, in der ja 
sonst nicht so viel über Afghanistan gesprochen 
wird, weil man es in der Staatssekretärsrunde 
bespricht, ausgerechnet diese drei Themen so auf 
die Tagesordnung gesetzt worden sind? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, zunächst zu Ihrer 
Frage: „INTT“ ist der internationale Terrorismus. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ah, ja. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Und in der Tat: In die-
ser Phase hat die Dynamik in Afghanistan schon 
so zugenommen, dass der BND eigeninitiativ 
diese Themen angemeldet hat. Das heißt, meine 
Aussage zu dem Verhältnis ND-Lage/Staatssekre-
tärsrunde bezieht sich sozusagen auf die Zeit 
davor. Aber als dann in dem Sommer 21 die Pro-
vinzen gefallen sind, Stück für Stück, da hat das 
natürlich eine andere Dramatik bekommen. Und 
da war dann auch der aktuelle Bedarf da, über 
Afghanistan zu sprechen. Deswegen finden Sie 
es, glaube ich, auch, wenn ich sie jetzt richtig in 
Erinnerung habe, unter „aktueller Sicherheits-
lage“ - das ist sozusagen dieser Block, den wir am 
Anfang schon hatten -, das sind die tagesaktuel-
len oder ganz aktuellen Themen, während es 
noch eine zweite Kategorie „strategische The-
men“ - - und da würde ich jetzt vermuten, dass - -  
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Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ge-
nau. - Zweimal geht es um Migration im Juli und 
August 21 und einmal um die Frage, ob der 
Präsident Afghanistans abgesetzt wird, weil die 
Taliban das für ein Friedensabkommen einfor-
dern. 

Sie haben auch vorhin davon gesprochen, dass 
der BND immer eigentlich Szenarien erstellen 
sollte. Wann hatten Sie denn mal den Impuls, 
den BND darum zu bitten? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, die Szenarien-
darstellung für Afghanistan wäre ein klassisches 
Thema für die Staatssekretärsrunde, weil da 
sozusagen gerade umfassender man sich mit den 
Themen auseinandersetzt. Die Punkte, die Sie 
jetzt genannt haben, die in der ND-Lage aufge-
rufen waren, das sind aus meiner Sicht klassi-
sche Punkte, die einen ganz konkreten Anlass 
haben, weil in Afghanistan etwas passiert ist oder 
weil der BND nachrichtendienstliche Informatio-
nen erlangt hat zu einer bestimmten Konstella-
tion. So, und dann wird das berichtet. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Das Interessante ist ja, dass in keinem der drei 
Punkte irgendwie davon die Rede ist: Was pas-
siert mit dem Staat Afghanistan? Was heißt das 
für die Botschaft? Was heißt das für die Mitarbei-
ter/-innen des BMZ? Es wird über Migration ge-
sprochen und dass die Taliban den Präsidenten 
absetzen wollen. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Genau, weil es dann 
im Zweifel zu diesen konkreten Fragestellungen 
entweder ganz frische, aktuelle nachrichten-
dienstliche Erkenntnisse gab oder weil das 
gerade eine konkrete Diskussion war. Und diese 
Szenariendarstellung - die in diesem Charakter 
des Emirat 2.0 und „hätte man da ein Update 
machen können?“ -, das wäre aus meiner Erinne-
rung etwas gewesen für die Staatssekretärsrunde, 
weil man dann umfassender und mit mehr Zeit 
sich diese Themen angucken kann. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wis-
sen Sie, ob das da stattgefunden hat? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
leider nicht sagen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
würde noch einen anderen Vorhalt machen, ähn-
licher Komplex. Für den 3. August war der BND 
auch vorgesehen in der ND-Lage mit dem Thema 
„Szenarien der Entwicklung in Afghanistan Post-
Resolute-Support-Mission“; das ist zu finden in 
MAT A BKAmt-3.92 VS-NfD, Blatt 28/29. Und 
Sie werden am 20. Juli von einem Mitarbeiter der 
Referats 722 per E-Mail darüber informiert, dass 
der BND wegen Abwesenheiten um Fristverlän-
gerung für diesen Beitrag gebeten hatte. Ist dieser 
Beitrag auf Ihren Wunsch erstellt worden? Oder 
hat der BND das eigenständig entwickelt? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
nicht sicher sagen. Was ich Ihnen sagen kann 
zum Prozedere: Bei solchen strategischen The-
men - so hört sich das für mich an, weil das ja 
gerade diese übergeordneten Aspekte sind - gibt 
es im Kanzleramt eine Liste, die immer gespeist 
wird von Abfragen bei den Sicherheitsbehörden, 
nicht nur beim BND, aber auch beim BND, wo 
man den BND fragt: Was sind Themen, die ihr 
mal mit etwas mehr Zeit strategisch darstellen 
wollt und aber auch eigene Initiativen? - Das ist 
zum Beispiel für mich auch eine Möglichkeit, zu 
sagen: Ich würde gerne mal diesen Aspekt be-
leuchtet bekommen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
haben Sie das gemacht in dem Fall? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Dass das auf mich zu-
rückgeht, dieser Teilaspekt, das kann ich Ihnen 
nicht sagen, das weiß ich schlicht nicht mehr. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Es gibt ständige Debat-
ten über diese Liste; die wird ständig fortge-
schrieben und aktualisiert. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Also, 
wir sind ja jetzt nun schon eine Weile bei der 
Aufarbeitung. Der Titel für das, was man am 
3. August besprechen wollte: Da ging es ja um die 
Entwicklung Post-Resolute-Support. Und das ist 
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zu einem Zeitpunkt, wo die deutschen Soldaten 
schon fünf Wochen nicht mehr in Afghanistan 
sind, also quasi Post-Resolute-Support schon 
angefangen hat. Dass es ein Post-Resolute-
Support geben wird, war allerspätestens klar mit 
der Entscheidung von Biden nach dem Review-
Prozess, nicht vor Ort zu bleiben. Die Bundes-
wehr hat ja auch entsprechende Konsequenzen 
gezogen. Welche Konsequenzen haben Sie ge-
zogen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Sie meinen, der BND 
als - -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nein, 
Sie als Aufsichtsteil sozusagen im Bundeskanz-
leramt. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Die Konsequenz, dass 
man natürlich sich ständig damit auseinander-
setzen muss: Was bedeutet das? Und ich gebe 
Ihnen recht: Dieser Titel ist etwas eigenartig, 
wenn man sagt: Das ist ja schon das Stadium. 

Wenn jetzt das Thema mir angemeldet würde, 
dann verstehe ich das so, dass es um eine längere 
Analyse geht, und zwar nicht kurzfristig, son-
dern: Was macht das mit Afghanistan in ein, 
zwei Jahren? - Das sind gerade klassisch diese 
strategischen Themen, wo man versucht, den 
BND und, wie gesagt, auch andere Behörden zu 
bitten: Zeigt mal langfristigere Perspektiven auf! 
Insofern ist das ein bisschen irritierend vom Titel 
her, aber es meint einfach: Wie ist die Zukunft 
Afghanistans? 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
haben gerade davon gesprochen, dass Sie auch 
den BND ermutigt haben, auch die eigenen Feh-
ler zu sehen in der Aufarbeitung, da nicht weg-
zugucken. Gab es so einen Prozess für die Frage: 
Was hätte das Bundeskanzleramt - immerhin 
Head of Executive sozusagen - anders machen 
müssen? Gab es da auch so einen Prozess, dass 
das Bundeskanzleramt noch mal gesagt hat: Was 
hätten wir vielleicht anders machen müssen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, in der Tat, das 
selbstkritische Sichhinterfragen - hätte man sozu-

sagen andere Abläufe finden müssen? -, das fin-
det ständig statt. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gab es 
einen Prozess ähnlich zu dem der Internen Revi-
sion vom BND? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nee, in dieser formalen 
Frage nicht. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
warum nicht? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Weil, ehrlich gesagt: 
Das Kanzleramt ist Empfänger der Berichterstat-
tung des BNDs, und die maßgebliche außenpoli-
tische Einschätzung läuft in Abteilung 2. Also, 
dass Abteilung 7 jetzt hätte sagen müssen: „Wir 
müssen noch mal unsere Fachaufsicht grundsätz-
lich hinterfragen“ - also nicht in so einem forma-
lisierten Prozess wie der BND, weil da gibt es 
vielmehr Stellschrauben in der Berichterstattung, 
die man sich kritisch angucken kann. Nichts-
destotrotz haben wir uns das gefragt, und das 
sehen Sie, glaube ich, auch in den Unterlagen. Da 
geht es dann um die Frage Feedbackbögen: Wird 
das Feedback gut genug gegeben? Und insofern 
ist es ein ständiger Prozess. Es hat ihn aber nicht 
in dieser Schriftlichkeit und mit diesen Ab-
schlussberichten gegeben, wie der BND das ge-
macht hat. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
habe noch drei Minuten? - Oh, bin ich schnell 
heute. - Dann würde ich noch mal weitermachen 
zu der Frage, wie eigentlich der Informations-
bedarf der Kanzlerin zu Afghanistan war. Was 
Sie davon mitbekommen haben, haben wir teil-
weise ja auch schon bei Ihnen gehört. Wir haben 
aber auch ein bisschen den Eindruck gewonnen 
durch die Einsicht in die Dokumente, dass die 
Einschätzungen des BNDs sozusagen bei der 
Kanzlerin gar nicht so doll angekommen sind in 
der Detailtiefe. Oder liegt das daran, dass das 
alles mündlich stattgefunden hat? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, in der Tat, das 
würde ich nicht teilen. Der Weg ist schlicht über 
die Abteilung 2. Aber die Abteilung 2 bekommt 
alle Informationen der Nachrichtendienste. Und 
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Herr Hecker zum Beispiel - den kenne ich lange, 
der kam aus dem Innenministerium, der ist ein 
Nachrichtendienstexperte auch gewesen -, der 
hat im BfV mal gearbeitet. Also, insofern: Die 
nachrichtendienstliche Expertise, die ist über 
Herrn Hecker transportiert worden. Und die 
Bundeskanzlerin ist nach meiner Wahrnehmung 
immer auch sehr interessiert gewesen an nach-
richtendienstlichen Informationen. Also, von 
daher: Das ist einfach der Weg, der sich da ergibt. 
Aber da kann man jetzt nicht den Schluss draus 
ziehen, dass die Informationen irgendwie auf der 
Strecke geblieben wären. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Dann 
habe ich noch eine letzte Frage für diese Runde: 
Wie wirkt sich Ihrer Meinung nach Richtlinien-
kompetenz aus auf Ihr Arbeitsverhältnis zum 
BND und auch sozusagen dem Zusammenspiel 
der ressortgemeinsamen Arbeit? Weil Bedarfs-
träger sind ja alle, die Steuerung liegt trotzdem 
im Kanzleramt. Dann gibt es so was wie eine 
Richtlinienkompetenz. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, die Richtlinien-
kompetenz, das meint was anderes aus meiner 
Sicht. Das ist nicht sozusagen das Verhältnis 
Abteilung 7/Kanzleramtaufsicht über den BND. 
Aber ich bin ganz bei Ihnen, dass der BND Be-
richterstattung an alle liefert oder an wesentliche 
Teile der Bundesregierung, und deswegen ist die 
Abteilung auch zuständig für die Koordinierung 
nicht nur des BNDs sogar, sondern auch der an-
deren Nachrichtendienste. Herr Geismann zum 
Beispiel war in der Zeit ja der Beauftragte für die 
Nachrichtendienste des Bundes. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Tut 
mir leid, dass ich Sie kurz unterbrechen muss, 
aber, ich glaube, wir haben uns falsch verstan-
den. - Ich fange noch mal von einer anderen Seite 
an. Sie haben vorhin gesagt: Das Lagebild wird 
nach Ihrer Erkenntnis im AA erstellt, federfüh-
rend dort. Wenn es jetzt aber so was gibt wie eine 
Richtlinienkompetenz und auch eine ressort-
übergreifende Verantwortung, die damit einher-
geht, dann ist es ja, sage ich mal, nicht sachdien-
lich, wenn das Lagebild federführend an einer 
anderen Stelle erstellt wird als die Steuerung der 
Nachrichtendienste. Und da wäre so ein bisschen 

die Frage: Wie hat dann das Bundeskanzleramt 
sozusagen die eigene ressortübergreifende Ver-
antwortung, die sich aus der Richtlinienkompe-
tenz ergibt, ausgeübt? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, die Richtlinien-
kompetenz steht ja immer in einem Spannungs-
verhältnis zum Ressortprinzip. Das haben Sie ja 
bei allen Themen der Politik sozusagen, dass 
im - - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, gab 
halt sehr viel Spannung zwischen den Ressorts; 
deswegen frage ich. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Genau, genau. Und ob 
da dann der Moment erreicht ist, dass man jetzt 
sagt: „Die Bundeskanzlerin muss sozusagen die 
Richtlinienkompetenz ausüben“, sage ich mal, 
„das erreicht - - Aus meiner Wahrnehmung errei-
chen solche Diskussionen, die es gegeben hat, 
nicht die Ebene, dass die Bundeskanzlerin - oder 
auch der Bundeskanzler jetzt - da aktiv werden 
müsste, sondern das ist ein normaler Abstim-
mungsprozess zwischen Ressorts. Der ist immer 
davon geprägt, dass es unterschiedliche Informa-
tionslagen, Einschätzungen gibt usw. Und dann 
gibt es einen Federführer, der sozusagen die Auf-
gabe hat, das zu bündeln. Und das macht das 
Auswärtige Amt auch; genau wie auch alle ande-
ren Ressorts. Da sehe ich kein strukturelles Defi-
zit. Und ich bin nicht der Meinung, dass das ein 
Fall ist für die Richtlinienkompetenz. Das sind 
also auf der politischen Skala ganz andere The-
men, wo man über so was nachdenken müsste. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Zum 
Beispiel? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind jetzt am 
Ende der Befragung. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Na, 
gut. Nächste Runde. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
geht an die AfD. 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Guten Abend, Herr Dr. Maas! Sie 
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haben mit meinem Kollegen schon intensiv am 
Drahtbericht vom 27.04.21 - das ist der Draht-
bericht aus Kabul - gearbeitet. Ich möchte da wei-
termachen. Das ist MAT A BKAmt-3.64 VS-NfD, 
jetzt Blatt 114 - und ich zitiere -: 

„Wenn wir den … Eindruck 
erwecken, dass wir mit unseren 
lokalen … Partnern schnellst-
möglich das Land verlassen, kon-
terkariert das unsere Bemühungen 
und trägt mittels dieser Rückkopp-
lung zu sich selbst erfüllenden 
Untergangsszenarien bei, die der-
zeit weder politisch noch sicher-
heitlich begründet sind.“ 

Zitat Ende. - Welche Auswirkungen, Herr 
Dr. Maas, hatte hier das Statement der Verteidi-
gungsministerin vom 17. April 2021? Sie erin-
nern sich - das ist auch zitiert worden -, dass die 
Menschen, die Deutschland geholfen haben, 
nicht schutzlos zurückgelassen werden. Also 
welche Auswirkungen hatte dieses Statement auf 
die Lageentwicklung in Afghanistan? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Da muss ich um Nach-
sicht bitten: Da kann ich nichts zu sagen. Das ist 
ein Drahtbericht aus dem Auswärtigen Amt. Und 
Einschätzung aus dem BMVg, das ist einfach 
relativ weit weg von meinem Bereich sozusagen. 

Joachim Wundrak (AfD): Lagen da nicht vom 
BND Erkenntnisse und Bewertungen dazu vor? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Zu den konkreten Sa-
chen, die Sie zitieren, erinnere ich keine konkre-
ten Berichte des BND. Ob der BND etwas zu 
Stimmungslagen in Afghanistan berichtet hat, 
das will ich nicht ausschließen, das kenne ich 
aber nicht. 

Joachim Wundrak (AfD): Haben Sie Kenntnis, 
zum Beispiel, wie sich das Statement, das schon 
genannt ist, der Verteidigungsministerin aus 
Sicht des BND auf die Kampfmoral der ANDSF 
ausgewirkt hat? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Habe ich keine Kennt-
nis zu. 

Joachim Wundrak (AfD): Ja, dann frage ich wei-
ter: Welche Informationen lagen dem Nachrich-
tendienst zur inneren Lage der ANDSF vor? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ich sage mal, eine 
Menge, ganz grundsätzlich. Aber ganz konkret ist 
das natürlich eingestuft, die Berichterstattung des 
BNDs. Da kann ich deswegen jetzt nichts zu sa-
gen. Ich sage Ihnen auch ehrlich: Ich bin da nicht 
der Afghanistan-Experte, der jetzt sagen könnte, 
was hat dem BND da ganz konkret vorgelegen in 
der damaligen Phase zu diesem spezifischen 
Thema. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir haben auch 
Zeugen gehabt, die wir dazu befragt haben. 

Joachim Wundrak (AfD): Noch mal, Herr Vor-
sitzender, bitte. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir hatten Zeugen 
hier, die wir dazu befragt haben, weil das Teil 
ihrer Zuständigkeit war. 

Joachim Wundrak (AfD): Okay. Ja, dann wechsle 
ich das Thema. - Auf Bitten des Bundeskanzler-
amts, Herr Dr. Maas, legte das Bundesinnen-
ministerium als federführendes Ressort des Orts-
kräfteverfahrens im Mai 2021 ein mit anderen 
Ressorts abgestimmtes Kommunikationskonzept 
vor. In diesem heißt es unter anderem - und ich 
zitiere hier aus MAT A BKAmt-3.30 VS NfD, 
Blatt 127 -: 

„Seit 2001 engagiert sich Deutsch-
land mit umfangreichen militäri-
schen und zivilen Mitteln beim 
Wiederaufbau in Afghanistan. … 
Bei dieser wichtigen und auch 
anspruchsvollen Unterstützungs-
arbeit stehen uns stets … Afgha-
nen zur Seite, sog. Ortskräfte, die 
in verschiedenen Aufgaben … 
sehr wertvolle Arbeit zum Aufbau 
und der Stabilisierung ihres Lan-
des geleistet haben und weiter 
leisten. Afghanistan braucht diese 
Menschen mit ihren Erfahrungen 
und ihrem Engagement für eine 
bessere Zukunft des Landes drin-
gend.“ 
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Herr Dr. Maas, wie war Ihre Wahrnehmung, wie 
die afghanische Bevölkerung unsere Arbeit, aber 
auch die Arbeit von Afghanen für westliche Insti-
tutionen während des deutschen Engagements in 
Afghanistan einschätzte? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ganz pauschal 
kann ich Ihnen sagen: Meine Wahrnehmung aus 
Berichten ist, dass das geschätzt wurde, das deut-
sche Engagement. Aber zu spezifischen Einzel-
heiten muss ich wieder um Nachsicht bitten. Das 
ist nicht mein Bereich. 

Joachim Wundrak (AfD): Ich versuche es noch 
mal: Im Januar 2021 wollte der Generalleutnant 
der Luftwaffe der Bundeswehr, Poschwatta, den 
wir auch übrigens gerne als Zeugen vernommen 
hätten, vom BND erfahren, wie die afghanische 
Bevölkerung zu den - Zitat aus MAT A 
BND-3.149 VS-NfD, Blätter 181 f.; ich zitiere -: 
„Errungenschaften zu westlichen Freiheiten“ 
eingestellt ist. Wissen Sie, ob der BND auf diese 
Frage eine Antwort liefern konnte? Und, wenn ja, 
möchte ich mehr zu dieser Antwort oder Inhalt 
dieser Antwort wissen. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
schlicht nicht sagen. Ich gehe davon aus, dass der 
BND die Fragen nach - - Ich habe das ja schon 
beschrieben: Die Zusammenarbeit zwischen BND 
und BMVg ist sehr intensiv. Aber ich kann ich 
Ihnen das nicht sagen. 

Joachim Wundrak (AfD): Über welche Erkennt-
nisse verfügte denn der BND oder auch der MAD 
im Hinblick auf die innere Lage von Ortskräften? 
Was können Sie dazu sagen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Dazu kann ich auch nur 
sagen, was ich vorhin, glaube ich, schon mal 
beschrieben habe: Der BND hat in abstrakter 
Form - das sind zumindest Unterlagen, die ich 
mal gesehen habe - beschrieben, wie sozusagen 
die Gefährdungen sind für unterschiedliche Per-
sonengruppen. Aber zu konkreten Punkten habe 
ich keine Kenntnis; das soll aber nichts weiter 
bedeuten. 

Joachim Wundrak (AfD): Herr Dr. Maas, kamen 
Ortskräfte in deutschen Medien zu Wort, dann 

hieß es häufig, dass sie Deutschland unterstützt 
bzw. geholfen haben. So wird ein afghanischer 
Fluglotse zum Beispiel in der Zeitung „Merkur“ - 
für das Sekretariat ist das Seite 3 in der An-
lage 5 - unter anderem wie folgt zitiert: „Ich habe 
mein Bestes für Deutschland getan“, und auf 
einer Website von „Deutschlandfunk Kultur“ - 
für das Sekretariat ist das Seite 1, Anlage 6 - habe 
ich ein Foto gefunden, auf dem zwei Ortskräfte 
hinter einem Banner mit folgender Message ste-
hen: „20 Jahre lang haben wir für euch gearbeitet, 
und was ist der Dank?“, in dem Magazin 
„nd.Aktuell“ - für das Sekretariat ist das Seite 3 
und 5 in Anlage 7 - behauptet ein Afghane sogar, 
wenn er gewusst hätte, wie sehr die Bundeswehr 
Ortskräfte „verarscht“, er keine Sekunde für die 
Bundeswehr gearbeitet hätte.  

Meine Frage ist an Sie, Herr Dr. Maas: Haben Sie 
und Ihre Kollegen derartige Äußerungen von 
Ortskräften wahrgenommen? Und wie haben Sie 
sie zu der Zeit bewertet? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, wir haben sozu-
sagen Presseumschauen wahrgenommen. Wir 
haben das, was man wahrnehmen konnte, natür-
lich zur Kenntnis genommen. Aber im Detail 
kann ich Ihnen dazu auch nichts sagen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt zur FDP. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Ich würde gerne noch mal an 
der Frage meines Kollegen Nürnberger anknüp-
fen mit den Kipppunkten, wo vorher drüber ge-
sprochen wurde.  

Bei der Krisenstabssitzung am 13. August wur-
den ja die Kipppunkte des BND benannt. Und 
wie der Kollege auch schon gesagt hatte, wurden 
die ja am 11. August erstmalig auch so definiert. 
Können Sie vielleicht da noch mal drauf ein-
gehen, warum diese Kipppunkte erst zu diesem 
Zeitpunkt definiert waren? Können Sie das viel-
leicht einfach mal für uns einordnen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Da möchte ich noch mal 
drauf hinweisen: Ich weiß nicht, ob die Kipp-
punkte im BND schon länger existiert haben; 
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ich würde das sogar annehmen. Sozusagen die 
sind - - Also, das wissen Sie vielleicht besser als 
ich, weil Sie mit den Kollegen des BNDs da in-
tensiv drüber gesprochen haben. Ich will nur 
sagen: Ich habe die Berichterstattung wahr-
genommen, diesen einen Bericht, den Herr 
Nürnberger zitiert hat, und natürlich den Ver-
merk aus der Krisenstabssitzung. Aber was die 
Genese innerhalb des BNDs konkret zu den 
Kipppunkten war und wann die existiert haben 
und in welcher Form, das weiß ich nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Wissen Sie 
denn was dazu, wann die Szenarioanalyse zu 
möglichen Entwicklungen in Afghanistan letzt-
malig vor dem Zusammenbruch Kabuls aktuali-
siert wurde? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
auch nicht sagen, nein. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): War das dann 
Gegenstand der im Rahmen Ihrer Fachaufsicht 
vorgenommenen Revision, die dann stattgefun-
den hat? Wurde diese Frage dann auch noch mal 
gestellt, also wie oft die Szenarien überarbeitet 
wurden? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Soweit ich das erinnere: 
Ja, wurden auch solche Fragen besprochen. Ich 
sage Ihnen aber: In meiner Wahrnehmung ging es 
mehr um strukturelle Fragen, wie im BND sozu-
sagen sichergestellt werden kann, dass vielleicht 
noch andere Beschaffungsinstrumente genutzt 
werden, wie man dieses Red Team - also sozu-
sagen ein Team, was die Gegenthese vertritt - 
stärker einbauen kann, dass es weniger um die 
Frage ging: Wann ist konkret was erstellt wor-
den? Aber, ich glaube, auch dazu ist das ana-
lysiert worden. Aus meiner Sicht war halt das 
Entscheidende auf die Zukunft geblickt: Was 
sind die Lessons learned? Wie kann man verhin-
dern - möglichst verhindern -, dass man be-
stimmte Entwicklungen nicht sieht? 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Im Nach-
hinein, also am 18. August, wurde ja das Team 
aufgesetzt oder wurde ja dann beschlossen, dass 
man die Revision machen würde. Und da hat 
man ja gesagt, der Untersuchungszeitraum sei ab 

Ende April 2021. Können Sie sich noch erinnern, 
warum man den Zeitraum gewählt hat und nicht 
einen längeren? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich kann mich da nicht 
konkret dran erinnern. Aber das ist in meiner 
Wahrnehmung sozusagen der Moment, wo man 
sagt: Die Gebietseroberungen der Taliban - - Das 
weiß ich nicht sicher, wann die welche Provin-
zen erobert haben. Aber da kam eine gewisse 
Dynamik auf. Und darauf sollte es sozusagen 
auch fokussiert sein, weil man ganz generell - das 
schließt mich auch ein - der Meinung war, der 
BND hat eigentlich immer sehr sauber berichtet 
und sehr korrekt und auch realistisch die Lage 
eingeschätzt. Und dann ging es darum: Kann man 
sozusagen diese Dynamik irgendwie zu greifen 
bekommen? Und da, glaube ich, kommt das her, 
dass man dann gesagt hat: Da muss man nicht 
Jahre zurück - - sondern wirklich diese Dynamik 
„Taliban erobern Gebiete“. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aber gab es 
denn einen Grund dafür, den Untersuchungszeit-
raum nicht wenigstens bis zu dieser Emirat-2.0-
Szenarienanalyse aus Ende 2020 vorzuziehen? 
Man könnte ja auch argumentieren, dass in dieser 
Analyse erst mal die Option einer relativ baldi-
gen Talibanübernahme in Afghanistan formuliert 
wurde, und sozusagen wäre das ja eigentlich ein 
geeigneter Startpunkt auch gewesen. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, deswegen muss ich 
sagen: Ich erinnere mich nicht mal dran, dass 
man konkret gesagt hat: Ihr müsst nicht weiter 
zurückgucken. - Das ist jetzt nur mein Bauch-
gefühl, was vielleicht der Grund dafür gewesen 
sein kann. Ich habe das immer sehr als eine sehr 
grundsätzliche Analyse verstanden. Und der Be-
richt „Emirat 2.0“ hat da immer eine wesentliche 
Rolle gespielt, weil er gerade sozusagen in der 
Grundkonzeption so was gemacht hat, was man 
sich verstärkt wünscht. Deswegen: Konkrete Zeit-
räume hätte ich Ihnen jetzt gar nicht sagen kön-
nen. Wenn Sie mich gefragt hätten: „Gab es da 
einen Zeitraum?“, hätte ich Ihnen gesagt: „Nee, 
also in meiner Erinnerung nicht.“ Vielmehr ist ja 
der Punkt, den ich schon erwähnt hatte, dann der 
Versuch, es einzuschränken, weil man sagt: Man 
hat nicht die Kapazitäten jetzt. - Da war ja be-
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wusst der Hinweis: Nee, nee, nee, nicht ein-
schränken. - Also kurzfristig hat man Verständnis 
für vieles; aber es soll eine sehr substanzielle, 
umfassende Analyse stattfinden. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Können Sie 
sich denn auch noch dran erinnern, warum man 
dann auch so schnell schon einen Bericht haben 
wollte? Also, nach MAT A BKAmt-3.70 VS-NfD, 
Blatt 171 bis 173 - das ist der Vermerk zu dieser 
ersten Kick-off-Sitzung - heißt es, Ziel sei eine 
gründliche Aufarbeitung und die Vorlage eines 
Berichts, der aufgrund externer Terminlagen 
voraussichtlich bis spätestens Mitte September 
vorliegen müsse. - Warum war das denn so 
wichtig, dass so schnell, innerhalb eines Monats, 
der fertige Bericht zu Ursachen so vorliegen müs-
se? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, in der Situation 
war klar: Es gibt jetzt Sondersitzungen PKGr zum 
Beispiel. Und da würde Herr Kahl sehr klar ge-
fragt werden: Herr Kahl, wie schätzen Sie das 
ein? - Insofern war die Notwendigkeit, sich mit 
Lessons learned zu beschäftigen oder auch mit 
der Analyse dessen, was war, die war immanent. 
Das musste man quasi innerhalb von 24 Stunden 
schon machen, um sich auf die PKGr-Sitzung 
vorzubereiten. Insofern ist dann die Frage eines 
Berichtes - - Das ist ein erster Bericht; jetzt in 
meiner Vorstellung. Es war immer klar, das ist 
ein fortlaufender Prozess. Und der Prozess läuft 
quasi ständig, weil die Berichterstattung des BND 
ist das Kernprodukt des BND. Und da läuft ein 
ständiger Optimierungsprozess. Und da ist das 
Kanzleramt auch immer eingebunden, alleine 
schon, weil man als Empfänger der Berichte ein 
Feedback gibt dazu. 

Und die gesamte Neuorganisation des BND zum 
Beispiel, die ja dann schon angefangen war, aber 
die dann ja noch umgesetzt worden ist, hat im-
mer auch den Hintergrund: Wie kann man die 
Berichterstattung optimieren? Wie kann man die 
Abläufe präzisieren? Wie kann man die Ge-
schwindigkeit präzisieren? Wie kann man sicher-
stellen, dass alle Informationen aus der Behörde 
an die richtige Stelle fließen? 

Insofern will ich nur sagen: Das ist ein gestaffel-
ter Prozess. Man musste 24 Stunden später sich 
erklären im Deutschen Bundestag. Wenn da so 
eine Frist gesetzt worden ist, dann hatte die 
sicher den Hintergrund, zu sagen: Wir müssen 
schnell etwas Konsistentes haben. - Das heißt 
aber nicht, dass danach dann nichts mehr passie-
ren sollte. Und das ist ja auch nicht so gewesen, 
sondern der Prozess ist quasi ununterbrochen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Der BND ist ja 
nur einer von vielen Sensoren der Bundesregie-
rung. Gab es denn auch eine systematische res-
sortgemeinsame Ursachenanalyse für die fehler-
hafte Lageeinschätzung vom Fall Kabuls? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich nicht 
sagen; weiß ich nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ist Ihnen nicht 
bekannt. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ist mir nicht bekannt, 
also zumindest nicht in dieser Form, wie der 
BND das gemacht hat. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vertreter der 
an der Untersuchung beteiligten Fachabteilung 
baten in der Kick-off-Veranstaltung darum, den 
Fragebogen für die Untersuchung zusammenzu-
streichen, um diesen trotz der akuten Arbeits-
belastung bewältigen zu können; dies sei - ich 
zitiere - angesichts der zeitlich sehr engen Vor-
gaben und der personellen Engpässe (EVAC-Ops 
und Berichterstattung zur Lage müssen weiter 
bedient werden) nötig. [?] - Vor dem Hintergrund 
der im Zitat angesprochenen personellen Eng-
pässe: Wie würden Sie - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wären Sie so 
freundlich, Frau Kollegin, uns zu verraten, was 
Sie da zitieren? 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ach so, das 
ist immer noch das gleiche MAT wie vorher; 
Entschuldigung. Das ist MAT A BKAmt-3.70 
VS-NfD, Blatt 171 bis 173. - Vor dem Hintergrund 
der im Zitat angesprochenen personellen Eng-
pässe: Wie würden Sie die personelle Ausstat-
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tung der betroffenen BND-Fachabteilung im 
Untersuchungszeitraum charakterisieren? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Dem BND fehlt immer 
Personal sozusagen. Ich kann Ihnen nicht sagen, 
wie der Besetzungsgrad in Prozenten war. Also, 
Afghanistan war auf jeden Fall ein großer 
Schwerpunkt. Ich meine mich zu erinnern, dass 
mit dem Abzug der Bundeswehr auch ein Nach-
justierungsprozess stattgefunden hat. 

Ob es Beschwerden gab innerhalb des BNDs, dass 
man nicht über genug Personal verfüge: Kenne 
ich nicht in dem Bereich. Das, was Sie beschrei-
ben, ist sozusagen die personelle Not, die da-
durch entstanden ist, dass natürlich dieses The-
ma auf einmal wahnsinnig im Fokus stand und 
die Berichtsdichte quasi ununterbrochen war, 
weil dann die ganze Bundesregierung nach BND-
Einschätzungen ruft. Und das überfordert sozu-
sagen dann in der Personalausstattung jeden Be-
reich, egal ob er vorher schon irgendwie zu we-
nig Personal hatte oder auch gut ausgestattet war. 

In so einer Drucksituation, da gibt es dann auch 
Instrumente: Da werden dann Taskforces gegrün-
det, da wird Personal aus anderen Bereichen 
abgezogen und muss da verstärken. Und das war 
auch der Grund, warum ich - da gibt es, glaube 
ich, von mir dann auch eine Mail - gesagt habe: 
Das kann ich total nachvollziehen. Wir müssen 
in gewisser Weise den Spagat schaffen, die Ana-
lyse schon zu beginnen, weil die Fragen berech-
tigterweise unmittelbar kommen. Wir müssen 
aber natürlich auch das Kerngeschäft, primär 
sogar, erhalten, weil wir erst mal die Evakuie-
rungsoperation begleiten und auch die täglichen 
Fragen dann beantworten müssen, die ja sofort 
weitergingen: Wie geht das mit den Taliban jetzt 
weiter? Welche Entwicklung sieht man? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Fragezeit ist 
zu Ende. - Ich unterbreche die Sitzung für fünf 
Minuten und bitte die Obleute, mal kurz zu mir 
zu kommen. 

(Unterbrechung von  
22.22 bis 22.24 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich eröffne unsere 
Sitzung wieder. Wir haben uns drauf verständigt, 
dass es noch ein paar Restfragen aus der Runde 
gibt. - Wir starten mit der SPD-Fraktion, Herr 
Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Ich würde mich noch mal etwas 
ausführlicher der Krisenstabssitzung vom 13.08. 
zuwenden. Die findet statt um 11.30 Uhr, Ber-
liner Ortszeit, im AA. Für das Bundeskanzleramt 
nahm nach unseren Unterlagen nur Herr Krebber 
teil, Leiter Referat 213. Können Sie uns ganz kurz 
darstellen - und da es die letzte Runde ist, bitte 
ich wirklich um Kürze -, inwieweit Sie/Ihre Ab-
teilung in diese Sitzung eingebunden waren? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Über Herrn Krebber 
sozusagen. Also, Herr Krebber ist der Punkt, auf 
den alles zugelaufen ist auf der Referatsleitungs-
ebene. Und insofern ist das Kanzleramt da nicht 
vertreten gewesen, sondern man hat sicherlich 
mit dem BND sich abgestimmt; Vorbereitungs-
unterlagen. Und dann war aber eine Teilnahme 
durch die Abteilung 7 nicht erforderlich. Herr 
Krebber hat dann wieder zurückberichtet aus der 
Sitzung, und Frau von Uslar sicher auch, würde 
ich annehmen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Danke. - Der BND trug 
laut Protokoll bei dieser Sitzung Folgendes vor - 
ich beziehe mich auf MAT A BKAmt-2.149 
VS-NfD, Blatt 9 bis 10 und 9 bis 16 [sic!] -: 

„Lagevortrag: TLB-Führung der-
zeit kein Interesse an mil. Ein-
nahme Kabuls, aber Einschluss 
auf … Operationsführung der TLB 
nicht uneingeschränkt gegeben; 
Übernahme Kabuls durch TLB vor 
11.9. eher unwahrscheinlich. 
Vollständiger mil. Abzug der IG, 
diplom. Absetzbewegungen oder 
Ausreise der AFG Eliten würden 
Prozess beschleunigen. Schutz-
zusage der TLB-Führung für AV, 
aber mglw. nicht zuverlässig 
durchsetzbar.“ 

Dieser 11.09. - und wir haben es vorhin bereits 
angesprochen - liegt deutlich hinter den Zeit-
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linien, die aus der Botschaft gemeldet wurden. 
Meine Frage, die sich hoffentlich auch kurz be-
antworten lässt: War Ihnen zu diesem Zeitpunkt 
bewusst oder hatten Sie Kenntnis davon, dass die 
Zeitlinie des BND nach wie vor den 11.09. ge-
nannt hatte? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Mir persönlich war das 
vor der Sitzung nicht bewusst. Ich habe danach 
dann den Vermerk gesehen. Das deckt sich aber 
mit dem, was mir im Vorfeld beschrieben worden 
ist. Und da kann ich aus meiner Erinnerung nur 
sagen: Für mich war immer eine These: Die Ame-
rikaner bleiben bis zum 11.09. wegen des histori-
schen Datums auch. Und das Stichwort „militä-
risch“ war immer wieder mal ein Thema: dass 
die Taliban kein Interesse haben, kurzfristig mili-
tärisch Kabul zu erobern. Und deswegen diese 
Kipppunkte, die dann ja darauf eingehen: Was 
ist, wenn quasi die afghanische Regierung 
Afghanistan verlässt usw.? Dann ist es ja gar 
nicht notwendig, militärisch die Stadt zu er-
obern. Das ist sozusagen auch mein Kenntnis-
stand gewesen. Deswegen ist das aus meiner 
Sicht nicht überraschend. Aber ich habe das 
nicht vor der Krisenstabssitzung genau gesehen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wir haben hier auch ein-
geführt eine Befragung von Herrn Admiral Peter 
Vasely, dem US-Kommandeur der Spezialkräfte 
für die Evakuierungsoperation in Kabul. Hier 
geht es um die Befragung durch die US-Armee 
vom 27. September 2021, die sogenannte Abbey 
Gate Investigation vom US Central Command, 
Seite 5; ist ja bereits eingeführt gewesen. Er führt 
aus, dass es keine ANDSF-Einheiten mehr gab, 
die Kabul vor den Taliban schützen könnten. 
Haben Sie eine Erklärung dafür, warum hier der 
BND eine andere Analyse hat oder warum die 
militärische Analyse der USA hier von der Ana-
lyse des BND abwich? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
leider nicht sagen, warum das, wenn das so war, 
der Fall sein könnte. Was ich Ihnen sagen kann - 
das ist das, was ich meinte bei dem Lessons-
learned-Prozess -, dass unter anderem ein Aspekt 
war: Wie kann man den Austausch mit den Part-
nern gegebenenfalls noch intensivieren? - Gleich-
zeitig wurde aber mir auch immer berichtet, dass 

es sozusagen keine völlig abweichende Lageein-
schätzung gegeben hat. 

Jörg Nürnberger (SPD): Herr van Thiel wider-
sprach in der Krisenstabssitzung mehrfach der 
Lagedarstellung des BND. So schrieb der Refe-
ratsleiter LBA nach der Sitzung - in MAT A 
BND-3.204 VS-NfD, Blatt 180 -: 

„In der heutigen Krisenstabs-
sitzung hat der stv. Deu Bo Kabul, 
Herr van Thiel, mehrfach unserer 
Lagedarstellung widersprochen.  

Er hat angegeben, dass die Ein-
schätzungen von  
sehr wohl eine gewaltsame Über-
nahme von Kabul durch die Tali-
ban innerhalb der nächsten 30 Ta-
ge sähen.“ 

War Ihnen - und ich habe die Frage ein bisschen 
anders vorhin bereits gestellt - - Ist Ihnen die Dis-
krepanz bewusst gewesen? Oder haben Sie davon 
erst Kenntnis erlangt nach dieser Krisenstabs-
sitzung? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Davon habe ich persön-
lich erst Kenntnis erlangt nach der Krisenstabs-
sitzung. Und dann, kann ich nur sagen, gab es 
aber auch eine detaillierte Debatte, weil dann 
immer wieder die Frage ist: Militärische Ein-
nahme, nichtmilitärisch? 30 Tage, 60 Tage, 
90 Tage? - Das waren sozusagen Themen, die 
dann im Nachgang eine Rolle gespielt haben. 
Aber die Aussagen des Gesandten, die kannte ich 
vorher nicht. Also, diese Einschätzungen habe 
ich nicht gesehen. 

Jörg Nürnberger (SPD): In derselben E-Mail ist 
als Reaktion auf den Widerspruch des stellver-
tretenden Botschafters auch ein Arbeitsauftrag 
der Vizepräsidentin enthalten - ich beziehe mich 
auf MAT A BND-3.204 VS-NfD, wiederum das 
Blatt 180 -: 

„Frau VPr’in hat uns gebeten, in 
den nächsten Tagen und Wochen 
geeigneten …  Kon-
takt aufzunehmen (ggf. auch an-
lässlich anderer Gespräche) und 
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zu eruieren, wie die dortige Lage-
einschätzung tatsächlich ist.“ 

Ist diese Zeitspanne für die Auftragsabarbeitung 
angesichts der Lageentwicklung in Afghanistan 
aus Sicht der Dienstaufsicht des BND tatsächlich 
angemessen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also erst mal: Ich gehe 
davon aus, das sind jetzt Unterlagen aus dem 
BND sozusagen, Arbeitsaufträge innerhalb des 
BNDs, der Vizepräsidentin an den Experten-
bereich. - Ich verstehe das so, dass Frau von 
Uslar sagt: Jetzt sofort. - Das war auf jeden Fall 
mein Kenntnisstand, und das ist auch passiert, 
dass unmittelbar Gespräche geführt werden.  

Was sie sozusagen zur Zeitlinie nur, glaube ich - 
aber da kann ich jetzt nur interpretieren -, meint, 
ist: Bei sowieso stattfindenden, standardartigen 
Treffen soll überall immer danach gefragt wer-
den, natürlich in dem Moment noch in der Vor-
stellung: Es kann vielleicht noch ein, zwei, drei 
Monate dauern. - Das ist aus meiner Sicht - - Ich 
verstehe das wie die Vorgabe an den Arbeits-
bereich: Ihr müsst alle Kanäle intensivieren und 
auch nicht nur einmal, sondern ab jetzt fortlau-
fend die ganze Zeit. 

Jörg Nürnberger (SPD): Da muss ich Ihnen aber 
vorhalten, dass Ihre Interpretation dem Wortlaut 
offensichtlich nicht entspricht, weil diese Mel-
dung kam ja vom Referatsleiter LBA, und ich 
habe wörtlich zitiert:  

„Die Frau VPr‘in hat uns gebeten, 
in den nächsten Tagen und Wo-
chen mit  und …“ 

 

„Kontakt aufzunehmen …“ 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ich kann jetzt 
auch nur interpretieren, weil ich das nicht kenne 
und ja auch nicht beteiligt war an dieser Konver-
sation, wie ich das verstehe. Und ich verstehe 
es so - das deckt sich auf jeden Fall dann mit 
meiner Erfahrung, was faktisch stattgefunden 
hat -, dass in den nächsten Tagen und Wochen, 
also sozusagen jetzt sofort beginnend, aber nicht 

nur einmal, sondern dann kontinuierlich - - 
einen engen Austausch - - Aber ich räume gerne 
ein, man kann diesen Satz auch anders lesen. Ich 
kann jetzt auch nur ihn interpretieren.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie sind auch 
nicht gezwungen, das zu interpretieren, sondern 
Sie werden ja nach Ihren Kenntnissen gefragt. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Und da kann ich nur 
sagen, das kenne ich alles gar nicht. Das ist BND-
interne Kommunikation, weiß ich nicht.  

(RD Michael Steppan 
(BKAmt) meldet sich zu 

Wort) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Bundesregie-
rung wünscht das Wort. 

RD Michael Steppan (BKAmt): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich würde auch sagen, dass der 
Zeuge gerade angehalten wird, zu spekulieren 
und zu interpretieren und zu Mailverkehr Stel-
lung zu nehmen, den er nicht kennt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Deswegen habe 
ich ja gesagt, er kann nur aus eigener Kenntnis 
antworten.  

RD Michael Steppan (BKAmt): Ja.  

Jörg Nürnberger (SPD): Es steht mir ja nicht zu, 
den Zeugen in seiner Antwort zu unterbrechen; 
aber die Frage war so formuliert, was er davon 
wusste. Egal.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nach Kenntnis-
sen.  

Jörg Nürnberger (SPD): Offensichtlich gibt es 
eine unterschiedliche Bewertung der Informatio-
nen, die aus der Botschaft kamen, und der Infor-
mationen des BND, weil in der Folgerung auch 
auf dieser Krisenstabssitzung der Darstellung des 
Gesandten van Thiel nicht gefolgt - - ist. Ich kann 
auch noch ein anderes Zitat anfügen. Der Sicher-
heitsberater der deutschen Botschaft, der hier 
unter dem Namen „Fisch“ geführt wird, hat bei 
uns hier im Ausschuss zu der Stellungnahme des 
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BND bei der Krisenstabssitzung ausgeführt - es 
geht um das vorläufige Stenografische Protokoll 
20/62 I, Teil 1, Seite 79; ich zitiere wörtlich -:  

„Ich hatte den Eindruck vom Zu-
hören in dieser Krisenstabsitzung, 
dass die Tendenz schon dahin 
ging, die Situation so einzuschät-
zen, wie sie vor Ort beschrieben 
wurde,  

- also van Thiel -  

und dass man geeignete Maßnah-
men ergreift, um diese Evakuie-
rung vorzubereiten, und auch 
vielleicht schon eine Verlegung 
der Botschaft an den Flughafen 
betreibt, bis zu dem Zeitpunkt, wo 
es dann zu dieser Aussage kam; 
und dann kippte das. Das war 
mein Eindruck, mein persönlicher 
Eindruck.“ 

Jetzt wird hier von einem Zeugen beschrieben, 
dass nach der Aussage der Vizepräsidentin offen-
sichtlich diese Veranstaltung, diese Krisenstabs-
sitzung einen anderen Verlauf genommen hat, 
was zumindest in dem subjektiven Empfänger-
horizont der Beteiligten so wahrgenommen wur-
de. Haben Sie Erkenntnisse darüber, dass auf-
grund dieser Lagedarstellung Entscheidungen 
über die Evakuierung der Botschaft noch nicht 
getroffen worden sind, weil ja diese Zeitlinie 
immer noch als die vom 11. November [sic!] 
übermittelt wurde? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Dazu habe ich keine 
Kenntnis. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf dann fortfahren: 
Am Nachmittag des 13.08. schrieb Herr van Thiel 
dann noch zweimal Berichte zur Lage der Bot-
schaft, und zwar in MAT A BND-3.159 VS-NfD, 
Blatt 145 bis 149. Hierin führt er aus: 

„- Lage im Land und Kabul ver-
düstert sich für „Republik“-
Reste weiter, deutliche kürzere 
Zeitlinien und gefährlichere 
Szenarien als BND“ 

Am Abend schrieb Herr van Thiel dann sarkas-
tisch unter dem Betreff: „:-)“ - Smiley - in MAT A 
AA-9.82 VS-NfD, Blatt 11: 

„Indisches Nachrichtenportal: 
“Kabul Ground Reality Bleak, 
Police Station Empty, Taliban 
Takeover By Tonight:”  

BND: Kabul in drei Monaten.  

Es ist Zeit, Wetten abzuschließen, 
wer näher dran ist. Ich tippe auf 
die Inder.“ 

Ende des Zitats. - Wenn ich das jetzt in Zusam-
menhang setze mit dem Zitat der Vizepräsidentin 
und der dann in der Folge nicht stattgefundenen 
Diskussion, sondern dass das unwidersprochen 
und auch ohne das Zulassen von Widersprüchen 
in dieser Krisenstabssitzung diskutiert werden 
muss, muss ich natürlich die Frage stellen, ob 
diese Lageeinschätzung des BND tatsächlich auf-
rechtzuerhalten war. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also ich kann Ihnen 
sagen, ich habe im Nachhinein von dieser Mail 
erfahren, aber ich habe ja nicht an der Krisen-
stabssitzung teilgenommen. Deswegen: Ich kann 
Ihnen dazu leider nichts sagen. - Das Einzige, 
was ich vielleicht noch beitragen kann, ist: Der 
BND ist ja auch vor Ort vertreten, das heißt, 
innerhalb so einer Botschaft gibt es auch einen 
Austausch. Aber ich kann dazu nichts Eigenes 
beitragen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben aber vorhin 
angeführt, als es dann um die innere Revision 
dieses Verfahrens geht, dass ja grundsätzlich die 
langen Linien hinsichtlich der Entwicklung des 
Emirats 2.0 immer richtig waren. Spätestens an 
dem Zeitpunkt hätte man zum Entschluss kom-
men können, dass es ab da jedenfalls nicht mehr 
richtig war. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Genau, das ist sozusa-
gen der Punkt, weswegen ich gesagt habe: In der 
konkreten Dynamik dieser Tage, da ist es ja ganz 
offensichtlich, dass es nicht richtig eingeschätzt 
worden ist und dass der Gesandte am Ende recht 
behalten hat in seiner Einschätzung. Und das war 
genau auch ein Kern des Punktes, wo man sagt: 
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Hätte man sozusagen Kipppunkte früher identi-
fizieren können? Hätte man denen früher nach-
gehen müssen? Hätte man mit anderen Partnern 
besser reden müssen? Hätte man vielleicht auch 
innerhalb der Botschaft anders miteinander dis-
kutieren können? - Aber das hat niemand ange-
nommen, dass bis zum Schluss alles richtig ge-
laufen ist. Auch der BND hat das sehr selbst-
kritisch sofort in Angriff genommen. Deswegen 
diese Teilung zwischen - - Ganz grundsätzlich 
hat der BND über Afghanistan gut berichtet. 
Diese Dynamik ist auch vom BND nicht gesehen 
worden. Ja.  

Jörg Nürnberger (SPD): Noch einmal, um das 
genau zu präzisieren: Herr van Thiel sagt bereits 
vor dieser Krisenstabssitzung und er sagt unmit-
telbar nach dieser Krisenstabssitzung und ein 
paar Stunden nach Beendigung dieser Krisen-
stabssitzung, dass die Lageentwicklung in Afgha-
nistan eine völlig andere Richtung nimmt, als sie 
der BND einige Stunden vorher mitgeteilt hat. 
Das ist ja dann eine - - Gab es danach noch Ein-
schätzungen vom BND, wo diese Punkte mit ein-
bezogen worden sind, oder wurde man dann von 
der Entwicklung der Ereignisse derart überrollt, 
dass die Frage „11. September“ eigentlich gar 
keine Rolle mehr gespielt hat? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also der 11. September 
hat natürlich dann keine Rolle mehr gespielt, 
als Fakten geschaffen waren - spätestens am 
15. August. Aber natürlich ist genau dieser 
Punkt: „Warum hat der Gesandte da eine andere 
Einschätzung gehabt? Auf welcher Grundlage hat 
er die gehabt? Ist er einfach schlauer als alle an-
deren sozusagen, oder hat er andere Gesprächs-
partner gehabt?“ - - Das waren Punkte, denen 
man nachgegangen ist, um zu gucken: Wo kann 
man irgendwie einen Anfasser finden für die 
andere Einschätzung, die sich ja letztlich dann 
als nicht richtig erwiesen hat, um für die Zukunft 
sozusagen Kommunikationskanäle nicht unge-
nutzt zu lassen, die man vielleicht in dem Mo-
ment besser hätte nutzen können? 

Jörg Nürnberger (SPD): Es hat dann noch bis zum 
nächsten Tag, 9.24 Uhr am 14.08., gedauert, als 
Herr T. G. die Evakuierungsstufe 1 für die Resi-
dentur in Kabul ausgerufen hat. Das ergibt sich 

aus MAT A BND-3.169_Austausch, Blatt 90. 
Wurden Sie über diese Entscheidung informiert 
und gegebenenfalls wann?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich kann Ihnen nicht 
genau sagen, wann ich informiert worden bin. 
Ich kann Ihnen nur aus meiner Erinnerung 
grundsätzlich sagen, dass wir an diesem Wo-
chenende dann ständig im Austausch waren. 
Deswegen: Ich kann Ihnen jetzt nicht die Minute 
sagen, wann mir das mitgeteilt worden ist, aber 
es war klar, als die Dynamik dann da aufkam, da 
waren wir ständig im Austausch. 

Jörg Nürnberger (SPD): Am gleichen Nachmittag 
des 14.08. meldete der Sicherheitschef der deut-
schen Botschaft, dass er aus zuverlässiger Quelle 
erfahren habe, dass die US-Botschaft die Green 
Zone innerhalb der nächsten 72 Stunden verlas-
sen wird. Ich beziehe mich auf MAT A AA-8.132 
VS-NfD, Blatt 100. Ist Ihnen diese Information 
auch bekannt geworden im Bundeskanzleramt? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, aber da kann ich 
Ihnen nicht sagen, wann, also mit welchem Ver-
zug sozusagen. Das ist jetzt nicht, dass ich dann 
da zum Beispiel live eingebunden bin, sondern 
auch das läuft primär über das Fachreferat. Aber 
das ist auch eine Geschichte, die der BND - - Das 
sind ja die eigenen Leute sozusagen, wo diese 
Kanäle erst mal laufen, und dann wird aber in 
entsprechenden Abschnitten auch berichtet ans 
Kanzleramt, um auch die politischen Entschei-
dungsträger auf dem Laufenden zu halten. Aber 
ich kann Ihnen nicht genau sagen, wann ich jetzt 
zum Beispiel diese - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Ohne es auf die Minute 
begrenzen zu wollen: War es noch am Samstag 
oder erst am Sonntag?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
leider nicht sagen, weiß ich nicht mehr. 

Jörg Nürnberger (SPD): Okay. - Um 17.32 Uhr 
Kabuler Ortszeit meldete die US-Sicherheit in 
MAT A AA-8.38 VS-NfD, Blatt 229:  
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„„We are departing much sooner 
than expected so please initiate 
your MOA as soon as possible. ““ 

Herr van Thiel hat diese Nachricht natürlich 
interpretiert und festgestellt: 

„Wir sind im Szenario der mil. 
Evakuierung, wäre meine Inter-
pretation.“ 

War Ihnen und Ihrer Abteilung oder dem Kanz-
leramt am frühen Abend des 14.08. bewusst, dass 
die Amerikaner mit der Evakuierung des Flugha-
fens bereits begonnen haben? Und wenn es Ihnen 
nicht bewusst gewesen sein sollte, ab wann hat-
ten Sie diese Erkenntnis?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
leider nicht sagen. Also ich kann Ihnen das nicht 
sagen, ob das der Samstagabend war oder der 
Sonntag. Erinnere ich nicht mehr so konkret. 

Jörg Nürnberger (SPD): Noch eine Frage, aber 
auch die bitte ich Sie nur aus Ihrem eigenen 
Wissen zu beantworten: Am 15.08.21, 8.28 Uhr, 
wiederum Berliner Ortszeit, telefonierte T. G. mit 
LBAE und teilte 

„telefonisch mit, dass weder die 
Green Zone noch die Flughafen-
straße von US-Kräften militärisch 
gesichert“ 

würden, sodass die 

„Sicherheitssensorik an der Green 
Zone abgebaut ist“ 

MAT A BND-3.203 VS-NfD, Blatt 13 und 14. - 
Auch da würde ich wieder die gleiche Frage stel-
len: Ab wann war Ihnen diese Tatsache bekannt, 
dass die Green Zone ungesichert ist? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Das kann ich Ihnen 
nicht sicher sagen. Also das ist ja Kommunika-
tion innerhalb des BND. Wann die mich erreicht 
hat - sozusagen in der Zusammenfassung, folgen-
de Lage -, kann ich Ihnen nicht sicher sagen. Ich 
kann Ihnen nur aus meiner Erinnerung sagen: An 
dem Wochenende hat dann Kommunikation 

stattgefunden, und ich mindestens habe mich gut 
informiert gefühlt über die Entwicklung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Okay.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das war jetzt … 
[akustisch unverständlich]  

Jörg Nürnberger (SPD): Ehrlich? - Dann bin ich 
am Ende. - Vielen Dank, Herr Dr. Maas. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. - Die Union 
hatte keine Fragen. - Die Grünen hatten auch 
keine Fragen. - Die AfD.  

Joachim Wundrak (AfD): Ich habe eine letzte 
Frage, Herr Dr. Maas. Ich habe es eben leider 
nicht mitbekommen, weil ich nicht hier war, aber 
Sie haben berichtet über Ihre Arbeiten an der 
Novelle des BND-Gesetzes. Mich würde interes-
sieren, welche konkreten Erkenntnisse aus dem 
Untersuchungszeitraum Afghanistan Sie persön-
lich dann in die Arbeiten zur Novelle dieses 
BND-Gesetzes eingebracht haben. Was war Ihnen 
da wichtig? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Aus dem - -  

(RD Michael Steppan 
(BKAmt) meldet sich zu 

Wort) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Bundesregie-
rung hat das Wort. Bitte.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Aus dem Untersu-
chungs- - Ja, bitte.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Bundesregie-
rung.  

RD Michael Steppan (BKAmt): Vielen Dank. - Ich 
bin mir nicht sicher, ob das Gegenstand des 
Untersuchungs- -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich kann Sie akus-
tisch nicht verstehen. 

RD Michael Steppan (BKAmt): Ich bin mir nicht 
sicher, Herr Vorsitzender, ob die Frage den Un-
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tersuchungsgegenstand betrifft. Meiner Meinung 
nach, nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich bin mir da 
nicht ganz so sicher. Der Zeuge kann das ja in 
dem ihm bekannten Wissen über den Untersu-
chungsgegenstand und -zeitraum beantworten. - 
Bitte.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also vielleicht ganz 
generell: Die ND-Novelle, die ich angesprochen 
habe, die für mich sozusagen einen Großteil mei-
ner täglichen Arbeit ausgemacht hat, ist die Um-
setzung gewesen des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Mai 2020. Da geht es um 
die Frage, und zwar sehr technische rechtliche 
Fragen: Wie müssen die Befugnisse ausgestaltet 
werden des BND für die technische Aufklärung? 
Wie muss die Kontrolle stattfinden? - Das ist sehr 
zu trennen von dem, was hier Untersuchungs-
gegenstand ist. Das ist eher eine Frage, die sich 
beschäftigt dann: Wie ist die Berichterstattung 
des BNDs? Wie entsteht die? Und welche Lessons 
learned kann man daraus ziehen? - Deswegen: 
Das eine hat mit dem anderen nach meiner Ein-
schätzung wenig zu tun. Da gab es keine Über-
schneidung.  

Joachim Wundrak (AfD): Sie sind der Fach-
mann. - Vielen Dank. 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja. Deswegen gebe ich 
Ihnen meine Einschätzung. Das sind zwei unter-
schiedliche Großthemen, aber doch unterschied-
liche.  

Joachim Wundrak (AfD): Ich bedanke mich für 
die Ausführungen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Hart am Rande 
unseres Auftrags; das stimmt. Aber die Antwort 
war, glaube ich, in Ordnung. - Die FDP hat das 
Fragerecht.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Dr. Maas, ich habe 
hier ein Schreiben vom 23.08.2021; MAT A 
BND-3.205 VS-NfD, Blatt 120 bis 121. Das ist ein 
hausinterner E-Mail-Verkehr, und wenn man 
diesem Schreiben folgt, sahen zumindest Teile 

des BND die Ursache dafür, dass man von der 
unangekündigten Räumung der Green Zone 
durch die USA überrascht worden sei, in den 
Einschränkungen der Informationsgewinnung 
gegenüber Partnern. Im Mail-Wechsel für die 
Freigabe einer Zulieferung der Abteilung TA zur 
internen Untersuchung des BND heißt es - ich 
zitiere -:  

 
 

 

 
 

 

Und dann schließt sich hier eine abteilungs-
interne Debatte darüber an, ob man diesen Satz 
streichen solle oder ob es wichtig sei, dass dieser 
das Kanzleramt erreiche. Ist dieser Aspekt der 
Ursachensuche bei Ihnen in Abteilung 7 damals 
angekommen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Also, ob der konkret in 
diesem Zusammenhang angekommen ist, das 
kann ich Ihnen nicht sicher sagen. Die Debatte 
darüber, ob es den deutschen Nachrichtendiens-
ten erlaubt sein soll, politische Partner aufzuklä-
ren, die kommt immer wieder. Die Frage - - Das 
ist sehr vielschichtig. Da können Sie über 360-
Grad-Debatte, Spionageabwehr usw. nachdenken, 
und in dem Kontext sehe ich das. Das ist eine 
Debatte innerhalb des BNDs. Wenn ich das jetzt 
richtig verstehe, gibt es da dann offensichtlich 
Menschen, die sagen: Ja, wenn wir zum Beispiel 
die amerikanischen Partner nachrichtendienst-
lich aufgeklärt hätten, hätten wir vielleicht eine 
Information bekommen, die wir so nicht bekom-
men haben. - Insofern: Die Debatte kenne ich. In 
diesem konkreten Fall, dass die bei mir ange-
kommen wäre: Nein, erinnere ich nicht.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Können Sie 
vielleicht einschätzen, warum da debattiert wur-
de, dass man diesen Satz streichen soll? Weil aus 
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meiner Sicht der Umstand, dass innerhalb der 
Abteilung des BND diskutiert wurde, ob man der 
Führung etwas sagen dürfe oder nicht, hat mich 
jetzt ein bisschen nachdenklich gestimmt. Konn-
ten Sie im Untersuchungszeitraum feststellen, 
dass es im Geschäftsbereich des Kanzleramts 
hinsichtlich kritischer Berichterstattung zu The-
men und Glaubenssätzen, die man als unbequem 
wahrnahm - - Zurückhaltung ausgeübt hat? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nein. Also, ich kann 
nur sagen, wie gesagt: Ich kenne die Debatte ganz 
grundsätzlich. Ich führe die auch sozusagen im-
mer wieder in den unterschiedlichen Formen. 
Insofern, falls es da im BND die Sorge gab, man 
darf so was nicht sagen, kann ich nur sagen: Die 
ist unbegründet. Die Debatte gibt es auch ständig. 
Also das müssen dann einzelne Kolleginnen und 
Kollegen sein, die das sozusagen für sich anneh-
men, aber da gibt es keine Grundlage dafür. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Danke. - Dann 
hätte ich noch abschließend eine Frage: Sie ha-
ben vorhin sozusagen rückblickend auf die Feh-
lersuche gesagt, vielleicht hätte man die Kipp-
punkte früher definieren müssen, man hätte viel-
leicht noch mal schauen müssen: „Wie kann es 
sein, dass der Gesandte was anderes sagt, als was 
im BND in der Berichterstattung war?“, also wie 
man die Lage zusammenführen müsste. Waren 
am Ende diese beiden Punkte, also Lagezusam-
menführung und Kipppunkte-früher-Definieren, 
auch Ergebnis der Revision bei Ihnen? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Die Revision ist aus 
meiner Sicht glücklicherweise sehr breit ange-
legt. Da geht es auch um Ausbildungsformate 
und ganz technische Fragen in den Arbeitsabläu-
fen. Deswegen würde ich sagen: Nein, das sind 
nicht Punkte, die für mich wesentlich sozusagen 
da rausgekommen sind. 

Und auch noch mal zu den Kipppunkten: Das 
kennen Sie vielleicht dann besser, weil Sie die 
Kollegen intensiv dazu befragt haben. Ich tue 
mich schwer damit, zu sagen, der BND hat diese 
Kipppunkte auch wirklich erst am 11. August - - 
Ich sage, der Kollege, den ich kenne, der Afgha-
nistan bearbeitet hat, das ist jemand, der sehr 
differenziert denkt. Ob das dann technisch mal 

so aufgeschrieben worden ist und so - - Ich gehe 
nur davon aus: Der BND hat das immer wieder 
hinterfragt. Ob das Kipppunkte genannt worden 
ist, das weiß ich nicht.  

Dieses Hinterfragen aber der grundsätzlichen 
Einschätzung, das ist für mich einer der ganz 
wesentlichen Punkte neben wirklich technischen 
Fragen - neue Kollegen, Wissenstransfer, Aus- 
und Fortbildung usw. -, dass der BND - und das 
beschäftigt uns bis heute - möglichst Strukturen 
schafft, in denen die eigenen Thesen, die intern 
entstehen, hinterfragt werden. Und das möchte 
der BND auch. Da gibt es gar keinen Dissens. Das 
Problem ist schlichtweg - und das sehen Sie, 
glaube ich, auch aus der Gegendarstellung 
dann -, dass Sie eine Schwierigkeit haben, wenn 
quasi Sie als Vorgesetzter ständig Ihren Mitarbei-
tern widersprechen, weil Sie das systematisch 
möchten. Dann frustriert das natürlich Ihre Mit-
arbeiter irgendwann. Also es ist sehr schwer, so 
was zu organisieren, und es kostet dann Ressour-
cen. 

 
 

 - Dieses Red Team - - Deswegen: 
Es ist ja auch ein englischer Begriff. Daran sehen 
Sie schon, das Problem stellt sich für alle. Es ist 
nur für alle wahnsinnig aufwendig. Wenn Sie 
mich fragen: „Was ist der größte Take-away aus 
diesen Lessons learned?“, dann ist das ein ent-
scheidender Punkt, der bis heute ein ständiges 
Thema ist.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Erlauben Sie 
mir vielleicht, meine Meinung zu sagen: Wenn 
Sie sagen, dass Sie da breit das angeschaut ha-
ben - - Ich finde, die Zusammenführung von 
Lagen oder die regelmäßige Erstellung von Kipp-
punkten, das wäre für mich jetzt schon was sehr 
Essenzielles und sehr Breites auch. Deswegen 
wundert mich das jetzt, dass Sie sagen, das ist 
jetzt sozusagen zu operativ oder so, um da in so 
einem Ding aufzutauchen.  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nee, da möchte ich 
nicht missverstanden werden. Da bin ich ganz 
bei Ihnen. Kipppunkte, Szenarienanalyse, das ist 
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auch etwas, was im Kern gefordert wird. Ich 
wollte nur sagen: Für diesen konkreten Unter-
suchungsgegenstand, den Sie haben, da weiß ich 
schlicht nicht: Wie ist das mit den Kipppunkten 
da gewesen? - Da habe ich das nicht wahrge-
nommen sozusagen, dass es daran gefehlt hat. 
Aber ganz grundsätzlich: Szenariendarstellung, 
sich hinterfragen, Kipppunkte definieren: „Wann 
könnte etwas sich anders entwickeln, und wel-
che Auswirkungen hat das?“, das teile ich ganz. 
Das ist auch ein wesentlicher Aspekt. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ist denn auch 
ein Take-away gewesen, wie Lage zusammen-
geführt werden kann, also Stichwort „Gesandter 
sagt dies, BND sagt das“? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ja, absolut. Absolut. 
Also der Austausch - -  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Mit welchem 
Ergebnis? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Nur mal ein Beispiel: 
Das AA hat eine Botschafterkonferenz. Da kom-
men die Botschafter ja einmal im Jahr zusammen. 
Da haben wir dafür gesorgt, dass der BND auch 
prominent und die Abteilung 7, Herr Kotsch zum 
Beispiel - der kommt ja aus dem AA, der hat 
auch daran teilgenommen - - um die Kooperation 
zwischen den Residenturen, also den BND-
Vertretungen in den Botschaften, wo der BND 
vertreten ist, und dem Botschaftspersonal zu 
intensivieren, dass man da noch mehr miteinan-
der spricht. Und das ist sozusagen auch eine 
Konsequenz. 

Eine andere ist, auch mit den Partnern noch mal 
zu gucken: Ist der Austausch optimal? - Da gibt es 
regelmäßige Fachgespräche; aber auch da hat sich 
natürlich die Frage gestellt: Sind die Gespräche 
intensiv genug geführt worden? Wie kann man 
sich gegenseitig unterstützen, auch die politische 
Ebene, die Nachrichtendienste? Kann man bei 
politischen Gesprächen diese Aspekte mit auf-
nehmen, und umgekehrt? - Also, ich will nur 
sagen: Das sind alles Punkte, die auch immer 
wieder und bis heute abgeklopft werden. Auch 
bei jüngeren Ereignissen der Weltpolitik ist das 

immer wieder die Frage, wenn wir über die Be-
richterstattung des BND diskutieren. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Abschließen-
de Frage: Würden Sie abschließend sagen, dass 
der institutionalisierte Lageabgleich zwischen 
den Ressorts im Untersuchungszeitraum bezogen 
auf den Untersuchungsgegenstand ausreichend 
institutionalisiert war?  

Zeuge Dr. Carsten Maas: Da muss ich, ehrlich 
gesagt, ein bisschen um Nachsicht bitten, weil 
diese Staatssekretärsrunde „Afghanistan/Mali“, 
das ist schon das Instrument gewesen sozusagen; 
da habe ich nicht dran teilgenommen. Und der 
Sicherheitspolitische Jour fixe ist ein anderer; da 
habe ich auch nie dran teilgenommen. Ich habe 
eigentlich keinen Anlass, anzunehmen, dass das 
nicht gut gelaufen ist. Dass man alles, auch Gu-
tes, noch verbessern kann, ist sicher so. Ja.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ich danke 
Ihnen, Herr Dr. Maas.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Erlauben Sie mir selbst noch eine kurze Schluss-
frage zu einem ganz anderen Kipppunkt, von 
dem heute mehrfach die Rede war, nämlich der 
Kipppunkt in dieser Krisenstabssitzung. Da der 
BND - und das muss man, glaube ich, lobend 
hervorheben - sich ja deutlich selbstkritischer 
seiner Arbeit zugewandt hat und so einen 
Lessons-learned-Prozess breiter aufgesetzt hat als 
irgendjemand sonst, was ich jedenfalls hier 
wahrgenommen habe, und wir ja dankens-
werterweise den Bericht auch übersandt bekom-
men haben und den haben angucken können, 
interessiert mich, weil es so verschiedene Zeu-
genschilderungen dieses Vorgangs gibt, ob das, 
was die Vizepräsidentin vorgetragen hat und was 
ja offenkundig der Kipppunkt in dieser Krisen-
stabssitzung gewesen ist, den Kenntnisstand des 
BND wiedergegeben hat oder ob ich nicht aus 
dem schließen muss, was Sie hier auch gesagt 
haben, dass es ja durchaus - Sie haben von den 
Experten vor Ort geredet - auch andere Wahr-
nehmungen gegeben hat. Kurzum: War das 
eine - - Ich will das offen fragen.  
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(Zuruf der Abg. Canan 
Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN)) 

Hat das nach Ihrem Kenntnisstand, was die 
Vizepräsidentin dort gesagt hat, den Kenntnis-
stand des BND wiedergegeben? 

Zeuge Dr. Carsten Maas: Ich gehe davon aus, 
kann ich leider nur sagen, weil ich an der Sit-
zung nicht teilgenommen habe. Was ich nur weiß 
aus dem Vermerk danach: Der zuständige Experte 
hat auch teilgenommen. - Insofern gehe ich da-
von aus, dass das Wissen des BND da umfassend 
beschrieben worden ist. Aber das kann ich nur 
vermuten. Ich war nicht dabei. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner:  Vielen herzlichen 
Dank. - Dann bedanke ich mich bei allen Beteilig-
ten, insbesondere auch beim Zeugen, dass Sie so 
geduldig uns Antworten gegeben haben.  

Ich will darauf hinweisen, dass Ihre Befragung 
formal noch nicht abgeschlossen ist, sondern Sie 
kriegen das Protokoll, haben 14 Tage Zeit, das zu 
prüfen, und dann erst wird die Beendigung förm-
lich festgestellt. Dann darf ich mich herzlich bei 
Ihnen bedanken, Ihnen alles Gute wünschen.  

Wir sind am Ende der Beweisaufnahme. Ich ver-
abschiede mich von der Öffentlichkeit und allen 
anderen Beteiligten. 

Die nächste öffentliche Beweisaufnahmesitzung 
ist für Donnerstag, den 27. Juni 2024, um 12 Uhr 
vorgesehen. Ich schließe die Sitzung um 
22.57 Uhr. Ich wünsche Ihnen einen schönen 
Abend, was immer Sie damit anfangen.  

(Schluss: 22.57 Uhr) 
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